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Betrachtungen zum Saisonarbeitskräfteangebot
in der deutschen Landwirtschaft

Von carsten holst, sebastian hess und stephan von cramon-taubadel, Göttingen

1 Einleitung

Die meisten Saisonarbeitskräfte in der deutschen Landwirtschaft sind temporäre Arbeits­
migranten aus Mittel­ und Osteuropa (21). Seit Anfang der 1990er­Jahre dürfen Saison­
arbeitnehmer aus mittel­ und osteuropäischen Ländern für die Dauer von drei (seit 2005
vier) Monaten bestimmte Tätigkeiten in Deutschland ausüben, sofern eine Erlaubnis der
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) vorliegt. Im Jahre 1991 wurden 90 000 Sai­
sonarbeitsgenehmigungen ausgestellt, während es 2005 bereits 300 000 waren. Seit Mitte
der 1990er­Jahre hat die Bundesregierung jedoch wiederholt versucht, diese temporäre
Arbeitsmigration ohne Anzeichen von dauerhafter Immigration (23) zu drosseln. Vor dem
Hintergrund, dass z. B. im Jahresdurchschnitt 2005 über 4,8Millionen Inländer in Deutsch­
land erwerbslos gemeldet waren, wird häufig hinterfragt, ob Deutschland die einreisenden
Saisonarbeitskräfte wirklich benötigt. Schließlich können Erntetätigkeiten zumindest auf
den ersten Blick von fast jedem inländischen Arbeitsuchenden übernommen werden, da
hierfür anscheinend keine besonderen Qualifikationen vorausgesetzt werden müssen.
Als Reaktion auf die seit Mitte der 1990er­Jahre gestiegenen Arbeitslosenzahlen in

Deutschland erließ die Bundesregierung im Dezember 2005 eine sogenannte „Eckpunkte­
Regelung“ für die Jahre 2006 und 2007, welche zu einer teilweisen Einschränkung der
Zulassung mittel­ und osteuropäischer Saisonarbeitnehmer führen sollte, um im Gegenzug
inländische Arbeitsuchende in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Der Erfolg dieser Maß­
nahme wurde nachfolgend von den einzelnen Interessengruppen unterschiedlich bewertet.
Während die Bundesagentur für Arbeit die Erfolge bei der Vermittlung von inländischen
Arbeitsuchenden hervorhob, forderte der Deutsche Bauernverband die sofortige Abschaf­
fung der Eckpunkte­Regelung mit der Begründung, dass zu wenige Saisonarbeitskräfte
auf den Betrieben zur Verfügung stünden. Inzwischen wurden die ursprünglichen Restrik­
tionen der Eckpunkte­Regelung im Rahmen einer Weisung der Bundesagentur für Arbeit
(3) deutlich gelockert, aber der Gesetzgeber hält grundsätzlich an der Genehmigungs­
pflicht für Saisonarbeitsverhältnisse zwischen deutschen Landwirten und Arbeitnehmern
der mittel­ und osteuropäischen Staaten fest und kontrolliert die Vermittlung insbesondere
mit dem Ziel, die Beschäftigung inländischer Arbeitsuchender zu fördern, wie im Koali­
tionsvertrag der Regierungskoalition 2005 festgelegt wurde (25).
Die Kontrolle und die mit der Eckpunkte­Regelung ursprünglich beabsichtigte Regu­

lierung der Arbeitskräftemigration durch die Bundesregierung geschieht zunächst im
Interesse inländischer Arbeitsuchender, aber berührt dabei gleichzeitig die Interessen
umsatz­ und wachstumsstarker Zweige der deutschen Agrarproduktion (beispielsweise
Gemüseerzeugung und Obstbau), deren wirtschaftlicher Erfolg maßgeblich vom Pro­
duktionsfaktor „Saisonarbeit“ abhängt. Von einem Saisonarbeiter werden dabei ganz
bestimmte Qualifikationen gefordert, nämlich räumliche und zeitliche Flexibilität, kör­
perliche Belastbarkeit und besonders niedrige Opportunitätskosten der Arbeitszeit, welche
bei Arbeitsmigranten überwiegend vorliegen und bei einheimischenArbeitsuchenden eher
selten gegeben sind.
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Dieser Beitrag analysiert aus ökonomischer Perspektive, welche Möglichkeiten und
Begrenzungen für die Politik der Bundesregierung generell bestehen, um die Verfügbar­
keit von Saisonarbeitskräften zu gewährleisten und gleichzeitig möglichst viele inlän­
dische Arbeitsuchende als Erntehelfer zu vermitteln.

2 Nachfrage und Angebot von Saisonarbeitskräften im Zeitablauf

gerdes (21) identifiziert zahlreiche landwirtschaftliche Produktionszweige, welche einen
besonders hohen Bedarf an saisonal anfallender und zu niedrigen Transaktionskosten an
ausländische Wanderarbeiter zu vergebende Arbeitsschritte aufweisen. Summiert man
den Jahresumsatz dieser Produktionszweige im Bereich Pflanzenbau, so zeigt sich, dass
ca. 50 % der Umsatzerlöse aus pflanzlichen Produkten im deutschen Agrarsektor in Pro­
duktionszweigen erzielt werden, welche in besonders hohem Maße Saisonarbeitskräfte
einsetzen. Gleichzeitig beansprucht diese Produktion nur einen geringen Teil der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche in Deutschland (24).

hess (23; 24) hat anhand eines Modells die Nachfrage nach Saisonarbeitskräften in einem
Zeitraum von 1994 bis 2001 approximiert und festgestellt, dass die in diesem Zeitraum
legal gemeldeten Saisonarbeitskräfte nicht ausreichen, um die laut Anbaustatistik anfal­
lende Arbeitsmenge zu bedienen. Trotz früherer Bemühungen seitens der Bundesregie­
rung, die Zahl der Saisonarbeitserlaubnisse zu quotieren (etwa in den Jahren 1997 und
1998), wurde die Anbaufläche besonders arbeitsintensiver Kulturen jedes Jahr weiter aus­
gedehnt (vgl. Abb. 1 und 2). Der bestehende Datensatz wurde für den vorliegenden Beitrag
aktualisiert; die Methode ist in hess (23) ausführlich erläutert.
Die Betrachtung der erweiterten Datenreihe in Abbildung 1 zeigt einen im Zeitverlauf

stetig steigenden Arbeitszeitbedarf, vor allem in den Monaten Mai und Juni.

Abb. 1. Saisonarbeitszeitbedarf in Stunden pro Monat, 1994–2006
Quelle: Eigene Berechnung nach (23; 35; 38)
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Wenn die Tätigkeiten nicht gleichmäßig über das Jahr anfallen, sondern Arbeitsspitzen
existieren, die eine Teilbarkeit des Faktors Arbeit erforderlich machen, sind Saisonar­
beitsverhältnisse vorteilhaft. gerdes (21, S. 119) geht bei diesen vorwiegend manuellen
Arbeiten davon aus, dass hierfür keine nennenswerten Investitionen in Humankapital vor­
genommen werden müssen und dass eine Kontrolle des Arbeitsergebnisses jederzeit leicht
durchführbar ist.
Um die Bedeutung der mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmer für die deut­

sche Landwirtschaft zu quantifizieren, werden im Folgenden deren insgesamt geleisteten
Arbeitsstunden abgeschätzt und mit dem errechneten Bedarf verglichen.
Hierzu hat die Repräsentativuntersuchung von venema und grimm (36, S. 31) erge­

ben, dass polnische Erntehelfer durchschnittlich 50,9 Stunden pro Woche in Deutschland
arbeiten, wobei jeder Zehnte weniger als 40 Stunden und jeder Vierte länger als 60 Stun­
den beschäftigt ist. Die maximale Beschäftigungsdauer mittel­ und osteuropäischer Sai­
sonarbeitnehmer war bis einschließlich 2004 auf drei Monate (ca. 13 Wochen) begrenzt.
Nicht alle Saisonarbeitskräfte waren aber über den gesamten möglichen Zeitraum beschäf­
tigt. Zum einen darf eine Beschäftigung nicht länger als 50Arbeitstage oder maximal zwei
Monate (ca. acht Wochen) dauern, sofern dasArbeitsverhältnis als geringfügige Beschäfti­
gung eingestuft werden soll, bei der keine Sozialabgaben abzuführen sind; eine detaillierte
Darstellung der politisch­rechtlichen Grundlagen der Beschäftigung von Saisonarbeits­
kräften im Wandel der letzten Jahre ist der Veröffentlichung von becker und heller (1)
zu entnehmen. Zum anderen sind Arbeitsspitzen zur Erntezeit vor allem in Betrieben mit
nur wenigen verschiedenen Kulturen deutlich kürzer, sodass aus Sicht der Betriebsleiter
eine Erfüllung der maximal möglichen Laufzeit gar nicht erforderlich ist. Hess (23, S. 608)
unterstellte deshalb bei seinen Berechnungen eine durchschnittliche Beschäftigungsdauer
von zehn Wochen, sodass ein Saisonarbeitnehmer aus Mittel­ und Osteuropa eine Arbeits­
leistung von 500 Stunden pro Arbeitsvertrag erbracht hat.
Dieser Wert gestaltet sich für die Zeit ab 2005 eventuell anders, da sich die maximal

mögliche Beschäftigungsdauer von mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmern auf
vier Monate (ca. 17 Wochen) verlängert hat. Weil für einige Erntehelfer die Möglichkeit
einer geringfügigen Beschäftigung generell aufgrund der im Zuge der EU­Osterweiterung
geänderten sozialversicherungsrechtlichen Zuständigkeit entfällt, wären diese Arbeitneh­
mer nicht mehr unbedingt an die maximal zweimonatige Beschäftigung gebunden und
könnten zum Teil länger arbeiten. Dennoch ist für diese Abschätzung die Dauer der
Arbeitsspitze von entscheidender Bedeutung. Wer deshalb zuvor schon den dreimona­
tigen Zeitraum nicht ausschöpfen konnte, wird auch nach Verlängerung der maximalen
Aufenthaltsdauer nicht länger arbeiten. Es kommen also vor allem zusätzliche Arbeitsleis­
tungen in Betracht, wenn vorher die maximale Dauer von 13 Wochen für die Dauer des
Beschäftigungsverhältnisses einen begrenzenden Faktor darstellte. Nimmt man an, dass
durch die neue Regelung jeder vierte Saisonarbeitnehmer seine Tätigkeit um jeweils vier
Wochen ausdehnt, so ist dementsprechend ab dem Jahre 2005 von einer durchschnittlichen
Arbeitsleistung von 550 Stunden pro Arbeitsvertrag auszugehen.
hess (23, S. 609) unterstellte, dass bei der Erledigung von Saisonarbeiten zum Teil

auch noch deutsche Familienangehörige und in gewissem Maße auch inländische Fremd­
arbeitskräfte helfen, aber deren erbrachte Leistung in Relation zum Arbeitsvolumen mit­
tel­ und osteuropäischer Erntehelfer zu vernachlässigen ist. Somit kann zum Vergleich
des Saisonarbeitsbedarfs und der tatsächlich geleisteten Stunden folgende Berechnung
durchgeführt werden:
Der für die Kulturen erforderliche Arbeitszeitbedarf wird durch die durchschnittliche

Arbeitsleistung von 500 bzw. 550 Stunden pro genehmigten Arbeitsvertrag dividiert,
sodass sich eine theoretisch benötigte Anzahl an Saisonarbeitsverträgen pro Kalenderjahr
ergibt. In Abbildung 2 ist jeweils eine Abweichung von +/­20 % dargestellt, um mög­
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liche Fehlbewertungen bei der groben Abschätzung des erbrachten Arbeitsvolumens pro
Vertrag zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang muss ferner darauf hingewiesen
werden, dass die zugelassenen mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmer auch für
Tätigkeiten (Forst, Tierhaltung) eingesetzt werden können, deren Arbeitsbedarf in dieser
Berechnung noch nicht enthalten ist, sodass der Bedarf an Saisonarbeitskräften tendenziell
eher unterschätzt wird.
Beim Vergleich zwischen tatsächlich gemeldeten und theoretisch benötigten Arbeits­

verträgen kann festgestellt werden, dass sich die Zahl der zugelassenen mittel­ und ost­
europäischen Saisonarbeitnehmer seit 2001 innerhalb des zwanzigprozentigen Schwan­
kungsbereichs bewegt hat, was insbesondere im Jahr 2005 bedeutet, dass der errechneten
Bedarf weitgehend gedeckt werden konnte. Für die letzen vier Jahre des Betrachtungs­
zeitraumes ist zusätzlich die Zahl der genehmigten Arbeitsverträge abzüglich der Stornie­
rungen abgebildet.
Eine Stornierung liegt vor, wenn das Nichtzustandekommen eines Arbeitsvertrages

durch den Landwirt gemeldet wird, um eine Ersatzkraft für die nicht erschienene Person
zu beantragen. Im Fall einer sogenannten Teilstornierung, bei welcher der Vertrag nach
Arbeitsbeginn vorzeitig aufgehoben wird, ist die Ersatzperson als weitere Zulassung zu
bewerten, bei Vollstornierungen vor Arbeitsantritt jedoch nicht (2, S. 9).
Bei kurzfristig erfolgten Absagen seitens der Arbeitnehmer bzw. bei Nichterscheinen

zum vereinbarten Vertragsbeginn kann es bei einer Ersatzkraftbeschaffung über den nor­
malen Vermittlungsweg zu längeren Ausfallzeiten kommen. Das Verfahren kann in diesen
Fällen durch die Schnellvermittlung beschleunigt werden, allerdings ist erst zehn Tage
nach Eingang der Antragsunterlagen bei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung mit dem
Arbeitsbeginn der Ersatzkraft zu rechnen. Die Bundesagentur für Arbeit weist zudem
darauf hin, dass dieses Verfahren in technischer und personeller Hinsicht an Obergrenzen
stoßen kann (2, S. 17). Deshalb wird die Zahl der tatsächlich beschäftigten mittel­ und ost­
europäischen Saisonarbeitnehmer zwischen der Zahl genehmigter Verträge und dem um
die stornierten Zulassungen vermindertenWert liegen. AusAbbildung 2 geht somit hervor,

Abb. 2. Vergleich zwischen tatsächlichen und benötigten Saisonarbeitsverträgen, 1994–2006
Quelle: Eigene Berechnung nach (23; 35; 38)
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dass 2006 die Anzahl der tatsächlich beschäftigten Erntehelfer den theoretisch errechne­
ten Bedarf an Saisonarbeitsverträgen deutlich verfehlte, was bedeuten könnte, dass im
Jahre 2006 erstmalig wieder informelle Beschäftigung in größerem Umfang bedeutsam
war, beispielsweise durch Überschreitung der wöchentlichen Stundenobergrenze je legal
beschäftigtem Saisonarbeitnehmer. Bezieht man jedoch die Tatsache mit ein, dass die
Stornierungen ausschließlich erfolgen, wenn Arbeitskräfte trotz eines offenkundigen
Arbeitsbedarfs im Betrieb nicht erscheinen, liegt vielmehr die Vermutung nahe, dass auf
manchen Betrieben eine Verknappung des Arbeitsangebotes bereits 2006 spürbar wurde.
Die deutlich gestiegene Zahl der Stornierungen im Jahr 2006 kann also durchaus als

Anzeichen eines sich verknappenden Arbeitsangebotes gewertet werden, obwohl die indi­
viduellen Gründe für Stornierungen nicht erfasst werden. Darüber hinaus mehren sich seit
dem Jahr 2006 auch in der berufsständischen Presse Hinweise, dass deutsche Landwirte
Schwierigkeiten hatten, genug Saisonarbeitskräfte anzuwerben – ein Ergebnis, das durch
die Befragung von müller (29) eindeutig bestätigt wird.

3 Aktuelle Betrachtungen zum Saisonarbeitskräfteangebot

3.1 Auswirkungen der Eckpunkte-Regelung auf das Arbeitsangebot

Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit hat sich die deutsche Bundesregierung zum Ziel
gesetzt, jährlich etwa 10 % der ca. 302 000 im Jahre 2005 zugelassenen mittel­ und ost­
europäischen Saisonarbeitnehmer durch inländische Arbeitsuchende zu ersetzen (11).
Die hierzu erlassene Eckpunkte­Regelung umfasst folgende Kernelemente:
Für jeden Betrieb werden mittel­ und osteuropäische Saisonarbeitnehmer in Höhe von●
80 % der Zulassungen im Jahr 2005 ohne individuelle Prüfung der Vermittlungsmög­
lichkeiten inländischer Arbeitsuchender zugewiesen. Darüber hinaus können maximal
noch weitere 10 % bewilligt werden, falls inländische Arbeitnehmer nicht in ausrei­
chendem Umfang zur Verfügung stehen.
Einem Kleinbetrieb können bis zu vier mittel­ und osteuropäische Saisonarbeitnehmer●
ohne individuelle Prüfung zugeteilt werden.
Wird ein Betrieb oder Betriebsteil infolge eines Rechtsgeschäftes an einen Dritten●
übergeben, so werden auch die Ansprüche gemäß Punkt 1 an ihn übertragen.

Sofern Betriebsleiter ferner plausibel begründen können (z. B. durch Fachgutachten der
Landwirtschaftskammer/des Amtes), dass sich in ihrem Unternehmen ein Mehrbedarf an
Arbeitskräften gegenüber 2005 ergeben hat, kann die Arbeitsvermittlung flexibel auf den
Mehrbedarf eingehen (2, S. 9–10).
Für das Jahr 2006 kann ein Rückgang der Zulassung mittel­ und osteuropäischer

Arbeitnehmer im Bereich der Landwirtschaft um 7,9 % gegenüber dem Vorjahr auf insge­
samt 277 947 festgestellt werden.
Um die landwirtschaftlichen Betriebe trotz der rückläufigen Zahl mittel­ und osteuro­

päischer Arbeitnehmer ausreichend mit Erntehelfern zu versorgen, versucht die Bundes­
agentur für Arbeit einerseits geeignete inländische Arbeitsuchende zu finden, andererseits
wendet sie sich auch an die Betriebsleiter, um für die Einstellung dieser Personen zu
werben.
Intensive Bemühungen der Bundesagentur für Arbeit führten Anfang 2006 zu einem

Bewerberpool von rund 40 000 inländischen Arbeitsuchenden. Die Vermittlungserfolge
lassen sich allerdings nicht exakt quantifizieren, da diese Daten seitens der Bundesagentur
für Arbeit statistisch nicht getrennt von anderen Vermittlungen erfasst werden (11). Dies
ist aus ordnungspolitischer Sicht als bedenklich einzustufen, denn eine Regierung sollte
bei einem Markteingriff auch Sorge dafür tragen, dass für die Bewertung/Evaluierung
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dieser Maßnahme erforderliches Datenmaterial zumindest über einen gewissen Zeitraum
gesammelt und ausgewertet wird. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass aus staatlicher
Sicht kein Vermittlungsmonopol vorliegt und deshalb die Betriebe inländische Arbeitneh­
mer auch selbst anwerben können, ohne dass die staatlich organisierte Arbeitsvermittlung
davon Kenntnis erlangt.
Unabhängig voneinander haben der Deutsche Bauernverband und die Bundesagentur

für Arbeit Umfragen bei Betrieben mit Saisonarbeitskräften durchgeführt (vgl. Abb. 3).
Die Umfragen wurden jeweils im Zeitraum des höchsten Saisonarbeitskräftebedarfs
durchgeführt, zum einen im Mai und Juni 2006 (Spargel, Erdbeeren) sowie zum anderen
im September und Oktober 2006 (Wein, Obst).
Übereinstimmend kommen die Umfragen zu dem Ergebnis, dass gut die Hälfte der von

den Arbeitsagenturen vermittelten inländischen Arbeitsuchenden sich bei den zugewie­
senenArbeitgebern vorgestellt hat, aber nur etwa 30 % eingestellt wurden, von denen wie­
derum lediglich etwa die Hälfte die Beschäftigung bis zum Vertragsende ausgeübt hat.

Die Strategie der Bundesregierung, ausländische Arbeitskräfte durch einheimische zu
ersetzen, hatte offenkundig wenig Erfolg. Die Gründe für diese niedrige Erfolgsquote
bei der Arbeitsvermittlung sind vielgestaltig. Zwei wesentliche Einflussgrößen sind der
Zugang zu einem Arbeitsplatz sowie der monetäre Anreiz zur Beschäftigungsaufnahme,
welche im Folgenden analysiert werden sollen.

3.2 Zugang zum Arbeitsplatz und Arbeitsplatzangebot

Auf den ersten Blick erscheint das Ziel der Bundesregierung durchaus realisierbar, 10 %
der mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmer durch inländische Arbeitsuchende zu
ersetzen, denn von den 2005 im Jahresdurchschnitt gemeldeten 4,86 Millionen Arbeits­
losen müssten die Tätigkeiten von ca. 30 000 Saisonarbeitskräften übernommen werden,
d.h. für jeden zu ersetzenden mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmer ständen 162
Arbeitsuchende zur Verfügung. Dass sich dieser Überschlag als äußerst problematisch
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Abb. 3. Beschäftigungserfolg inländischer Arbeitssuchender im Rahmen der Eckpunkte­Regelung
anhand unterschiedlicher Umfrageergebnisse

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach (8; 9; 12; 13)
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erweist, wird deutlich, wenn eine regionalisierte Betrachtung der deutschlandweit 178
Agenturen für Arbeit angestellt wird.
Wie Abbildung 4 verdeutlicht, fällt die Saisonarbeit nur in bestimmten Regionen

Deutschlands an, vornehmlich entlang des Rheins, des Mains und der Donau sowie in
Nordwestdeutschland und südlich von Berlin. Die meistenArbeitsuchenden sind hingegen
in den Großstädten Berlin, München und Hamburg, im Ruhrgebiet sowie in den neuen
Bundesländern anzutreffen. Tendenziell stehen in Regionen mit der Hauptnachfrage nach
Saisonarbeitskräften nur vergleichsweise wenigeArbeitsuchende zur Verfügung. Tabelle 1
bringt hervor, dass in den 22 Bezirken, die in Deutschland die niedrigsten Quotienten
aus Arbeitsuchenden und erteilten Genehmigungen aufweisen, mehr als die Hälfte aller
Genehmigungen für mittel­ und osteuropäische Saisonarbeitnehmer erteilt wurden, wäh­
rend lediglich 8 % der bundesweit gemeldeten Arbeitslosen dort ihren Wohnsitz haben.

Ferner kann Tabelle 1 entnommen werden, dass im Mittel dieser 22Agenturen dieArbeits­
losenquote um 0,86 Prozentpunkte unter dem jeweiligen Landesdurchschnitt liegt. Sind
nicht alle erwerbslos gemeldeten Personen bereit eine Stelle anzunehmen, weil sie mög­
licherweise nur kurzfristig infolge eines Arbeitsplatzwechsels arbeitslos gemeldet sind,
aufgrund von Krankheit keine Arbeitsstelle annehmen können oder grundsätzlich keiner
Erwerbstätigkeit nachgehen möchten, so stehen bei einer unterdurchschnittlichen Arbeits­
losenquote noch weniger potenzielle Arbeitnehmer für Saisonarbeiten zur Verfügung.
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Tabelle 1. Arbeitsagenturen mit niedrigem Quotienten aus Arbeitsuchenden
und Arbeitsverträgen, 2006

Agentur
für Arbeit

Bun-
desland

Arbeit-
suchende
im

Jahres-
durch-
schnitt in
1 000

Abge-
schlossene
Saison-
arbeits-
verträge
in 1 000

Quotient
Arbeit-
suchende
durch
Arbeits-
verträge

Arbeitslosenquote

Agentur Bundes-
land

Differenz
zwischen
Agentur
und Bun-
desland

Vechta ND 11,0 12,1 0,91 7,1 10,5 ­3,4

Landshut BY 9,4 9,0 1,05 5,4 6,8 ­1,4

Ludwigs­
hafen

RP 22,0 17,4 1,27 8,7 8,0 0,7

Landau
Pfalz

RP 12,9 9,1 1,42 6,6 8,0 ­1,4

Ravensburg BW 13,5 8,4 1,62 4,5 6,3 ­1,8

Nienburg ND 12,0 6,8 1,78 8,8 10,5 ­1,7

Freiburg BW 19,7 9,7 2,03 6,4 6,3 0,1

Ingolstadt BY 11,4 4,3 2,67 4,9 6,8 ­1,9

Donau­
wörth

BY 6,1 2,2 2,76 5,1 6,8 ­1,7

Trier RP 14,5 4,9 2,96 6,1 8,0 ­1,9

Deggendorf BY 12,9 4,3 3,03 7,4 6,8 0,6

Heilbronn BW 15,8 4,9 3,22 6,7 6,3 0,4

Offenburg BW 13,6 4,2 3,25 6,2 6,3 ­0,1

Stade ND 19,4 5,9 3,31 10,0 10,5 ­0,5

Mainz RP 24,8 7,4 3,36 7,9 8,0 ­0,1

Rastatt BW 9,1 2,5 3,66 6,1 6,3 ­0,2

Lüneburg ND 18,0 4,9 3,70 8,5 10,5 ­2,0

Konstanz BW 10,8 2,6 4,14 5,8 6,3 ­0,5

Schwäbisch
Hall

BW 8,5 2,0 4,16 5,5 6,3 ­0,8

Heide SH 9,1 2,1 4,39 11,9 10,0 1,9

Darmstadt HE 47,7 10,2 4,66 9,1 9,2 ­0,1

Bonn NW 36,5 7,6 4,79 8,2 11,4 ­3,2

Summe 22 Agenturen 358,8 142,3 Durchschnitt -0,86

Summe Deutschland 4 487,1 277,9

Anteil 8,0 % 51,2 %

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach (4; 5; 6)

Probleme beim Zugang zu einem Saisonarbeitsplatz entstehen, wenn ein Arbeitsuchender
grundsätzlich bereit ist, eine Beschäftigung zu beginnen, aber im näheren Umfeld keine
oder nur wenige schon besetzte Saisonarbeitsstellen vorhanden sind. Der überwiegende
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Teil der Saisonarbeitsplätze ist in ländlichen Regionen anzutreffen, während absolut gese­
hen die meisten erwerbslosen Menschen in Ballungsräumen leben. Daraus ergeben sich
für Arbeitsuchende in ländlichen Gebieten bessere Chancen einen Saisonarbeitsplatz in
vertretbarer Nähe zu finden, während die Bewerber aus Städten bei Beschäftigung auf dem
Land ein Transportproblem zu lösen haben. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit der
Fahrtkostenübernahme durch die Bundesagentur für Arbeit, um diesen Wohnortnachteil
auszugleichen. Doch dieses Angebot hilft Personen ohne Kraftfahrzeug oder Führerschein
wenig, zumal beiArbeitsbeginn am frühen Morgen die Betriebe nur selten mit öffentlichen
Verkehrsmitteln zu erreichen sind. Da bei einer räumlichen Betrachtung die Saisonarbeits­
plätze als quasi immobil und die zur Aufnahme einer Saisontätigkeit bereiten Arbeitsu­
chenden nur eingeschränkt mobil sind, kommt es bei der zuvor beschriebenen räumlich
unausgewogenen Verteilung von Arbeitsplätzen und Arbeitsuchenden zu Problemen bei
der Abdeckung der Arbeitsnachfrage.
Wenn auch bundesweit ausreichend Bewerber zur Deckung des Arbeitsbedarfes im

Bereich der landwirtschaftlichen Saisontätigkeit gemäß der Vorgabe der Bundesregierung
zur Verfügung stehen sollten, so wird sich nicht vermeiden lassen, dass sich in einigen
Hauptnachfrageregionen eine Unterversorgung ergibt, während in anderen Regionen
mit hoher Arbeitslosigkeit und wenig Saisonarbeitsplätzen das Potenzial der möglichen
Bewerber nicht ausgeschöpft werden kann. Hierauf reagiert die Bundesagentur für Arbeit
mit überregionaler Vermittlung von inländischen Arbeitsuchenden (11). So wurden 2006
beispielsweise 128 Erntehelfer von der Agentur für Arbeit Eberswalde nach Darmstadt
vermittelt. Neben einem Stundenlohn in Höhe von 5,28 € erhalten die überregional ver­
mittelten Arbeitsuchenden die Kosten für die erste Fahrt zum Arbeitsantritt sowie für die
Miete in Hessen erstattet, falls die heimische Wohnung nicht aufgegeben werden kann.
Zusätzlich kann für maximal 150 Arbeitstage pro Kalenderjahr ein Zuschuss von 20,00 €
pro Tag gewährt werden. Mit diesen finanziellenAnreizen soll dieArbeitsaufnahme attrak­
tiver gestaltet werden. Eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung schafft zudem für
Arbeitsuchende die Perspektive, wieder in den Arbeitsmarkt integriert zu werden. Das
Durchhaltevermögen bei einer zeitlich befristeten und körperlich anstrengenden Erntetä­
tigkeit kann im Einstellungsverfahren positiv bewertet werden (16).

3.3 Monetärer Anreiz inländischer Arbeitsuchender zur
Beschäftigungsaufnahme

Die Motivation eines inländischen Arbeitsuchenden zur Aufnahme einer landwirtschaft­
lichen Saisontätigkeit hängt wesentlich von der Höhe des zum bestehenden Einkommen
erzielbaren Zusatzeinkommens ab. Daher ist der individuelle Nutzen der Beschäftigungs­
aufnahme zu klären. Hierzu wird zunächst unterstellt, dass jedes Individuum Nutzen aus
zwei Gütern ziehen kann, nämlich aus Konsum und Freizeit. Von diesen beiden Gütern
möchte jedes Individuum möglichst viel genießen, doch diesem Wunsch widerspricht die
Budgetrestriktion aus erzielbarem Lohn und verfügbarer Zeit. Um Konsumgüter zu erwer­
ben benötigt jedes Individuum Einkommen und dieses kann es nur generieren, indem
es auf einen Teil seiner Freizeit zwecks Aufnahme einer Beschäftigung verzichtet. Eine
Transformationskurve kann somit alle Wahlmöglichkeiten des Individuums zwischen
Konsum und Freizeit darstellen.
Unter der Annahme einer vollständigen Konsumierung des Einkommens kann somit

auch eine Transformationskurve zwischen Einkommen und Freizeit ermittelt werden (32,
S. 8).
Das optimale Arbeitsangebot eines Individuums wird durch das substitutive Verhältnis

von Freizeit und Einkommen bestimmt (vgl. Abb. 5). Der mit der letzten eingesetzten
Arbeitseinheit erreichte monetäre Nutzen muss gleich dem Nutzen sein, auf den das Indi­
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viduum mit der Reduzierung um die letzte Einheit Freizeit verzichtet. Liegt der Grenznut­
zen der Arbeit höher als der der Freizeit, so wird das Individuum so lange Freizeit durch
Arbeit substituieren, bis der Grenznutzen identisch ist, vorausgesetzt das Individuum kann
seine Arbeitszeit frei wählen (33, S. 21–22).
Um die monetären Anreize zur Aufnahme einer Saisonbeschäftigung aus Sicht eines

inländischen Arbeitsuchenden im Verhältnis zu einem Erntehelfer aus Mittel­ und Osteu­
ropa aufzuzeigen, werden folgende Fallbeispiele gewählt:
Person 1 ist ledig und erhält monatlich 700 €Arbeitslosengeld I. Dieses wird höchstens●
für einen Zeitraum von einem Jahr an Erwerbslose gezahlt. Bei Bezug von Arbeitslo­
sengeld I darf der Empfänger maximal 15 Stunden pro Woche arbeiten, darüber hinaus
entfällt die Zahlung vollständig, weil die Anspruchsgrundlage nicht mehr gegeben ist.
Das 165 € monatlich übersteigende Einkommen wird auf das Arbeitslosengeld I ange­
rechnet, sodass ein höheres Einkommen durch Abzüge beim Arbeitslosengeld neutra­
lisiert wird (7).
Person 2 ist verheiratet und hat zwei Kinder. Da die Ehepartner seit längerer Zeit●
nicht beschäftigt sind, hat die Familie zusammen einen Anspruch auf eine monatli­
che Grundsicherung in Höhe von 1518 € (Arbeitslosengeld II). Nimmt nun einer der
beiden Eheleute eine Saisontätigkeit an, so sind grundsätzlich 100 € des Einkommens
pro Monat anrechnungsfrei. Darüber hinausgehende Einkünfte werden von 100–800 €
zu 20 % und von 800–1500 € nur zu 10 % nicht mit der staatlichen Unterstützung
verrechnet (7).
Person 3 ist ein polnischer Erntehelfer, der hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht●
den Bestimmungen seines Heimatlandes unterliegt. Es werden Ausgaben in Höhe von
400 € pro Monat für Fahrtkosten, Kost und Logis sowie sonstige Transaktions­ und
Opportunitätskosten unterstellt, die zunächst durch Saisonarbeit verdient werden müs­
sen, bevor die Arbeitsaufnahme in Deutschland aus Sicht eines polnischen Erntehelfers
ökonomisch interessant wird.

Bei der Betrachtung des monatlichen Mehreinkommens gegenüber der Nichtaufnahme
eines Saisonbeschäftigungsverhältnisses in Abbildung 6 werden für alle drei Personen ein
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einheitlicher Lohnsatz von 5,00 € pro Stunde sowie die anfallenden Sozialversicherungs­
beiträge berücksichtigt. Die Abbildung stellt Transformationskurven zwischen Mehrein­
kommen und Freizeit dar, wobei die Freizeit eines Individuums in Form von Arbeitsstun­
den pro Monat ausgegeben wird. Aufgrund eines Mindestbedarfs an Freizeit werden 280
Arbeitsstunden als maximal möglich angenommen.
Bei Betrachtung der Graphen in Abbildung 6 erscheinen aus Sicht der inländischen

Arbeitsuchenden die ersten Arbeitsstunden noch am ehesten als ökonomisch interessant,
in denen keine Anrechnung des Lohnes auf das Arbeitslosengeld erfolgt. Der daraus resul­
tierende maximale monatliche Arbeitsumfang von 33 Stunden bei Person 1 sowie von 20
Stunden bei Person 2 lässt wiederum eine Einstellung dieser Personen durch die Arbeitge­
ber unrealistisch erscheinen, weil jeder Angestellte fixe Kosten (z. B. Anwerben, Verwal­
tung) verursacht, welche auf eine geringe Stundenzahl umgelegt zu vergleichsweise hohen
individuellen Lohnkosten führen. Bei maximal möglicher Arbeitszeit können die beiden
inländischen Arbeitsuchenden nur ein Mehreinkommen von durchschnittlich 1,46 € (Per­
son 1) bzw. 1,07 € (Person 2) pro Arbeitsstunde gegenüber der staatlich zugesicherten
Transferzahlung erzielen.
Arbeitnehmer aus Mittel­ und Osteuropa hingegen wollen möglichst viele Stun­

den arbeiten, während sie von ihrer Familie getrennt sind, damit sich der Aufenthalt in
Deutschland lohnt. Die Grafik veranschaulicht, dass ein polnischer Erntehelfer oberhalb
einer bestimmten monatlichen Stundenzahl das größte Mehreinkommen im Vergleich zu
den beiden zuvor betrachteten Personen erzielen kann. Unter Berücksichtigung der Kauf­
kraftparitäten zwischen Deutschland und Polen sowie den Devisenmarktkursen ergibt
sich in Polen eine für dieses Mehreinkommen höhere Kaufkraft, die im Verhältnis zum
Mehreinkommen in Deutschland wertmäßig als durchbrochene Linie dargestellt wird. Ein
in Deutschland verdienter Euro hat in Polen eine vergleichbare Kaufkraft von 1,73 € in
Deutschland (Berechnung nach 19). Die größere Steigung der Kaufkraftgeraden gegen­
über den Graphen des Mehreinkommens der inländischenArbeitsuchenden begründet eine
höhere Motivation polnischer Erntehelfer zur Reduzierung ihrer Freizeit auf ein Mindest­
maß. Mehr als die Hälfte der befragten Polen gaben an, einen Teil des in Deutschland
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verdienten Geldes zur Unterstützung der Familie ansparen zu wollen; jeweils etwa jeder
Vierte möchte den Lohn für Hausbau, Wohnungsausstattung oder ein Auto verwenden
(28; 34, S. 40).

3.4 Auswirkungen der EU-Osterweiterung

Mit der EU­Osterweiterung zum 01.05.2004 und 01.01.2007 gilt für die Arbeitnehmer
aus den jeweiligen Beitrittsländern die sogenannte Wanderarbeitnehmerverordnung EWG
(Nr.) 1408/71. Die darin enthaltenen Vorschriften zur Sozialversicherungspflicht sehen
vor, dass für einen Arbeitnehmer grundsätzlich nur die Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staates gelten können. Sind Saisonarbeitnehmer während ihrer Tätigkeit in Deutschland
zudem noch in ihrem Wohnstaat beschäftigt oder Selbständige, so kommen auch hinsicht­
lich der in Deutschland erzielten Einkünfte nun die Vorschriften zur Sozialversicherung
des Wohnstaates in Betracht (17).
Tabelle 2 gibt einen Überblick über die gemäß der Sozialversicherungspflicht anzu­

wendenden Rechtsvorschriften für die jeweiligen Statusgruppen vor und nach dem EU­
Beitritt. Für mittel­ und osteuropäische Arbeitnehmer, die für Erntearbeiten in die Bun­
desrepublik Deutschland einreisen, wird im Regelfall das Arbeitsentgelt monatlich 400 €
übersteigen, sodass keine geringfügige Beschäftigung vorliegt. Sofern sich die Tätigkeit
nicht länger als zwei Monate oder 50 Arbeitstage erstreckt, kann jedoch eine gering­
fügige Beschäftigung unabhängig vom erzielten Arbeitsentgelt vorliegen. Weil aber bei
Arbeitslosen sowie Arbeitnehmern im unbezahlten Urlaub eine berufsmäßige Ausübung
der Saisontätigkeit unterstellt wird, können diese Gruppen grundsätzlich nur sozialversi­
cherungspflichtig beschäftigt werden.

Tabelle 2. Gültige Rechtsvorschriften für mittel- und osteuropäische
Saisonarbeitnehmer hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht

vor dem EU-Beitritt nach dem EU-Beitritt

Arbeitslos im
Heimatland

Deutschland, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Deutschland, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Arbeitnehmer,
bezahlter Urlaub

Deutschland, geringfügig oder
sozialversicherungspflichtig
beschäftigt

Wohnstaat, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Arbeitnehmer, un-
bezahlter Urlaub

Deutschland, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Deutschland, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Hausfrauen,
Rentner, Stu-
denten

Deutschland, geringfügig oder
sozialversicherungspflichtig
beschäftigt

Deutschland, geringfügig
oder sozialversicherungs­
pflichtig beschäftigt

Selbständige
im Heimatland,
aber abhängige
Beschäftigung in
Deutschland

Deutschland, geringfügig oder
sozialversicherungspflichtig
beschäftigt

Wohnstaat, sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigt

Quelle: Eigene Darstellung nach (17)
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In Tabelle 3 werden die Lohnkosten aus Sicht einesArbeitgebers sowie die Netto­Stun­
denlöhne der Arbeitnehmer aus Polen und Rumänien dargestellt. Erntehelfer aus anderen
Staaten spielen zahlenmäßig nur eine untergeordnete Rolle, sodass auf deren Darstellung
verzichtet wird.

Tabelle 3. Monetäre Auswirkungen der Anwendung unterschiedlicher
Rechtsvorschriften hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht, 2007

Lohnkosten
des Arbeit-
gebers

Lohn des
Arbeit-
nehmers

Kaufkraft
in Polen
vergleich-
bar mit

Kaufkraft
in Rumä-
nien ver-
gleichbar
mit

Dt. Recht Geringfügig
beschäftigt

5,00 € 5,00 € 8,63 € 9,76 €

Dt. Recht Sozialver­
sicherungs­
pflichtig

6,00 € 4,00 € 6,91 € 7,81 €

Pol. Recht Sozialver­
sicherungs­
pflichtig

5,90 € 3,70 € 6,39 € –

Rum. Recht Sozialver­
sicherungs­
pflichtig

6,53 € 4,15 € – 8,10 €

Anmerkung: Annahme eines Stundenlohnes in Höhe von 5,00 € und keine Berücksichtigung von
Steuern.
Bei sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung nach deutschem Recht und einem monatlichen
Arbeitsentgelt unter 800 € (160 Stunden) ergeben sich geringfügig höhere Löhne und Lohnkosten.

Quelle: Eigene Berechnung nach (10; 37; 39)

Sowohl aus Sicht eines Arbeitgebers als auch aus der eines Arbeitnehmers ist eine gering­
fügige Beschäftigung nach deutschem Recht folglich am interessantesten. Während ein
verdienter Euro in Polen eine Kaufkraft von 1,73 € in Deutschland entwickelt, liegt dieser
Wert für Rumänien bei 1,95 € (Berechnung nach 19), sodass rumänische Arbeitnehmer
einen noch größeren Anreiz als polnische Arbeitnehmer zur Aufnahme einer Saisontätig­
keit verspüren dürften – unter der Voraussetzung, dass sie eine ausreichende Verdienst­
möglichkeit in Deutschland haben, um die höheren Reiskosten auszugleichen. DieAnwen­
dungsmöglichkeiten der geringfügigen Beschäftigung sind infolge der EU­Osterweiterung
jedoch stark reduziert worden, was bedeutet, dass Arbeitgeber undArbeitnehmer vermehrt
Sozialabgaben leisten müssen.
Waren polnische Arbeitnehmer zuvor nur geringfügig in Deutschland beschäftigt, so

entstehen Arbeitgebern nach der neuen Rechtsetzung bei Sozialversicherungspflicht nach
polnischem Recht 18,1 % höhere Lohnkosten, während die Arbeitnehmer 26 % ihres
Stundenlohnes an die Sozialversicherungen abführen müssen. Deshalb werden sich ins­
besondere polnische Arbeitnehmer fragen, ob sich die Arbeitsaufnahme in Deutschland
noch lohnt. Falls deutsche Arbeitgeber nicht bereit sind, Sozialabgaben zu leisten, werden
sie bei der Auswahl ihrer Arbeitskräfte gezielt auf deren sozialversicherungsrechtlichen
Status achten. Das könnte zum einen bedeuten, dass an Stelle von Arbeitnehmern im



374 Carsten Holst, Sebastian Hess, Stephan von Cramon-Taubadel

bezahlten Urlaub und Selbständigen nur noch Hausfrauen, Rentner und Studenten Sai­
sonarbeitsverträge erhalten. Zum anderen bestand vor dem EU­Beitritt Rumäniens (Januar
2007) die Möglichkeit Sozialversicherungsabgaben zu umgehen, indem polnische durch
rumänische Erntehelfer ersetzt wurden, sofern diese Personen in ihrem Heimatland nicht
Arbeitslose oder Arbeitnehmer im unbezahlten Urlaub waren. Diese Form der Substitu­
ierung wurde nicht direkt nach dem EU­Beitritt Polens (01.05.2004), sondern erst ab der
zweiten Jahreshälfte 2005, also nach der Spargel­ und Erdbeerernte interessant, weil zuvor
noch die alten sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen aufgrund einer zwischen­
staatlichen Verabredung zur Anwendung gekommen sind (17). Deshalb ist erst für das
Jahr 2006 ein deutlicher Anstieg des Anteils rumänischer Arbeitnehmer an den insgesamt
zugelassenen Erntehelfern eingetreten. So fiel der Anteil polnischer Erntehelfer von 87 %
in 2005 auf 80 % in 2006, der Anteil rumänischer Saisonarbeitnehmer stieg von neun auf
16 % (38). Es ist aber unwahrscheinlich, dass sich dieser Trend 2007 fortsetzen wird,
weil dann auch für rumänische Arbeitnehmer im bezahlten Urlaub sowie für Selbständige
in jedem Fall Sozialversicherungsbeiträge an ihr Heimatland zu entrichten sind. Zudem
sind infolge eines höheren Arbeitgeberanteils an den Sozialabgaben im Vergleich zu pol­
nischen Arbeitnehmern die Lohnkosten für rumänische Erntehelfer höher. Aus Arbeitge­
ber­ und Arbeitnehmersicht ist ab 2007 auch weiterhin eine geringfügige Beschäftigung
nach deutschem Recht am interessantesten, welche dann nur noch bei unter zweimonatiger
Beschäftigung von Hausfrauen, Rentnern und Studenten unabhängig von ihrer Herkunft
möglich ist. Sind Sozialabgaben zu entrichten, so würden die Arbeitgeber ausschließlich
monetär betrachtet denjenigenArbeitnehmern den Vorzug geben, für welche die deutschen
und polnischen Bestimmungen anzuwenden sind, bevor sie auf Erntehelfer aus Rumänien
zurückgreifen werden.
Eine weitere mit der EU­Osterweiterung verbundene Auswirkung auf das Saisonar­

beitskräfteangebot in Deutschland stellt die unterschiedliche Liberalisierung der Arbeits­
märkte in den einzelnen Mitgliedstaaten dar. In einem Übergangszeitraum von zwei Jahren
nach dem EU­Beitritt können diejenigen Staaten, die zuvor schon Mitgliedsländer der
EU waren, Rechtsvorschriften zur Begrenzung der Arbeitnehmerfreizügigkeit erlassen,
sodass eine Beschäftigung in aller Regel nur bei vorliegender Arbeitserlaubnis aufge­
nommen werden darf. Diese nationalen Regelungen können noch um weitere drei Jahre
bzw. bei Genehmigung durch die EU sogar um fünf Jahre verlängert werden, sodass die
Arbeitnehmer spätestens sieben Jahre nach dem EU­Beitritt ihres Wohnstaates keinen
Beschränkungen mehr unterworfen sind. Großbritannien, Irland und Schweden libe­
ralisierten bereits innerhalb der ersten beiden Jahre nach der EU­Osterweiterung vom
01.05.2004 ihre Arbeitsmärkte. Im Vereinigten Königreich wurde zugleich ein Meldesys­
tem für ausländische Arbeitnehmer eingeführt. Die übrigen EU­Mitgliedstaaten hielten
zunächst überwiegend an ihren bestehenden Regelungen gegenüber Arbeitnehmern aus
Mittel­ und Osteuropa fest. Inzwischen haben jedoch bereits acht Mitgliedstaaten ihre
Arbeitsmärkte vollständig geöffnet, während nur noch Österreich und Deutschland ihre
Maßnahmen uneingeschränkt beibehalten (18). Durch die Öffnung der Arbeitsmärkte
ergeben sich für mittel­ und osteuropäische Arbeitnehmer neben einer Saisontätigkeit in
Deutschland weitere Beschäftigungsmöglichkeiten in anderen EU­Mitgliedstaaten.
In Großbritannien wurden zwischen Mai 2004 und Juni 2006 bereits knapp 450 000

eingereiste Arbeitnehmer aus Mittel­ und Osteuropa registriert, von denen 62 % aus Polen
stammen. Diese Personen nehmen überwiegend niedrig qualifizierte Beschäftigungen
an, wie beispielsweise in Lagerhallen, im Reinigungsdienst oder als Küchenhilfen. Eine
Tätigkeit im Agrarsektor wird von 12 % ausgeübt. Erhebungen haben ergeben, dass über
drei Viertel der mittel­ und osteuropäischen Arbeitnehmer in Großbritannien einen Lohn
in Höhe von 4,50–6,00 ₤ pro Stunde erhalten (30, S. 11–17). Dies verdeutlicht, dass
sich eine Beschäftigung in Großbritannien trotz weiterer Anreise finanziell interessanter
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gestaltet als eine Erntetätigkeit in Deutschland, denn Brutto­Stundenlöhne von 6,75–
9,00 € (1 ₤ = 1,50 €) werden in der Bundesrepublik gewöhnlich für Erntetätigkeiten nicht
gezahlt. Zudem besteht in Großbritannien keine zeitliche Beschränkung der Tätigkeit auf
vier Monate pro Kalenderjahr.

4 Diskussion

4.1 Lohnsteigerungen zur Sicherung des Arbeitsangebots

Landwirtschaftlichen Unternehmen stehen vor dem Problem, wie sie ihren Saisonarbeits­
bedarf decken können: Während die Nachfrage nach Saisonarbeitsstunden in den letzten
drei Jahren quasi konstant geblieben ist, stehen 2006 zwar aufgrund gezielter Vermitt­
lungsbemühungen durch dieAgenturen fürArbeit mehr inländischeArbeitnehmer auf dem
Arbeitsmarkt zur Verfügung, aber das Angebot mittel­ und osteuropäischer Erntehelfer
entwickelt sich neben der Zulassungsbeschränkung auch infolge höherer Sozialabgaben
oder besserer Alternativangebote aus anderen Ländern gegenläufig. Landwirtschaftliche
Betriebe in Deutschland sollen verstärkt inländische Arbeitsuchende einstellen, welche
allerdings aufgrund der zuvor beschriebenen Gründe keineswegs die Arbeitsleistung der
mittel­ und osteuropäischen Erntehelfer ersetzen können. Es stellt sich daher die Frage,
auf welche Weise es landwirtschaftlichen Unternehmen in Deutschland gelingen könnte,
sowohl die Motivation inländischer Arbeitsuchender und als auch die Attraktivität land­
wirtschaftlicher Saisonarbeit aus Sicht der mittel­ und osteuropäischen Erntehelfer zu
erhöhen, um ausreichend Arbeitskräfte für die Saisontätigkeiten anzuwerben.
Hinweise kann in diesem Zusammenhang die Effizienzlohn­Theorie nach shapiro und

Stiglitz (34) bieten. Hierbei werden Löhne nicht nur als Kostenfaktor angesehen, son­
dern haben infolge einer gleichzeitigen Verbesserung des Arbeitsergebnisses auch Gewinn
erhöhende Effekte. Diese lassen sich in unterschiedliche Ansätze unterteilen:

„Shirking“-Ansatz nach shapiro und stiglitz (34): Beschäftigten ist es häufig möglich,
ihre Anstrengungen beim Ausüben ihrer Tätigkeit in gewissen Grenzen zu variieren, ohne
dass sie eine Entdeckung durch ihren Vorgesetzten oder den Arbeitgeber und damit eine
Entlassung fürchten müssen, da eine perfekte Kontrolle des Arbeitsergebnisses häufig nur
mit unverhältnismäßig hohen Kosten für den Arbeitgeber verbunden ist. Bei Lohnsteige­
rung entsteht für denArbeitnehmer ein zusätzlicher Anreiz zur gewissenhaften Erledigung
der Aufgaben, da das Aufdecken eines Leistungsdefizits mit der Entlassung und somit je
nach Höhe des Arbeitslosengeldes mit einer größeren Einkommensreduktion verbunden
ist. Aus Sicht des Unternehmens lässt sich daher mit steigendem Lohn die Effizienz der
Arbeit erhöhen (20, S. 312–315).
schmid et al. (32, S. 58–59) nehmen an, dass sich der Nutzen U eines „fleißigen“

Individuums bei einer Beschäftigung aus dem Lohn w abzüglich der Anstrengung a beim
Ausüben der Tätigkeit ergibt.

U1 = w – a
Zeigt ein Arbeitnehmer nun aber keinen Arbeitseinsatz (a = 0), so wird dieses mit der

Wahrscheinlichkeit p entdeckt. Der Arbeitnehmer riskiert damit seine Entlassung, welche
bei anschließender Arbeitslosigkeit eine staatliche Transferzahlung T zur Folge hätte.

U2 = pT + (1 – p)w
Um ein Bummeln vonArbeitnehmern zu verhindern, muss der Betrieb den Arbeitslohn

mindestens so hoch setzen, dass es sich für ein Individuum lohnt, fleißig zu sein (U1 > U2).
Daraus ergibt sich für die Lohnhöhe:

w > T + a
p .
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Im Bereich der Saisonbeschäftigung kann festgestellt werden, dass das individuelle
Arbeitsergebnis vergleichsweise einfach überprüft werden kann, zum Beispiel indem
die pro Stunde geernteten Erdbeeren individuell ermittelt werden. Fehlende Einsatz­
bereitschaft kann somit schnell aufgedeckt werden, Arbeitnehmer müssten deshalb zur
Anstrengung gehalten sein, um nicht durch die Entlassung eine Einkommensreduktion
hinnehmen zu müssen. Bei gegenwärtigem Lohnniveau und den staatlich zugesicherten
Transferzahlungen im Falle der Arbeitslosigkeit stellt offensichtlich die Konsequenz einer
Kündigung häufig keinen ausreichenden Anreiz zur gewissenhaften Ausführung der über­
tragenen Aufgaben dar. Um die Motivation diesbezüglich zu erhöhen, müsste die Diffe­
renz zwischen dem Einkommen aus der Saisonbeschäftigung und dem Arbeitslosengeld
erhöht werden. Mit anderen Worten, je niedriger w, desto geringer ist die Wahrscheinlich­
keit, dass U1 („Fleiß“) > U2 („kein Arbeitseinsatz“). Abbildung 6 verdeutlicht, dass für
Arbeitsuchende in Deutschland das Niveau von w und damit der Anreiz zur Aufnahme
von Saisonarbeit ganz besonders niedrig ist. Zum einen könnte dieses durch Lohnsteige­
rungen, zum anderen durch eine Reduzierung der staatlichen Unterstützung erfolgen (15).
Während die zweite Option zwar theoretisch denkbar ist, aber politisch nur schwer durch­
setzbar scheint, wären Lohnsteigerungen zur Erhöhung des inländischen Arbeitsangebots
bei gleichzeitiger Verbesserung des Arbeitsergebnisses notwendig.
Höhere Löhne können aus Sicht der mittel­ und osteuropäischen Entehelfer die nega­

tiven Effekte der geänderten Vorschriften zur Sozialversicherungspflicht kompensieren
und steigern die relative Attraktivität von Saisonarbeitsverhältnissen in Deutschland
gegenüber Arbeitsangeboten beispielsweise aus Großbritannien. Die Differenz zwischen
Einkommen bei Erfüllung des Vertrages sowie der Alternativsituation steigt an, sodass
die Arbeitnehmer aus Mittel­ und Osteuropa wieder verstärkt bereit sind, ihre Verträge
einzuhalten und gleichzeitig einen Anreiz verspüren würden, bei höherem Lohnniveau
effizienter als zuvor zu arbeiten (20, S. 312–315).
Ein weiterer Aspekt ergibt sich aus dem „Labour Turnover“-Ansatz nach schlicht

(31): Nimmt mit zunehmender Fluktuationsrate der Anteil verhältnismäßig unerfahrener
Arbeitnehmer an der Gesamtbelegschaft zu, so lassen sich negative wirtschaftliche Folgen
für das Unternehmen infolge langwieriger Einarbeitungszeit vieler Arbeitnehmer voraus­
sagen. Je höher der relative Lohnsatz, desto geringer ist der Anreiz diesen Arbeitsplatz
aufzugeben. Wird eine normalverteilte Lohnangebotsfunktion unterstellt, so ist die Wahr­
scheinlichkeit für einen Arbeitnehmer einen höheren Lohn in einem anderen Betrieb zu
erzielen umso geringer, je höher sein Ausgangsniveau über dem Durchschnittslohn liegt.
Im Extremfall stellt er somit die Suche nach einem alternativen Arbeitsplatz vollständig
ein (33, S. 106–107). Würden in Deutschland überdurchschnittlich hohe Löhne gezahlt
werden, so bestünde aus Sicht der mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitnehmer kein
Grund, über alternative Arbeitsangebote aus anderen EU­Staaten nachzudenken.
Zur Abschwächung der Auswirkungen der Quotierung des Arbeitskräfteangebots

aus Mittel­ und Osteuropa infolge der Eckpunkte­Regelung kann ferner der „Adverse
Selection“-Ansatz nachmalcomson (26) zur Entscheidungsfindung herangezogen werden.
Wenn weniger Erntehelfer einreisen dürfen, so sind die Betriebsleiter daran interessiert,
dass deren durchschnittliche Arbeitsproduktivität höher liegt als zuvor. Dieser Wunsch
setzt allerdings voraus, dass ein Unternehmer anhand eines Rasters schon bei der Ein­
stellung zwischen guten und schlechten Arbeitnehmern unterscheiden kann. Ein höheres
Lohnniveau beeinflusst zum einen die Anzahl der Stellenbewerber und zum anderen deren
Qualifikation positiv, sodass sich die Unternehmer die besten und effizientesten Bewerber
aussuchen können (33, S. 103–105). Allen drei dargestellten Ansätzen zur Folge werden
höhere Löhne für mittel­ und osteuropäische Saisonarbeitskräfte deren durchschnittliche
Produktivität und Zuverlässigkeit verbessern.



377Betrachtungen zum Saisonarbeitskräfteangebot in der deutschen Landwirtschaft

4.2 Anpassungsstrategien der Betriebe

Eine Umfrage des Deutschen Bauernverbandes hinsichtlich möglicher Anpassungsstrate­
gien der Betriebe hat ergeben (13):
Die landwirtschaftlichen Arbeitgeberbetriebe reagieren auf den Arbeitskräftemangel

u. a.
mit einer Reduzierung der Anbauflächen,●
teilweise mit einem Abbau von Dauerarbeitsplätzen,●
mit der weiteren Mechanisierung der Arbeiten zur Verringerung der Handarbeit,●
mit dem Nichternten von Anbauflächen.●

Bei der Bewertung dieser Angaben sollte jedoch in jedem Fall berücksichtigt werden,
dass diese Informationen im Rahmen der politischen Lobbyarbeit des Deutschen Bauern­
verbandes mit dem erklärten Ziel der Abschaffung der Eckpunkte­Regelung eingesetzt
werden.
Eine zunehmende Mechanisierung der Saisonarbeiten wird mit Sicherheit in denje­

nigen Bereichen vorangetrieben werden, wo dieses technisch möglich und sinnvoll ist.
Weil die anzuschaffenden Maschinen im Allgemeinen nicht in großen Stückzahlen her­
gestellt werden, müssen die Betriebsleiter verhältnismäßig hohe Anschaffungskosten tra­
gen, sodass sich solche Investitionen nur für flächenstarke Betriebe oder Kooperationen
rentieren. Eine Mechanisierung wird somit vor allem in den größten Betrieben sinnvoll
sein, während kleinere Betriebe an Handarbeit festhalten müssen und den Problemen
der ausreichenden Arbeitskräfteversorgung vergleichsweise stärker ausgesetzt sind. Die
Befragung von müller (29, S. 42) hat ergeben, dass vor allem größere Betriebe über
weitere Mechanisierungsschritte nachdenken, während bereits sieben von 25 Befragten
ihr Mechanisierungspotenzial als ausgeschöpft betrachten. Zunehmende Mechanisierung
könnte somit den Strukturwandel im saisonarbeitsintensiven Bereich der deutschen Land­
wirtschaft vorantreiben.
Das Nichternten von Anbauflächen wird eintreten, wenn einem Betriebsleiter kurzfris­

tig nicht genügend Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Der Monitoring­Bericht der Bun­
desregierung verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass 2006 auch infolge extremer
Witterungsverhältnisse (Hitze, Trockenheit), Marktsättigung sowie Preisverfall Flächen
nicht beerntet wurden, sodass ein monokausaler Zusammenhang zwischen Nichtbeerntung
und Arbeitskräftemangel ausgeschlossen werden kann (11).
müller (29, S. 37) hat im selben Jahr Betriebsleiter befragt, ob es auf ihren Betrie­

ben tatsächlich zu Arbeitskräftemangel gekommen ist. Auf diese Frage haben 26 der 30
Befragten geantwortet. Während auf 15 Betrieben nicht genügend Arbeitskräfte zur Ver­
fügung standen, erhielten acht Betriebe infolge einer Flächenerweiterung ausreichend
zusätzliche Erntehelfer aus Mittel­ und Osteuropa zugeteilt und drei Betriebe benötigten
weniger Arbeitskräfte, sodass dort keine Bedarfslücke zu verzeichnen war.
Eine weitereAnpassungsstrategie zur Sicherung derArbeitsleistung könnte in der infor­

mellen Beschäftigung mittel­ und osteuropäischer Saisonarbeitnehmer zu sehen sein, wie
bereits von gerdes (22) und hess (24) diskutiert wurde. Abbildung 2 könnte dahingehend
interpretiert werden, dass in den 1990er Jahren mit der Einführung einer Zulassungsrege­
lung für ausländische Erntehelfer ein Legalisierungsprozess der Beschäftigungsverhält­
nisse in Deutschland begonnen hat. Die Lücke zwischen tatsächlich benötigten und gemel­
deten Arbeitsverträgen ist rückläufig und deutet darauf hin, dass die Arbeitgeber keine
Vorteile mehr in informeller Beschäftigung gesehen haben und somit alle Arbeitsverträge
über den offiziellen Weg abgeschlossen haben. Erstmals ist 2006 wieder eine deutlich
ansteigende Differenz zwischen den zu vergleichenden Werten zu beobachten, welches,
wie eingangs diskutiert, auf eine zunehmende informelle Beschäftigung schließen las­
sen könnte. Hierbei müssen die Betriebe aber das Risiko einer Entdeckung im Rahmen
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einer Zollkontrolle und den damit verbundenen Sanktionen in Kauf nehmen.müller (29)
hat festgestellt, dass mit steigender Betriebsgröße die Wahrscheinlichkeit einer Überprü­
fung zunimmt. Somit sind kleinere Betriebe einer geringeren Kontrolldichte unterworfen
und könnten u. U. in höherem Maße auf diese Anpassungsstrategie setzen. Sanktionierte
Betriebsleiter können allerdings neben Geldstrafen zudem von der weiteren Zulassung
von Saisonarbeitnehmern aus Mittel­ und Osteuropa ausgeschlossen werden, sodass infor­
melle Beschäftigung immer mit einem hohen Risiko für die Betriebe verbunden ist. Eine
Verlängerung der Beschäftigung über den Zulassungszeitraum hinaus kann bei einer Kon­
trolle verhältnismäßig leicht festgestellt werden, während die Überschreitung der maximal
möglichen wöchentlichen Arbeitszeit von 66 Stunden nur schwer nachweisbar ist, sofern
die überzähligen Stunden informell entlohnt werden (29, S. 26–27, S. 38–41).
Alternativ zu diesen Möglichkeiten der Sicherung der Verfügbarkeit von Saisonar­

beitskräften haben einige Betriebsleiter 2006 komplett auf die Einstellung mittel­ und ost­
europäischer Saisonarbeitnehmer verzichtet und stattdessen die entsprechenden Arbeiten
ausgelagert. Hierzu gründeten die bisherigen Erntehelfer in Deutschland Gesellschaften
der Rechtsform Ltd. & Co. GbR und schlossen mit den Betrieben Werkverträge ab. Die
früheren Saisonarbeitnehmer sind somit nicht mehr abhängig in Deutschland beschäftigt
(im Gegensatz zu allen in Tabelle 2 genannten Personengruppen), sondern treten jetzt als
selbständige Unternehmer in der Bundesrepublik auf; die Gründung einer Ltd. & Co. GbR
in Deutschland ist nämlich von der Beschränkung der Arbeitsaufnahme in Deutschland
nicht betroffen. Deshalb unterliegen diese selbständigen „Saisonarbeitnehmer“ erstens
nicht mehr dem bisher verbindlichen Zulassungsverfahren und zweitens auch nicht den in
Tabelle 2 dargestellten sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen für Arbeitnehmer.
Vertraglich wird mit der Ltd. & Co. GbR beispielsweise eine leistungsorientierte Vergü­
tung pro kg geerntetem Spargel vereinbart. Die Gesellschafter teilen den erwirtschaften
Geldbetrag anschließend unter sich auf. Dieses Verfahren verringert nicht nur den Verwal­
tungsaufwand für die landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland, da sie für die ange­
fallenen Arbeiten lediglich den Rechnungsbetrag begleichen und keine Lohnbuchhaltung
mehr führen müssen, sondern bietet noch weitere Vorteile: Aus Sicht der früheren mittel­
und osteuropäischen Erntehelfer wird die Erledigung von Arbeiten in Deutschland nun
als Selbständige im Rahmen einer Ltd. & Co. GbR wieder interessanter, denn durch die
wegfallenden Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung sowie der rein leistungsorientierten
Entlohnung kann ein höheres Einkommen je Arbeitsstunde realisiert werden. Außerdem
ist die Tätigkeit in Deutschland nicht mehr auf vier Monate pro Jahr beschränkt (22).
Allerdings müssen sie als Selbständige im eigenen Ermessen für ihre Krankheits­ und
Altersvorsorge Leistungen erbringen.
Bisher liegen jedoch nur wenige Erfahrungen mit diesem Modell vor und es bleibt

abzuwarten, ob die Gründung einer Ltd. & Co. GbR auch unter den Gesichtspunkten des
„Shirking“­ Ansatzes eine weithin praktikable Möglichkeit darstellt, Saisonarbeit erledi­
gen zu lassen.

4.3 Handlungsoptionen der Politik

Neben der Möglichkeit, mit steigenden Löhnen bzw. weiteren zuvor diskutierten Anpas­
sungsstrategien auf den Angebotsengpass im Bereich der Saisonbeschäftigung zu rea­
gieren, sollten dennoch die Betrachtungen auch auf die Einflussnahme durch politische
Entscheidungsträger gelenkt werden. Die im Dezember 2005 beschlossene Eckpunkte­
Regelung hat im darauf folgenden Jahr zu einer Änderung des Arbeitskräfteangebots
im Bereich der deutschen Landwirtschaft beigetragen. Die Arbeitsleistung inländischer
Arbeitsuchender ist aus unterschiedlichen Gründen überwiegend als unzureichend
zu bewerten. Nur etwa 15 % der von den Agenturen für Arbeit vermittelten Bewerber



379Betrachtungen zum Saisonarbeitskräfteangebot in der deutschen Landwirtschaft

haben die angebotene Beschäftigung bis zum Ende ausgeführt. Von den Betrieben war
mit jeder Einstellung eines inländischen Erntehelfers Verwaltungsaufwand zu leisten,
welcher bei zum Teil recht kurzer Beschäftigungsdauer in keinem Verhältnis zu der
erbrachten Arbeitsleistung stand. Über die Arbeitsproduktivität derjenigen Inländer, die
ihren Arbeitsvertrag vollständig erfüllt haben, liegen im Verhältnis zu den mittel­ und
osteuropäischen Saisonarbeitnehmern keine empirischen Erhebungen vor. Folgt man aber
dem „Shirking“­Ansatz der Effizienzlohntheorie, arbeiten die angeworbenen inländischen
Arbeitsuchenden weniger effizient, weil die wahrgenommene Differenz zwischen Lohn
und Arbeitslosenunterstützung deutlich geringer ist als die bei eingereisten Erntehelfer
bestehende Differenz zwischen dem Einkommen in Deutschland und der Alternativsi­
tuation im Heimatland. Deshalb wird durch die Eckpunkte­Regelung der Bundesregie­
rung eine Beschränkung der Versorgung landwirtschaftlicher Betriebe mit produktiven
Arbeitnehmern verursacht. Die Einstellung heimischer Arbeitsuchender kann somit im
Regelfall nicht als Ersatz für nicht zugelassene mittel­ und osteuropäische Arbeitnehmer
angesehen werden, sondern nur als Versuch, die entstandene Lücke bei der Versorgung
mit Arbeitskräften zu schließen. Es erscheint daher fraglich, ob die Arbeitgeber überhaupt
2007 erneut inländische Arbeitsuchende im Umfang des Vorjahres bei den Agenturen für
Arbeit nachfragen werden. Zwar gaben bei der Herbst­Umfrage der Bundesagentur für
Arbeit 16 % der befragten Betriebsleiter an, dass sie sich vorstellen könnten, den Arbeits­
bedarf zukünftig nur mit einheimischen Saisonarbeitnehmern abzudecken, doch heißt
dieses im Umkehrschluss, dass 84 % den Einsatz mittel­ und osteuropäischer Erntehelfer
für unverzichtbar halten (9). Diese Werte lassen den Schluss zu, dass nicht generell alle
inländischen Arbeitsuchenden Unzufriedenheit bei den Arbeitgebern ausgelöst haben. Es
wäre daher falsch, die Vermittlungsbemühungen der Agenturen für Arbeit grundsätzlich
einzustellen. Allerdings sollte verstärkt bei der Bewerberauswahl darauf geachtet werden,
dass die vermittelten Kandidaten tatsächlich die nötige Motivation sowie das erforderliche
Durchhaltevermögen aufweisen. Diese gezielte Vorauswahl würde die Suchkosten der
Betriebsleiter reduzieren und somit unter deutschen Landwirten die Akzeptanz von inlän­
dischen Saisonarbeitskräften erhöhen. Allerdings sollte eine betriebliche Unterversorgung
mit Arbeitskräften vermieden werden, falls nicht genügend heimische Arbeitsuchende als
Ersatz für die weniger zugelassenen mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeitskräfte zur
Verfügung stehen. Aufgrund der bereits dargestellten unterschiedlichen räumlichen Ver­
teilung von Saisonarbeitsanfall und Arbeitsuchenden in der Bundesrepublik ergibt sich in
einigen Regionen ein Bedarf und in anderen ein Überschuss an potenziellen Bewerbern.
Dieser wird beispielsweise durch überregionale Vermittlungen – wie die erwähnte von
Eberswalde nach Darmstadt – ausgeglichen. Es wäre in diesem Fall aber auch denkbar,
die in der Eckpunkte­Regelung festgelegte Zulassungsquote mittel­ und osteuropäischer
Saisonarbeitnehmer im Bereich Darmstadt zu erhöhen und in Eberswalde zu senken.
Damit könnten alle Interessenten vor Ort eine Beschäftigung aufnehmen und müssten
nicht überregional vermittelt werden, während auch Betriebe in Darmstadt ausreichend
Arbeitskräfte erhalten könnten. Ende März 2007 wies die Bundesagentur für Arbeit ihre
Agenturen bereits an, die Vermittlung ausländischer Saisonarbeitskräfte in Regionen mit
niedriger inländischer Arbeitslosenzahl zu erleichtern (15). Politische Befürworter der
Eckpunkte­Regelung führen in diesem Zusammenhang jedoch auch an, dass im Jahr 2007
in geprüften Einzelfällen Saisonarbeitskräften wesentlich weniger knapp waren, als dies
durch Landwirte dargestellt wurde (15).
Eine ausreichende Versorgung mit Arbeitskräften ist wichtige Voraussetzung zur Wett­

bewerbsfähigkeit der auf Erntehelfer angewiesenen Betriebe. Auch wenn mit höheren
Löhnen das Arbeitsergebnis und die Zuverlässigkeit inländischer Arbeitsuchender sowie
mittel­ und osteuropäischer Saisonarbeitnehmer gesteigert werden können, wird ein aus­
reichendes Saisonarbeitskräfteangebot vor allem dann sichergestellt, wenn die Einreise
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von mittel­ osteuropäischen Arbeitnehmern nicht mehr in der gegenwärtigen Form regle­
mentiert wird. Deshalb ist u. a. auf Initiative des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
sowie der berufsständischen Vertretungen die Weisung der Bundesagentur für Arbeit vom
26.03.2007 zustande gekommen, wonach eine Flexibilisierung bei derAuslegung der Eck­
punkte­Regelung für 2007 möglich wird. Besteht in Regionen mit hohem Saisonarbeits­
bedarf und einer demgegenüber geringen Zahl an inländischen Arbeitsuchenden maximal
die Möglichkeit, 10 % der 2005 eingereisten mittel­ und osteuropäischen Saisonarbeit­
nehmer zu ersetzen, so sind ohne weitere Vorrangprüfung 90 % der Arbeitsverträge des
Referenzjahres zu genehmigen. Hat ein Betriebsleiter seinen Bedarf rechtzeitig angezeigt
und sind ernsthafte Bemühungen zur Einstellung inländischer Arbeitsuchender erfolglos
geblieben, so können diese Betriebe als Härtefälle anerkannt werden und dürfen über die
Begrenzung von 90 % hinaus zusätzliche Saisonarbeitnehmer zugeteilt bekommen. Ferner
werden Vermittlungsvorschläge für inländische Arbeitsuchende nur dann von der Agentur
für Arbeit erfolgen, wenn sowohl Neigung, Eignung als auch Leistungsfähigkeit in Bezug
auf die angebotene Stelle vorliegen (3). Diese Maßnahmen stellen die Konsequenz aus den
2006 aufgetretenen Problemen bei der Umsetzung der Eckpunkte­Regelung dar und lassen
für 2007 auf eine Entspannung der knappen Angebotssituation des für diese Betriebe so
wichtigen Produktionsfaktors „Saisonarbeit“ schließen.

5 Fazit

In ihrem Bemühen, deutsche Arbeitsuchende als Saisonarbeitskräfte zu vermitteln, hat die
Bundesregierung im Dezember 2005 mit der Eckpunkte­Regelung eine Rechtsgrundlage
geschaffen, deren Zielerreichung durch die sozioökonomischen Gegebenheiten hinsicht­
lich der unterschiedlichen Anreize deutscher und osteuropäischer Arbeitsuchender in der
Landwirtschaft stark erschwert wird. Zudem haben veränderte Gegebenheiten auf dem
europäischen Arbeitsmarkt den Zustrom mittel­ und osteuropäischer Saisonarbeitskräfte
begrenzt, sodass sich für den deutschen Agrarsektor ein Trend steigender Saisonlöhne
und zunehmender Unsicherheit hinsichtlich der Verfügbarkeit von Saisonarbeitskräften
abzeichnet, während gemäß der vorliegenden Analyse im Falle einer Verknappung des
Arbeitsangebots eine Ausdehnung der in den 1990er­Jahren offenbar verbreiteten infor­
mellen Beschäftigung als mögliche Strategie der Landwirte nur eine begrenzte Rolle
spielt.
Aufgrund dieser Gegebenheiten muss der Gesetzgeber bei der Bewertung der Eck­

punkte­Regelung zwischen zwei grundsätzlich wünschenswerten Effekten abwägen:
einerseits vermehrte Beschäftigung deutscher Arbeitsuchender und andererseits Entwick­
lung eines umsatzstarken Zweiges des Agrarsektors – mit ebenfalls möglicher Schaffung
von Arbeitsplätzen im vor­ und nachgelagerten Bereich. Die im März 2007 implemen­
tierte Flexibilisierung der Eckpunkte­Regelung ermöglicht eine bessere Absicherung des
Arbeitskräftebedarfs durch zusätzlich mögliche Vermittlungen mittel­ und osteuropäischer
Erntehelfer, falls auf dem heimischen Arbeitsmarkt nicht ausreichend qualifizierte Arbeit­
suchende zur Verfügung stehen. Dabei ergibt sich, wie dieser Beitrag gezeigt hat, aufgrund
der unterschiedlichen Anreizstrukturen wohl auch in Zukunft nur ein sehr eingeschränktes
Potenzial für eine saisongebundene Vermittlung inländischer Arbeitssuchender in den
deutschen Agrarsektor.
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Zusammenfassung

Den jährlich nach Deutschland für begrenzte Zeit einreisenden mittel­ und osteuropäischen Erntehel­
fern kommt eine große Bedeutung für besonders umsatzstarke Bereiche des deutschen Agrarsektors
zu. Der Saisonarbeitsbedarf ist im Zeitraum von 1994–2006 stark angestiegen, was überwiegend
auf eine zunehmende Konzentration einzelner arbeitsintensiver Kulturen (Spargel und Erdbeeren)
zurückzuführen ist, während das Arbeitsangebot mittel­ und osteuropäischer Arbeitnehmer 2006
erstmals deutlich rückläufig war und seitdem deutsche Betriebe offenbar vor erhebliche Probleme
stellt.
Mit der Beschränkung der Arbeitskräftemigration in diesem Sektor sollten inländische Arbeit­

suchende verstärkt deren Tätigkeiten übernehmen (Eckpunkte­Regelung). Die Konzentration der
anfallenden Saisonarbeit auf wenige Regionen Deutschlands führt jedoch in einigen Gebieten zu
einer lokalen Unterversorgung mit inländischen Arbeitskräften. Der monetäre Anreiz für inländische
Arbeitsuchende zur Aufnahme einer Beschäftigung ist im Vergleich zu den einreisenden mittel­ und
osteuropäischen Erntehelfern deutlich geringer. Deren Arbeitsangebot in Deutschland reduziert sich
zudem, weil im Zuge der EU­Osterweiterung geänderte sozialversicherungsrechtliche Vorschriften
gelten und auch in anderen Mitgliedstaaten mit liberalisierten Arbeitsmärkten Beschäftigungen an­
genommen werden können.
Die 2006 entstandene Angebotslücke im Bereich der landwirtschaftlichen Saisonarbeit erfor­

dert Anpassungen für die Zukunft: Neben höheren Löhnen, die nicht nur zur Angebotsausdehnung,
sondern auch zur Verbesserung der Arbeitsproduktivität dienen können, bietet die Bildung neuer
Rechtsformen (Ltd. & Co. GbR) zur Beschäftigung mittel­ und osteuropäischer Saisonarbeitnehmer
eine Möglichkeit zur Umgehung der Eckpunkte­Regelung, während einer weiteren Mechanisierung
sowie der Ausweitung informeller Beschäftigung enge Grenzen gesetzt sind.

Summary

Considering the Supply of Seasonal Farm Labour in Germany
Seasonal farm workers from Central­ and Eastern European (CEE) countries temporarily migrate to
Germany each year and provide important labour input for a high revenue branch of German agri­
culture. The demand for seasonal farm labour increased dramatically between 1994 and 2006, mainly
due to extended production of asparagus and strawberries. However, the supply of seasonal farm
labour from CEE countries declined for the first time in 2006 and this has created severe problems
for German farms that depend on such labour.
The German government had aimed to restrict farm labour migration in order to enhance the

employment in agriculture of jobless German residents. However, the results of this attempt have
been disappointing. The regional concentration of labour intensive crops does not match the regional
concentration of unemployment within Germany, and the regulation of social welfare payments in
Germany sharply reduces employment incentives for low paid, temporary work in Germany. At the
same time, the liberalization of labour migration between EU member states has created new, often
more attractive job opportunities for migrant workers from CEE, for instance in Britain. Policy ma­
kers in Germany did not take these fundamental socio­economic relations sufficiently into account
when they decided to impose restrictions on the farm labour supply from CEE, although the efforts
of the German labour administration, to match jobless Germans with available seasonal jobs are
understandable and have had some limited success.
The gap in farm labour supply that has occurred since 2006 will oblige farmers to adjust produc­

tion strategies through higher wages and innovative forms of legal work contracts (Ltd. & Co. GbR)
with CEE workers. Incentives to increase mechanization and resort to informal employment of CEE
workers will also grow, but are subject to restrictions.

Résumé

Contempler l’offre de main-d’œuvre dans les exploitations agricoles allemandes
Les travailleurs saisonniers d’Europe de l’Est engagés chaque année en Allemagne pour les récoltes
sont essentiels à l’activité des secteurs agricoles les plus performants. Le besoin en main­d’œuvre
saisonnière a fortement augmenté entre 1994 et 2006, principalement sous l’effet du développement
de cultures y recourant (asperges et fraises). A l’inverse l’offre de main­d’œuvre venant d’Europe de
l’Est a sensiblement diminué en 2006 causant apparemment d’importants problèmes aux entreprises
allemandes. Au moyen des restrictions légales s’appliquant aux migrants de travail dans ce secteur
(Eckpunktregelung), des salariés allemands auraient dû les remplacer.
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La concentration de l’emploi saisonnier dans quelques régions allemandes conduit localement à
une pénurie de main­d’œuvre autochtone. L’attrait financier d’un tel travail est nettement moindre
pour les chômeurs autochtones que pour les travailleurs de l’Europe de l’Est. En outre, ceux­là
proposent moins leur force de travail en Allemagne parce qu’à la suite de l’élargissement de la
Communauté européenne à l’est d’autres réglementations sociales s’appliquent et que ces travail­
leurs peuvent accepter des offres d’emploi dans d’autres pays membres dont le marché de travail a
été libéralisé.
Le manque de main­d’œuvre saisonnière agricole, apparu en 2006, exige des adaptations à

l’avenir : corrélativement à une augmentation des salaires, qui peut encourager non seulement l’offre
de main­d’œuvre mais aussi la productivité, la mise en place de nouveaux cadres juridiques (Ltd. &
Co. GbR) concernant l’emploi des travailleurs saisonniers d’Europe de l’Est permet de contourner les
restrictions légales (Eckpunkteregelung) dans la mesure où les possibilités d’étendre la mécanisation
et les emplois informels sont limitées.
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Aktive Bürgerschaft in der ländlichen Entwicklung:
Fünf Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern

von lutz lascheWski, Rostock, claudia neu, Braunschweig und
theodor fock, Neubrandenburg

1 Einleitung

Seit einigen Jahren geraten in der Frage politischer Steuerung von unterschiedlichen
Gesellschaftsbereichen zunehmend Regulationsmechanismen „unterhalb“ der natio­
nalstaatlichen Ebene in den Blick. In diesem Zusammenhang werden Kommunen und
(aktive) Bürger stark umworben, ohne dass bereits geklärt ist, was Kommunen und Bür­
ger in Zukunft (ergänzend zu staatlichen Aufgaben) leisten sollen und können. In diesem
Beitrag wollen wir am Beispiel von fünf „aktiven und sozialen“ Dörfern und Gemeinden
aus Mecklenburg­Vorpommern aufzeigen, wo Chancen und Grenzen bürgerschaftlichen
Engagements im Prozess des gesellschaftlichen Wandels und der ökonomischen Entwick­
lung ländlicher Räume liegen.

1.1 Bürgerschaftliches Engagement in ländlichen Regionen Ostdeutschlands

In der Debatte um eine geeignete Politik für den ländlichen Raum haben Ansätze an
Zuspruch gewonnen, die das Konzept der Partnerschaft in den Mittelpunkt stellen. Part­
nerschaft beschreibt zunächst ganz allgemein ein Zusammenwirken staatlicher Akteure
mit der Privatwirtschaft und/oder der Zivilgesellschaft zur Gestaltung und Umsetzung
von Politik (23; 26). Die Idee der Partnerschaft im Zusammenhang mit der ländlichen
Entwicklung wird explizit mit einem neuen „Paradigma für den ländlichen Raum“ (26)
verbunden, das der sektoral ausgerichteten Agrarpolitik einen territorialen Ansatz gegen­
überstellt, in dem neben den Landwirten weitere Wirtschafts­ und Sozialpartner in den
politischen Steuerungsprozess integriert werden sollen.
Auch wenn in einem akademischen Sinne nicht eindeutig ist, was „Partnerschaft“ im

Detail umfasst, so wird doch mit diesem Ansatz in pragmatischer Weise die Erkennt­
nis thematisiert, dass in komplexen Gesellschaften Abstimmung und Koordination zwi­
schen unterschiedlichen Akteuren zu einem zentralen politischen Problem wird (15). Die
direkten Interventionsmöglichkeiten des Staates werden zunehmend als begrenzt ange­
sehen; entsprechend vollzieht sich ein Wandel vom Durchregieren (Government) zum
Steuern von gesellschaftlichen Prozessen (Governance). Für die Politik der ländliche Ent­
wicklung bedeutete dieser Paradigmenwechsel einen wesentlich intensiveren gesellschaft­
lichen Entscheidungsprozess, der die Abstimmung zahlreicher Akteure sowohl zwischen
den staatlichen Ebenen wie zwischen Staat und Gesellschaft, aber auch innerhalb der
Gesellschaft verlangt (multi­level governance), welche idealer Weise netzwerkartig mit­
einander verbunden sind.
Die Fokussierung auf regionale oder lokale Netzwerke hat eine neue praktische

Frage nach der Entwicklung und Gestaltung der Netzwerkbeziehungen aufgeworfen.
Man wurde sehr bald mit der Feststellung konfrontiert, dass nicht ohne weiteres davon
ausgegangen werden kann, an jedem Ort lokale Akteursnetzwerke zu finden, die an die
politischen Strukturen anschlussfähig sind und somit aktiv zur Politikgestaltung und
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­umsetzung beitragen können. Gleichwohl erweist sich die Existenz von funktionierenden
Netzwerkstrukturen als Entwicklungsvorteil und erklärt gerade auch in peripheren, länd­
lichen Räumen den Unterschied zwischen dynamischen und unterentwickelten Regionen
(6; 24; 32). Für diese unterschiedliche Leistungsfähigkeit von Netzwerken ist in den
letzten Jahren der Begriff des Sozialkapitals populär geworden. Sozialkapital als Eigen­
schaft von Kollektiven kann strukturell als Art, Umfang und Inhalt sozialer Beziehungen
eines Netzwerkes verstanden werden. Sozialkapital kann auch als individuelle Ressource
interpretiert werden, allerdings ist dies eine Sichtweise, die an dieser Stelle vernachlässigt
wird. Als kognitive Elemente von Sozialkapital werden im Allgemeinen die Existenz
gemeinsamer Normen und Sanktionen, Vertrauen und reziproken Austauschbeziehungen
angesehen. In einer wegweisenden Studie hat robert putnam das Sozialkapitalkon­
zept genutzt und den Zusammenhang zwischen institutioneller Leistungsfähigkeit des
demokratischen Systems, Zivilgesellschaft und ökonomischer Entwicklung aufgezeigt
(27).
Aus diesen Gründen und beschleunigt durch die Krise der öffentlichen Haushalte

haben bürgerschaftliches Engagement und Zivilgesellschaft in Deutschland in den letzen
Jahren in Wissenschaft und Politik erhöhte Aufmerksamkeit erfahren (8; 37). Untersu­
chungen wie das Freiwilligensurvey lassen vermuten, dass sich die Deutschen zunehmend
stärker gesellschaftlich engagieren (12; 13; 28). In den neuen Bundesländern zeigen die
empirischen Befunde allerdings geringere Beteiligungswerte und eine andere Struktur des
bürgerschaftlichen Engagements als im Westen (11; 12). In ländlichen Gemeinden Ost­
deutschlands ist das Sozial­ und Vereinsleben im Zuge der Entkopplung der kommunalen
Funktionen von den dominierenden Agrarbetrieben nach der deutschen Vereinigung mit
einem grundlegenden Strukturwandel konfrontiert worden. Die Dynamik der Entwicklung
zivilgesellschaftlicher Strukturen ist deshalb in einem engen Zusammenhang mit dem
Strukturwandel ländlicher Räume zu sehen.
Im Zentrum der wissenschaftlichen Betrachtung zur Entwicklung ländlicher Regionen

in den neuen Bundesländern stehen hier insbesondere die Auswirkungen der Transforma­
tion des Agrarsektors (2; 36). Das typische ländliche Entwicklungsmuster ist die Paralleli­
tät der Existenz eines zumeist als wettbewerbsfähig charakterisiertenAgrarsektors in einer
ansonsten eher armen ländlichen Ökonomie (20). Die Wettbewerbsfähigkeit des Agrar­
sektors in den neuen Bundesländern wurde unter anderem durch den radikalen Abbau der
landwirtschaftlichen Beschäftigung zu Beginn der 1990er­Jahre erreicht. Selbst die wirt­
schaftlich erfolgreichen landwirtschaftlichen Betriebe mit ehemals Hunderten von Mitar­
beitern bieten heute nur noch einer Handvoll Menschen Beschäftigung (19; 25). Es ist in
vielen ländlichen Regionen kaum gelungen, diesen Beschäftigungsverlust zu kompensie­
ren, sodass Arbeitslosenzahlen von 30 % in ländlichen Gemeinden bis heute keine Sel­
tenheit darstellen. Als Folge der anhaltenden Arbeitslosigkeit ist eine hohe Abwanderung
anzusehen, die absehbar erhebliche negative Effekte auf zukünftige Entwicklung einiger
ländlicher Regionen haben wird. Prognosen sehen deshalb ländliche Regionen insbeson­
dere im Nordosten Deutschlands in einem Teufelskreis ausArbeitslosigkeit, Abwanderung
undAlterung gefangen, der wiederum leere Staatskassen und einenAbbau an Infrastruktur
nach sich zieht und somit die sozioökonomische Abkopplung einiger ländlichen Räume
weiter voran treibt (1). Zuweilen wird deshalb sogar pointierter von einer verödeten länd­
lichen Gesellschaft gesprochen (17).
In der Zusammenfassung bisheriger Befunde lassen sich exogene und endogene Ursa­

chen unterscheiden. Exogene Ursachen sind in den sich mit der Vereinigung zunächst radi­
kal veränderten ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen verortet. Zugleich
wurde die Hoffnung auf einen ökonomischen Aufschwung zum Anfang des 21. Jahrhun­
derts durch die verschärfte globale Wettbewerbssituation sehr gedämpft. Der Beitrag zur
Landwirtschaft für die ländliche Ökonomie ist auch perspektivisch nur noch verhältnis­
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mäßig begrenzt. Die ländlichen Gemeinden sind deshalb auf die Rolle des Nachlassver­
walters des agrarstrukturellen Wandels zurückgeworfen (17).
Gleichzeitig sind die endogenen sozialen Bedingungen für die Entwicklung einer dif­

ferenzierten ländlichen Ökonomie schwach entwickelt. Ein lokales Unternehmertum als
wichtige Trägerschicht der ländlichen Zivilgesellschaft entsteht nur langsam (20). Die
Arbeitsmarktkrise, die damit verbundene Erwerbsunsicherheit und die daraus folgende
selektive Migration der potenziell Engagierten stellen weitere, erschwerende Umstände
für eine aktive Zivilgesellschaft dar. Selektive Wanderung und Geburtendefizit lassen
bereits heute einen Bevölkerungsverlust einzelner Landkreise von bis zu 35 % im Jahr
2020 erwarten. Verstärkt durch ein Hineinwachsen der geburtenstarken Nachkriegsgene­
rationen in das Rentenalter kommt es zu einer deutlichen Veränderung der Altersstruktur
der Bevölkerung. Auch wenn mit einem leichten Anstieg der Geburten in den kommenden
Jahren gerechnet wird, so wird doch die Anzahl der Kinder und Jugendlichen in fast allen
Kreisen Mecklenburg­Vorpommerns stark zurückgehen. Parallel zu dieser Entwicklung
erhöht sich der Anteil der über 60­Jährigen. In vielen Landkreisen wird deshalb vermutet,
dass der Anteil dieser Altersgruppe an der Bevölkerung auf über 40 % anwachsen wird
(22).
Die vorherrschende Diagnose ist somit fast zwangsläufig die Feststellung einer nur

schwach entwickelten Zivilgesellschaft (14) und mangelnden Bürgerbeteiligung (35).
In einem Vergleich von niedersächsischen Regionen und Kreisen in Mecklenburg­Vor­
pommern im Rahmen des DORA­Projektes werfen die Autoren angesichts ihrer geringen
Bedeutung vorsichtig die Frage der Nachrangigkeit des Sozialkapitals hinter greifbaren
Entwicklungsfaktoren wie Kapitalinvestitionen und Infrastrukturausstattung auf (29). Eine
These die in der raumwirtschaftlichen Diskussion hierzulande Zuspruch erfährt, allerdings
nur innerhalb Deutschlands und auch nur in einem direkten Ost­West Vergleich sinnvoll
erscheint, und zugleich zahlreiche internationale Erfahrungen negiert und implizit von der
irreführendeAnnahme ausgeht, dass Investitionen und Infrastruktur ohne gesellschaftliche
Voraussetzungen (Institutionen, Akzeptanz, Vertrauen) existieren und funktionieren kön­
nen (aus der umfangreichen Literatur hierzu vgl. z. B. 7; 9; 16).
Der genauere Blick auf die Verhältnisse lässt an dieser pessimistischen Sicht gewisse

Zweifel aufkommen. Gemeindestudien, die im Zuge der Transformation des ostdeutschen
Agrarsektors entstanden sind, weisen darauf hin, dass der gesellschaftliche Umbruch für
viele Bewohner ländlicher Räume mit einem Verlust an sozialen Bindungen und Aktivi­
täten einherging. Gleichzeitig belegen diese Studien, dass auch dort lokales Engagement
und Kreativität möglich sind, wo die Rahmenbedingungen ungünstig waren. „Zum Erfolg
fehlte (…) weniger ökonomisches Kapital (welches in Form von Fördergeldern ja bereit
stand) oder soziales Kapital, sondern das spezifische kulturelle Kapital: Wissen um den
institutionellen Aufbau der westdeutschen Förderstruktur. Diejenigen, die diese Struktur
schnell genug durchschauten, hatten kaum Interesse, dieses kulturelle Kapital durch eine
große Ausdehnung ihres Netzes von ‚Eingeweihten’ zu entwerten“ (4, S. 311).
Zudemwird auch der Umgang der staatlichenAkteure imRahmen politischer Förderung

mit der dörflichen Zivilgesellschaft kritisiert. Statt als Partner der ländlichen Entwicklung
erscheint sie als „verschämte Schicksalsgemeinschaft. Ihre Projekte dürfen der dahin düm­
pelnden Regionalwirtschaft keine Konkurrenz machen und sie müssen von denen getragen
werden, die auf die meistenArbeitsmarktdefizite verweisen konnten. Daher hat diese dörf­
liche Zivilgesellschaft keinen festen Grund. Wenn die Projekte auslaufen, sacken in aller
Regel auch die Initiativen in sich zusammen und wegen ihres permanenten Misserfolges
werden sie von allen ausgesprochen kritisch beäugt“ (34). In dieser Sicht ist es also nicht
die Schwäche der Zivilgesellschaft selbst, sondern die Annahme der Schwäche und ihre
Nachrangigkeit im Blick der politischenAkteure, die ihre Einbeziehung in den Prozess der
ländlichen Entwicklung verhindert. Staatliche Akteure verbleiben trotz unzureichender
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Kapazitäten teilweise in ihrer Funktion des „Durchregierens“ und verstehen die Steue­
rung gesellschaftlicher Prozesse oft nicht als Handeln unter gleichberechtigten Partnern.
Angesichts dieser Feststellung überrascht es nicht, dass ländliche Entwicklungsinitiativen
in Ostdeutschland, wie z.B. LEADER, die auf der Idee einer aktiven Bürgergesellschaft
basieren mit dem Feststellung leben müssen, dass sie wie konventionelle ländliche Pro­
gramme funktionieren (5; 10; 21; 31).

1.2 Zielstellung und Vorgehensweise

Vor dem Hintergrund der bis hierher skizzierten politischen und wissenschaftlichen Debat­
ten und der vorliegenden empirischen Befunde befassen wir uns in diesem Beitrag mit
fünf Gemeinden in Mecklenburg­Vorpommern, die durch etwas gekennzeichnet sind,
was in den ländlichen Räumen der neuen Bundesländer eher unwahrscheinlich zu sein
scheint: Netzwerke bürgerschaftlichen Engagements. Eine Einschätzung, die wir, wie
zu zeigen sein wird, nicht teilen. Aber selbst wenn diese Einordnung stimmt, dass die
von uns beschriebenen aktiven Gemeinden einen Sonderfall repräsentieren, dann wird
die Frage relevant, warum sich diese Gemeinden in dieser Hinsicht anders entwickeln
konnten als andere Gemeinden? Was sind die sozialen Bedingungen einer erfolgreichen
Genese einer aktiven Bürgerschaft, die als Akteure ländlicher Politik auch in Ostdeutsch­
land eine tragende Rolle spielen können? Wenn die Idee der Partnerschaft zudem die
akademischen Textbücher verlassen und mehr als nur politische Rhetorik sein soll, dann
stellt sich weiterhin die Frage, was aus diesen Beispielen an Handlungsoptionen abgeleitet
werden kann, um Netzwerke und somit die Problemlösungskapazität in den ländlichen
Gemeinden selbst, also ihr Sozialkapital, zu stärken (capacity building)?
Dieser Beitrag bezieht sich auf eine Untersuchung, die gemeinsam von Mitarbeitern

und Studenten der Universität Rostock und der Hochschule Neubrandenburg im Zeitraum
von Oktober 2005 bis Juni 2006 durchgeführt wurde. DieAuswahl der Gemeinden erfolgte
auf Initiative des Landwirtschaftsministeriums des Landes Mecklenburg­Vorpommern
durch die Landwirtschaftsämter vor Ort. Außer der allgemeinen Fragestellung wurden
den Ämtern keine Kriterien vorgegeben, wie die Auswahl zu treffen sei. Insofern ist die
Auswahl subjektiv. Im Nachhinein kann man allerdings feststellen, dass der Eindruck der
Amtsvertreter, „aktive und soziale Dörfer“ bestimmt zu haben, uneingeschränkt bestätigt
werden kann (10).
Der Ausgangspunkt der Analyse ist den obigen Ausführungen folgend der Grundge­

danke, dass die Entwicklung ländlicher Gemeinden durch lokale Akteure entscheidend
mit beeinflusst werden kann. Entwicklung ist also nicht etwas, was der lokalen Bevöl­
kerung übergestülpt wird, wovon man betroffen ist, sondern es ist ein zu gestaltender
Prozess. Jedoch werden die lokalen Handlungsspielräume durch externe Rahmenbedin­
gungen geprägt, die die lokalen Akteure selbst nicht beeinflussen können. Insofern ist
es wichtig, analytisch zwischen „Rahmenbedingungen“, „endogenen Potenzialen“ und
„Entwicklung/gesellschaftlichen Leistungen“ zu unterscheiden und Parameter zu ihrer
Messung zu bestimmen.
Aus Abbildung 1 lassen sich zahlreiche quantitative Parameter ableiten, die vor allem

aus vorhandenen statistischen Unterlagen und – soweit vorhanden – aus Planungsdoku­
menten und Berichten ermittelt wurden. Als zweiter Schritt wurden in allen Gemeinden
Gruppengespräche geführt. Die hierfür zugrunde liegenden methodischen Überlegungen
orientieren sich an der Methode der Fokusgruppe. Unter einer Fokusgruppe oder Gruppen­
diskussion, versteht man eine moderierte Diskussion mit acht bis zwölf Teilnehmern. Die
Gruppendiskussion ist eine rasche, effiziente und offene Methode und dazu geeignet, die
Beweggründe einer Handlung oder Einstellung zu erkunden (3). Von dem strengen Verfah­
ren einer Fokusgruppe wurde in dieser Initiative im Sinne eines partnerschaftlichen For­
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schungsansatzes in zweierlei Weise abgewichen. Aufgrund fehlender Kapazitäten wurde
auf eine vollständige Niederschrift der Gesprächesaufzeichnungen verzichtet. Stattdessen
wurden ausführliche Gesprächsprotokolle durch die begleitenden Wissenschaftler erstellt.
Bei der Auswahl der Interviewteilnehmer wurde auf die freiwillige Selbstorganisation in
den Gemeinden und durch die Bürgermeister vertraut. Die Befürchtung, dass dadurch nur
ein zu enger persönlicher Zirkel an den Gesprächen teilnehmen würde, bestätigte sich
nicht. Ganz im Gegenteil haben sich alle Bürgermeister bemüht, ein breites Spektrum
an Bürgern zu beteiligen. Und auch die redegewandtesten Bürgermeister dominierten
die Gespräche nicht, sodass immer eine kritisch­offene Atmosphäre vorherrschte, in der
auch strittige Themen, Probleme oder Misserfolge frei angesprochen wurden. Allerdings
schwankte die Zahl der Gesprächsteilnehmer erheblich. In einigen Gemeinden waren
Frauen in den Gesprächsrunden unterrepräsentiert. Über die Erhebung statistischer Daten
und die Gruppendiskussionen hinaus wurden zahlreiche weitere Gespräche geführt.

2 Fünf aktive und soziale Dörfer

In Abbildung 2 ist die Lage der fünf untersuchten Gemeinden in Mecklenburg­Vorpom­
mern dargestellt.
Die 1341 erstmalig urkundlich erwähnte Gemeinde Balow liegt im südöstlichen Raum

des Landkreises Ludwigslust, nahe der Grenze zu Brandenburg. Gemäß dem regionalen
RaumordnungsprogrammWestmecklenburgs gehört Balow, das aus drei Ortsteilen besteht,
zum Einzugsbereich des Unterzentrums Grabow, welches derzeit als besonders struktur­
schwacher ländlicher Raum anzusehen ist. In Balow leben 355 Menschen, von denen – mit
relativer Konstanz seit 1990 – etwa 70 Einwohner Kinder und Jugendliche unter 20 Jahren

Abb. 1. Rahmenbedingungen, endogene Faktoren und gesellschaftliche Leistungen
Quelle: Eigene Darstellung
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sind. Beschäftigungsmöglichkeiten sind heute, nach der Auflösung der vor der Wiederver­
einigung ansässigen Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft, in der Gemeinde
kaum vorhanden. Dennoch zeichnet sich Balow durch eine vergleichsweise niedrige
Arbeitslosenquote von etwa 10 % aus, die sich vor allem durch die hohe Bereitschaft der
Balower, außerhalb der Gemeindegrenzen zu arbeiten, erklären lässt. So liegt die Quote
der Auspendler bei über 90 %. Die Gemeinde besticht vor allem durch ihr aktives und
soziales Vereinsleben. Zur sozialen Infrastruktur zählen neben einem von den Jugend­
lichen selbst verwalteten Jugendclub eine Kindertagesstätte („De lütten Setters“) und die
Balower Grundschule. Der Kindergarten betreut rund 50 Kinder vom ersten Lebensjahr
bis ins Hortalter und wird etwa zur Hälfte von Balower Kindern und zur anderen Hälfte
von Kindern aus den Nachbargemeinden besucht. In der Grundschule werden 130 bis 140
Kinder aus sieben Gemeinden unterrichtet. Die dörfliche Begegnungsstätte e.V. stellt den
Mittelpunkt für die sozialen und kulturellen Belange der Vereine und anderer Institutionen
dar und ist eine mit Fördermitteln umgebaute ehemalige Scheune.

Bröbberow liegt im Landkreis Bad Doberan – etwa 15 km vom südlichen Stadtrand
Rostocks entfernt, nah genug, um vom Entwicklungsdruck der Stadt zu profitieren, aber
auch weit genug, um von einigen der negativen Effekte der Verstädterung verschont zu
bleiben. Ferner verfügt Bröbberow über reizvolle Landschaftselemente, die die Gemeinde
zu einem attraktivenWohnstandort machen. Die Bevölkerungszahl wuchs von 321 im Jahre
1990 auf gegenwärtig etwa 520 Einwohner. Ein wesentliches und erfolgreiches Bemühen
der Gemeinde liegt in der Erhaltung und Revitalisierung alter Bausubstanz. So wurden
mit Hilfe von Mitteln der Dorferneuerung u. a. die alte Molkerei, die alte Dorfschule und
das frühere Zollhaus restauriert. Im Zentrum der Dorfentwicklung stehen der Neubau des
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Abb. 2. Lage der Untersuchungsgemeinden
Quelle: Eigene Darstellung
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Kindergartens und seineWiederbelebung mit Hilfe eines privaten Trägers. Im Vergleich zu
den anderen Gemeinden ist hier das soziale Engagement ein junges Phänomen – getragen
durch einen aktiven Bürgermeister, der als Person für das zunehmende Engagement der
Neubürger steht. So ist die Herausbildung formaler Vereinsstrukturen deutlich geringer
ausgeprägt als in den anderen hier vorgestellten Gemeinden. Seit 2005 existiert ein Kul­
turverein „Kiek In“, der sich die Gestaltung des dörflichen Lebens zum Ziel gesetzt hat.
Sportliche Aktivitäten und der Jugendclub sind bisher nur informell organisiert.

Spoldershagen ist Teil der Gemeinde Divitz­Spoldershagen im Landkreis Nordvor­
pommern in der Nähe des Barther Boddens. Die Gemeinde liegt außerhalb des durch den
Tourismus geprägten Raums an der Ostseeküste, auch wenn die Beschäftigung im Ort
durch das saisonaleArbeitsangebot auf dem Darß noch positiv berührt wird. Da auch sonst
keine wirtschaftlichen Zentren in die Region ausstrahlen, ist die Beschäftigungssituation
prekär. Die Gemeinde Divitz­Spoldershagen hat von allen Untersuchungsgemeinden die
geringste Beschäftigungsquote und das niedrigste Steueraufkommen. Divitz­Spoldersha­
gen unterscheidet sich von den anderen hier vorgestellten Gemeinden insbesondere auch
durch seine räumliche Struktur. Die etwa 490 Einwohner verteilen sich in vier größere
und einige kleinere Ortsteile auf 2730 ha Fläche. Mit 18 Einwohner/km2 ist die Gemeinde
besonders dünn besiedelt. Sie steht damit exemplarisch für zahlreiche Gemeinden ins­
besondere in Vorpommern. Durch diese Struktur ist der Anteil der ländlichen Wege im
Außenbereich im Vergleich zur Siedlungsfläche sehr groß. Die dörfliche Infrastruktur
beschränkt sich auf eine kleine, stundenweise geöffnete Verkaufsstelle in Spoldershagen
und eine Gastwirtschaft an der B 105, die den Ortsteil Martenshagen teilt. Es gibt in den
Ortsteilen weder eine Schule, einen Kindergarten oder einen Friedhof. Angesichts die­
ser eher problematischen Rahmenbedingungen war die Überraschung in der Gemeinde
zunächst groß, an der Aktion beteiligt zu sein. Tatsächlich ist das zu beobachtende gesell­
schaftliche Engagement bemerkenswert. Im Zentrum der dörflichen Aktivitäten stehen die
Feuerwehr und der örtliche „Tonnenbund“, der jedes Jahr Veranstaltungen zum „Tonnen
abschlagen“ organisiert (eine traditionelle Festveranstaltung, die auf die schwedische Zeit
im 17./18. Jahrhundert zurückgeht), welche in der Umgebung ein großes gesellschaftliches
Ereignis mit mehreren tausend Besuchern darstellt. Neben diesen zentralen Einrichtungen
existieren weitere kleinere Gruppen und Initiativen (Seniorenfreizeitverein, Angler etc.),
die aber nicht immer eine formelle (Vereins­)Struktur haben.
Die Gemeinde Spornitz wurde im 13. Jahrhundert erstmalig erwähnt und war im Mit­

telalter eines der größten Bauerndörfer in Mecklenburg. Die Gemeinde mit heute etwa
1500 Einwohnern besteht aus dem Dorf Spornitz mit 1051 Einwohnern, und weiteren
kleineren Ortsteilen. Die Gemeindefläche beträgt 4881 ha. Die Orte der Gemeinde liegen
im Südosten der Region Westmecklenburg im Landkreis Parchim. Die Gemeinde ist mit
der nur 7 km entfernten A 24 Hamburg­Berlin verkehrsgünstig an das Umland angebun­
den. Die Gemeinde Spornitz ist, gemessen an der Zahl der Einwohner, eine eher große
ländliche Gemeinde. Von Vorteil für die Gemeinde sind das gut ausgelastete Gewerbe­
gebiet am Ortsausgang Spornitz sowie 81 weitere Unternehmen und Gewerbetreibende,
die sich in der Gemeinde angesiedelt haben. Spornitz zählte anfänglich zum besonders
strukturschwachen Teil des ländlichen Raums. Die Gemeinde verfügt über Arztpraxen,
einen Kindergarten sowie die „Johannes­Gillhoff­Schule“, eine Realschule, die unter der
Trägerschaft der Evangelischen Kirche neu gegründet wurde. Zahlreiche Aktivitäten wer­
den in Vereinen organisiert, wobei Sponsoring durch Unternehmen eine größere Bedeu­
tung zukommt als in den anderen Gemeinden. Besonders die Feuerwehr, der Fußballverein
und der Karnevalsverein organisieren Feste und zahlreicheAktivitäten. Angrenzend an die
Feuerwache wurde eine neue Mehrzweckhalle mit Sportplatz erbaut, die auch für Festivi­
täten genutzt wird. Außerdem gibt es einen Jugendclub im Ort und zahlreiche informelle
Aktivitäten.
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Woggersin liegt ungefähr 5 km nordwestlich von der Stadt Neubrandenburg entfernt.
Der Ort mit seinen zurzeit 530 Einwohnern liegt im Landkreis Mecklenburg­Strelitz. Das
Dorf ist vor allem ein attraktiver Ort zum Leben. Die Gemeinde Woggersin hat seine
Entwicklung der raschen Ausweisung von Bauland Anfang der 1990er­Jahre zu verdan­
ken. Im Jahr 1990 hatte das Dorf Woggersin knapp 90 Einwohner und verfügte nur über
eine unzureichend befestigte Zufahrtsstraße. Durch den Zuzug eher einkommensstärkerer
Haushalte ist die wirtschaftliche und soziale Situation überdurchschnittlich günstig. Einer
der ersten Vereine war die Freiwillige Feuerwehr, die das erste Dorffest 1993 organisiert
hat. Ein Feuerwehrgebäude wurde mit Hilfe von Fördergeldern vom Land saniert und 1995
eingeweiht. Der Sportverein in Woggersin wurde 1997 gegründet und teilt sich in die Sek­
tionen Fußball, Volleyball, Kegeln und Gymnastik. Im Jahr 1996 wurde der „Förderverein
DorfkircheWoggersin e.V.“ mit dem Ziel gegründet, die alte Dorfkirche Instand zu setzen.
Dieses Vorhaben wurde durch viele Spenden und Mitarbeit der Dorfbewohner möglich.
Heute ist die Kirche voll saniert und ca. alle zwei Wochen findet wieder ein Gottesdienst
statt. Der sicherlich bemerkenswerteste Verein des Ortes wurde 2001 gegründet und dient
der Bewirtschaftung des Woggersiner Speichers, der Verein „Kultur­ und Wirtschaftszen­
trum Speicher Woggersin e.V.“. Der Speicher ist Teil einer alten Gutsanlage und stand
nach der Vereinigung leer und ohne Nutzung im Zentrum des Dorfes. Vom November
2000 bis November 2003 wurde die grundlegende Sanierung des alten Speichers durch­
geführt. Bereits während der Bauphase wurde der erste Adventsmarkt im Jahr 2001 mit
über 4000 Besuchern ein großer Erfolg. Viele Veranstaltungen im Woggersiner Speicher
haben mittlerweile Tradition und wirken wie ein großer Publikumsmagnet. Für Besucher
des Speichers bietet sich zudem die Möglichkeit, im eigenen Hofladen regionale Produkte
zu erwerben. Die Aktivitäten im Speicher Woggersin wurden u. a. über die Gemeinde und
das Bundesprogramm „Regionen Aktiv“ gefördert. Ab 2006 dient der Speicher auch als
Sitz des „IREK Tollensesee“, einer Initiative zur Förderung des Fremdenverkehrs rund
um den Tollensesee. Der Speicher hat so die Funktion eines lokalen Zentrums der Regio­
nalentwicklung übernommen.

3 Die Gemeinden im Vergleich

3.1 Demografische Entwicklung

Der Umgang mit den tatsächlichen und vermeintlichen Folgen des demografischen Wan­
dels hat in den letzen Jahren zunehmend die Diskussion über die Entwicklung ländlicher
Gemeinden bestimmt. Auch die hier vorgestellten fünf Gemeinden blieben von diesem
Wandel nicht unberührt. Zwischen 1970 und 1990 war die Bevölkerungsentwicklung in
allen fünf Gemeinden stark rückläufig (vgl. Abb. 3).
Nach der deutschen Vereinigung sind in den untersuchten Gemeinden zwei Muster der

Entwicklung der Bevölkerungszahlen erkennbar. Die Gemeinden Woggersin und Bröbbe­
row, die im Einzugsgebiet größerer Städte liegen, verzeichnen in den 1990er­Jahren durch
Zuwanderung große Bevölkerungszuwächse. In den anderen drei Gemeinden konnte der
Bevölkerungsrückgang zumindest gemildert oder, wie in Balow, sogar ganz gestoppt wer­
den. Dies ist umso bemerkenswerter, da in dieser Periode in Mecklenburg­Vorpommern
insgesamt ein Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen ist (­12 % zwischen 1990 und 2005).
Deutlich wird dies am Beispiel Spornitz, welches von den fünf Gemeinden anscheinend
den geringsten Erfolg hatte, den langfristigen Trend zu beeinflussen. Wäre jedoch die
Bevölkerungszahl in Spornitz mit derselben Rate geschrumpft wie im Land Mecklenburg­
Vorpommern insgesamt, so läge die Bevölkerungszahl um etwa 100 Personen niedriger.
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Insofern kann man festhalten, dass es den hier vorgestellten Gemeinden in einer
schwierigen Situation gelungen ist, die Bevölkerungszahl zu stabilisieren oder deutlich zu
steigern. In dieser Hinsicht handelt es sich um erfolgreiche Gemeinden. Insgesamt sind die
Gemeinden im Vergleich zum Landesdurchschnitt verhältnismäßig „jung“. Nur in Balow
liegt der Anteil der über 60­Jährigen höher als in den anderen Untersuchungsgemeinden.
Der Anteil der Kinder und Jugendlichen ist in allen fünf Gemeinden verglichen mit dem
Landesdurchschnitt überdurchschnittlich hoch. Dennoch ist die Gruppe der 0–10­Jährigen
in allen Gemeinden die kleinste Altersgruppe (Kohorte). Das bedeutet, dass langfristig
auch diese Gemeinden ohne Zuwanderung schrumpfen werden.
Während Geburtenraten für die gesamtgesellschaftliche Bevölkerungsentwicklung

von großer Bedeutung sind, spielen sie für die Entwicklung einer kleinen Gemeinde nur
eine partielle Rolle. Quantitativ bedeutsamer sind Zu­ und Abwanderungen. Erfolgreiche
Gemeinden „profitieren“ in diesem Sinne von der Abwanderung aus anderen Gemein­
den oder Städten. Durch die starke Zuwanderung auf das Dorf, die hauptsächlich in der
Lebensphase zwischen 30 und 40 Jahren stattfindet und sich in Woggersin und Bröbberow
in einer kurzen Zeitspanne vollzog hat, finden wir in diesen Gemeinden eine spezifische
Alterstruktur, die sich durch eine Konzentration auf wenige Jahrgänge auszeichnet. Eine
derartige „Gentrifikation“ bedeutet wahrscheinlich, dass eine starke Altersgruppe zusam­
men „alt“ werden wird und dadurch bestimmte Infrastrukturansprüche (Kindergarten,
Schule etc.) nur für eine verhältnismäßig kurze Zeitspanne – dann aber besonders stark –
bestehen. Es existiert somit die Gefahr, wenn Planungshorizonte zu kurz gesetzt werden,
falsche bzw. zu umfangreiche Infrastrukturinvestitionen zu tätigen, für die längerfristig
kein Bedarf besteht.

Abb. 3. Bevölkerungsentwicklung in den fünf Gemeinden.
Quelle: (30)
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3.2 Infrastruktur

Nach der Wiedervereinigung bestand großer Nachholbedarf in den Bereichen der tech­
nischen Infrastruktur, derTelekommunikation, im innerörtlichenStraßenbau und ländlichen
Wegebau sowie der Gebäudesanierung. Seither sind bedeutende Summen aus Bundes­ und
Landesmitteln sowie aus der EU in den ländlichen Raum geflossen, sodass auch in einem
dünn besiedelten Flächenland wie Mecklenburg­Vorpommern mit der Erschließung durch
örtliche und überregionale Verkehrsverbindungen sowie dem flächendeckenden Ausbau
der Telekommunikation wichtige Voraussetzungen für eine wirtschaftliche Entwicklung
des ländlichen Raumes geschaffen worden sind. Allerdings entstehen derzeit durch den
fehlendenAnschluss an Breitbandverbindungen erhebliche Nachteile (33). Dem gegenüber
steht in vielen – vor allem peripher gelegenen – Orten eine Reduzierung des öffentlichen
Personennahverkehrs. Für die weniger mobilen Jugendlichen und Senioren bedeutet dies
eine zunehmende Abhängigkeit von familiärer Solidarität und nachbarschaftlicher Hilfe.
Eine gute (öffentliche) Verkehrsanbindung wurde verschiedentlich als wichtiger Faktor
für die Gemeindeentwicklung thematisiert (Spoldershagen, Spornitz).
Die Flurneuordnung zählt in Mecklenburg­Vorpommern zu den finanziell bedeut­

samsten Instrumenten für die Entwicklung ländlicher Räume. Diese Maßnahme wurde
in den untersuchten Gemeinden mit weitestgehend abgeschlossenen Flurneuordnungsver­
fahren (Bröbberow, Spornitz, Ortsteil Spoldershagen) stets als besonders wirkungsvoll
hervorgehoben, zumal es im Rahmen der Verfahren jeweils auch möglich war, die Ver­
kehrsinfrastruktur deutlich zu verbessern und das Dorfbild ansprechender zu gestalten.
Darüber hinaus konnten mit Mitteln der öffentlichen und privaten Dorferneuerung eine
große Anzahl von Wohngebäuden und Außenanlagen in den Ortschaften Instand gesetzt
und modernisiert werden.
Umfangreiche öffentliche Gelder wurden für die Sanierung des Speichers in Wog­

gersin und historischer Bauten in Bröbberow eingesetzt. Weitere Mittel aus verschie­
denen Töpfen (LEADER, Stiftungsgelder etc.) haben in Kombination mit Eigenmitteln
aus Sponsoring und Gemeindesammlungen dazu beigetragen, die kulturelle Infrastruktur
zu unterstützen. Vor allem die Freiwilligen Feuerwehren profitierten davon. Sie konnten
neu ausgestattet oder renoviert werden und einige haben neue Räumlichkeiten erhalten.
Aber auch Sportstätten und Kulturhäuser, in denen sich heute vielfältige Aktivitäten wie
Sportfeste, Theater oder Weihnachtsfeiern abspielen, sind unter großer Beteiligung der
Bevölkerung entstanden.
So beeindruckend die Leistungen der vergangenen Jahre im Bereich der technischen

Infrastruktur auch waren, bereits heute zeichnet sich ab, dass die Instandhaltung der Infra­
struktur eine große zukünftige Herausforderung sein wird. Problematisiert wurde in eini­
gen Gemeinden, dass der ländliche Wegebau im Außenbereich sich vielfach nur an den
Interessen der Landwirtschaft ausrichtet, die aber nur gering zum kommunalen Steuer­
aufkommen beiträgt.
Die Erhaltung der Schulen war ein im Landtagswahlkampf 2006 in Mecklenburg­

Vorpommern vorherrschendes politisches Thema. In Woggersin wurde die Versorgung mit
Betreuungs­ und Bildungsinfrastruktur kaum thematisiert, da die Erreichbarkeit von Kin­
dergarten und Schulen für die Kinder aus der Gemeinde durch die Nähe zu Neubranden­
burg gesichert erscheint. Auch Bröbberow verfügt über keine eigene Schule mehr, hat aber
seit 2005 wieder einen Kindergarten in freier Trägerschaft. Der Kindergarten befindet sich
in einem renovierten Gebäude, das auch für weitere dörfliche Aktivitäten genutzt werden
kann. In den entlegeneren Gemeinden Spornitz und Balow hingegen werden Schule und
Kindergarten als zentrale Orte im öffentlichen Leben wahrgenommen. Sowohl Spornitz
als auch das wesentlich kleinere Balow verfügen über eine Kindertagesstätte und eine
Grundschule, Spornitz auch über eine Realschule in freier Trägerschaft. Für den Erhalt
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der Schulstandorte haben sich die Bürger der beiden Gemeinden sehr aktiv eingesetzt. In
diesem Zusammenhang wurden stets die unzumutbar langen Fahrzeiten für Grundschüler
diskutiert und darauf verwiesen, dass Kindergarten und Schule in Zeiten demografischen
Wandels zu Standortfaktoren im Kampf um Zu­ undAbwanderung werden. Die Bewohner
von Spornitz und Balow führen – so ergaben die Einzel­ und Gruppeninterviews – ihre
erfolgreiche „Ansiedlungspolitik“ neben günstigen Grundstückspreisen auf den Bestand
von Kindertagesstätten und Schulen zurück. „Die Schule bindet auch die Eltern“ kom­
mentierte ein Befragter die Situation und verweist damit gleichzeitig auf die Engagement
fördernde Wirkung von Familien mit Kindern in der Gemeinde. Entsprechendes gilt auch
für die Erreichbarkeit bzw. Verfügbarkeit von ärztlicher und pflegerischer Versorgung.
Erscheint dies in den agglomerationsnäheren Gemeinden Woggersin und Bröbberow
ebenso wie Spornitz, die noch über Arzt, Zahnarzt und Physiotherapie verfügen, nicht
weiter problematisch, so ist eine schnelle Erreichbarkeit eines Arztes in Balow und Spol­
dershagen nicht ohne weiteres gegeben. In Spoldershagen sieht nur alle vier Wochen ein
Arzt nach den älteren Patienten vor Ort.

3.3 Wirtschaft und Erwerbstätigkeit

Die wirtschaftliche Situation und die Lage am Arbeitsmarkt beeinflussen die Lebens­
situation der Menschen erheblich. Hiervon ist das verfügbare Haushaltseinkommen im
Wesentlichen abhängig. Vor allem kann sich die Arbeitsmarktlage auf die Aktivitäten in
der Freizeit und für die Gemeinschaft auswirken. Arbeitslosigkeit und die Angst vor dem
Verlust des Arbeitsplatzes lähmt viele Menschen und lässt sie weniger am öffentlichen
Leben teilnehmen. In nahezu allen kleineren ländlichen Gemeinden werden nicht so viele
Arbeitsplätze angeboten wie nachgefragt. Es ist also vollkommen üblich, in die nächste
Klein­ oder Großstadt zur Arbeit zu fahren, die Zahl der Auspendler übersteigt die Zahl
der Einpendler demnach deutlich. Schwierig wird es dann, wenn im dörflichen Umfeld
Arbeitsplätze überhaupt fehlen. Die Arbeitslosenquote in den fünf Gemeinden schwankt
zwischen rd. 13 % (Woggersin) und rd. 31 % (2002) in Divitz­Spoldershagen.
Auch die Einkommensunterschiede sind in den untersuchten Gemeinden beachtlich.

Die zu versteuernden Einkünfte weisen für die untersuchten Dörfer eine erhebliche Spann­
weite auf und liegen zwischen knapp 40 bis 159 % des Landesdurchschnitts. Allerdings
dürften Transferzahlungen (Renten, Arbeitslosengeld II, Kindergeld usw.) diese Spann­
weite bezogen auf die verfügbaren Haushaltseinkommen verringern. Dazu liegen auf
Gemeindeebene aber keine Daten vor. Bei den zu versteuernden Einkünften erreichen
bzw. übertreffen Spornitz und Woggersin den Landesdurchschnittswert. In den anderen
drei Gemeinden gibt es wie in vielen anderen ländlichen Gemeinden überproportional
viele einkommensschwache Haushalte.
Die dörfliche Ökonomie – soweit vorhanden – wird geprägt durch Bau­ und Hand­

werksbetriebe sowie einige andere Klein­ und Kleinstunternehmen. Dienstleistungsunter­
nehmen wie z.B. Handel, Gaststätten, medizinische Versorgung sind dagegen eher selten
anzutreffen. Drei Dörfer – Balow, Bröbberow und Woggersin – stellen etwa jeweils 50
(Vollzeit­) Beschäftigungsverhältnisse im Dorf selbst zur Verfügung, also rechnerisch
rd. 20–30 % der für die Dorfbewohner benötigten Arbeitsplätze. In Spornitz mit seinem
Gewerbegebiet sind dies deutlich mehr und in dem kleinen Dorf Spoldershagen sind
außerhalb der Landwirtschaft kaum Arbeitsplätze zu finden. Fremdenverkehr und haus­
haltsorientierte Dienstleistungen spielen dagegen, wenn überhaupt vorhanden, nur eine
geringe Rolle.
Eine direkte Wirtschaftsförderung, eine Ansiedlungspolitik oder generell das Bestre­

ben, die wirtschaftliche Entwicklung aktiv zu beeinflussen, sind kaum Gegenstand der
dörflichen und gemeindlichen Aktivitäten. Dies dürfte zum einen darauf zurückzuführen
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sein, dass wenige Handlungsspielräume zur Wirtschaftsförderung auf Gemeindeebene
gesehen werden. Die Entscheidungsträger und engagierte Dorfbewohner gehen eher ande­
ren Fragestellungen nach. Die Erhöhung der Attraktivität ihrer Dörfer als Wohnort und
der Ausbau der Infrastruktur sind überall zentrale Anliegen, die zwar indirekt auch eine
gewisse wirtschaftliche Ausstrahlung haben, aber welche Unternehmen im Dorf ansässig
sind und wie diese sich entwickeln, wird dagegen offensichtlich eher als externe, wenig
beeinflussbare Rahmenbedingung angesehen. Zum anderen bringt eine starke Wirtschaft
vor Ort der Gemeinde nur wenig direkte Vorteile. Im Landesdurchschnitt beträgt die Steu­
ereinnahmekraft der Städte und Gemeinden 325 €/Einwohner (2004), in Gemeinden unter
1000 Einwohner 251 €/Einwohner. In den fünf untersuchten Gemeinden liegen die Steu­
ereinnahmen zwischen 171 und 249 €/Einwohner. Selbst in Spornitz, einer Gemeinde mit
außergewöhnlich viel Gewerbe, schlägt sich dies aber nicht in hohen Steuereinnahmen
nieder. Die Finanzausgleiche auf gemeindlicher Ebene nivellieren die Steuereinnahmen
weitestgehend.
Die wirtschaftliche und soziale Situation in den Gemeinden ist recht unterschiedlich.

So sind teilweise erhebliche Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung und Arbeitslosigkeit,
im durchschnittlichen Einkommensniveau und der vorhandenen Wirtschaft festzustellen.
Bemerkenswert ist allerdings, dass es trotz der unterschiedlichen Ausgangsbedingungen
den Bürgern in allen untersuchten Gemeinden gelingt, ein aktives Dorfleben zu gestalten.
Eine ungünstige wirtschaftliche Situation der Dorfbewohner ist offensichtlich kein zwin­
gendes Hemmnis für Engagement und soziale Aktivitäten. Die individuellen Lebensum­
stände werden durch die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen geprägt, die gemein­
schaftlichen Aktivitäten dagegen weniger stark.

3.4 Landwirtschaft

Welche Bedeutung hat die Landwirtschaft heute für Gemeinden im ländlichen Raum?Wie
viele Menschen finden in dieser Branche Arbeit? Was denken die Dorfbewohner über die
Landwirtschaft, denkt und fühlt man noch „landwirtschaftlich“? In den fünf untersuchten
Dörfern zeigt sich ein vielgestaltiges Bild mit einigen gemeinsamen Grundtendenzen.
Vom optischen Eindruck handelt es sich in allen Fällen um landwirtschaftlich geprägte
Gemeinden: Von Feldern umgeben, im Dorfe Nutztiere in großen oder kleinen Ställen und
das Ortsbild von ländlich­historischer Bausubstanz mitgeprägt.
Die Anzahl der in der Gemeinde ansässigen Landwirtschaftsbetriebe liegt im Allge­

meinen unter fünf. Teilweise werden wesentliche Flächen in der Gemeinde von Betrieben
aus der Nachbarschaft bewirtschaftet. Sehr häufig bewirtschaften ein oder zwei größere
Betriebe den Hauptanteil der Gemeindeflächen in Ergänzung mit ein oder zwei kleineren
Nebenerwerbsbetrieben. EinVergleich zwischen den fünfGemeinden zeigt allerdings einen
verhältnismäßig großen Gradienten in der landwirtschaftlichen Prägung. Spoldershagen
gibt das Bild eines sehr landwirtschaftlich geprägten Dorfes ab und der Agrarsektor stellt
hier einen hohenAnteil derArbeitsplätze vor Ort. Auch Balow mit seinen Stallanlagen und
Spornitz mit einem größeren Landwirtschaftsbetrieb im Ort sind entsprechend geprägt,
während in Bröbberow und vor allem in Woggersin der Wohnortcharakter dominiert.
Die Arbeitsplätze in der Landwirtschaft werden nicht unbedingt von eigenen Dorfbe­

wohnern eingenommen, sodass Ortsansässigkeit nur eine zufällige Rolle spielt. Charak­
teristisch hierfür ist, dass die Bewohner in vielen Orten nicht genau benennen können,
wie viele ihrer Mitbewohner in der Landwirtschaft und im landwirtschaftsnahen Gewerbe
Arbeit finden. Die statistisch erfasste Beschäftigtenquote in der Landwirtschaft liegt lan­
desweit bei rund 5 % aller Erwerbstätigen; in ländlichen Gemeinden aber noch deutlich
darüber. Auch agrarwirtschaftlich ausgerichtetes Gewerbe, wie z. B. Landhandel oder
Landmaschinenwerkstätten trägt im statistischen Durchschnitt ebenso viel zur Beschäfti­
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gung bei. Die landwirtschaftlichen Betriebe wurden in den Gesprächen vor Ort dennoch
nicht als Impulsgeber für die regionale Wirtschaft oder als wichtiger Auftraggeber für
das lokale Handwerk gesehen. Zwischen der wirtschaftlichen Lage in der Landwirtschaft
und der eigenen Situation besteht somit eine große Distanz. In den Gesprächen wird die
Landwirtschaft eher als ein externes Phänomen wahrgenommen, sodass durchaus von
Anzeichen einer starken Entfremdung der Landwirtschaft vom Lebensalltag vieler Dorf­
bewohner gesprochen werden kann. Die „gefühlte“ Bedeutung der Landwirtschaft liegt
somit niedriger als die statistisch messbare Funktion.
Über direkte Konflikte zwischen landwirtschaftlichen Betrieben und der Dorfbevöl­

kerung – Lärm, Dreck, Geruchsbelästigungen „zur Unzeit“ – wurde selten berichtet. In
den wenigen erwähnten Fällen handelt es sich um typische Konflikte wie Lärm bei Ernte­
arbeiten, Verschmutzung von Straßen oder Geruchsbelästigungen durch Tierhaltung. Ein
Bürgermeister sieht zukünftige Konflikte zwischen der Unterhaltslast ländlicher Wege
durch die Gemeinde und der Belastung dieser Straßen durch die Landwirtschaftsbetriebe,
die nur wenig zur Gemeindeentwicklung beitragen. In allen Gemeinden wurde positiv auf
die Hilfestellungen hingewiesen, die durch die Landwirtschaftsbetriebe vor allem durch
die vorhandene Technik bei dörflichen Aktivitäten wie Festen oder Umzügen geleistet
wird. Ländliche Freizeitbeschäftigungen wie Pferdehaltung, Geflügelzucht oder Gärtnern
und Kleinlandwirtschaft sind dagegen in allen Dörfern anzutreffen. Diese Tätigkeiten prä­
gen teilweise auch das Bild in der Ortslage mit, sodass die „optische Ländlichkeit“ höher
erscheint als die sozioökonomisch wahrgenommene Situation.
Ländliche Dörfer, Gemeinden im ländlichen Raum und hierum handelt es sich bei

den fünf untersuchten Orten, sind daher heute nicht mehr primär von der Landwirtschaft
geprägt. Vor 1945, aber auch noch zu DDR­Zeiten war dies anders, als häufig mehr als
50 % der Bevölkerung ihre Beschäftigung in den LPGen fanden und die Lebens­ und
Arbeitswelten agrarisch orientiert waren. Heute lässt sich das Verhältnis zwischen der
Gemeinde und der ortsansässigen Landwirtschaft am besten als „Zweck orientierte Wohn­
gemeinschaft“ charakterisieren: man teilt sich gemeinsam bestimmte Einrichtungen, man
hilft sich gelegentlich, man ist manchmal voneinander genervt und ansonsten geht jeder
seiner Wege. Darüber kann auch die landwirtschaftliche Prägung der Gemeindeflächen,
von der bis zu 90 % landwirtschaftlich genutzt werden, nicht hinwegtäuschen. Dieser
Verlust landwirtschaftlicher Orientierung im Dorfe ist Ausdruck dessen, dass heute in
allen Gemeinden nur noch eine Minderheit, in manchen Gemeinden eine sehr kleine Min­
derheit, in der Landwirtschaft beschäftigt ist und auch nur sehr wenige, wenn überhaupt
noch, landwirtschaftliche Betriebe im Dorf ansässig sind.

4 Voraussetzungen und Leistungen einer aktiven Bürgerschaft

Die äußeren Bedingungen stellen sich in den fünf Gemeinden sehr unterschiedlich dar.
Ungeachtet dessen finden sich in allen Gemeinden umfangreiche soziale Aktivitäten und
bürgerschaftliches Engagement. Die Vereine, allen voran Sportvereine, und die Freiwillige
Feuerwehr sind in allen fünf Gemeinden Träger gesellschaftlichen Lebens. Die Situa­
tion unterscheidet sich aber zwischen den agglomerationsnäheren Gemeinden Bröbberow
und Woggersin einerseits und Balow, Divitz­Spoldershagen sowie Spornitz anderseits. In
Bröbberow erhält das Vereinsleben nach einem durchgeführten Flurneuordnungsverfah­
ren mit der Sanierung historischer Gebäude (alte Molkerei, Dorfschule, Zollhaus) neuen
Auftrieb. So wurde die Freiwillige Feuerwehr 2006 reorganisiert, es gründeten sich 2005
ein Jugendclub und ein Bürgerverein. In Woggersin begann das Wiedererstarken von Ver­
einstätigkeit bereits ab Mitte der 1990er­Jahre und wird maßgeblich durch die Vereine
„Dorfkirche Woggersin e.V.“ und den Verein „Woggersiner Speicher“ getragen. So stan­
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den auch in Woggersin die Pflege und der Erhalt historischer Gebäude im Mittelpunkt des
neu oder wieder entstehenden Vereinslebens, das maßgeblich durch zugezogene Bewoh­
ner getragen wird.
In den stärker ländlich geprägten Gemeinden Balow, Spornitz und Divitz­Spoldersha­

gen sind ganz klassisch Sportvereine und die Freiwillige Feuerwehr Schaltstellen des dörf­
lichen Lebens. Die Sportvereine erweisen sich als ungemein vital und vielfältig (von Turn­
vereinen mit diversen Sektionen über Schützen­ und Angelvereine). Sie verfügen, wie in
Spornitz, über mehrere hundert Mitglieder mit allein acht Fußballmannschaften. In Balow
hat der Sportverein in sechs Sektionen zweihundert Mitglieder (bei 355 Einwohnern).
Sowohl in Spornitz als auch in Divitz­Spoldershagen bestehen noch zwei Feuerwehren,
die in verschiedenen Dörfern und Gemeindeteilen angesiedelt sind und bisher erfolgreich
die jeweilige Dorfidentität verteidigen. Absehbar ist – aus Kostenersparnis – aber bereits
eine zukünftige Zusammenlegung der Freiwilligen Feuerwehren. Darüber hinaus haben
sozialorientierte Organisationen wie die Senioren­ und Jugendbetreuung (der Volkssolida­
rität), der Kirchenchor oder gar der Karnevalsverein ihren festen Platz im Gemeindeleben.
Eine mittlere Rolle scheinen Organisationen zum Umweltschutz (bei Jüngeren) zu spielen.
Kirchliche Aktivitäten sind in den untersuchten Gemeinden weniger ausgeprägt. Nur in
Woggersin wurde der Kirchgemeinde eine größere Bedeutung zugeschrieben. Kirchge­
meinden scheinen jedoch insgesamt auf ein gewisses Wohlwollen zu stoßen und auch
bei der Erhaltung der Kirchen mit öffentlicher Unterstützung rechnen zu können. Einige
Dörfer, wie Balow und Spoldershagen, haben allerdings keine Kirchen.

4.1 Formen aktiver Bürgerschaft und bürgerschaftlichen Engagements

Vereine spielen im dörflichen Leben der Gemeinden eine große Rolle. In ihnen werden
zahlreiche Aktivitäten, vor allem in den Bereichen Sport, Kultur und Naturschutz organi­
siert. Sie sind die Garanten für ein dauerhaftesAngebot und die Bereitstellung von sozialer
Infrastruktur. Die Organisation in Vereinen hat aber auch ihren „Preis“. Zum einen ist die
Zahl der freiwillig Engagierten, die bereit sind, längerfristig organisatorische Aufgaben zu
übernehmen, begrenzt. In allen Gemeinden wurde deutlich, dass ein Kern von Akteuren
existiert, welche häufig mehrfach in verschiedenen Vereinen organisiert sind und von
denen zahlreiche Aktivitäten ausgehen. Zum anderen ist die Organisation in Vereinen mit
formellem Verwaltungsaufwand verbunden, der für viele kleinere Aktivitäten und Grup­
pen unangemessen sein kann. Zahlreiche Aktivitäten spielen sich deshalb in einem infor­
mellen Bereich der spontanen Mobilisierung der Mitbürger oder der nachbarschaftlichen
Selbsthilfe ab. Unterstützung der Bürger für Baumaßnahmen oder zur Pflege öffentlicher
Bereiche zu erhalten, schien in keiner der Gemeinden ein Problem zu sein. Hier engagie­
ren sich auch diejenigen, die, wie man es in Woggersin zum Ausdruck brachte, „in keiner
Kirche oder in keinem Verein organisiert sind.“
Als dritter und zentraler Bereich des bürgerschaftlichen Engagements ist die kommu­

nale Selbstverwaltung anzusehen. Der Staat in Form der Kommune existiert durch das
Engagement der Bürger und seine Leistungsfähigkeit ist nur durch partnerschaftliches
Zusammenwirken von Bürgern, Unternehmen, Vereinen und Gemeinde garantiert. Lokale
Stiftungen wurden in keiner der fünf Gemeinden gefunden. Auch Formen einer sozialen,
gemeinschaftlichen Ökonomie spielten keine Rolle. Die einzige Ausnahme in dieser Hin­
sicht ist der Verein „Kultur­ undWirtschaftszentrumWoggersin e.V.“, der die Nutzung und
Bewirtschaftung des Speichers organisiert.



399Aktive Bürgerschaft in der ländlichen Entwicklung

4.2 Soziale Voraussetzungen für eine aktive Bürgerschaft

Häufig wird die Ursache für die Erfolge einer Gemeinde in den materiellen Bedingungen
gesucht. Wie im vorherigen Abschnitt gezeigt wurde, unterscheiden sich die fünf Gemein­
den hierbei erheblich. Sicherlich beeinflussen finanzielle Ressourcen die Handlungsmög­
lichkeiten auf lokaler Ebene mit. Jedoch sind sie weder Ursache noch Gradmesser für
soziale Aktivität im Dorf. Es müssen also vor allem andere Faktoren eine Rolle spielen. In
allenGemeinden ist eine ausgeprägteKultur der Eigenverantwortung festzustellen. ImVor­
dergrund steht dabei die Erkenntnis, dass ein bestimmtes Angebot an sozialen Leistungen
nur zustande kommt, wenn man sich persönlich engagiert. Grundsätzlich besteht eine
große Bereitschaft, sich einzubringen. Dass es zur Nutzung und Aktivierung dieser Poten­
ziale kommt, erscheint jedoch nicht selbstverständlich. Zu den Gründen, warum es in den
fünf Gemeinden gelungen ist, ein hohes Engagement zu erhalten, wurden verschiedene
Aspekte genannt. Die Existenz von Vorbildern spielt in diesem Zusammenhang eine große
Rolle. Im Zentrum stehen Personen, die als Initiatoren für zahlreiche Aktivitäten oder
aufgrund ihrer Stellung in der Gemeinde im Vordergrund stehen. Vorbildfunktionen haben
– das wurde in den Gesprächen deutlich – aber auch Nachbarn oder des Engagement der
Eltern für die Jugendlichen.

Soziale Anerkennung ist vor allem für die bereits Engagierten wichtig. Anerkennung
kann in Form von öffentlichenAuszeichnungen für soziale oder sportliche Leistungen aus­
gesprochen werden. Berichterstattungen in den Regionalzeitungen über besondere Ereig­
nisse wie die Eröffnung einer Begegnungsstätte gehören ebenso dazu. Anerkennung ist
mehr als ein öffentliches Lob. Nicht jeder, der sich engagiert, will im Vordergrund stehen.
Gemeint ist vielmehr echte Wertschätzung für alle Arten von Engagement. Wichtig ist es
deshalb auch, dass man sich mit dem einbringen kann, worin man seine Fähigkeiten sieht.
Positive Erfahrungen erfolgreicher gemeinsamer Kooperation ermöglichen eine dauer­
hafte Bereitschaft zum Engagement.
In allen Gemeinden wurde explizit das Bemühen betont, als Gemeinde geschlossen

zu agieren. Auch wenn vor allem einzelne führende Akteure in den Gemeinden den Cha­
rakter der Aktivitäten prägen, so wurde unabhängig davon immer hervorgehoben, dass
„alle an einem Strang“ ziehen. Insbesondere parteipolitische Differenzen („Parteienspie­
lereien“) wurden durchweg abgelehnt. Das bedeutet aber nicht Gleichschaltung. Vielmehr
gilt es Gemeinsinn und eine gemeinsame Identität zu erzeugen, wo zum Teil insbesondere
durch die Zuwanderung sehr unterschiedliche Ansprüche und gesellschaftliche Vorstel­
lungen zusammentreffen. Die Integration zwischen „Neu­“ und „Alt“­Bürgern ist in allen
Gemeinden eine Herausforderung. Gemeinsinn von allen einzufordern bedingt aber eine
Grundsolidarität der Bürger untereinander.
Bürgerschaftliches Engagement ist nicht gleichzusetzen mit dem ausnahmslosen

„Dasein für Andere.“ Ein wesentlicher Antrieb sind die eigenen Interessen, die sich aber
nur gemeinsam organisieren lassen. Im Vordergrund stehen dabei kommunale Aufgaben
wie Schule, Kindergarten und Feuerwehr sowie Angebote zur Freizeitgestaltung. Aus die­
sem Grunde ist es nicht verwunderlich, dass sich Vereinsleben an bestehende organisa­
torische, kommunale Strukturen – z.B. Gemeinderat, Feuerwehr, Schule, Kindergarten –
entlang und/oder aus diesen heraus entwickelt. Insbesondere die Freiwillige Feuerwehr
wurde häufig als wichtige Institution genannt, die für das soziale Leben eine zentrale
Funktion einnimmt und aus der sich zahlreiche weitere Initiativen und Gruppen heraus
entwickeln.
Bürgerschaftliches Engagement in den fünf Gemeinden zeichnet sich zudem durch ein

Zusammenwirkungen zweier Aspekte aus: Die Existenz einer Gruppe zentraler Akteure,
die die gemeinsamenAktivitäten ins Leben rufen und organisieren sowie die Bevölkerung,
die auf diese Anstöße positiv reagiert. Gemeinsame Charakteristika der zentralen Akteure
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sind: mittleres Alter, beruflich etabliert, verhältnismäßig hohe Qualifikation (Handwerker,
Angestellte, Kleinunternehmer, Akademiker). In den wachsenden Stadtumlandgemeinden
Woggersin und Bröbberow, sind die tragenden Schichten eher die Neubürger – ursprüng­
lich zumeist junge Familien. In Spornitz, Balow und Spoldershagen sind es dagegen eher
gewachsene Strukturen. Die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit hemmt die aktive Beteili­
gung. Auch die Rentner sind selten Träger sozialer Aktivitäten. Nur in Balow sind diese
formal organisiert.
Wie bereits angedeutet, ist die soziale Aktivität in einer Gemeinde von zentralen

Akteuren geprägt, die Initiativen anstoßen und andere mobilisieren. Der besondere Erfolg
der Gemeinden liegt auch darin begründet, extern verfügbare Ressourcen zu nutzen wie
z. B. des Landes oder anderer Fördermittelgeber. Es stellte sich heraus, dass die Akteure
gut mit Ämtern und Verwaltungen, aber auch mit anderen Akteuren vernetzt sind, die
Zugang zu Fachinformationen etc. ermöglichen. Manchmal sind die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister die zentralen Personen, eher findet sich jedoch ein Kreis von Führungs-
personen, die unterschiedliche fachliche Kompetenzen und Kontakte in die Aktivitäten
einbringen, um Projekte zu initiieren, zu realisieren und Fördermittel einzuwerben. Die
Gespräche legen nahe, dass die Beschaffung von Information über Fördermöglichkeiten,
die Kompetenz, Anträge zu schreiben und mit den Verwaltungen, aber auch diversen
Anbietern zu verhandeln, eine zentrale Voraussetzung für den Erfolg der Gemeinden beim
Einwerben von Fördermitteln darstellt. Angesichts der Tatsache, dass die Bürgermeister
der Untersuchungsgemeinden und alle anderen Akteure ehrenamtlich tätig sind, spielt der
Faktor verfügbare Zeit und individuelles Zeitmanagement eine erhebliche Rolle.
Neben den sozialen Bedingungen sind auch physische Voraussetzungen wichtig.

Soziale Aktivitäten brauchen öffentliche Räume der Kommunikation, soziale Orte, an
denen bürgerschaftliches Engagement erst möglich werden kann. „Der springende Punkt
ist, dass es einen Ort gibt, an dem man sich trifft. (...). Wichtig ist, dass Jung und Alt
sich treffen können und miteinander sprechen können. Es gibt immer Leute die etwas
organisieren: z. B. Lagerfeuer, Laternenumzug für die Kleinen. Aber egal, wer das orga­
nisiert, wichtig ist, dass man sich treffen kann.“ Dieses Zitat aus dem Gruppengespräch in
Bröbberow fasst das zusammen, was in allen Gruppengesprächen zumAusdruck gebracht
wurde. Deshalb haben alle Gemeinden zum Teil erhebliche Anstrengungen unternommen,
Orte zu schaffen, um Zusammenkünfte zu ermöglichen. Deren Gestaltung und Erhaltung
steht im Zentrum vieler Bemühungen, so ist die Anlage von Spiel­ und Sportplätzen in
allen Gemeinden erfolgt. Die finanziellen Spielräume begrenzen Umfang und Gestaltung
dieser sozialen Orte, aber vorhandene Strukturen (z. B. Räumlichkeiten der Feuerwehr,
lokale Gaststätte) werden „multifunktional“ genutzt. Die Objekte, die im Zentrum der
gemeinsamen baulichen Aktivitäten stehen und auf die sich das Interesse der Gemein­
den fokussiert, haben darüber hinaus eine symbolische Bedeutung und sind Ausdruck
der gemeinsamen Identität. In Woggersin stand zunächst die Sanierung der Kirche im
Vordergrund, ehe der Ausbau des Speichers zum kulturellen Zentrum erfolgte. In Balow
sind es die Schule und die Sporthalle, in Bröbberow der Neubau des Kindergartens und
die Gestaltung des öffentlichen Raumes. In Spoldershagen gibt es das Bemühen zur Wie­
derbelebung des alten „Dorfkonsums“ in Form einer Gastwirtschaft und einer kleinen
Einkaufsstätte.

4.3 Gesellschaftliche Leistungen

Die Zivilgesellschaft ist Träger des sozialen und kulturellen Lebens auf dem Lande und
ihre Leistungen gehen weit über Sport, Spiel und Entspannung hinaus. Vielfach erset­
zen und ergänzen diese Aktivitäten die Daseinsvorsorge. So wurden in zwei der fünf
Gemeinden für Kindergarten und Schule eigenständige Modelle mit privater Trägerschaft
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realisiert. Es überwiegt aber die Bereitstellung einesAngebots an Sport und die Gestaltung
sozialer Ereignisse und Zusammenkünfte (z. B. Dorffeste, Seniorentreffen) und kultureller
Aktivitäten (z. B. Plattsnacker in Balow, kulturelle Veranstaltungen im Speicher Wog­
gersin). Ein weiterer Fokus liegt auf der Gestaltung des öffentlichen Raumes. Dabei geht
es nicht nur um die Gestaltung der baulichen Maßnahmen, was eigentlich kommunale
Aufgabe ist, sondern auch darum, die öffentliche Sicherheit sowie Aufmerksamkeit und
Verantwortungsbewusstsein für die Erhaltung und Pflege der vorhandenen Infrastruktur
zu erzeugen. In Bröbberow haben die wachsenden sozialen Aktivitäten zur Bewältigung
der Probleme mit einer rechten Jugendszene beigetragen. Die aus den sozialen Aktivitäten
resultierenden persönlichen Netzwerke bedeuten für den Einzelnen auch individuellen
Nutzen. Genannt wurde beispielsweise die Vermittlung von Arbeitsplätzen, Nachbar­
schaftshilfe beim Bauen oder bei der Kinderbetreuung.
Die ökonomischen Leistungen der aktiven Bürgerschaft sind meist weniger offen­

sichtlich. Zumal der ökonomische Erfolg der fünf Gemeinden gemessen an Einkommen,
Beschäftigung und Steueraufkommen unterschiedlich ist. Die ökonomische Situation ist
keine Vorbedingung für soziale Aktivität, auch wenn Arbeitslosigkeit die individuelle Par­
tizipationsbereitschaft beschränkt. Wenig sichtbar – aber von zentraler Bedeutung – ist die
Mobilisierung der eigenen, wenn auch zum Teil begrenzten Ressourcen zur Realisierung
gemeinschaftlicher Projekte und zur Erhaltung der gemeinschaftlichen Infrastruktur. Hier
spielen insbesondere eigeneArbeitsleistungen z. B. bei der Pflege öffentlicherAnlagen und
zahlreichen Bauaktionen eine große Rolle. Eigenleistungen tragen nicht nur zu Kosten­
einsparungen bei, sondern können unter Umständen die Abhängigkeit von öffentlichen
Planungen verringern. Von besonderem Wert sind die Beiträge einzelner fachkundiger
Bürger, welche für bauliche Vorhaben erhebliche Kosteneinsparungen bedeuten können
und ohne die manche Vorhaben nicht zu realisieren wären. Kompetenz bei der Planung,
Bauausführung und ­abnahme ermöglicht die Realisation auch aufwendiger Vorhaben
(z. B. die Sanierung der Kirche in Woggersin). Engagierte Unternehmer bringen Fach­
kompetenz, unternehmerische Kontakte, zuweilen Geräte und Maschinen und finanzielle
Ressourcen (Sponsoring) ein. Auch wenn hier das Gleiche gilt wie für jeden Bürger (nicht
jedes Unternehmen engagiert sich), so profitieren die Gemeinden mit Gewerbe (Spornitz,
Woggersin, Bröbberow) erheblich in dieserWeise von ihren Unternehmen bzw. die geringe
Zahl der lokalen Unternehmen (Balow, Spoldershagen) wird als Mangel erfahren. Auffäl­
lig gering sind allerdings die Elemente gemeinwirtschaftlicher Aktivitäten. Die Schaf­
fung von gemeinschaftlich getragenen Unternehmen, die Dienstleistungen oder Produkte
auf dem Markt anbieten und dadurch direkt Einkommen und Arbeitsplätze generieren,
sind kaum existent. Eine Ausnahme ist das Kultur­ und Wirtschaftszentrum Woggersin
e.V., das die Nutzung und Bewirtschaftung des Speichers organisiert. Das mag zum einen
darin liegen, dass die Ausrichtung der meisten Aktivitäten von vornherein am Gemein­
wohl orientiert ist und sich im Bewusstsein der Akteure einer ökonomischen Verwertung
entzieht. Die Schaffung von Arbeitsplätzen wird überwiegend als externe Rahmenbedin­
gung aufgefasst. Ein gewisses Problem scheint dabei auch aus der Tatsache zu resultieren,
dass für bestimmte Gruppen wie z. B. Senioren und Arbeitslose, ein eher fürsorgliches,
mitfühlendes Denken vorherrscht. Insbesondere Aktivitäten „für“ die Rentner laufen auf
ein Unterhaltungs­ und Beschäftigungsprogramm hinaus. Die konkreten materiellen Inte­
ressen der Senioren und ihre spezifischen sozialen Bedürfnisse wurden kaum thematisiert.
Viel weniger noch werden sie selbst als Aktive gefordert.

4.4 Grenzen des sozialen Engagements

Für eine angemessene Analyse des bürgerschaftlichen Engagements ist es notwendig,
seine Grenzen realistisch zu bewerten. Es ist ein grundlegendes Charakteristikum des
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bürgerschaftlichen Engagements, das es eine zusätzliche Tätigkeit ist, welche die Akteure
neben beruflicher und privater Aktivität nachgeordnet in ihrer Freizeit ausführen. Da ein
wesentlicher Motivationsgrund die eigenen Bedürfnisse sind, d. h. u. a. die eigene Frei­
zeit zu gestalten, besteht naturgemäß auch ein Bestreben, den planerischen und organi­
satorischen Teil des Engagements zu begrenzen. Entsprechend ist Engagement immer
auch mit Zeitknappheit verbunden. Der Faktor Zeit stellt die zentrale Begrenzung des
sozialen Engagements dar. In den Gesprächen wurde deshalb insbesondere bürokratischer
Aufwand, der von den eigentlichen Aufgaben ablenkt, als besonders störend empfunden.
Allerdings sind die individuellen Fähigkeiten, Zeit zu organisieren und mit den verwal­
tungstechnischen Fragen umzugehen, sehr unterschiedlich vorhanden.
Selbst bei ausgesprochen hohen Aktivitäts­ und Engagementquoten gelingt es nicht,

alle Bewohner einzubinden oder zu aktivieren. Typische Nichtaktive sind zum einen oft
(Langzeit­)Arbeitslose und hochbetagte Senioren, die aus gesundheitlichen Gründen nicht
mehr teilnehmen können. Die (mehrfach) freiwillig Engagierten mit längerfristigen Funk­
tionen sind dagegen nicht selten die beruflich stark Eingebundenen. Familien mit Kindern
und Personen im mittleren Alter zählen zu den Engagiertesten. „Alteingesessene“ wie
„Neuzugezogene“ können zu den Zugpferden im Vereins­ und Dorfleben gehören. Aber
es gibt auch in allen fünf Dörfern Personen, die „nicht mitmachen wollen“.
Auch wenn eine große Mehrheit der Bewohner der Gemeinden öffentlich aktiv ist,

gibt es doch soziale Unterschiede zwischen den einzelnen Engagementbereichen. Weist
der Bereich Sport und Bewegung kaum geschlechtspezifische Unterschiede auf, so bleibt
die Freiwillige Feuerwehr und Kommunalpolitik fest in den Händen der Männer. Senio­
renbetreuung und der Gesundheitsbereich sind überwiegend weiblich organisiert. Senio­
rengruppen und kirchliches Engagement werden eher von Älteren getragen, Umwelt­/
Naturschutz und außerschulische Jugendarbeit von den Jüngeren. Familien mit Kindern
engagieren sich naturgemäß stark in Sportvereinen und in Belangen von Kindergärten
und Schulen.
Aber allein angesichts der fortschreitenden demografischen Alterung, die auch an die­

sen Gemeinden nicht vorüber zieht, wird bürgerschaftliches Engagement, die Lücken, die
der Rückzug des Staates aus der Fläche schon heute hinterlässt, nicht auffangen können.
So sollten auch die aktuell propagierten koporatistischen, auf Nachbarschaftshilfe und
Solidarität basierenden Vorstellungen zur Versorgung der Menschen in ländlich peripheren
Räumen mit großer Vorsicht behandelt werden. Zudem lässt die überaus angespannte
Haushaltslage der Kommunen schon heute viele dieser Erfolge wieder fraglich werden
(Stichworte: Kofinanzierung, Instandhaltung). Aus diesem Grund ist es umso wichtiger,
institutionelle Rahmenbedingungen zu schaffen und ideelle sowie finanzielle Unterstüt­
zung anzubieten, um das breite bürgerschaftliche Engagement zu stabilisieren und zu mehr
Engagement zu motivieren.

5 Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements in
ländlichen Räumen

Das „aktive und soziale Dorf“ kann weder geplant noch verordnet werden. Es ist im
Grundsatz davon abhängig, dass es Menschen gibt, die bereit und in der Lage sind, sich
zu engagieren, und die nicht abwarten, bis sie dazu aufgefordert werden. Dass es in dieser
Hinsicht große Unterschiede zwischen Gemeinden gibt, überrascht nicht. Wie sich an
dem Beispiel der hier vorgestellten Gemeinden erkennen lässt, zeigt sich eine Vielzahl
von Möglichkeiten „positiver Entwicklung.“ Kulturelle Vielfalt ist ein elementarer Grund­
pfeiler einer funktionierenden Zivilgesellschaft. Jedoch, so legen die Befunde nahe, ist
die Entwicklung von Netzwerken bürgerschaftlichen Engagements nicht unabhängig von
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politischer Gestaltung und den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Sie kann posi­
tiv gestärkt werden, aber politische Entscheidungen und hier insbesondere der Rückbau
sozialer Infrastruktur kann sehr negative Effekte auch auf das bürgerschaftliche Engage­
ment haben.
Freiwilliges Engagement bedarf der sozialen Anerkennung sowohl in der Gemeinde

selbst als auch auf anderen gesellschaftlichen Ebenen (18). Anerkennung kann durch eine
Berichterstattung in den Medien oder das Ausloben von Preisen wie zum Beispiel im
„Unser Dorf hat Zukunft“ erfolgen, einer Initiative an der sich in den vergangenen Jahren
nicht alle Kreise in Mecklenburg­Vorpommen beteiligen. Mit weiteren, auch noch stär­
ker auf das soziale Engagement ausgerichteten Wettbewerben könnte bürgerschaftliches
Engagement ebenfalls stimuliert und stärker in die öffentliche Diskussion gebracht wer­
den. Informations­ und Erfahrungsaustausch gehören ebenfalls zu den klassischen Ansät­
zen, mit denen erfolgreiches Engagement „multipliziert“ werden kann. Dieses könnte über
konkrete „Begegnungsorte“ wie eine Engagement­Messe oder eine Internetplattform zur
Vernetzung und zum Erfahrungsaustausch der Akteure erfolgen. Engagement und soziale
Integration sind eng miteinander verbunden. Das heißt einerseits, dass die gesellschaftlich
Engagierten auch in anderen Lebensbereichen vielfach belastet sind durch Erwerbs­ und
Familienarbeit, während gleichzeitig zu beobachten ist, dass junge Senioren und Lang­
zeitarbeitslose deutlich weniger aktiv sind. Hier bestehen Potenziale, die durch geeignete
Ansprache zu aktivieren sind.
Eine zweite Erkenntnis ist, dass bürgerschaftliches Engagement Orte braucht. Wenn

man das „aktive und soziale Dorf“ will, braucht man Orte, wo Zusammentreffen und
gemeinschaftliches Leben stattfinden können. Umfang und Ausstattung dieser sozialen
Treffpunkte waren in den vorgestellten fünf Gemeinden sehr unterschiedlich. Daraus kann
abgeleitet werden, dass in der Tendenz Funktionalität vor Ausstattung geht. Die Feststel­
lung, dass soziales Engagement sich an andere Organisationen anschließt bzw. daraus her­
vor geht, zeigt, dass man nicht notwendigerweise eigenständige Strukturen schaffen muss.
So kann es sinnvoller sein, einer Gastwirtschaft eine Erweiterung der Räumlichkeiten
als ein eigenständiges Gemeindehaus zu finanzieren. Für eher immobile Gruppen wie
z. B. Senioren oder auch Langzeitarbeitslose sind lokale Versorgungsstrukturen besonders
bedeutsam. Da die Identifikation der sozialen Akteure sich primär auf „ihr“ Dorf bezieht,
sollte auch bei anstehenden Kommunalgebietsreformen darauf geachtet werden, dass
soziale Orte weiterhin ausreichend dezentralisiert sind und nicht für möglicherweise nur
scheinbare Effizienzgewinne aufgegeben werden. Soweit solche Räumlichkeiten durch
öffentliche Mittel z. B. im Rahmen der Dorferneuerung gefördert werden, entsprechen zu
hohe formale Anforderungen an entsprechende Investitionsvorhaben auch nicht unbedingt
den Bedürfnissen vor Ort. Da angesichts der knappen kommunalen Finanzausstattung
teilweise bereits die laufenden Unterhaltungskosten (Miete, Heizkosten usw.) kaum noch
aufgebracht werden können, wäre auch eine Umwidmung der jetzigen ausschließlichen
Investitionsförderung überlegenswert, insbesondere wenn die infrastrukturelle Grundaus­
stattung als ausreichend angesehen wird.
Bei ländlichen Entwicklungsprojekten könnte eine stärkere Einbindung der lokalen

Akteure erreicht werden. In der Planungspraxis gibt es oft ein verkürztes Verständnis von
Partizipation. Partizipation bedeutet dann, dass jeder seine Wünsche äußern darf, aber an
den Folgen (Kosten) der Entscheidung kaum oder gar nicht beteiligt ist. Was die „aktiven
Gemeinden“ eindrucksvoll demonstrieren ist, dass es nicht nur darum gehen kann, die
Ziele und Ausgestaltung von Projekten mitzubestimmen, sondern eine aktive Verantwor­
tung bei der Umsetzung, der Kontrolle und der späteren Unterhaltung mit zu übernehmen.
Neben Unternehmergeist und kreativen Ideen kommt es also darauf an, dass Eigentümer­
bewusstsein gerade auch für kollektive Vorhaben und gemeinschaftliche Infrastruktur zu
entwickeln. Eigentümerbewusstsein resultiert dabei immer aus beidem – den mit dem
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Eigentum verbundenen Möglichkeiten, aber auch den damit verbundenen Kosten. In den
untersuchten Gemeinden gab es unterschiedliche Beispiele für Eigenleistungen bei der
Umsetzung von lokalen Projekten. Die Möglichkeiten von Eigenleistungen bei Projekten
konkret auszuloten, kann nicht nur eine Maßnahme sein, um Kosten zu senken, sondern
auch um die Identifikation mit dem Vorhaben zu stärken. Sie kann sogar dann sinnvoll
sein, wenn die ökonomischen Effekte gering sind. Zu oft werden Projekte an Bedürfnissen
vorbei geplant oder erscheinen überdimensioniert. Ebenso werden Fragen der Folgekosten
einer Investition (Betriebskosten, Reparaturkosten, Abschreibungen) zu selten gestellt
oder zu wenig berücksichtigt. Für die nachhaltige Sicherung eines Projekterfolges ist es
deshalb wichtig, bereits bei der Planung glaubhafte Regelungen über Kostenbeteiligung,
laufende Unterhaltung und Schadensregulierung zu berücksichtigen, wobei diese Auf­
gaben durchaus durch die Nutzer (z. B. Vereine) erbracht werden können, insbesondere
dann, wenn solcheAufgaben nicht durch z. B. kommunale Bauvorschriften verkompliziert
werden. Damit wird zum einen bereits bei der Konzeption eine realitätsnahe Planung
wahrscheinlicher und zum anderen bei der Nutzung das Kostenbewusstsein geschärft.
Zweifellos besteht ein Bedarf, bestimmte Einrichtungen im Raum zu konzentrieren.

Neue Vorhaben, wie der Bau einer Sporthalle, sind für eine einzelne Gemeinde allein oft
nicht zu tragen und durch diese auch nicht allein sinnvoll nutzbar. Bei vielen Fragen ist
deshalb eine Koordination von Vorhaben im Raum und die Abstimmung mit Nachbarge­
meinden bedeutsam. Jenseits der im deutschen Planungsdenken tief verhafteten, hierarchi­
sierenden Idee der Zentralorte sind allerdings andere Verteilungen sozialer Infrastruktur
denkbar, die nicht alle Funktionen auf einzelne Orte konzentrieren, sondern Funktionen
gleichmäßiger im Raum verteilen. Es sind vielfältige Lösungen vorstellbar, wo in einem
Ortsteil (Dorf) eine Kindertagesstätte angesiedelt ist, an anderer Stelle das Gebäude für
die Freiwillige Feuerwehr steht, im nächsten Dorf ein Gemeindehaus (oder ­raum) vor­
gehalten wird usw. Mit einer derartigen dezentralisierten Verteilung von Aufgaben, Funk­
tionen und gemeinschaftlicher Infrastruktur kann auf der Ebene der dörflichen Identi­
fikation engagierter Bürger eine Basisinfrastruktur aufrechterhalten bleiben. Planungen
sollten es ermöglichen, bestimmte Aufgaben auch in kleineren Gemeinden zu belassen,
wodurch gemeinschaftlichen Aktivitäten und dörfliches Selbstbewusstsein gestärkt wer­
den könnten.
Wenn die Annahme stimmt, dass freiwilliges Engagement weit verbreitet ist, dann

lassen sich die besonderen Potenziale der erfolgreichen Gemeinden in der Struktur und
Kompetenz der zentralen Akteure vermuten. Auch andere Gemeinden werden gute Ideen
entwickeln, scheitern allerdings vielfach an der Umsetzung. Ein entscheidender Unter­
schied zwischen den Gemeinden liegt in der Kompetenz, Ideen zu Projekten zu entwickeln
und dafür auch noch externe Förderung zu akquirieren. Ganz offensichtlich zeichnen sich
die Führungskreise in den Untersuchungsgemeinden durch die Kompetenz einzelner Füh­
rungspersonen oder Netzwerke aus, gute persönliche Beziehungen in die Verwaltungen
hinein zu unterhalten. Informationsfluss sowie fachliche, insbesondere verwaltungstech­
nische Kompetenz sind dabei Komponenten für eine erfolgreiche Projektentwicklung und
­abwicklung. Wichtig für den Zugang und die effiziente Nutzung von Fördermitteln ist
deshalb das Problem der verwaltungstechnischen Abwicklung. Da die lokalen, ehrenamt­
lichen Akteure mit erheblichen Zeitrestriktionen belastet sind, ist die Frage zu stellen,
inwiefern sie bei der Konzeption und Abwicklung von Projekten und Entwicklungsvorha­
ben besser begleitet werden könnten.
Der verwaltungstechnische Ablauf ist ein bisher zu wenig thematisierter Bereich bei

der Förderung ländlicher Gemeinden. Es geht dabei nicht nur um eine vereinfachte „Ent­
bürokratisierung“. Vielmehr ist die Frage zu stellen, in welcher Weise die lokalen Akteure
unterstützt werden können, um zum einen die komplexen technischen, wirtschaftlichen
und administrativen Anforderungen erfüllen zu können. Zum anderen ist es aus Sicht
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der Verwaltung und der Fördermittelgeber wichtig, dass lokale Akteure ihre Ideen und
Vorstellungen angemessen artikulieren, sodass diese Informationen und das lokale Wis­
sen nutzbar gemacht werden können und damit der Erfolg von geförderten Vorhaben
verbessert werden kann. Bei der Entwicklung von Förderprogrammen bzw. der Vergabe
von Fördermitteln wäre auch ein stärker partizipativer Ansatz wünschenswert. Dadurch
könnten vorhandene Fördermittel stärker an den prioritären Bedürfnissen der Gemeinden
ausgerichtet werden und nicht, wie derzeit noch häufig beobachtbar, dass aktive Gemein­
den ihre Vorhaben an vorhandenen Förderprogrammen orientieren.
Die Bedeutung von Informationen geht aber über das Verwaltungs­Gemeindeverhältnis

hinaus. DerAustausch positiver Erfahrungen und erfolgreicher Praxisbeispiele, die direkte
Kommunikation mit Akteuren anderen Gemeinden mit ähnlichen Erfahrungen kann sehr
schnell Erfolge bringen. Die Vernetzung ländlicher Gemeinden virtuell über das Internet,
z. B. in Verbindung mit Ämtern und Forschungseinrichtungen, oder die Schaffung regel­
mäßiger spezieller Veranstaltungen für die ländlichen Gemeinden zur Vorstellung von
Musterlösungen, Modellprojekten und zur gemeinsamen Diskussion sind verhältnismäßig
einfache Ansätze, um den Informationsfluss zu verbessern. Eine Akademie „Ländlicher
Raum“, wie es sie in einigen anderen Bundesländern gibt, könnte auch in Mecklenburg­
Vorpommern eine wichtige Rolle in der Kommunikation der dörflichen Akteure unterei­
nander, aber auch mit der Landesverwaltung und Fachexperten übernehmen.
Eine stärkere direkte Einbindung der Zivilgesellschaft in die ökonomische Entwicklung

ist ambivalent. Einerseits sind in zivilgesellschaftlichenAnsätzen ökonomische Potenziale
gegeben, andererseits weisen gemeinwirtschaftliche Aktivitäten auch Begrenzungen auf,
die ihre Vorteile auf bestimmte Bereiche beschränkt lassen. Dennoch haben der geringe
Grad der wirtschaftlichen Orientierung und die fehlende Ausrichtung der Aktivitäten auf
die Schaffung von Arbeitsplätzen überrascht. Insbesondere im Bereich lokaler Dienst­
leistungen bestehen Möglichkeiten für gemeinwirtschaftliche Unternehmungen, die den
lokalen Bedürfnissen entsprächen (Dorfläden, Dorfcafes usw.) und einer Nachfrage nach
Teilzeitbeschäftigung vor Ort gerecht werden könnten. Trägervereine könnten auch mit
privatwirtschaftlichen Unternehmen verbunden sein, sodass Gemeinwirtschaft nicht eine
Verdrängung existierender Unternehmen bedeuten muss. Im Rahmen der vorhandenen
Untersuchung konnte die geringe wirtschaftliche Orientierung der zivilgesellschaftlichen
Aktivitäten nicht eingehender analysiert werden, da sie sich im Rahmen der Vor­Ort­
Recherchen erst als ein Ergebnis herausgestellt hat. Es bestehen allerdings Parallelen zu
den unterschiedlichen Förderprogrammen, die ländlichen Gemeinden offen stehen. Denn
auch bei der Umsetzung der Förderprogramme, unabhängig davon, ob es sich um längere
und komplexere Vorhaben wie bei den Bodenordnungsverfahren handelt oder eher Einzel­
vorhaben (z. B. Ausbau des Feuerwehrhauses) ist festzustellen, dass eine direkte Förde­
rung wirtschaftlicher Aktivität nicht vorkommt. Dennoch zeichnen sich die untersuchten
Gemeinden dadurch aus, dass es ihnen gelungen ist, das vorhandene Förderinstrumen­
tarium virtuos für die dörflichen Bedürfnisse zu nutzen. Die Förderprogramme und die
beteiligten Fachbehörden wurden durch die lokalen Akteure sehr positiv beurteilt.
Der anstehende und teilweise bereits realisierte Prozess der Kommunalgebietsreformen

könnte die Rahmenbedingungen für eine aktive und sozial engagierte Zivilgesellschaft im
ländlichen Raum eher verschlechtern, insbesondere wenn sie, wie bisher in der öffent­
lichen Diskussion, auf Kosteneinsparungen durch räumliche Konzentration fokussiert ist.
Während sich die eigentlichen Verwaltungsvorgänge auch in größeren räumlichen Zusam­
menhängen bürgerfreundlich realisieren lassen, bestehen für das freiwillige Engagement
vor Ort in aller Regel wesentlich kleinräumigere Bezüge. Die Gefahr ist daher nicht von
der Hand zu weisen, dass im Zuge einer allgemeinen Verwaltungsreform vor Ort notwen­
dige Strukturen für eine leistungsfähige Zivilgesellschaft verschwinden. Letztendlich wird
es darum gehen müssen, die Bürger durch Investitionen in soziale und kulturelle Infra­
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struktur auch in Zukunft in die Lage zu versetzten, eigenverantwortlich zu handeln und so
ihre Arbeit im Sinne einer funktionierenden Zivilgesellschaft fortsetzen zu können.

6 Einige Schlussfolgerungen

Werden partnerschaftliche Ansätze und bürgerschaftliches Engagement auch aktuell brei­
ter diskutiert und politisch eingefordert, so bestehen in den neuen Bundesländer einer­
seits weiterhin Zweifel an ihrer Existenz und Leistungsfähigkeit – das Vordringen und die
Stabilisierung der rechten Szene werden nicht zuletzt mit einem Vakuum im Bereich des
bürgerschaftlichen Engagements erklärt (30) – und anderseits werden Netzwerke bürger­
schaftlichen Engagements aller Rhetorik zum Trotz bis heute nicht ernsthaft als Partner
ländlicher Entwicklung in Betracht gezogen. Allerdings erscheint diese Perspektive vor
dem Hintergrund aktueller ökonomischer, demografischer und politischer Entwicklungen
in peripheren ländlichen Räumen Ostdeutschlands immer fragwürdiger. Der Rückzug des
Staates aus dem Infrastrukturangebot, leere öffentliche Kassen und politische Verwer­
fungen werden bei der Suche nach alternativen Entwicklungspfaden mehr Aufmerksam­
keit für Partnerschaften und bürgerschaftliches Engagement unumgänglich machen.
Die hier vorgestellte Untersuchung lässt aber einerseits vermuten, dass Netzwerke bür­

gerschaftlichen Engagements auch in den ländlichsten Regionen der neuen Bundesländer
in weit stärkerem Maße existieren als bisher von Regionalforschung und Politik unter­
stellt wurde. Auch wenn angesichts der demografischen Entwicklung und der anhaltenden
hohen Arbeitslosigkeit keine Euphorie ausbrechen kann, so sehen wir doch, dass erheb­
liche ungenutzte Potenziale für die ländliche Entwicklung existieren. Insofern stimmen
wir kai brauers oben zitierter These zu, dass ein wesentliches Hindernis nicht im lokal
nur unzureichend verfügbaren Sozialkapital, sondern an der Schnittstelle zwischen staat­
licher Verwaltung und lokalen Akteuren zu suchen ist.
Andererseits verdeutlichen die Ergebnisse der Studie „Das Aktive und Soziale Dorf“,

dass Entleerung und kulturelle Verödung kein unabwendbares Schicksal sind. Netzwerke
bürgerschaftlichen Engagements werden zum – oftmals einzigen – Standortfaktor. Mit den
gemeinsamen Aktivitäten und den positiven Erfahrungen der Zusammenarbeit verbunden
sind soziale Bindungen und eine gemeinsame Identität. Insbesondere in den ländlich­peri­
pheren Gemeinden stellt eine starke lokale Identität unter den gegebenen prekären Bedin­
gungen auf dem Arbeitsmarkt eine wichtige soziale Bindung insbesondere der mobilen,
jüngeren Bevölkerung dar. In der verhältnismäßig stabilen demografischen Entwicklung
der untersuchten Gemeinden kommt ebenfalls zum Ausdruck, dass ein Ort, der „lebt“,
auch für Familien Perspektiven bietet, sich dort nieder zu lassen. Die Bürgerinnen und
Bürger schaffen durch ihr Engagement so nicht „nur“ soziale Kontakte, Freizeitangebote
und Kultur, sondern Identität und Lebensqualität, die ihre Gemeinden – auch für Neubür­
ger – attraktiv und lebenswert macht.
Es ist deshalb an der Zeit, bürgerschaftliches Engagement in der ländlichen Entwick­

lung aus der Nische der Nichtbeachtung herauszuholen, seinen Leistungen öffentliche
Anerkennung zu schaffen und die unzweifelhaft bestehenden Potenziale zu fördern, ohne
sie politisch zu instrumentalisieren. Dies schließt nicht aus, die demografischen und öko­
nomischen Grenzen des bürgerschaftlichen Engagements genau im Blick zu behalten.
Womöglich brauchen wir auch eine andere Sichtweise auf bürgerschaftliches Engagements
in peripheren ländlichen Räumen Ostdeutschlands. Engagement folgt in Ostdeutschland
anderen Traditionen, ist oft weniger formalisiert und kommt häufiger durch eigene Ini­
tiative zu ihrem freiwilligen Engagement als in den alten Ländern, wo Menschen vor
allem durch Dritte zu ihren sozialen Tätigkeiten gelangen (13). Zu reflektieren bleibt auch
die zuvor bereits angedeutete Realität einer post­agrarischen ländlichen Gesellschaft, die
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– zumindest in der Selbstbeschreibung – abgekoppelt von der Landwirtschaft existiert und
die weitgehend ohne landwirtschaftliche Akteure auskommt.
Unbestritten müssen die kleinen ländlichen Gemeinden in vielen Fragen einen schwie­

rigen Spagat vollführen. Während sich soziale Integration, Engagement und lokale Iden­
tität augenscheinlich in kleineren Siedlungszusammenhängen besser realisieren lassen,
ist die Infrastruktur – ökonomisch sinnvoll – nicht auf einzelne Dörfer beschränkt und
begrenzbar. Der Kindergarten in Bröbberow, die Schule in Balow und auch das Kultur­
programm im Speicher in Woggersin wirken über die Grenzen der Gemeinden hinaus
bzw. ihre Entwicklung und Nutzung ist auch von der Entwicklung in den Nachbarge­
meinden abhängig. Dadurch ergibt sich ein Gestaltungsdilemma. Einerseits fordert die
ökonomische Effizienz Zentralisierung von Infrastrukturobjekten ein, andererseits gehen
den Gemeinden damit aber auch die sozialen Vorteile, die sich aus der Existenz dieser
Einrichtungen ergeben, verloren. Um eine Schule, einen Kindergarten oder einen Lebens­
mittelmarkt spannen sich immer mehr soziale Aktivitäten, als der eigentlich Zweck dieser
Einrichtungen beschreibt. Sie stellen soziale Treffpunkte dar und tragen somit positiv
zum sozialen Leben bei. Die zunehmende Regionalisierung der Infrastruktur erfordert
eine Antwort darauf, wie diese Balance zwischen ökonomischer Effizienz und sozialer
Integration hergestellt werden kann.

Zusammenfassung

Partnerschaftliche Ansätze politischer Steuerung finden in der ländlichen Entwicklung aus unter­
schiedlichen Gründen einen zunehmenden Zuspruch. An die Zivilgesellschaft und an das bürger­
schaftliche Engagement werden damit erhöhte Erwartungen gestellt. Für die neuen Bundesländer
wurden allerdings in den letzen Jahren vielfach Zweifel hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der Zi­
vilgesellschaft angemeldet. Faktisch steigen angesichts des Rückzugs des Wohlfahrtsstaates aber die
Erwartungen an das bürgerschaftliche Engagement. In diesem Beitrag werden am Beispiel von fünf
„aktiven“ Gemeinden in Mecklenburg­Vorpommern Formen des bürgerschaftlichen Engagements
beschrieben und ihre Leistungen und Grenzen diskutiert. Die Ergebnisse zeigen, dass Netzwerke
bürgerschaftlichen Engagements auch in den ländlichsten Regionen der neuen Bundesländer in weit
stärkerem Maße existieren als bisher von Regionalforschung und Politik unterstellt wurde, und dass
Entleerung und kulturelle Verödung kein unabwendbares Schicksal sind. Bürgerschaftliches Enga­
gement verdient als wichtiger sozialer Entwicklungsfaktor gerade auch in den neuen Bundesländern
mehr Beachtung. Infrastrukturentwicklung und bürgerschaftliches Engagement sind allerdings nicht
unabhängig voneinander. Die zunehmende Regionalisierung der Infrastruktur erfordert eine Antwort
darauf, wie diese Balance zwischen ökonomischer Effizienz und sozialer Integration hergestellt wer­
den kann.

Summary

Active citizenship in rural development: Five communities in Mecklenburg-Western Pomerania
Partnership approaches have for various reasons met with increasing interest in the field of rural
development and governance. Consequently, higher expectations are placed on the capacities of civil
society and civic engagement. With regard to the new Länder, some doubts have been expressed
with regard to such capacities. However, in the face of the declining welfare state, the expectations
placed on the self­management capacities of civil society have already risen, in fact. In this paper five
“active” communities in Mecklenburg­ Western Pomerania are described and forms, achievements
and constraints of civic engagement are discussed. The results suggest that networks of civic en­
gagements are more widespread even in the most rural areas than is generally assumed by regional
research and politics. Cultural depletion and depopulation are not an inevitable fate. Therefore, civic
engagement as an important development factor deserves much greater consideration than it has so
far received in Eastern Germany. The development of infrastructure and civic engagement appear to
be interconnected. Thus, the regionalisation of the formerly local infrastructure requires an answer to
the question of how a balance can be struck between economic efficiency and social integration.
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Résumé

Une citoyenneté active dans le domaine du développement rural: Cinq communes dans le
Land de Mecklembourg-Poméranie occidentale

Sur le plan du développement rural et sa gestion politique des approches de partenariat sont de plus
en plus souvent choisies et cela pour des raisons diverses. Par conséquent, les attentes adressées à
la société civile et à l’engagement des citoyens augmentent. Toutefois, quant aux nouveaux Länder
de l’Allemagne, ces dernières années, des doutes au sujet des qualités de la société civile ont sou­
vent été exprimées. Mais, de fait, les demandes à une citoyenneté active deviennent plus urgentes
vu le retrait de l’État­providence. Dans cette étude, cinq communes « actives » dans le Land de
Mecklembourg­Poméranie occidentale servent d’exemple pour montrer les différentes formes d’un
engagement civique et pour analyser ses capacités et limites. Il s’avère que les réseaux d’engagement
civique existent bien aussi dans les régions les plus rurales des nouveaux Länder et qu’ils sont plus
répandus que supposé jusqu’a présent de la part de la recherche sur les régions et de la politique ;
le dépeuplement et la désertification culturelle ne sont donc pas un destin inévitable. L’engagement
des citoyens en tant que facteur social important du développement notamment aussi dans les nou­
veaux Länder mériterait plus de reconnaissance. Mais entre le développement de l’infrastructure et
l’engagement civique des dépendances semblent exister. A cause de la régionalisation croissante de
l’infrastructure il faut trouver des solutions pour créer un équilibre entre l’efficacité économique et
l’intégration sociale.
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Ökonomisches Potenzial automatischer Lenksysteme

Von patrick zier, klaus hank und peterWagner, Halle

1 Einleitung

GPS­gestützte Lenksysteme stellen ein Teilgebiet der Technik für die Präzisionslandwirt­
schaft dar. In diesem Bereich hat innerhalb der letzten fünf Jahre eine rasante Entwicklung
eingesetzt (1, s. 39). Die „CropLife / Purdue“ Umfrage 2005, eine der umfangreichsten
Statusermittlungen der Anwendung von Precision Farming in den Vereinigten Staaten von
Amerika, konnte verdeutlichen, dass, während auf den meisten Gebieten der Präzisions­
landwirtschaft eher geringe oder keine Zuwächse zu verzeichnen sind, sich im Bereich
der GPS­unterstützten Fahrzeugführung die Anzahl der Anwender seit 2000 mehr als ver­
doppelt hat (5, s. 1).
Die Entwicklung und Anwendung GPS­gestützter Lenksysteme zur Fahrzeugfüh­

rung in der Landwirtschaft ist auf eine Vielzahl von Potenzialen zurückzuführen. Eine
monetäre Bewertung einiger Punkte ist jedoch schwierig oder teilweise nicht realisier­
bar. Der Schwerpunkt der Forschung lag in der Vergangenheit vor allem im Bereich der
verschiedenen GPS­Empfänger, deren Genauigkeit und der praktischen Umsetzung der
GPS­gestützten Fahrzeugführung. Ungeachtet der offensichtlichen Möglichkeiten sind
nur wenige wissenschaftliche Arbeiten zum tatsächlichen wirtschaftlichen Nutzen sol­
cher Systeme publiziert worden (2; 7; 8; 9; 12; 13; 16). Der Großteil der ökonomischen
Analysen GPS­gestützter Lenksysteme wurde unter nordamerikanischen Produktionsbe­
dingungen durchgeführt. Das Hauptaugenmerk dieser Ansätze lag auf der Ausbringung
von Pflanzenschutzmitteln und Dünger. Einzig hank und Wagner (9) sowie loibl und
kilian (13) haben anhand hiesiger Betriebsstrukturen Wirtschaftlichkeitsanalysen zu die­
sem Thema publiziert. hank und Wagner (9) setzten sich 1999 mit den ökonomischen
Effekten durch autonome Fahrzeugführung mit hochgenauen Navigationssystemen aus­
einander. Die Kosten für ein solches Navigationssystem waren zu diesem Zeitpunkt noch
nicht benennbar und konnten so dem monetären Nutzen nicht gegenübergestellt werden,
um die tatsächliche Vorteilhaftigkeit zu berechnen. loibl und kilian bewerteten 2004 das
Einsparpotenzial durch den Einsatz eines GPS­gestützten manuellen Lenksystems auf die
variablenKosten verschiedenerArbeitsgänge (9; 13). Für dieVerdeutlichung der Potenziale
automatischer Lenksysteme und der Optimierung ihrer Anwendung ist die Entwicklung
von ökonomischen Modellen von großer Bedeutung. Die Berechnung der individuellen
Kosten und Nutzen des Technikeinsatzes sowie die Entwicklung von Strategien für den
optimalen Einsatzbereich ist dem potenziellen Käufer auf diese Weise gegeben (4).
Ziel dieses Beitrages ist es, die Potenziale eines automatischen Lenksystems infolge

geringerer Überlappungen und Sichtunabhängigkeit bei der Feldarbeit monetär zu bewer­
ten. Die tatsächliche Rentabilität eines automatischen Lenksystems soll kritisch betrachtet
werden, um abschließend Empfehlungen für den einzelbetrieblichen Einsatzbereich der
Technik aussprechen zu können. Hierfür steht die Entwicklung eines Modells im Vor­
dergrund, das die Effekte des Technikeinsatzes, ausgehend vom Einsparpotenzial pro
Hektar bearbeiteter Fläche, auf die gesamtbetrieblichen Kosten betrachtet. Anhand dieses
Modells sollen die veränderlichen Kosten durch den Technikeinsatz identifiziert und
berechnet werden. Eine Wirtschaftlichkeitskalkulation der Investition unter verschiedenen



411Ökonomisches Potenzial automatischer Lenksysteme

Betriebsszenarien ist somit durchführbar. Das Hauptinteresse der Untersuchungen liegt
dabei in der Bestimmung des Point of Break Even der Investition in die GPS­gestützte
Lenktechnik unter verschiedenen Einsatzbedingungen. Die Bewertung der Möglichkeiten
durch die sichtunabhängige Arbeit bei der Aussaat ist ein weiterer Analyseansatz. Ferner
soll ein Überblick über die gegenwärtig verfügbaren Lenksysteme in der Landwirtschaft,
deren Genauigkeit und Einsatzmöglichkeiten gegeben werden.

2 GPS-gestützte Lenksysteme in der Landwirtschaft

2.1 Anforderungen an den GPS-Empfänger

Auf dem Gebiet der GPS­Technik haben verschiedene praxistaugliche Systeme in der
Landtechnik Einzug gehalten. Seit einigen Jahren ist die GPS­gesteuerte Fahrzeugführung
neben der Flächenvermessung, Ertragskartierung und vielen anderen Satelliten gestützten
Anwendungen möglich. Die tatsächliche Leistungsfähigkeit des GPS­Empfängers im Feld
wird dabei durch unterschiedliche Faktoren, wie Position und Geometrie der Satelliten,
Witterungsverhältnisse, Empfangsstörungen und Störgeräusche, Gelände sowie Fähig­
keiten des Benutzers beeinflusst (3).
Grundsätzlich werden für alle GPS­gestütztenAnwendungen zwei Formen von Genau­

igkeit unterschieden. Zum einen kann man GPS­Empfänger nach ihrer absoluten oder auch
statischen Genauigkeit bewerten, andererseits ist eine Unterscheidung nach der relativen
oder dynamischenGenauigkeit möglich. Die statischeGenauigkeit beschreibt die Fähigkeit
eines GPS­Empfängers, zu bereits markierten oder kartierten Bereichen zurückzukehren
oder Fahrspuren, die zu einem späteren Zeitpunkt nochmals befahren werden sollen, wie­
der zu finden. Dies ist vor allem für Kartierungsarbeiten oder die mechanische Unkraut­
bekämpfung wichtig. HP­DGPS­Empfänger mit Zweifrequenztechnologie gewährleisten
eine statische Genauigkeit von einigen Zentimetern. Für die mechanische Unkrautbe­
kämpfung ist das nicht ausreichend. Hierfür sind Real Time Kinematic (RTK)­Empfänger
mit einer absoluten Genauigkeit von 1 bis 2 cm notwendig (1, s. 41). Die dynamische oder
auch Spur­zu­Spur­Genauigkeit beschreibt die Genauigkeit der Anschlussfahrten während
der Feldarbeit. Eine hohe Spur­zu­Spur­Genauigkeit ermöglicht gerade Fahrspuren mit
einem Minimum an Überlappungen und Fehlstellen. DGPS­Empfänger können mit einem
frei verfügbaren Referenzsignal wie EGNOS und Küstenfunk eine relative Genauigkeit
von 10 bis 30 cm gewährleisten (6, s. 86). Zweifrequenz­Geräte mit HP­DGPS ermög­
lichen mit Hilfe eines kostenpflichtigen Referenzsignals eine dynamische Genauigkeit
von 5 bis 10 cm. Für die höchstmögliche Stufe der Spur­zu­Spur­Genauigkeit ist ein
RTK­GPS­Empfänger notwendig. Mit dieser Technik kann eine Abweichung zwischen
Anschlussfahrten von unter 2 cm realisiert werden. Die Verwendung einer terrestrischen
Referenzstation macht dies möglich (14, s. 40).
Um die Leistungsfähigkeit der GPS­Empfänger auch am Hang zu gewährleisten, wer­

den hauptsächlich bei den Systemen mit einer Spur­zu­Spur­Genauigkeit von unter 10 cm
Neigungssensoren eingesetzt. Der Fehler, der durch die Seitenneigung bei der Positions­
bestimmung entsteht, wird somit korrigiert.

2.2 Einteilung GPS-gestützter Lenksysteme

Die absolute Position ist für Feldarbeiten wie die Bodenbearbeitung und dieAussaat weni­
ger wichtig. Eine hohe relative Spur­zu­Spur­Genauigkeit ist für die satellitengesteuerte
Navigation entscheidend. Um das Fahren zu erleichtern und Überlappungen zu vermeiden,
ist ein Lenksystem mit einer relativen Genauigkeit von unter 30 cm notwendig (3). Grund­
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sätzlich kann man die momentan in der Praxis verfügbaren Lenksysteme in drei Klassen
unterteilen: manuelle Parallelfahrsysteme, Lenkassistenzsysteme und automatische Lenk­
systeme (vgl. Abb. 1).
Bei manuellen Parallelfahrsystemen wird dem Fahrer der Spurfehler zur angelegten

Referenzspur über ein Display oder einen Lichtbalken optisch angezeigt. Das Lenken
erfolgt hier zu jeder Zeit durch den Fahrzeugführer. Standardausführungen dieses Systems
ermöglichen eine Spur­zu­Spur­Genauigkeit von 10 bis 30 cm. Einige Hersteller bieten
auch Systeme mit einer relativen Genauigkeit von 5 bis 10 cm an. Wie exakt damit tatsäch­
lich gearbeitet wird, hängt jedoch maßgeblich vom Fahrer der Maschine ab. Mit zuneh­
mender Arbeitsgeschwindigkeit kann es zu unbefriedigenden Ergebnissen kommen (6,
s. 86–87). Anschlussfahrten mit einer Spur­zu­Spur­Genauigkeit von unter 10 cm können
mit einer manuellen Parallelfahreinrichtung nur von geübten Fahrern realisiert werden (4).
Haupteinsatzmöglichkeiten eines solchen Systems sind Grundbodenbearbeitung, Düngung
und Pflanzenschutzmaßnahmen im Vorauflauf sowie bei fehlenden Fahrgassen.
Lenkassistenzsysteme greifen über die Lenkhydraulik oder mit Hilfe eines Elektro­

motors am Lenkrad direkt in die Steuerung ein. Befindet sich der Schlepper auf der vir­
tuellen Spur, kann der Fahrer per Knopfdruck die Lenkung an das System abgeben. Der
individuelle Fahrfehler hat im Gegensatz zu manuellen Parallelfahreinrichtungen keinen
Einfluss auf die Leistung der Technik. Die Qualität des GPS­Signals und die technische
Umsetzung sind ausschlaggebend. Unabhängig von den Fähigkeiten des Fahrzeugführers
sind je nach Qualität des Referenzsignals Genauigkeiten von 5 bis 10 cm sowie von 10
bis 30 cm möglich. Das Haupteinsatzgebiet der Lenkassistenzsysteme entspricht dem der
manuellen Parallelfahreinrichtungen (6, s. 87). Verfügt die Lenkunterstützung zusätzlich

Abb. 1. Einteilung GPS­gestützter Lenksysteme
Quelle: eigene Darstellung (nach 6)
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über einen Neigungssensor, ist darüber hinaus dieAussaat von Getreide und allen weiteren
Drillsaaten möglich.
Automatische Lenksysteme greifen direkt in die Lenkhydraulik der Maschinensteue­

rung ein. Sie ermöglichen, das Fahrzeug aus dem Vorgewende heraus oder nach Passieren
eines Hindernisses in die virtuelle Fahrspur zu leiten. Automatische Lenksysteme sind in
Abhängigkeit von GPS­Empfänger und Referenzsignal in allen drei Genauigkeitsstufen
verfügbar. Die in Ackerschleppern eingesetzte automatische Lenktechnik mit einer Spur­
zu­Spur­Genauigkeit von 5 bis 10 cm verfügt serienmäßig über Neigungssensoren und ist
somit neben den oben genannten Einsatzmöglichkeiten auch zur Aussaat von Drillsaatkul­
turen nutzbar. Ist das System mit einem RTK­GPS­Empfänger ausgestattet, sind weiterhin
die mechanische Unkrautregulierung, die Aussaat von Reihenfrüchten und das Anlegen
und Fräsen von Dammkulturen möglich (6, s. 87).

3 Methodik und Ergebnisse der Feldversuche

Alle Feldversuche wurden mit einem John Deere 8520­Standardtraktor mit Allradantrieb
durchgeführt. Die 225 kW­Maschine war mit einem GreenStarTM AutoTrac­Lenksystem
ausgestattet. Diese Navigationsunterstützung ist den automatischen Lenksystemen zuzu­
ordnen. Das AutoTrac-System der Firma John Deere ist mit einem Zweifrequenz­DGPS­
Empfänger und einem Neigungssensor ausgestattet. Eine mittlere Spur­zu­Spur­Genauig­
keit von unter 5 cm wird mit dem firmeneigenen und kostenpflichtigen Korrektursignal
StarFire IITM sichergestellt. Die Aussaat von Getreide und sonstigen Drillsaaten ist somit
neben der Bodenbearbeitung mit dem eingesetzten Lenksystem uneingeschränkt mög­
lich.
Im Rahmen von Feldversuchen kamen drei verschiedeneAnbaugeräte zum Einsatz, um

die relevanten Arbeitsgänge für die Marktfruchtproduktion zu untersuchen. Das Hauptau­
genmerk lag auf der Bodenbearbeitung und der Aussaat, da Ackerschlepper dieser Grö­
ßenordnung weniger im Bereich der Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln und Dünger
eingesetzt werden. Der Stoppelumbruch und die Saatbettbereitung im pfluglosen Produkti­
onsverfahren wurden mit einer aufgesattelten Scheibenegge durchgeführt. Diese verfügte
über eine Arbeitsbreite von 6,20 m. Eine aufgesattelte Saatbettkombination wurde für die
Saatbettbereitung nach Saatfurche eingesetzt. Die Versuche zur Aussaat wurden mit einer
Direktsämaschine mit 3500 l Saatguttank durchgeführt. Sowohl Drillmaschine als auch
Saatbettkombination verfügten über eine Arbeitsbreite von 6 m.
Ziel der Feldversuche war es, die Überlappung zu ermitteln, wenn ohne das automa­

tische Lenksystem gearbeitet wird. Zu diesem Zweck wurden die entsprechenden Arbeits­
gänge jeweils mit und ohne die GPS­gestützte Lenkung durchgeführt. Alle Maßnahmen
fanden generell im Kehr­ bzw. Anschlussverfahren statt, d. h. Auf­ und Abfahrt auf dem
Acker lagen direkt aneinander. Für die Ermittlung der Überlappungen bei den verschie­
denen Arbeitsgängen wurden die realen Spurabstände bei der Feldarbeit gemessen. Bei
der Aussaat sollte hierfür der Abstand zwischen den angelegten Fahrgassen verglichen
werden.
Tabelle 1 zeigt, dass die Abweichung bei der Feldarbeit mit dem automatischen Lenk­

system bei 0 % liegt. Der tatsächliche Spurabstand im Feld entspricht der Arbeitsbreite
des Anbaugerätes. Es ergeben sich infolgedessen vermeidbare Überlappungen durch den
Technikeinsatz von 9,7 % im Bereich der Stoppelbearbeitung sowie 6,9 % bis 10,7 % bei
der Saatbettbereitung und 2,2 % zur Aussaat. Die Überlappung bei der Aussaat ist unge­
achtet der Tatsache, dass die Kalkulation auf der Basis von vier kumulierten Überfahrten
beruht, geringer, da hier Spuranreißer als optische Führungshilfe eingesetzt werden, wenn
ohne das automatische Lenksystem gefahren wird.
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4 Methodik der ökonomischen Bewertung

Für die ökonomische Bewertung des Einsatzes eines automatischen Parallelfahrsystems
auf einzelbetrieblicher Ebene eignet sich die Teilkostenrechnung. Hier werden lediglich
die Kosten und Leistungen berücksichtigt, die sich bei der tatsächlichen betrieblichen
Umsetzung verändern (15,Abschn. 6.32). Es genügt somit, die Kostenseite für dieAuswir­
kungen des Technikeinsatzes auf den Produktionsprozess zu betrachten, da für die Berech­
nungen keine Ertragssteigerung unterstellt wird. Gestiegene Kosten wirken sich negativ,
gesunkene Kosten positiv aus. Die Teilkostenrechnung wird in diesem Beitrag auf die
Einheit von einem Hektar bezogen. Anhand eines Modellbetriebes können anschließend
Rückschlüsse auf die Veränderung der gesamtbetrieblichen Kosten gezogen werden.

4.1 Der Modellbetrieb

Der Basisbetrieb für dieAuswertung baut drei Marktfrüchte an. Die Hälfte der Betriebsflä­
che dient der Winterweizenproduktion, wobei jeweils gleiche Teile im pfluglosen und im
wendenden Verfahren angebaut werden. Weitere 25 % stehen der Winterrapsproduktion
im pfluglosen Verfahren zur Verfügung. Der gleiche Anteil der Ackerfläche wird mit Win­
tergerste bewirtschaftet. Der Anbau der Wintergerste soll im konventionellen Verfahren
erfolgen. Unabhängig von der Gesamtbetriebsfläche bleibt das Anbauverhältnis der Feld­
früchte konstant. Die Fruchtfolge des Modellbetriebes ist in Abbildung 2 dargestellt.

Sowohl das wendende als auch das pfluglose Produktionsverfahren beginnen mit der Stop­
pelbearbeitung durch die Scheibenegge nach der Ernte der Vorfrucht. Auf den 50 % der
Ackerfläche, die für den pfluglosen Anbau von Winterraps und Winterweizen vorgesehen
sind, wird vor der Aussaat ein weiterer Bearbeitungsgang mit der Scheibenegge durchge­

Tabelle 1. Versuchsergebnisse

Arbeitsgang i und
Anbaugerät g

Stoppelbear-
beitung

Scheibenegge

Saatbettbereitung
Aussaat
SämaschineSaatbett­

kombination
Scheibenegge

Arbeitsbreite
Technikeinsatz

6,20 m 6,00 m 6,20 m 6,00 m
Nein Ja Nein Ja Nein Ja Nein Ja

durchschnittlicher
Spurabstand [m]*

5,59 6,20 5,36 6,00 5,77 6,20 23,48 24,00

Überlappung ohne
Technikeinsatz [%]

9,8 10,7 6,9 2,2

* arithmetisches Mittel der gemessenen Spurabstände (Fahrgassenabstände) aus den Feldversuchen

Quelle: eigene Erhebungen

Abb. 2. Fruchtfolge im Modellbetrieb
Quelle: eigene Darstellung
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führt. Dieser dient der Saatbettbereitung. Vor der Aussaat der Feldfrüchte im wendenden
Verfahren wird die Ackerfläche nach der Saatfurche mit der Saatbettkombination bearbei­
tet. Alle Ackerkulturen im Modellbetrieb werden mit einer 6 m­Sämaschine bestellt.
Der Technikeinsatz soll im Modellbetrieb jeweils nur auf einem Schlepper erfolgen,

um den realen Einsatzmöglichkeiten Rechnung zu tragen. Das Einsatzvolumen des auto­
matischen Lenksystems auf betrieblicher Ebene wird durch die zur Verfügung stehende
Ackerfläche, die Feldarbeitstage und die Flächenleistung der ausgewählten Arbeitsgänge
begrenzt. Die Berechnung des jährlichen Einsatzumfanges der Zugmaschine ist durch die
Zuordnung zu den entsprechenden Arbeitsgängen möglich. Eine Kalkulation dieser Posi­
tionen kann folglich erst anhand bestimmter Betriebsansätze durchgeführt werden. Die
Berücksichtigung der sonstigen Maschinenausstattung des Modellbetriebes ist nur dann
erforderlich, wenn infolge des Technikeinsatzes Veränderungen zu erwarten sind.

4.2 Das Modell der ökonomischen Bewertung

Dem Modell für die ökonomische Bewertung eines automatischen Lenksystems werden
die Wirkungen des Technikeinsatzes in Abbildung 3 unterstellt. Durch die Arbeit mit
dem automatischen Lenksystem ist eine Minimierung der Überlappungen bei Anschluss­
fahrten möglich. Die relevanten Arbeitsgänge sind Stoppelbearbeitung, Saatbettbereitung
und Aussaat. Beim Pflügen sind keine Auswirkungen feststellbar (9, s. 2). Mit sinkender
Doppelbearbeitung steigt die Flächenleistung der Arbeitsgänge. Eine höhere Flächenleis­
tung infolge des Technikeinsatzes führt zu geringeren Arbeitserledigungskosten sowie
sinkenden Maschinenkosten pro bearbeiteten Hektar für Anbaugeräte und Schlepper. Die
Kosten pro Hektar für die Aufwandmengen von Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel
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Abb. 3.Wirkung des Technikeinsatzes im Modellbetrieb
Quelle: eigene Darstellung
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korrelieren positiv mit der Überlappung. Ein Rückgang an Doppelapplikationen, durch die
exakte Aussaat und genauer angelegte Leitspuren mit dem automatischen Lenksystem,
bedingt sinkende Kosten pro Hektar für die variablen Produktionsfaktoren. Weiterhin
ermöglicht der Einsatz GPS­gestützter Navigationstechnik die Ausdehnung der Tagesar­
beitszeit bei sichtabhängigen Arbeitsgängen wie der Aussaat.
Aus Abbildung 3 geht hervor, dass für die Bewertung des Einsatzes eines automa­

tischen Lenksystems fünf Kostenpositionen von Relevanz sind. Im Bereich der Arbeitser­
ledigungskosten, Maschinenkosten für Anbaugeräte und Schlepper sowie der Kosten für
Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel sind durch den Technikeinsatz Einsparpoten­
ziale realisierbar. Demgegenüber stehen die jährlichen Kosten für die Nutzung des GPS­
gestützten Lenksystems. Im Folgenden soll das Kausaldiagramm in Abbildung 3 näher
erläutert und mit Formeln belegt werden.

4.2.1 Berechnung des Faktors fi
Der Faktor für das Einsparpotenzial resultiert aus der geringeren Überlappung bei allen
Arbeitsgängen. Die prozentuale Überlappung entspricht der zusätzlichen Flächenleistung,
wenn man davon ausgeht, dass die Wendezeiten der Arbeitsgänge durch den Einsatz des
automatischen Lenksystems nicht beeinträchtigt werden. Durch intelligente Fahrstrategien
am Vorgewende wäre eine zusätzliche Steigerung der Flächenleistung durch kürzere Wen­
dezeiten denkbar. Dieser Ansatz findet im vorliegenden Beitrag keine Berücksichtigung.
Hieraus ergibt sich folgender Rechengang:

[F1]

für die Aussaat gilt weiterhin,
[F2]

mit: fi = Faktor für das Einsparpotenzial beim Arbeitsgang i infolge des
Technikeinsatzes

FSA
o,i = mittlerer Fahrspurabstand ohne Technikeinsatz beim Arbeitsgang i

FSAm,i = mittlerer Fahrspurabstand mit Technikeinsatz beim Arbeitsgang i
FGAo = mittlerer Fahrgassenabstand ohne Technikeinsatz
FGAm = mittlerer Fahrgassenabstand mit Technikeinsatz.

4.2.2 Berechnung der Arbeitserledigungskosten
Grundlage für die nachfolgenden Kostenkalkulationen bilden KTBL­Daten, die an die tat­
sächlich eingesetzten Maschinen und Anbaugeräte angelehnt sind. Alle Flächenleistungen
beziehen sich dabei auf eine durchschnittliche Schlaggröße von 20 ha und schweren Boden
(vgl. Tab. 2). Der Betriebsstoffverbrauch des 225 kW­Schleppers beträgt pro Arbeits­
stunde 27,20 l Diesel und 0,27 l Öl. Den Berechnungen für die Betriebsstoffkosten werden
ein Dieselpreis von 0,85 € pro Liter sowie ein Ölpreis von 2 € pro Liter zugrunde gelegt.
Die Kosten für die Arbeitskraft pro Hektar kalkulieren sich bei einem Lohnsatz von 15 €
pro Stunde. Da die KTBL­Daten keine Scheibenegge mit einer Arbeitsbreite von 6,20 m
aufweisen, werden die verfügbaren Daten eines 6 m­Anbaugerätes für die Kalkulation der
Ausgangswerte mit der größeren Arbeitsbreite ins Verhältnis gesetzt (10).
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Tabelle 2. Flächenleistung bei ausgewählten Arbeitsgängen (ha/h)

Arbeitsgang i und
Anbaugerät g

Stoppelbearbeitung Saatbettbereitung Aussaat

Scheibenegge
Scheiben­
egge

Saatbettkom­
bination

Sämaschine

Flächenleistung 4,01 4,31 4,75 4,42

Quelle: (10)

Der Arbeitskraftstunden­ und Betriebsstoffbedarf pro bearbeiteten Hektar sinkt durch den
Anstieg der Flächenleistung infolge des Technikeinsatzes bei allen Arbeitsgängen. Dies
führt zu sinkenden Kosten für die Arbeitserledigung pro Hektar. Das gesamtbetriebliche
Einsparpotenzial im Bereich der Arbeitserledigungskosten infolge des Technikeinsatzes
kann anhand folgender Gleichungen berechnet werden:

[F3]

[F4]

[F5]

[F6]

mit: KAi = Arbeitserledigungskosten bei einemArbeitsgang i ohne Technikeinsatz
in €/ha

i = ausgewählter Arbeitsgang mit einem bestimmten Anbaugerät
FLi = Flächenleistung beim Arbeitsgang i ohne Technikeinsatz in ha/h
Vi,D = Dieselverbrauch in l/h
Vi,Ö = Ölverbrauch in l/h
pA = Lohnsatz in €/h
pD = Dieselpreis in €/l
pÖ = Ölpreis in €/l
EAi = Einsparpotenzial an Arbeitserledigungskosten bei Arbeitsgang i mit

Technikeinsatz in €/ha
f i = Faktor für das Einsparpotenzial beim Arbeitsgang i infolge des Tech­

nikeinsatzes
jEAi = jährliches Einsparpotenzial an Arbeitserledigungskosten beim

Arbeitsgang i mit Technikeinsatz in € p. a.
BFi = bearbeitete Fläche des Arbeitsganges i mit dem entsprechenden

Anbaugerät in ha p. a.
A = Veränderung der gesamtbetrieblichen Arbeiterledigungskosten in €

p. a.
n = Anzahl der Arbeitsgänge mit Technikeinsatz.
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4.2.3 Berechnung der Maschinenkosten für die Anbaugeräte

Die Datengrundlage für die Berechnung der Maschinenkosten pro Hektar ohne Technik­
einsatz ist in Tabelle 3 dargestellt. Alle Anbaugeräte werden nach ihrem Nutzungspoten­
zial abgeschrieben. Die Höhe der Abschreibung pro Hektar errechnet sich somit aus dem
Quotienten von Anschaffungspreis und maximaler Nutzung. Die Reparaturkosten sind
Standardwerte des KTBL (10).

Tabelle 3. Basisdaten ausgewählter Anbaugeräte

Anbaugerät g Scheibenegge Saatbettkombination Sämaschine

Arbeitsbreite [m] 6,20 6,00 6,00

max. Nutzungsdauer [Jahre] 14,00 14,00 10,00

Nutzungspotenzial [ha] 7 440,00 3 000,00 4 200,00

Anschaffungspreis [€] 25 317,00 20 000,00 65 000,00

Zinssatz [%] 6,00 6,00 6,00

Abschreibungskosten [€/ha] 3,40 6,67 15,48

Reparaturkosten [€/ha] 6,50 4,50 12,00

Quelle: (10)

Bei allen Anbaugeräten nehmen die Reparaturkosten pro Hektar infolge des Technik­
einsatzes ab. Eine Minimierung von Doppelbearbeitungen und die geringere Laufzeit
je bearbeitete Flächeneinheit bedingen die Einsparungen in diesem Bereich. Bei einer
konstanten Modellbetriebsfläche und unverändertem Einsatzbereich des Anbaugerätes hat
der Technikeinsatz keinen Einfluss auf die Abschreibungen und den Zinsansatz für das
gebundene Kapital pro Hektar. Für die Berechnung des jährlichen Einsparpotenzials ergibt
sich folgender Ansatz:

[F6]

[F7]

[F8]

mit: EGg,i = Einsparpotenzial an Maschinenkosten für ein Anbaugerät g beim Arbeits­
gang i mit Technikeinsatz in €/ha

g = Anbaugerät
RKg = Reparaturkosten für ein Anbaugerät g ohne Technikeinsatz in €/ha
f i = Faktor für das Einsparpotenzial beim Arbeitsgang i infolge des Technik­

einsatzes
jEGg,i = jährliches Einsparpotenzial an Maschinenkosten für ein Anbaugerät g

beim Arbeitsgang i mit Technikeinsatz in € p. a.
BFi = bearbeitete Fläche des Arbeitsganges i mit dem entsprechenden Anbauge­

rät in ha p. a.
G = Veränderung der gesamtbetrieblichen Maschinenkosten für die Anbauge­

räte in € p. a.
n = Anzahl der Arbeitsgänge mit Technikeinsatz.
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Liegt infolge des Technikeinsatzes eine Veränderung der zu bearbeitenden Fläche für
ein ausgewähltes Anbaugerät vor, müssen die vollständigen Maschinenkosten pro Hektar
für dieses Anbaugerät sowie für ein äquivalentes Anbaugerät, das weniger oder nicht mehr
genutzt wird, wie folgt berechnet werden

[F9]

[F10]

mit: KMg = Maschinenkosten des Anbaugerätes g in €/ha
jKMg = jährliche Maschinenkosten des Anbaugerätes g in € p. a.
APg = Anschaffungspreis des Anbaugerätes g in €
maxNg = maximale Gesamtnutzung des Anbaugerätes g in ha
jNg = jährliche Nutzung des Anbaugerätes g in Hektar in ha p. a.
p = Zins in %.

Die Reparaturkosten pro Hektar werden bei dem Anbaugerät, das vom Technikeinsatz
profitiert, mit dem Faktor fi multipliziert. Eine Gegenüberstellung der Maschinenkosten
pro Hektar sowie pro Jahr für die Anbaugeräte mit und ohne Technikeinsatz ist somit
möglich.

4.2.4 Berechnung der Maschinenkosten für den Schlepper
Tabelle 4 zeigt die Basisdaten für die Kalkulation der Schlepperkosten. Die Abschrei­
bung der Maschine erfolgt nach Zeit über eine Gesamtnutzungsdauer von 12 Jahren. Eine
leistungsabhängige Abschreibung findet keine Berücksichtigung, da die jährliche Nutzung
des betrachteten Schleppers in den verschiedenen Betriebsansätzen unter der Abschrei­
bungsschwelle von 833 Betriebsstunden liegt. Die Reparaturkosten pro Betriebsstunde
sowie die Versicherungskosten pro Jahr sind dem KTBL entnommen (10). Der jährliche
Zinsansatz für das gebundene Kapital berechnet sich aus der Hälfte des Anschaffungs­
preises multipliziert mit dem Zinssatz von 6 % durch einhundert.

Tabelle 4. Basisdaten des Schleppers

max. Nutzungsdauer [Jahre] 12,00

max. Nutzung [h] 10 000,00

Anschaffungspreis [€] 145 000,00

Zinssatz [%] 6,00

Reparaturkosten [€/h] 8,75

Abschreibungskosten [€ p. a.] 12 083,33

Versicherungskosten [€ p. a.] 450,00

Kosten für den Zinsansatz [€ p. a.] 4 350,00

Quelle: (10)
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Die Abschreibungen, der Zinsansatz für das gebundene Kapital sowie die Versicherungs­
kosten des Schleppers pro Jahr erfahren bei einer konstanten Modellbetriebsfläche und
gleichbleibendem Einsatzbereich der Maschine bei Technikeinsatz keine Veränderung.
Der Schlepper wird weiterhin 12 Jahre genutzt. Daraus folgt, dass die genannten Kosten­
positionen pro Hektar Betriebsfläche konstant sind. Zur Berechnung des Einsparpotenzials
im Bereich der Maschinenkosten pro Hektar für den Schlepper reicht es unter den genann­
ten Bedingungen aus, die entsprechenden Reparaturkosten pro Hektar und den Einfluss
des Technikeinsatzes darauf zu betrachten.

[F11]

[F12]

[F13]

mit: f i = Faktor für das Einsparpotenzial beim Arbeitsgang i infolge des Technik­
einsatzes

ESs,i = Einsparpotenzial an Maschinenkosten für einen Schlepper s bei einem
Arbeitsgang i infolge des Technikeinsatzes in €/ha

s = Schlepper
RKs = Reparaturkosten für den Schlepper s in €/h
FLi = Flächenleistung beim Arbeitsgang i ohne Technikeinsatz in ha/h
jESs,i = jährliches Einsparpotenzial an Schlepperkosten bei einem Arbeitsgang i

infolge des Technikeinsatzes in € p. a.
BFi = bearbeitete Fläche des Arbeitsganges i mit dem Schlepper s in ha p. a.
S = Veränderung der gesamtbetrieblichen Maschinenkosten für die Schlepper

in € p. a.
n = Anzahl der Arbeitsgänge mit Technikeinsatz.

Kommt es infolge des Technikeinsatzes zu einer Ausdehnung des Einsatzumfanges des
entsprechenden Schleppers pro Jahr und eine äquivalente Zugmaschine wird weniger oder
nicht mehr zu dem ausgewählten Arbeitsgang eingesetzt, bedarf dies keiner genaueren
Berechnung, sofern die Betriebsgröße unverändert bleibt. Das Einsparpotenzial im Bereich
der Kosten für den Zinsansatz des gebundenen Kapitals pro Jahr für den Schlepper, der
vom Technikeinsatz profitiert, ist in diesem Fall genau so groß wie der jährliche Anstieg
dieser Kosten bei einem äquivalenten Schlepper, der weniger genutzt wird. Die gesunkenen
Reparaturkosten pro Hektar sind mit der gestiegenen Bearbeitungsfläche BFi zu multipli­
zieren, um das jährliche Einsparpotenzial an Maschinenkosten für den Schlepper bei dem
entsprechenden Arbeitsgang zu ermitteln.

4.2.5 Berechnung der variablen Produktionsfaktoren
In Tabelle 5 sind die Kosten der variablen Produktionsfaktoren Saatgut, Dünger und
Pflanzenschutzmittel für die Feldfrüchte des Modellbetriebes angegeben. Es handelt sich
dabei um die kumulierten Kosten pro Hektar für die entsprechenden Positionen über die
gesamte Vegetationsperiode. Alle Daten ergeben sich aus dem Mittelwert der Erntejahre
2001, 2002 und 2003 für den Produktionszweig Bodenproduktion in der Region Halle
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(11). Diese Werte bilden die Grundlage für die Bewertung des Einsparpotenzials bei der
Aussaat im Modellbetrieb.

Tabelle 5. Jährliche Kosten für variable Produktionsfaktoren (Mittelwerte der
Jahre 2000/01; 2001/02; 2002/03)

Fruchtart k Winterweizen Wintergerste Winterraps

Saatgutkosten [€/ha] 121,78 56,01 21,53

Düngerkosten [€/ha] 78,14 90,89 141,57

Pflanzenschutzmittelkosten [€/ha] 80,33 80,33 99,14

Jährliche Kosten gesamt [€/ha] 280,25 227,23 256,24

Quelle: (11)

Die Möglichkeit, Saatgut­, Dünger­ und Pflanzenschutzmittelkosten pro Hektar und Jahr
zu reduzieren, ergibt sich aufgrund der höheren Genauigkeit bei der Aussaat mit dem
automatischen Lenksystem. Gegenüber dem konventionellen Spuranreißer wird weniger
Fläche doppelt bestellt und der Abstand der angelegten Fahrspuren ist größer. Letzteres
minimiert Doppelapplikationen von Dünger und Pflanzenschutzmittel. Die Berechnung
des gesamtbetrieblichen Einsparpotenzials im Bereich der Kosten für die variablen Pro­
duktionsfaktoren infolge des Technikeinsatzes ist anhand des nachfolgenden Ansatzes
möglich:

[F14]

[F15]

[F16]

[F17]

mit: fi = Faktor für das Einsparpotenzial beimArbeitsgang i infolge des Technik­
einsatzes

KPk = Kosten für die variablen Produktionsfaktoren bei einer Fruchtart k ohne
Technikeinsatz zur Aussaat in €/ha

k = Fruchtart
KSGk = Saatgutkosten bei einer Fruchtart k in €/ha
KDM

k
= Düngemittelkosten bei einer Fruchtart k in €/ha

KPSk = Pflanzenschutzmittelkosten bei einer Fruchtart k in €/ha
EPk = Einsparpotenzial an Kosten für variable Produktionsfaktoren bei einer

Fruchtart k infolge des Technikeinsatzes zur Aussaat in €/ha
jEPk = jährliches Einsparpotenzial an Kosten für variable Produktionsfaktoren

bei einer Fruchtart k infolge des Technikeinsatzes zur Aussaat in € p. a.
BFk = Bearbeitungsfläche der Fruchtart k, die vom Technikeinsatz profitiert

in ha p. a.
P = Veränderung der gesamtbetrieblichen Kosten für die variablen Produk­

tionsfaktoren in € p. a.
m = Anzahl der Feldfrüchte im Anbau.
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4.2.6 Berechnung der Technikkosten
Das Einsparpotenzial durch den Technikeinsatz steht den Kosten für die Bereitstellung
eines solchen Systems gegenüber. Die Kapitalkosten für die Bereitstellung des Lenksys­
tems berechnen sich entsprechend den Kosten für Anbaugeräte und Schlepper in diesem
Bereich aus der Abschreibung und dem Zinsansatz für das gebundene Kapital. Für das
GreenStarTM AutoTrac­Lenksystem der Firma John Deere entstehen Investitionsausgaben
in Höhe von ca. 15 000 €, wenn man sich beim Kauf eines neuen Schleppers für diese
Zusatzoption entscheidet. Im Modellbetrieb soll von einer Finanzierung mit eigenen Mit­
teln ausgegangen werden. Der Zinssatz ergibt sich aus dem entgangenen Zins für eine
alternative Investition und wird mit 6 % veranschlagt. Die Nutzungsdauer der Technik
entspricht der eines neuen Schleppers und beträgt 12 Jahre. Anfallende Kosten für das
Korrektursignal StarFire IITM von jährlich 1000 € müssen zu den Kapitalkosten des Auto-
Trac­Lenksystems addiert werden. Die Gesamtkosten pro Jahr für den Technikeinsatz
werden anhand des nachfolgenden Ansatzes berechnet:

[F18]

[F19]

mit: KKL = jährliche Kapitalkosten für das Lenksystem in € p. a.
APL = Anschaffungspreis für das Lenksystem in €
maxNL = maximale Nutzungsdauer des Lenksystems l in Jahren
p = Zins in %.
KKS = jährliche Kosten für das Korrektursignal in € p. a.
T = jährliche Kosten des Technikeinsatzes in € p. a.

4.2.7 Berechnung der gesamtbetrieblichen Kostenveränderung
Für die Berechnung der tatsächlichen Vorteilhaftigkeit eines automatischen Lenksystems
müssen die jährlichen Einspareffekte den jährlichen Kosten für den Technikeinsatz gegen­
übergestellt werden. Daraus ergibt sich für eine gesamtbetriebliche Bewertung der Inves­
tition folgender Ansatz:

[F20]

mit: K = gesamtbetriebliche Kostenveränderung durch den Technikeinsatz in € p. a.
A = Veränderung der Arbeiterledigungskosten in € p. a.
G = Veränderung der Maschinenkosten für die Anbaugeräte in € p. a.
S = Veränderung der Maschinenkosten für die Schlepper in € p. a.
P = Veränderung der Kosten für variable Produktionsfaktoren in € p. a.
T = jährliche Kosten des Technikeinsatzes in € p. a.

Soll der Point of Break Even ermittelt werden, muss die Summe aus Kosten und Nutzen
pro Jahr K den Wert Null ergeben.
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5 Ergebnisse

5.1 Einsparpotenzial pro bearbeiteten Hektar

Die Kosteneinsparungen pro Hektar können unter der Annahme, dass die Größe des
Modellbetriebes und das Einsatzgebiet der entsprechenden Technik mit und ohne Techni­
keinsatz konstant bleiben, anhand des in Abschnitt 4.2 beschriebenen Modells berechnet
werden. Tabelle 6 zeigt das Einsparpotenzial pro bearbeiteten Hektar Ackerfläche bei den
ausgewählten Arbeitsgängen.

Tabelle 6. Einsparpotenzial pro ha bei ausgewählten Arbeitsgängen (€/ha)

Arbeitsgang i und
Anbaugerät g

Stoppel-
bearbeitung

Saatbettbereitung Aussaat

Scheibenegge Scheibenegge
Saatbett­
kombination

Sämaschine

Arbeitserledigungs-
kosten

0,96 0,63 0,90 0,18

Anbaugerätekosten 0,65 0,46 0,50 0,24

Schlepperkosten 0,22 0,14 0,20 0,04

var. Produktionsfak-
toren

0,00 0,00 0,00 4,54–5,60

gesamt 1,83 1,23 1,60 5,00–6,06

Quelle: eigene Berechnungen

Aus Tabelle 6 geht hervor, dass bei der Aussaat mit den höchsten Einsparungen zu rechnen
ist. Grund dafür sind die gesunkenen Kosten für die variablen Produktionsfaktoren von
4,54 € bis 5,60 € pro Hektar durch die genauere Aussaat mit dem automatischen Lenk­
system und der exakten Anlage der Leitspuren. Die Einsparungen im Bereich der Kosten
pro Hektar für die Arbeitserledigung und die Maschinen sind bei den Arbeitsgängen zur
Bodenbearbeitung am höchsten. Diese profitieren aber nicht direkt von den gesunkenen
Kosten für Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel und liegen insgesamt unter dem
Wert für die Aussaat. Bei der Stoppelbearbeitung ist mit 1,83 € pro Hektar das höchste
Einsparpotenzial realisierbar.

Tabelle 7. Einsparpotenzial pro ha bei ausgewählten Produktionsverfahren (€/ha)

Produktionsverfahren
Stoppelbe-
arbeitung

Saatbett-
bereitung

Aussaat gesamt
davon

Diesel [l/ha]

Winterweizen, konventionell 1,83 1,60 6,06 9,49 1,43

Winterweizen, pfluglos 1,83 1,23 6,06 9,12 (10,35)* 1,24 (1,68)*

Wintergerste, konventionell 1,83 1,60 5,00 8,44 1,43

Winterraps, pfluglos 1,83 1,23 5,58 8,65 (9,88)* 1,24 (1,68)*

* ein zusätzlicher Arbeitsgang mit der Scheibenegge

Quelle: eigene Berechnungen
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In Tabelle 7 ist das kumulierte Einsparpotenzial pro Hektar für die ausgewählten Pro­
duktionsverfahren der Feldfrüchte dargestellt. Es wird hierbei davon ausgegangen, dass
alle relevanten Arbeitsgänge für das entsprechende Produktionsverfahren vom Technik­
einsatz profitieren. Insgesamt sind Einsparungen von 8,44 € bis 9,49 € pro Hektar möglich.
Wie schon Tabelle 6 gezeigt hat, sind der Arbeitsgang der Aussaat und die damit verbun­
denen Einsparungen im Bereich der variablen Produktionsfaktoren für das kumulierte
Einsparpotenzial pro Hektar ausschlaggebend. Entgegen den Erwartungen ist das Ein­
sparpotenzial pro Hektar im pfluglosen Weizenanbau kleiner als bei der konventionellen
Produktionsweise. Grund dafür ist die geringere Überlappung bei der Saatbettbereitung
mit der Scheibenegge im Vergleich zur Saatbettbereitung im konventionellen Verfahren.
Dieser Sachverhalt ändert sich, wenn man für das pfluglose Produktionsverfahren einen
weiteren Bearbeitungsgang mit der Scheibenegge veranschlagt, um ein optimales Saatbett
zu gewährleisten. Das Einsparpotenzial steigt dann bei den pfluglosen Produktionsverfah­
ren um 1,23 € pro Hektar auf insgesamt 10,35 € pro Hektar beimWinterweizen und 9,88 €
pro Hektar beimWinterraps an. Durch den Technikeinsatz können je nach Produktionsver­
fahren 1,24 l bis 1,68 l Dieselkraftstoff pro Hektar eingespart werden.

5.2 Point of Break Even im Modellbetrieb

Im Folgenden soll der Point of Break Even für die Investition in ein AutoTrac-Lenksys­
tem unter verschiedenen Betriebsansätzen bestimmt werden. Mittels eines numerischen
Suchverfahrens wurde jeweils die Betriebsfläche ermittelt, bei der die gesamtbetrieblichen
Einspareffekte pro Jahr genau den jährlichen Kosten für den Technikeinsatz entsprechen.
Die maximal zu bewirtschaftende Fläche, als Obergrenze der Analyse, wird für die ent­
sprechenden Ansätze anhand von KTBL­Daten berechnet (10; 11). Ausschlaggebend für
diesen Wert sind die zur Verfügung stehenden Feldarbeitstage und Feldarbeitsstunden pro
Feldarbeitstag sowie die Flächenleistung bei den ausgewählten Arbeitsgängen.

5.2.1 Der Technikeinsatz zur Aussaat und Bodenbearbeitung
In Szenario 1 soll der Technikeinsatz im Modellbetrieb sowohl zur Bodenbearbeitung
als auch zur Aussaat erfolgen. Der Grundgedanke dieses Ansatzes ist ein mittelgroßer
landwirtschaftlicher Betrieb, in dem die betrachteten Arbeitsgänge im Bereich Bodenbe­
arbeitung und Aussaat mit einem Schlepper durchgeführt werden. Aus den zur Verfügung
stehenden Feldarbeitstagen und den Flächenleistungen der einzelnen Arbeitsgänge ergibt
sich bei den gegebenen Vorraussetzungen eine maximal zu bearbeitende Betriebsfläche
von 475 ha mit einem Schlepper. Den limitierenden Faktor bildet die termingerechte
Aussaat aller Feldfrüchte mit der Sämaschine, wenn kein automatisches Lenksystem im
Modellbetrieb eingesetzt wird.
Der Point of Break Even liegt bei einer Ackerfläche von 303 ha, wenn der Schlepper

mit dem automatischen Lenksystem alle Bodenbearbeitungsgänge und die Aussaat im
Modellbetrieb durchführt. Tabelle 8 zeigt die gesamtbetrieblichen Einsparpotenziale, die
pro Jahr und Arbeitsgang bei der genannten Betriebsfläche möglich sind. Den Hauptanteil
des jährlichen Einsparpotenzials im Modellbetrieb bilden die Kosten für Saatgut, Dünger
und Pflanzenschutzmittel. Die geringsten Einsparungen durch den Technikeinsatz sind im
Bereich der Maschinenkosten für den Schlepper zu erwarten. Wird der Saatbettbereitung
im pfluglosen Produktionsverfahren ein zweiter Arbeitsgang mit der Scheibenegge unter­
stellt (vgl. Abschn. 5.1), sinkt die erforderliche Betriebsgröße für Break Even um knapp
20 ha.
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Tabelle 8. Jährliche Kosten und Nutzen des Technikeinsatzes
bei Break Even (Szenario 1; 302,61 ha)

Arbeitsgang i und
Anbaugerät g

Stoppel-
bearbeitung
Scheibenegge

Saatbettbereitung Aussaat

Scheiben­
egge

Saatbett­
kombination

Sämaschine gesamt

[F5] jEAi [€ p. a.] 290,51 95,32 136,17 54,47 576,47

[F7] jEGg,i [€ p. a.] 196,70 69,60 75,65 72,63 414,58

[F12] jESs,i [€ p. a.] 66,58 21,18 30,26 12,10 130,12

[F17] P [€ p. a.] 1 578,83

[F19] T [€ p. a.] 2 700,00

[F20] K [€ p. a.] 0,00

Quelle: eigene Berechnungen

5.2.2 Der Technikeinsatz zur Aussaat

Im zweiten Ansatz soll der Point of Break Even ermittelt werden, wenn der Technikeinsatz
ausschließlich zur Aussaat erfolgt. Die Ergebnisse aus Abschnitt 5.1 zeigen, dass bei die­
semArbeitsgang aufgrund der sinkenden Kosten für die variablen Produktionsfaktoren die
größten Einsparpotenziale pro Hektar möglich sind. Der Schlepper mit dem automatischen
Lenksystem wird im Modellbetrieb zur Aussaat aller Feldfrüchte eingesetzt. Die gesamte
Aussaatfläche profitiert folglich von den sinkenden Kosten für Saatgut, Dünger und Pflan­
zenschutzmittel. Die größtmögliche Fläche, die im Modellbetrieb mit einem Schlepper
ohne Technikeinsatz termingerecht bestellt werden kann, beträgt 900 ha.
Die Zielwertberechnung für das Modell der ökonomischen Bewertung eines automa­

tischen Lenksystems ergibt für den beschriebenen Einsatzbereich des Schleppers einen
Point of Break Even von 476 ha. In Tabelle 9 sind die gesamtbetrieblichen Einsparpoten­
ziale pro Jahr und Fruchtart bei dieser Betriebsgröße dargestellt. Mit über 90% des gesamt­
betrieblichen Einsparpotenzials ist der Anteil der Einsparungen im Bereich der Kosten für
Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel sehr groß. Bei Betrieben mit unterschiedlichen
Einsatzniveaus im Bereich der variablen Produktionsfaktoren kann sich demnach ein stark
abweichender Flächenbedarf für Break Even ergeben, wenn der Technikeinsatz zur Aus­
saat erfolgt.

Tabelle 9. Jährliche Kosten und Nutzen des Technikeinsatzes
bei Break Even (Szenario 2; 475,57 ha)

Arbeitsgang i und
Fruchtart k

Aussaat
gesamt

Winterweizen Wintergerste Winterraps

[F5] jEAi [€ p.a.] 85,60 85,60

[F7] jEGg,i [€ p.a.] 114,14 114,14

[F12] jESs,i [€ p.a.] 19,02 19,02

[F17] jEPk [€ p.a.] 1 331,61 540,32 609,31 2 481,24

[F19] T [€ p.a.] 2 700,00

[F20] K [€ p.a.] 0,00

Quelle: eigene Berechnungen
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5.2.3 Der Technikeinsatz zur Bodenbearbeitung
Im folgenden Szenario wird der Technikeinsatz zur Bodenbearbeitung unterstellt. Obwohl
bei der Aussaat ein höheres Einsparpotenzial pro Hektar zu erwarten ist, begründet sich
der Ansatz zum einen darin, dass Schlepper dieser Größenordnung in der praktischen
Landwirtschaft in diesem Bereich am häufigsten eingesetzt werden. Weiterhin ist es in
Großbetrieben mit mehreren Schleppern der Fall, dass die vorgesehene Zugmaschine für
die Bodenbearbeitung dann auch nahezu ausschließlich zu diesem Zweck genutzt wird. Für
die Betrachtung wird unterstellt, dass der Schlepper mit dem automatischen Lenksystem
im Modellbetrieb zum Stoppelumbruch und der Saatbettbereitung eingesetzt wird. Eine
Auswirkung auf die Kosten für Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel ist demzufolge
nicht zu erwarten. Die angenommenen Produktionsverfahren im Modellbetrieb erlauben
eine maximale Betriebsgröße von 1500 ha, wenn alle Arbeitsgänge zur Bodenbearbeitung
mit einem Schlepper durchgeführt werden sollen. Ist für die Saatbettbereitung im pflug­
losen Verfahren ein zweiter Arbeitsgang notwendig, sinkt dieser Wert auf 1100 ha.

Tabelle 10. Jährliche Kosten und Nutzen des Technikeinsatz
bei Break Even (Szenario 3; 832,05 ha)

Arbeitsgang i und
Anbaugerät g

Stoppelbear-
beitung

Scheibenegge

Saatbettbereitung
gesamt

Scheibenegge
Saatbett­
kombination

[F5] jEAi [€ p. a.] 798,77 262,10 374,42 1 435,29

[F7] jEGg,i [€ p. a.] 540,83 191,37 208,01 940,21

[F12] jESs,i [€ p. a.] 183,05 58,25 83,20 324,50

[F17] P [€ p. a.] 0,00

[F19] T [€ p. a.] 2 700,00

[F20] K [€ p. a.] 0,00

Quelle: eigene Berechnungen

Der Point of Break Even beträgt 832 ha, wenn der Technikeinsatz im Modellbetrieb aus­
schließlich zur Bodenbearbeitung erfolgt. In Tabelle 10 sind die jährlichen Einsparpoten­
ziale und die Technikkosten pro Jahr bei dieser Betriebsgröße dargestellt. Die jährlichen
Kosteneinsparungen im Bereich der Arbeitserledigung bilden mit 1435 € p. a. den Haupt­
anteil des Einsparpotenzials. Dieser Wert kommt unter anderem dadurch zu Stande, dass
durch den Technikeinsatz in dem beschriebenen Umfang jährlich etwas mehr als 1000 l
Dieselkraftstoff eingespart werden. Der Point of Break Even sinkt auf 699 ha, wenn unter
den gegebenen Vorraussetzungen ein zweiter Arbeitsgang mit der Scheibenegge durchge­
führt wird.
Abbildung 4 zeigt die grafische Darstellung der Break Even Analysen für die Betrieb­

sansätze 1 bis 3. Der Anstieg der Graphen wird durch das gesamtbetriebliche Einsparpo­
tenzial pro Hektar bestimmt. Dieser Wert ist mit 9,54 € pro Hektar am größten, wenn, wie
in Szenario 1 beschrieben, der Technikeinsatz zur Aussaat und Bodenbearbeitung erfolgt
und im pfluglosen Produktionsverfahren ein zusätzlicher Arbeitsgang unterstellt wird. Soll
das automatische Lenksystem ausschließlich zur Bodenbearbeitung eingesetzt werden,
ist das Einsparpotenzial mit 3,25 € pro Hektar Betriebsfläche am geringsten. Die Länge
der Graphen gibt die maximal zu bewirtschaftende Betriebsfläche und das dabei realisier­
bare Einsparpotenzial unter den beschriebenen Bedingungen an. Wird das automatische
Lenksystem im Modellbetrieb ausschließlich zur Aussaat eingesetzt, kann das maximal
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zu erreichende Einsparpotenzial durch den Technikeinsatz erzielt werden. Dieser Wert
beträgt 5100 € p.a. bei einer Betriebsfläche von 900 ha. Das entspricht einem positiven
Saldo aus der Investition in das GPS­gestützte Lenksystem von 2400 € p.a.

5.2.4 Das ökonomische Potenzial durch die Ausdehnung der Tagesarbeitszeit am
Beispiel der Aussaat

Bei den vorangegangenen Berechnungen wurde unterstellt, dass der Einsatzumfang der
betrachteten Geräte und Schlepper durch den Technikeinsatz unverändert bleibt. Diese
Vereinfachung war für die Durchführung einer Break Even Analyse notwendig. Im nach­
folgenden Ansatz soll das gesamtbetriebliche Einsparpotenzial pro Jahr ermittelt werden,
wenn infolge der Ausdehnung der Tagesarbeitszeit bei der Aussaat auf 24 h ein Arbeits­
gerät eingespart werden kann.
Der Modellbetrieb verfügt im vorliegenden Ansatz über 1400 ha Ackerfläche und

benötigt für die termingerechte Bestellung der Feldfrüchte zwei Sämaschinen. Die für
den Technikeinsatz vorgesehene Sämaschine bestellt 900 ha p. a. Ein äquivalentes Gerät
im Modellbetrieb ist für die Aussaat der verbleibenden 500 ha notwendig. Durch die Mög­
lichkeit, mit dem automatischen Lenksystem auch in der Nacht zu drillen, kann nunmehr
die Aussaat wie alle Bodenbearbeitungsgänge als 24 h­Schicht durchgeführt werden. Die
jährliche Nutzung der Sämaschine, die vom Technikeinsatz profitiert, kann durch diesen
Sachverhalt soweit ausgedehnt werden, dass die Bestellung der gesamten Betriebsfläche
mit einem Gerät möglich ist. Den Berechnungen wird dabei zugrunde gelegt, dass bei
einem 16 h­Arbeitstag ohne Schichtarbeit ca. 75 %, d. h. 12 h reine Feldarbeitszeit zur
Aussaat zur Verfügung stehen. Bei einer 24 h­Schicht steigt dieser Wert auf 18 h pro
Feldarbeitstag an.

D

. DDD

, DDD

* DDD

( DDD

& DDD

$ DDD

D ,DD (DD $DD `DD . DDD . ,DD . (DD . $DD

#E :)9=!)C;'[B-#)
U);EA9[?;9)@ +); <89?0=E-H2T;9)A;
W!@;>E=>?9)@S!EX S8= :?+)@C)E=C)!98@% 8@+ <8;;EE9
W!@;>E=>?9)@S!EX S8= :?+)@C)E=C)!98@% 8@+ <8;;EE9K
W!@;>E=>?9)@S!EX S8= <8;;EE9
W!@;>E=>?9)@S!EX S8= :?+)@C)E=C)!98@%
W!@;>E=>?9)@S!EX S8 :?+)@C)E=C)!98@%K

NF
SE
#=

* ein zusätzlicher Arbeitsgang mit der Scheibenegge

Abb. 4. Der Point of Break Even in Abhängigkeit vom Einsatzbereich des automatischen Lenksys­
tems im Modellbetrieb

Quelle: eigene Darstellung
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Um die Vorteilhaftigkeit der Investition zu berechnen, müssen aufgrund des dargestell­
ten Sachverhaltes die gesamten Maschinenkosten beider Sämaschinen pro Jahr berechnet
und gegenübergestellt werden (vgl. Abschn. 4.2.3). Weiterhin profitiert der Modellbetrieb
von den gesunkenen Kosten für die Arbeitserledigung pro Hektar und den Einsparungen
im Bereich der Kosten pro Hektar für Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel auf der
gesamten Aussaatfläche. Eine exakte Berechnung der Maschinenkosten für die betrach­
teten Schlepper ist nicht notwendig. Es genügt hier, die gesunkenen Reparaturkosten pro
Hektar auf der gesamten Aussaatfläche zu betrachten (vgl. Abschn. 4.2.4).

Tabelle 11. Die veränderlichen Kosten pro Jahr infolge der Einsparung einer Säma-
schine (Szenario 4; 1400 ha)

ohne
Technikeinsatz

mit
Technikeinsatz

Saldo
[€ p. a.]

[F10] jKMg [€ p. a.]
(Sämaschine 1)

26 676,00 40 082,00 ­13 406,00

[F10] jKMg [€ p. a.]
(Sämaschine 2)

15 690,00 0,00 15 690,00

jEGg,i [€ p. a.] 2 284,00

[F5] jEAi [€ p. a.] 252,00

[F12] jESs,i [€ p. a.] 55,43

[F17] ∆P [€ p. a.] 7 307,79

[F19] ∆T [€ p. a.] 2 700,00

[F20] ∆K [€ p. a.] 7 199,22

Quelle: eigene Berechnungen

In Tabelle 11 sind die gesamtbetrieblichen Kosten pro Jahr dargestellt, die sich ergeben,
wenn der Technikeinsatz in der beschriebenen Weise erfolgt. Aus den Berechnungen geht
hervor, dass durch die Einsparung einer Sämaschine die jährlichen Maschinenkosten im
Modellbetrieb um 2284 € p. a. geringer sind. Eine Hauptursache dafür sind die gesun­
kenen Kosten pro Hektar für den Zinsansatz des gebundenen Kapitals durch die Drillma­
schinen. Die gesamtbetrieblichen Maschinenkosten für die Sämaschinen sind durch den
Technikeinsatz um 1,63 € pro Hektar niedriger. Insgesamt kann durch den beschriebenen
Sachverhalt ein positiver Saldo von 7199 € p. a. realisiert werden. Den Hauptanteil des
Einsparpotenzials bilden wiederum die gesunkenen Kosten für Saatgut, Dünger und Pflan­
zenschutzmittel. Bei der Modellbetriebsfläche von 1400 ha können insgesamt 5,14 € pro
Hektar eingespart werden.

6 Diskussion

Die Möglichkeiten und positiven Effekte durch die Arbeit mit einem automatischen
Lenksystem sind groß. Nur wenige dieser Potenziale können tatsächlich monetär bewer­
tet werden. Zu den so genannten hard facts gehören die geringere Überlappung bei
Anschlussfahrten und alle daraus folgenden Einsparungen sowie die Möglichkeit, auch
unter schlechten Sichtbedingungen zu arbeiten. In Anbetracht der nicht unerheblichen
Investitionssummen für automatische Lenksysteme ist es wichtig, Modelle zu entwickeln,
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die es dem potenziellen Anwender ermöglichen, individuelle Berechnungen zu den jähr­
lichen Kosten und Nutzen der Technik durchzuführen.
Die im vorliegenden Beitrag ermittelten Überlappungen zu den ausgewählten Boden­

bearbeitungsgängen und der Aussaat dürfen nur als Größenordnung angesehen werden.
Besonders die Werte zur Bodenbearbeitung beruhen auf Einzelergebnissen, die nicht als
statistisch abgesichert betrachtet werden können. Beobachtungen über längere Zeiträume
und bei Schlepperfahrern mit geringerer Berufserfahrung würden tendenziell zu größeren
Überlappungen führen. Ein weiterer Punkt, der in den Feldversuchen unberücksichtig
geblieben ist, sind die Effekte intelligenter Fahrstrategien am Vorgewende und deren Aus­
wirkungen auf die Flächenleistung bei verschiedenen Arbeitsgängen und Arbeitsbreiten
der Anbaugeräte. Die zusätzliche Steigerung der Flächenleistung würde die Vorteilhaftig­
keit eines automatischen Lenksystems weiter verbessern.
Die Modellberechnungen haben gezeigt, dass ab einer Betriebsgröße von 283 ha ein

positiver Saldo durch den Technikeinsatz möglich ist. Wird die Bodenbearbeitung und
Aussaat auf dem landwirtschaftlichen Betrieb mit einem Schlepper durchgeführt, ist der
Einsatz eines automatischen Lenksystems ab dieser Flächenausstattung sinnvoll. Für
eine Vielzahl landwirtschaftlicher Betriebe ist dies durchaus eine realistische Größe und
Chance, das Betriebsergebnis nachhaltig zu verbessern. In größeren landwirtschaftlichen
Unternehmen, die einen entsprechenden Schlepper entweder zur Aussaat oder Bodenbe­
arbeitung einsetzen, ist der Flächenbedarf erwartungsgemäß höher. Ist der Schlepper mit
dem automatischen Lenksystem für die Bestellung vorgesehen, sollte die Aussaatfläche
über 476 ha betragen, um die gesamtbetriebliche Wirtschaftlichkeit der Investition sicher­
zustellen. Die Arbeitsgenauigkeit, die der Schlepperfahrer ohne das automatische Lenk­
system realisieren kann, hat auf diesen Wert einen entscheidenden Einfluss. Arbeitet die
Arbeitskraft ungenauer, als in den hier vorgestellten Feldversuchen, ist der Flächenbedarf
für Break Even entsprechend geringer und umgekehrt. Das betriebliche Einsatzniveau
an Saatgut, Dünger und Pflanzenschutzmittel hat auf alle Berechnungen, die die Aussaat
beinhalten, einen analogen Einfluss. Erfolgt der Technikeinsatz ausschließlich zur Boden­
bearbeitung, kann dies ab einer Betriebsfläche von rund 700 ha sinnvoll sein, wenn eine
vergleichbare Produktionsstruktur wie im vorliegenden Beitrag besteht. Dieser Einsatzbe­
reich eines automatischen Lenksystems ist vor allem großen landwirtschaftlichen Betrie­
ben zu empfehlen, die den überwiegenden Teil ihrer Ackerfläche pfluglos bewirtschaften.
Mit einer Zunahme der Arbeitsgänge pro Jahr, die vom Technikeinsatz profitieren, sinkt
der notwendige Flächenbedarf für den Point of Break Even. Es bleibt jedoch festzuhalten,
dass der Technikeinsatz zur Aussaat gegenüber der Bodenbearbeitung stets die vorteil­
haftere Variante ist.
Weiterhin bieten automatische Lenksysteme durch die Ausdehnung der Tagesarbeits­

zeit im Bereich der Aussaat ein großes Potenzial. Die vorliegenden Untersuchungen haben
gezeigt, dass kritische Zeiträume hinsichtlich der zur Verfügung stehenden Feldarbeitstage
durch den Technikeinsatz entflochten werden können. Das Betriebsergebnis kann bei dem
beschriebenen Ansatz um 7199 € p. a. verbessert werden, wenn die gesamte Betriebsflä­
che mit einer Sämaschine bestellt wird. Ist der Einsatz des automatischen Lenksystems in
der praktischen Landwirtschaft in dieser oder ähnlicher Form möglich, sind die höchsten
gesamtbetrieblichen Einsparungen pro Jahr realisierbar.
Für die wirtschaftliche Beurteilung eines automatischen Lenksystems sind ferner

einige Faktoren zu nennen, die das Ergebnis der Modellberechnungen positiv beeinflussen
können. Zum einen ist es denkbar, dass durch die steigende Konkurrenz im Bereich der
GPS­gestützten Lenksysteme genaue Referenzsignale kostenfrei oder zumindest gegen
geringere Gebühren zur Verfügung stehen. Die notwendige Betriebsfläche für den Point of
Break Even sinkt in diesem Fall unabhängig vom Einsatzbereich der Technik signifikant.
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Auch tragen steigende Betriebsstoffkosten dazu bei, die Wirtschaftlichkeit eines automa­
tischen Lenksystems zu verbessern.

Zusammenfassung

Die Entwicklung und Anwendung GPS­gestützter Lenksysteme in der Landwirtschaft ist auf eine
Vielzahl von Potenzialen zurückzuführen. Einige Vorteile können zum Teil nur schwer oder gar nicht
monetär bewertet werden. Ziel des vorliegenden Beitrages ist es, die ökonomischen Potenziale eines
automatischen Lenksystems infolge geringerer Überlappungen und sichtunabhängiger Feldarbeit
einzuschätzen.
Im Rahmen von Feldversuchen wurden die Überlappungen bei den relevanten Arbeitsgängen für

den Marktfruchtbau ermittelt. Für die Durchführung der Versuche auf einem Mitteldeutschen Agrar­
unternehmen stand ein GreenStarTM AutoTrac-Lenksystem der Firma John Deere zur Verfügung. Die
jährlichen Kosten dafür betragen 2700 €.
Anhand eines entwickelten Modells für die ökonomische Bewertung automatischer Lenksysteme

wird der Einfluss des Technikeinsatzes auf einen Modellbetrieb untersucht. Der Point of Break Even
für die Investition in ein solches System kann somit unter verschiedenen Szenarien bestimmt werden.
Wird das automatische Lenksystem zur Aussaat und Bodenbearbeitung eingesetzt, bedarf es einer
Modellbetriebsfläche zwischen 283 und 303 ha. Bei einem ausschließlichen Einsatz zur Bodenbear­
beitung liegt der Wert für Break Even zwischen 700 und 832 ha. Erfolgt der Technikeinsatz nur zur
Aussaat ist eine Betriebsfläche von 476 ha für die Amortisation der Investition nötig.
Darüber hinaus wird der Effekt durch die Ausdehnung der Tagesarbeitszeit bei der Aussaat auf

24 h untersucht. Bei einer Modellbetriebsgröße von 1400 ha ist durch den Technikeinsatz die Einspa­
rung einer Sämaschine möglich. Das Betriebsergebnis verbessert sich dadurch um 7199 € p. a.

Summary

Economic potential of autoguidance systems
The development and adoption of GPS­based guidance systems in agriculture can be attributed to a
multitude of potentials. Some benefits are difficult to assess, in part, or even impossible to evaluate in
monetary terms. The aim of this contribution is to appraise the economic potential of an autoguidance
system due to the reduction of overlaps and sight­independent operation when visibility is poor.
Within the field tests overlaps of all relevant operations for the main crop production have been

determined. The tests were carried out on an agricultural farm in central Germany with aGreenStarTM

AutoTrac guidance system by John Deere. The annual costs therefore amount to 2700 €.
On the basis of a model that has been developed for the economical valuation of an autoguidance

system, the impact of the use of this technology on a model farm is tested. Finally, it is possible
to define the Point of Break Even of investment under different scenarios. When the autoguidance
system is utilised for tillage operations and sowing, it requires a model farm size ranging between
283 and 303 ha. If it is utilised exclusively for tillage operations, the amount of Break Even ranges
between 700 and 832 ha. In case of technology use only for sowing, about 476 ha are required to
amortize the investment.
Furthermore, the effect due to the extension of daily working time to 24 h in case of sowing

is tested. At a model farm size of 1400 ha, the use of technology allows dispensing with a second
sowing machine. The operating profit thus improves by 7199 € p.a.

Résumé

Le potentiel économique des systèmes d’autoguidage
Le développement et l’utilisation de systèmes d’autoguidage basés sur le GPS dans l’agriculture
offrent de nombreux potentiels. Quelques avantages ne peuvent que difficilement ou pas du tout être
exprimés en valeurs monétaires. L’objectif de cette étude est d’évaluer les potentiels économiques
d’un système d’autoguidage en tenant compte de la diminution des zones de chevauchement et de
l’indépendance des travaux sur les champs vis­à­vis des conditions de visibilité.
Dans le cadre d’essais pratiques, les chevauchements observés dans les différentes phases de

travail de la production agricole à orientation commerciale ont été mesurés. Pour la réalisation de
ces essais sur le terrain d’une exploitation agricole située au centre de l’Allemagne, le système
d’autoguidage GreenStarTM AutoTrac de la société John Deere a été mis à la disposition. Les coûts
annuels s’élèvent à 2700 €.
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À l’aide d’un modèle créé pour l’évaluation économique de systèmes d’autoguidage, l’influence
de l’emploi de cette technique sur une exploitation exemplaire est analysée. Cela permet de déterminer
le seuil de rentabilité pour cet investissement sous différents scénarios. Si le système d’autoguidage
est utilisé pour le semis et la mise en état du sol il faut avoir une surface d’exploitation entre 283 et
303 ha. Dans le cas de l’utilisation de cette technique uniquement pour travailler le sol, le seuil de
rentabilité se situe entre 700 et 832 ha. Si le système ne sert que pour réaliser le semis une surface
d’exploitation de 476 ha est nécessaire pour l’amortissement de l’investissement.
En plus, l’effet dû à l’élargissement des horaires de travail par jour en période de semis à main­

tenant 24 heures est examiné. Pour une taille d’exploitation de 1400 ha, l’utilisation de ce système
technique permet de renoncer à un semoir. Le résultat d’exploitation augmente de 7199 € p. a.
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Innovativer Dialog zur Entwicklung der multifunktionalen
Landwirtschaft im Hochsauerlandkreis

Chancen erkennen…! und Chancen ergreifen…!

Von fritz hemme, Meschede und hermann schlagheck, Swisttal

1 Einleitung

Das Sauerland soll auch in Zukunft ein attraktiver Lebensraum und Wirtschaftsstand­
ort für die hier lebenden Bürgerinnen und Bürger sein. Dazu gehört eine wirtschaftlich
intakte und multifunktionale Landwirtschaft, die vielfältige Aufgaben in der Gesellschaft
wahrnimmt. Im Zusammenwirken von Hochsauerlandkreis und Landwirtschaftskammer
Nordrhein­Westfalen sind daher auf der Grundlage einer Situationsanalyse Einflussfak­
toren, Ziele, Handlungsmöglichkeiten und Projektansätze für die Weiterentwicklung der
Landwirtschaft erarbeitet worden.
Dieser innovative Dialog, in den besonders praktizierende Landwirte einbezogen wur­

den und der von externen Experten mitgestaltet wurde, bietet sich auch unter veränderten
wirtschaftlichen Eckdaten für die Entwicklung der multifunktionalen Landwirtschaft in
anderen Regionen an. Er wird in folgenden Schritten beschrieben:
Diskussionsstand 2004/2005: Motive, Anlässe, Informationsbedarf (Kap. 2),●
Beteiligte und Arbeitsweise (Kap. 3),●
Ergebnisse und Empfehlungen, unterteilt nach Situation, Entwicklungstrends, Zielen●
sowie einzelbetrieblichen und regionalen Handlungsmöglichkeiten (Kap. 4),
Fortsetzung der Arbeit im Hochsauerlandkreis (Kap. 5),●
Prozessbewertung und Übertragbarkeit auf andere Regionen (Kap. 6).●

Gelingen konnte dieser Prozess nur, weil viele Menschen bereit waren, sich zu engagieren,
zusammenzuarbeiten und „über den Tellerrand“ hinaus zu blicken. Ihnen sei an dieser
Stelle ausdrücklich gedankt (1).

2 Diskussionsstand 2004/2005: Motive, Anlässe, Informationsbedarf

Das Parlament und die Verwaltung des Hochsauerlandkreises betreiben seit Jahren eine
aktive Kreisentwicklungspolitik. Gerade in Zeiten schwacher Konjunktur, hoher Arbeits­
losigkeit und wenig optimistischer Zukunftserwartungen setzen sie sich mit der Glo­
balisierung und dem demografischen Wandel auseinander. Sie stellen sich offensiv auf
knapper werdende öffentliche Mittel und den zunehmenden Wettbewerb zwischen den
Regionen ein.
Daher war es nur folgerichtig, auch nach der Situation und den Entwicklungstendenzen

in der Landwirtschaft zu fragen. Es sollte geklärt werden, welche Konsequenzen sich aus
der Agrarreform 2004 für die landwirtschaftlichen Betriebe sowie die Erhaltung der Kul­
turlandschaft ergeben und wie die künftige Entwicklung mitgestaltet und beeinflusst und
für die kreispolitischen Ziele genutzt werden kann.
In den Vorgesprächen und in der Anlaufphase zeigten sich einige Herausforderungen,

die den Gutachtenprozess produktiv gefördert und geprägt haben:
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ausgiebig artikulierte Interessengegensätze zwischen Produktionsrichtungen (z.B. zwi­●
schen Milch­ und Weihnachtsbaumproduzenten oder Haupt­ und Nebenerwerbsland­
wirten),
hohe Erwartungen an „die Politik“ und Skepsis gegenüber „breiten“ Agendaprozes­●
sen,
unvollständige Informationen über die vielfältige Ausgangslage in der Region,●
divergierende Einschätzungen zu den längerfristig wirkenden Haupteinflussfaktoren●
in Wirtschaft und Politik sowie unvollständige Kenntnisse zu den agrarpolitischen
Mechanismen und Zusammenhängen,
Unklarheiten über die tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten vor Ort bei gleichzeitig●
ausgeprägtem Gestaltungswillen der Meinungsführer in Kreistag und ­verwaltung,
anfänglich hohe Erwartungen an● Modellkalkulationen und Patentlösungen (z. B.
Direktvermarktung, überbetriebliche Zusammenarbeit, touristische Angebote).
Erst nach und nach ist die Erkenntnis gewachsen, dass nur● Menschen „Chancen erken­
nen und Chancen ergreifen“ können, und dass sie Zeit für ihre Verhaltensänderungen
benötigen, denn sie müssen dabei zahlreiche Barrieren überwinden.

Aufgabe war es, vor diesem Hintergrund eine konkret auf die Region bezogene, fakten­
orientierte und breit akzeptierte Informationsplattform zu schaffen. Deswegen folgt der
Sachstandsbericht in seinen Inhalten den hier von den Landwirten, Nicht­Landwirten und
Kreispolitikern aufgeworfenen Fragen.

3 Beteiligte und Arbeitsweise

Bewältigt werden konnte dieses Vorhaben nur im Zusammenwirken von praktizierenden
Landwirten, externen und internen Experten sowie Vertretern der örtlichen Organisatio­
nen, die sich schrittweise von der Situationsanalyse zu den Zielen, Handlungsfeldern und
Maßnahmen vorantasten (vgl. dazu Abb. 1).
In der Lenkungsgruppe, die aus Vertretern des Kreistages, Wissenschaftlern verschie­

dener Fachrichtungen sowie Mitarbeitern der Kreisverwaltung und der Landwirtschafts­

Abb. 1. Beteiligte und Arbeitsweise im Zeitablauf (2004–2007)

Quelle: (1)
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kammer bestand, wurden die zahlreichen Facetten erörtert, Arbeitsschwerpunkte festge­
legt und das stufenweise Vorgehen koordiniert.
Zu den internen und externen Experten gehörten Fachleute aus den Bereichen Produk­

tionstechnik, Betriebswirtschaft, Einkommens­ und Vermögenssicherung, Erwerbskom­
binationen, Marktwirtschaft, Wasser­ und Bodenschutz, Regional­ und Kreisentwicklung,
Natur­ und Landschaftsschutz sowie Kommunikation und Unternehmensberatung. Sie
waren mit unterschiedlichem Arbeitsumfang beteiligt.
Besonders wichtig war es uns, den auf den Höfen betroffenen Menschen Gehör zu

verschaffen und ihre Einschätzungen und Erwartungen mit zu berücksichtigen. Unterteilt
nach den hier vorherrschenden Betriebsschwerpunkten
Milchvieh,●
Ackerbau/Schweinehaltung,●
Weihnachtsbaum­ und Schmuckreisigkulturen,●
Gemischtbetriebe,●
Erwerbs­ und Einkommenskombinationen,●
Nebenerwerb,●

wurden Kleingruppen von je sechs bis acht Landwirtinnen bzw. Landwirten gebildet.
Zusammen mit den örtlichen Fachberatern und externen Experten wurden in diesen

Panel­Gesprächen für die auf den Höfen lebenden Familien folgende Fragen diskutiert:
Wie ist die Situation?●
Was sind die prägenden Entwicklungstendenzen?●
Welche Handlungsfelder können identifiziert werden?●
Welche Erwartungen ergeben sich z. B. an die regionalen Entscheidungsträger und an●
„die Politik“?

Viele Berührungspunkte zwischen der Landwirtschaft und anderen Sachbereichen wurden
in Fachgesprächen, z. B. mit Vertretern der Forstverwaltung, der Wirtschaftsförderung und
der Biologischen Station erörtert. Die Einschätzungen, Einstellungen, Erfahrungen und
Ideen aus den landwirtschaftsnahen Vereinen und Verbänden, ohne deren Berücksichti­
gung ein Entwicklungsprozess nicht gelingt, konnten ebenfalls in Multiplikatoren­ bzw.
Vorstandsgesprächen ermittelt werden.

4 Ergebnisse und Empfehlungen

Dem Sachstandsbericht folgend werden die Ausgangslage, die gemeinsam entwickelte
Zielvorstellung sowie die mehr einzelbetrieblichen und die mehr regionalen Handlungs­
möglichkeiten kurz skizziert.

4.1 Die Ausgangslage

Die Situation sowie die zu erwartenden wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedin­
gungen können für den Hochsauerlandkreis in folgenden Stichworten zusammengefasst
werden:
unterschiedliche und schwierige landwirtschaftliche Produktionsbedingungen,●
großeVielfalt bei denProduktions­ undErwerbsschwerpunkten sowie derBetriebsstruk­●
tur mit entsprechend großen Interessenunterschieden,
starke Verzahnung von Landwirtschaft und Gesamtwirtschaft (82 % der Betriebe mit●
Erwerbskombinationen bzw. im Nebenerwerb),
schärferer Wettbewerb auf landwirtschaftlichen Produktmärkten; Chancen bei nach­●
wachsenden Rohstoffen (insbesondere Holz),
gegenwärtig hohe Bedeutung der Transferzahlungen für die Betriebsgewinne,●
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Rückgang der staatlichen Ausgleichszahlungen an Landwirte,●
stärkerer Wettbewerb der Regionen um knappe öffentliche Mittel,●
zunehmende Eigenverantwortung der Menschen in den Regionen.●

All diese Faktoren werden zu einem weiteren Strukturwandel in der Landwirtschaft füh­
ren, den es zu gestalten gilt (vgl. Abb. 2).

4.2 Die Vision zur Entwicklung der multifunktionalen Landwirtschaft

Vor dem Hintergrund der Situationsanalyse und der kreispolitischen Zielsetzung (vgl. 1,
S. 20) schälte sich die in Abb. 3 formulierte Vision zur Entwicklung der Landwirtschaft
heraus.
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Abb. 2. Schätzung zur Veränderung der landwirtschaftlichen Strukturen zwischen 2005 und 2015
Quelle: (1)

Abb. 3. Die Vision zur Entwicklung der multifunktionalen Landwirtschaft im Hochsauerlandkreis
Quelle: (1)
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Zur Umsetzung der einvernehmlich gefundenen Zielvorstellung war es erforderlich, für die
betrieblichen Schwerpunkte sowie die Handlungsfelder zu untersuchen, welche Heraus­
forderungen jeweils für den einzelnen Landwirt bzw. alle Landwirte oder Gruppen von
Landwirten bestehen. Außerdem galt es zu klären, was die regionalen Entscheidungsträger
tun können und welche Erwartungen an die Politik von EU, Bund und Land bestehen. Den
schematischen Überblick dazu liefert Abb. 4.

4.3 Auf jedem Hof und in jeder Familie: Chancen erkennen und
Chancen ergreifen!

Unter diesemMotto wurden für alle Gruppen von Betrieben vorwiegend einzelbetriebliche
Möglichkeiten zur Sicherung der Familieneinkommen und Arbeitsplätze dargestellt.
ImAufbau folgt Abb. 5 demAblauf eines Beratungsprozesses, in dem die Situation, die

Ziele, die Handlungsfelder und die Herausforderungen betrachtet werden.
Wegen der in den Panel­Gesprächen anfangs mehr problem­ als chancenorientierten

Diskussion wurden die Handlungsmöglichkeiten und Entwicklungspfade bewusst in den
Mittelpunkt der Darstellung gerückt.
Wie an Abb. 5 beispielhaft zu erkennen, gibt es in den Betriebsgruppen zahlreiche

Handlungsmöglichkeiten. Über den tatsächlichen Weg für eine Familie und ein Unterneh­
men kann daher nur im Einzelbetrieb, ggf. mit Unterstützung der Beratung, entschieden
werden.
Dabei sind die wirtschaftlichen Auswirkungen verschiedener agrarpolitischer Szena­

rien zu berücksichtigen, die wir anhand von Annahmen zu Preisen, Kosten und Transfer­
zahlungen zusammen mit den Wissenschaftlern festgelegt haben. Die darauf gestützten
Kalkulationen lassen Entwicklungskorridore erkennen (vgl. Abb. 6). Gerade in den näch­
sten, noch vergleichsweise guten und sicher zu überschauenden Jahren wird es darauf
ankommen, die richtigen Weichen zu stellen.

Abb. 4. Handlungsmöglichkeiten und Herausforderungen für…
Quelle: (1)
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Die Kernaussage gilt auch unter den gegenwärtigen Preis­Kostenrelationen, zumal die
Risiken zunehmen und die Transferzahlungen in der Diskussion sind.

Abb. 5. Sicherung von Familieneinkommen und Arbeitsplätzen im Milchviehspezialbetrieb (groß)
Quelle: (1)

Abb. 6. Auswirkungen veränderter Preise, Kosten und Transferzahlungen (€) im Milchviehspezial­
betrieb (ausgehend von unveränderter Produktion)

Quelle: (1)

*$ LLL.f LLL. &LL1)AF>%)E?9)AY)#A

* LLLh LLLh LLL,& LLL
XE?%)?JF< 9)A'7%HJA
'7A /J-#?<:F

$($. h.,* ("$* ("$f f$,6A!9J<) 4<):)AE

4DE?<!%) _!EEJ#F)E

*& LLL*& LLL*& LLL*& LLL*& LLL*& LLL*& LLL
=)+JA' U)H)E?M
#J`<:E%?bD?<)E

O . L&..& "(f*( ,L.*f "h&($ (".($ &&h$f ".L
[)^!EEK1)A`:?< J:?
6AD+:b<!DE :E+
2AJE?')AYJ#`:E%)E

,I,I 1JA!JE<)

@ =

,I.* 1JA!JE<)

@ = ;

,IIc,II$M
,IIe
0 CAD
WJ#A



439Innovativer Dialog zur Entwicklung der multifunktionalen Landwirtschaft

4.4 In der Region gemeinsam vielfältige Erwerbsformen nachhaltig stärken

Aus den Panel­Diskussionen, den Fachgesprächen und den „im Tagesgeschäft anstehen­
den Aufgaben“ haben sich zahlreiche Anregungen für die weitere Arbeit in der Region
ergeben, die im Sinne der Vision zusammengeführt wurden. Wie Abb. 7 zeigt, sind die
dabei identifizierten Handlungsfelder vielfältig miteinander verknüpft und überlappen
sich teilweise. Sie sind im Sachstandsbericht näher erläutert, vertieft und mit konkreten
Aufgaben hinterlegt.

4.5 Zwischenfazit

Insgesamt wurde deutlich, dass es trotz wahrscheinlich sinkender Transferzahlungen
durchaus wirtschaftliche Perspektiven für die Familien auf den Sauerländer Höfen gibt.
Für jedes Unternehmen gibt es einen Weg; aber jeder Weg ist anders.
Weiterhin hat sich gezeigt, dass die Landwirtschaft auch in Zukunft dazu beitragen

kann und wird, den Hochsauerlandkreis als Lebensraum und Wirtschaftsstandort attraktiv
zu erhalten.
Diese Einschätzung wird jedoch nur zutreffen, wenn den Ideen und Handlungsansätzen

aus dem Gutachtenprozess auch Taten folgen. In den nächsten Jahren müssen vorrangig
die einzelbetrieblichen und regionalen Handlungsmöglichkeiten aktiv genutzt werden.

Abb. 7. Übersicht zu den regionalen Handlungsmöglichkeiten
Quelle: (1)
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5 Das weitere Vorgehen im Hochsauerlandkreis

Die nächsten Schritte auf demWeg zur Sicherung und Entwicklung der multifunktionalen
Landwirtschaft werden in vier Initiativen gebündelt:
Mit
der Informationsinitiative,●
der Zusammenarbeits­ und Dienstleistungsinitiative,●
der Weiterbildungsinitiative●
sowie der Kulturlandschafts­ und Ressourcenschutzinitiative●

sollen die Kernanliegen integrierter und nachhaltiger Entwicklung gefördert und Eigen­
initiative mobilisiert werden.
Der Einstieg in die Informationsinitiative erfolgte im Januar 2007. In einer Fachveran­

staltung wurde der Sachstandsbericht den am bisherigen Dialog Beteiligten und weiteren
Multiplikatoren präsentiert. Danach konnten die wichtigsten Ergebnisse und Empfeh­
lungen in den landwirtschaftlichen Winterversammlungen sowie bei Vereinen und Institu­
tionen mit Berührungspunkten zur Landwirtschaft vorgestellt werden. Insgesamt wurden
500 Personen in überwiegend kleineren Gruppen erreicht. Diese Arbeit wird fortgesetzt.
Den drei anderen Initiativen können für das Jahr 2007 z. B. folgende Aktivitäten

zugeordnet werden: Landwirtesprechtage zu Landschaftsplänen; Fachgespräche zum
Verhältnis von nachwachsenden Rohstoffen und Landschaftsplanung sowie zur Eindäm­
mung von Bodenerosion bei Weihnachtsbaumkulturen nach Starkregen­Ereignissen und
erste Vermittlungserfolge beim überbetrieblichen Nährstoffausgleich. Außerdem wurden
Projektansätze in „Leader­Bewerbungsverfahren“ eingebracht.
Weitere Arbeitsschritte ergeben sich aus dem Problemdruck in der Region und den

jeweils verfügbaren Arbeitskapazitäten. So wurden angesichts der veränderten Markt­
lage vertiefende Kalkulationen zu den Beispielsbetrieben im Herbst 2007 vorgezogen.
Die Initiative „arbeitswirtschaftliche Verbesserungen in der Milchviehhaltung“ wird sich
anschließen.
Es ist zu erwarten, dass sich die Umsetzungsmöglichkeiten nach dem Zuschlag für die

„Leader­Region Hochsauerland“ und die „Regionale 2013“ in Südwestfalen verbessern
werden.

6 Zur Bewertung des bisherigen Diskussionsprozesses und
zur Übertragbarkeit auf andere Regionen

Die Arbeit in den Jahren 2005 und 2006 sowie der im Januar 2007 vorgelegte Sachstands­
bericht waren auf die in Abb. 8 dargestellten Teilaspekte ausgerichtet, die stufenförmig
aufeinander aufbauen und spiralförmig ineinander greifen.
Nach den hier im Spätherbst 2007 bekannten Informationen und Einschätzungen bei

den Beteiligten sowie wichtigenMeinungsführern und Entscheidungsträgern in der Region
ergaben sich eine generelle Einschätzung (Abschn. 6.1) und Hinweise zur Übertragbarkeit
auf andere Regionen (Abschn. 6.2).
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6.1 Generelle Einschätzung

Der Sachstandsbericht wurde von den Beteiligten als Informationsquelle und Diskussi­
onsplattform anerkannt. Das Verständnis und die Akzeptanz zwischen den landwirtschaft­
lichen Produktionsrichtungen und den Funktionsträgern verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen haben zugenommen. Und es wurde ein konstruktiver Dialog mit positiver Grund­
stimmung sowohl in vielen Familien als auch in der Region angestoßen.

6.2 Anhaltspunkte für die Übertragbarkeit

Aus dem im Sachstandsbericht beschriebenen Prozess und der generellen Einschätzung
leiten sich nach unserem Verständnis folgende Anhaltspunkte für die Übertragbarkeit auf
andere Regionen ab:

6.2.1 Panel-Methodik
Mit der Panel­Methodik können unterschiedlicheThemenbearbeitetwerden.Hier haben die
Gespräche der Landwirtinnen und Landwirte mit den örtlichen Beratern und den externen
Experten zu einemumfassenden und breit akzeptiertenBild von der Situation und denHand­
lungsmöglichkeiten geführt. Eine besondereHerausforderung bestand darin, dabei nicht nur
betriebszweigbezogen zu denken, sondern alle Mitglieder der Unternehmerfamilie in die
Überlegungen mit einzubeziehen. Außerdem ist der Blick mehr auf die Chancen als auf
die Probleme zu richten, ohne dabei unrealistisch zu werden. In Nachgesprächen wurde
deutlich, dass die Beteiligten motivierende Erkenntnisse mitnehmen konnten und dass sie
Grundgedanken aus den Fachdiskussionen an Berufskollegen weiter gegeben haben. Beim
damaligen Diskussionsstand im Hochsauerlandkreis war es wichtig, die Panel­Gespräche
für alle hier typischen Produktionsrichtungen und Erwerbsformen durchzuführen. Daraus
erklärt sich zu großen Teilen die insgesamt konstruktive innerlandwirtschaftliche Reso­
nanz auf den Gutachtenprozess. Denn es wurden nicht nur wenig zu beeinflussende Kon­

Abb. 8. Von der Situation zu den Handlungsmöglichkeiten
Quelle: (1)
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kurrenzbeziehungen und begrenzte politische Steuerungsmöglichkeiten sichtbar sondern
auch tatsächliche Handlungsmöglichkeiten herausgearbeitet.

6.2.2 Kommunikation
Einen wesentlichen Erfolgsfaktor stellt die Art der Kommunikation dar. Der inhaltliche
Ausgangspunkt ergibt sich aus den in der Region artikulierten Problemen und Wünschen.
Für die Moderatoren und Experten besteht nun die besondere Herausforderung darin, mit
dem aktuell empfundenen Problemdruck als „Rückenwind“ über die Tagespolitik hinaus
zu gelangen, um sich mit den mittel­ und längerfristig wirkenden Einflussfaktoren und
Entwicklungstendenzen auseinander setzen zu können. Nur so entsteht eine Basis, um
die tatsächlich bestehenden Handlungsmöglichkeiten zu erarbeiten und sie konsequent
chancenorientiert zu präsentieren.

Methodisch gesehen ist es selbstverständlich, dass der Prozess nachvollziehbar doku­
mentiert wird. Die zusammengetragenen Fakten und Gesprächsergebnisse müssen ver­
ständlich, anschaulich und auf den geäußerten Informationsbedarf hin dargestellt werden.
Alle Beteiligten müssen die ernsthafte Auseinandersetzung mit ihren Anliegen erkennen
können. Wegen der vielfältigen Ausgangslage sowie der zahlreichen Einflussfaktoren und
Handlungsansätze müssen die Erkenntnisse und Fachdiskussionen im Sachstandsbericht
oftmals zu Überblicksinformationen verdichtet werden. Ansprechpartner und weiterfüh­
rende Quellen zur Vertiefung und Fortsetzung des Dialoges müssen daher leicht aufzufin­
den sein. Darüber hinaus sollten wichtige Botschaften einprägsam formuliert und wieder
erkennbar präsentiert werden (Chancen erkennen…! Chancen ergreifen…!). So wird nicht
nur die zielgerichtete Information größerer Gruppen, sondern auch die vertiefende Diskus­
sion in Kleingruppen, bei denen wir den Schwerpunkt der Informationsinitiative sehen,
erleichtert.

6.2.3 Dialogstruktur
Die regionalen Entscheidungsträger und die Institutionen mit Berührungspunkten zur
Landwirtschaft wurden in einem strukturierten Dialog in den Gutachtenprozess einge­
bunden. Dies geschah vorwiegend in ausführlichen Diskussionen mit Repräsentanten,
Multiplikatoren und Meinungsführern. Ein breiter angelegtes Vorgehen wäre vomArbeits­
aufwand her nicht zu leisten und nicht zu finanzieren gewesen. Damit mag die eine oder
andere kreative oder unkonventionelle Idee aus „gemischten Brainstormings“ oder von
interessierten Laien bisher nicht berücksichtigt worden sein. Dieser „Schwäche“ stehen
nach den hier vorliegenden Einschätzungen etliche Stärken gegenüber:
Auch mit dem hier gewählten Vorgehen wurden zahlreiche Handlungsansätze zusam­●
mengetragen. Sie lassen einen deutlichen „regionalen Mehrwert“ erwarten, können
jedoch nur mit tatkräftiger Unterstützung der regionalen Funktionsträger umgesetzt
werden.
Deswegen war es wichtig, diesen Personenkreis umfassend und anschaulich über●
Landwirtschaft und landwirtschaftliche Belange zu informieren.
Und es war wichtig, bei den Landwirten und ihren Repräsentanten das Verständnis für●
gesellschaftliche Erwartungen weiter zu entwickeln.
Insgesamt ist die Bereitschaft für einen offenen gesellschaftlichen Dialog gewachsen.●

Das ist eine gute Grundlage, um künftig weitere kreative Impulse und „vom Rande her
kommende Innovationen“ aufzunehmen und mehr als bisher möglichst viele Landwirte an
der integrierten ländlichen Entwicklung zu beteiligen.
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6.2.4 Win-Win-Situationen

Ein derart facettenreicher Dialog kann nur gelingen, wenn die daran zu Beteiligenden von
ihrer Mitarbeit materielle oder immaterielle Vorteile für ihr Arbeitsgebiet, ihre Institution
oder ihr Unternehmen erwarten können. Deswegen kam es von Anfang an darauf an, nicht
nur vorhandene „Win­Win­Situationen“ sichtbar werden zu lassen, sondern möglichst
auch neue „Win­Win­Konstellationen“ zu schaffen und für den Prozess zu nutzen. Das
galt schon für die Vorbereitungsarbeiten zwischen Kreisverwaltung und Landwirtschafts­
kammer. Dies galt für die Mitwirkung in der Lenkungsgruppe, in den Panel­Diskussionen
und für die zahlreichen Beiträge von Spezialtisten und externen Experten. Und es gilt
natürlich auch für die künftigen Umsetzungsprojekte.

6.2.5 Prozesssteuerung
Für die Steuerung des Gutachtenprozesses ist ein Team erforderlich, das vertrauensvoll
und effektiv zusammenarbeitet, die Rückendeckung bei den Entscheidungsträgern genießt
und über eine gute Büroorganisation verfügt. Die Moderationsaufgabe besteht vor allem
darin, die zahlreichen Spezialisten zu integrieren und die Teilergebnisse sachgerecht
zusammenzuführen, sodass daraus ein fachlich richtiges und in der Region akzeptiertes
Gesamtergebnis entsteht.

6.2.6 Arbeitsaufwand
Der Arbeitsaufwand für die Vorbereitung und Durchführung der Fachdiskussionen sowie
für die Abstimmung und Präsentation der Ergebnisse war erheblich und wurde hier unter­
schätzt. Er war insgesamt gerechtfertigt, weil ein Lernprozess in den hauptsächlich betei­
ligten Institutionen und in der Region angestoßen werden konnte, der sich wesentlich aus
der Zusammenarbeit über Fachgrenzen hinweg und dem Zusammenspiel von Landwirten,
internen und externen Experten ergeben hat. Und er war gerechtfertigt, weil zusätzliche
Erfahrungen mit interdisziplinärer Projektarbeit gesammelt werden konnten, die für die
Landwirtschaftskammer NRW und die regionalen Akteure an Bedeutung gewinnen wird.

6.2.7 Zukunftsrelevanz
Die Zukunftsrelevanz des hier gewählten Vorgehens wird folgendermaßen eingeschätzt:
Auch künftig müssen in den Regionen die spezifischen Rahmenbedingungen für die
landwirtschaftliche Produktion und die gesellschaftlichen Anforderungen an die Land­
wirtschaft möglichst im Dialog aufeinander abgestimmt werden. Das gilt auch unter
möglicherweise verbesserten wirtschaftlichen Eckdaten. Und wenn sich das agrar­ und
regionalpolitische Instrumentarium hin zu mehr integrierter ländlicher Entwicklung ver­
schiebt, wird es verstärkt darauf ankommen, möglichst alle Betriebs­ und Erwerbsformen
in den regionalen Dialog einzubeziehen und die Handlungsmöglichkeiten – wie in Abb. 8
schematisch dargestellt – sichtbar werden zu lassen. Dazu bietet sich das hier gewählte
Vorgehen auch für andere Regionen an.

Zusammenfassung

Welche Konsequenzen ergeben sich für die Entwicklung der multifunktionalen Landwirtschaft im
Hochsauerlandkreis aus den grundlegenden Änderungen in der Agrarpolitik? Welcher Handlungs­
bedarf und welche Handlungsmöglichkeiten resultieren daraus auf der einzelbetrieblichen und der
regionalen Ebene?
Diesen Fragen sind Fachleute der Landwirtschaftskammer Nordrhein­Westfalen im Zusammen­

wirken mit Landwirten, Wissenschaftlern und Vertretern des Hochsauerlandkreises sowie weiterer
Institutionen nachgegangen.
Das hier gewählte innovative Vorgehen, bei dem insbesondere landwirtschaftliche Unternehmer

über Panel­Diskussionen eingebunden wurden, bietet sich auch für andere Regionen an.
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Bei ähnlichen Projekten in anderen Regionen sollten neben den Hinweisen zur Panel­Methodik
dieAnmerkungen zu den Stichworten Kommunikation, Dialogstruktur, „Win­Win­Situationen“, Pro­
zesssteuerung, Arbeitsaufwand und Zukunftsrelevanz beachtet werden.

Summary

Innovative dialogue for the development of multifunctional agriculture in the Hochsauerland
district

– Identifying opportunities …! and seizing opportunities…./
Which consequences arise from the fundamental changes of the European agricultural policy for the
development of the multifunctional agriculture in the Hochsauerlandkreis? Which need for action
and which possible courses of action result from these changes at company and regional level?
Professional staff from the chamber of agriculture of North­Rhine­Westphalia dealt with these ques­
tions in co­operation with farmers, scientists and representatives of the Hochsauerlandkreis and
other institutions.
The innovative approach chosen here, which particularly involves agricultural operators through

panel discussion, could also be transferred to other regions.
The explanatory notes on keywords like communication, conversational structure, win­win­situa­

tions, task management, labour input and future relevance should be heeded in related projects in
other regions in addition to references to panel methodology.

Résumé

Dialogue innovant pour le développement de l’ agriculture multifonctionnelle
dans l’arrondissement de Hochsauerland: Reconnaître et saisir les chances!

Quelles conséquences les modifications fondamentales intervenues dans la politique agricole vont­
elles avoir sur le développement de l’agriculture multifonctionnelle dans l’arrondissement allemand
de Hochsauerland? Quels besoins et quelles possibilités d’action en résultent­ils au niveau individuel
de chaque exploitation et au niveau régional?
Ce sont ces questions qu’ont abordées des spécialistes de la Chambre d’Agriculture de la Rhéna­

nie du Nord­Westphalie en collaboration avec des agriculteurs, des scientifiques et des représentants
de l’arrondissement de Hochsauerland ainsi que d’autres institutions.
Le processus innovant choisi ici, qui inclut notamment des entrepreneurs ruraux via des groupes

de discussion, peut s’appliquer aussi à d’autres régions.
Pour des projets analogues concernant d’autres régions, il conviendrait de tenir compte, en plus

des explications sur la méthode des groupes de discussion, des remarques sur ces mots­clefs que
sont « communication », « structure de dialogue », « situations gagnant­gagnant », « gestion de
processus », « charge de travail » et « pertinence pour le futur ».
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Milcherzeugung und Treibhausgas-Emissionen

VonWilfried brade, Hannover, ulrich dämmgen, peter lebzien und
gerhard flachoWsky, Braunschweig

1 Einleitung

Als Treibhauseffekt bezeichnet man den Umstand, dass die Atmosphäre der Erde Wärme­
strahlung „schlechter“ abstrahlen kann als sie energiereiche Sonnenstrahlung empfängt.
Die Abstrahlung der Wärmeenergie ist eine Funktion der Temperatur der bodennahen
Atmosphäre. Stoffe, die die Leitfähigkeit der Atmosphäre für Wärmestrahlung verrin­
gern, heißen Treibhausgase. Man vergleicht das unterschiedliche Vermögen dieser Gase,
infrarote Strahlung zu absorbieren, mit dem von Kohlenstoffdioxid, und nennt dies das
Treibhausgaspotenzial („Global Warming Potential“, GWP) eines Gases (vgl. Tab. 1).

Tabelle 1. Treibhauspotenziale von Gasen, die aus der Landwirtschaft emittiert
werden (IPCC, 2006, empfohlene Werte)

Treibhausgas Zusammensetzung GWP1)

(in CO
2
­Äquivalenten)

Kohlenstoffdioxid CO
2

1

Methan CH
4

23

Lachgas N
2
O 296

1) GWP = Global warming potentials for gases

Methan (CH
4
) entsteht beim mikrobiellen Abbau von organischen Stoffen unter anaeroben

Bedingungen sowohl im Verdauungstrakt der Wiederkäuer und anderer Tiere als auch im
Wirtschaftsdüngerlager sowie anderen Stoffumwandlungsprozessen unter Luftabschluss
(Deponien). N

2
O bildet sich bei der mikrobiellen und chemischen Umwandlung von Stick­

stoff­Verbindungen, und zwar sowohl bei den oxidierenden (Nitrifikation) als auch den
reduzierenden Umsetzungen (Denitrifikation).
Durch landwirtschaftliche Aktivitäten werden vor allem Methan (CH

4
) und Lachgas

(N
2
O) freigesetzt.

2 Milcherzeugung und -verwertung in Deutschland

In Deutschland werden aktuell mit ca. 4,1 Mio. Kühen jährlich etwa 28 Mio. t Milch in
zurzeit (noch) 102 200 landwirtschaftlichen Betrieben bei einem mittleren Fettgehalt von
4,0 bis 4,2 % und einem mittleren Eiweißgehalt von 3,35 bis 3,5 % erzeugt.
Während in der Vergangenheit die erzeugte Milch vorrangig zu Frischmilchprodukten

und Butter (=Milchfett) verwendet wurde, wird zwischenzeitlich die Käseerzeugung, d. h.
die Verwendung des Milcheiweißes, immer wichtiger (Tab. 2).
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Tabelle 2. Pro-Kopf-Verbrauch* von Milchprodukten in Deutschland

Produkt 1996 2007

Konsummilch 66,7 64,5

Milchfrischprodukte 23,0 31,3

davon Joghurt und Joghurterzeug­
nisse

13,1 17,5

fetthaltige Produkte

Sahne und Sahneerzeugnisse 7,6 7,7

Butter 7,3 6,4

eiweißhaltige Produkte

Käse gesamt
(inkl. Schmelzkäse)

20,3 22,0

Hart­, Schnitt­ und Weichkäse 9,7 11,1

Frischkäse und Quark 8,8 9,9

Schmelzkäse 1,4 1,7

*Angaben in kg je Kopf/Jahr

Quelle: (20)

Die wichtigsten Gründe für den permanent wachsenden Käsemarkt sind die sich wan­
delnden Verzehrgewohnheiten (zunehmender Außer­Haus­Verzehr, Convenience­Food)
sowohl in Deutschland, aber auch in wichtigen Importländern. Dieser Trend dürfte sich
fortsetzen; womit auch die Milcheiweißerzeugung – im Gegensatz zur Milchfettproduk­
tion – immer wichtiger wird.

3 Methodik

3.1 Modellierung der Emissionen aus der Milchrinderhaltung in Deutsch-
land: das deutsche Emissionsmodell GAS-EM – die Regelwerke

Die Erfassung und Reduzierung der Emissionen von klimarelevanten und Luft verschmut­
zenden Gasen ist Gegenstand zweier internationaler Vertragswerke. Das Genfer Luftrein­
halteabkommen (24) hat u. a. die Verringerung der Belastung mit Stoffen, die versau­
ernd und eutrophierend (Ammoniak, NH

3
, Stickstoffoxide, NO und NO

2
) oder die an der

bodennahen Ozon­Bildung (CH
4
) beteiligt sind, zum Gegenstand.

Wegen ihres Treibhauseffekts werden CH
4
­ und N

2
O­Emissionen in der Klimarahmen­

konvention (25) geregelt. Beide Konventionen schreiben vor, dass und wie die Emissionen
zum Zwecke der Berichterstattung zu erfassen bzw. zu modellieren sind (9; 18). Diese
Vorschriften sind nur teilweise harmonisiert und führen in Einzelfällen zu widersprüch­
lichen Ergebnissen (7).

3.2 Stofffluss-Modell

Berücksichtigt man die eigentlicheAufgabe der Inventare, nicht nur die Emissionssituation
zu beschreiben, sondern auch Reduktionspotenziale zu identifizieren und zu quantifizieren
und dabei auch die Wechselwirkungen von Maßnahmen zur Reduktion der Emission eines
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Gases (etwa NH
3
) auf die Emissionen anderer Gase (N

2
O und CH

4
) sowie den gesam­

ten Stofffluss einschließlich der Beeinträchtigung von Oberflächen­ und Grundwässern
zu beurteilen, so bleibt die Anwendung der Regelwerke unbefriedigend. Das deutsche
Modell zur Berechnung von Emissionen aus der Landwirtschaft kombiniert die beiden
Regelwerke in einem Stoffflussmodell (6). Dieses Modell leitet aus der Berechnung des
Energie­ und Nahrungsbedarfs und der tierischen Leistung und den Angaben zu Haltung
der Tiere sowie der Lagerung, Ausbringung und Einarbeitung der Wirtschaftsdünger die
Emissionen von NH

3
, NO, CH

4
, N

2
O, Nichtmethankohlenwasserstoffen (NMVOC) und

Stäuben in einem Rechengang ab. Das Modell ist weitgehend mechanistisch und bei Stick­
stoff im Prinzip bilanzfähig (7).
Dieses Verfahren wird in ähnlicher Weise auch von anderen westeuropäischen Staaten

entwickelt oder angewandt.
Die grundlegende Vorgehensweise bei der Berechnung der Emissionen aus der Tier­

haltung ist folgende (7):
Ermittlung des typischen Energiebedarfs einer Tierkategorie als Funktion ihrer Leis­●
tung (Erhaltung, Zuwachs, Bewegung, Produkt wie Milch, Kalb usw.) und der Verluste
(z. B. CH

4
­Bildung im Pansen),

Ermittlung des Proteinbedarfs dieser Tierkategorie als Funktion der Leistung,●
Ableitung des Futterbedarfs aus dem Energiebedarf und dem Proteinbedarf (Futter­●
menge und Zusammensetzung),
Berechnung der CH●

4
­Emissionen aus der Verdauung als Funktion von Futtermenge und

­zusammensetzung für jede Tierkategorie,
Berechnung der in Kot und Harn ausgeschiedenen Stoffmengen,●
Berechnung der NH●

3
­Emissionen im Stall und auf der Weide,

Berechnung der NH●
3
­, N

2
O­, NO­, N

2
­, CH

4
­ und NMVOC­Emissionen aus dem Lager

unter Einbeziehung der Einstreumengen,
Berechnung der NH●

3
­Emissionen bei der Ausbringung als Funktion der angewendeten

Technik und der Einarbeitungszeit,
Berechnung der direkten N●

2
O­Emissionen nach der Ausbringung,

Berechnung der indirekten Emissionen von N●
2
O, die (1) bei der mikrobiellen Umset­

zung von NH
4
­N und NO­N aus den Niederschlägen (Depositionen) und (2) aus der

mikrobiellen Umsetzung von in die Oberflächen­ und Grundwässer eingetragenem N
aus der Landwirtschaft.

Die Berechnung des Bedarfs an Energie und Protein sowie der sich daraus ergebende
Futterbedarf erfolgt für Milchkühe entsprechend den Empfehlungen zur Energie­ und
Nährstoffversorgung der Milchkühe und Aufzuchtrinder des Ausschusses für Bedarfs­
normen der Gesellschaft für Ernährungsphysiologie (16) sowie den Futterwerttabellen für
Wiederkäuer der DLG (8).
Das Rechenverfahren ist auch geeignet, Einzelbetriebe oder Einzeltiere mit den

typischen Emissionen zu beschreiben. Da der Gegenstand dieser Arbeit der Einfluss züch­
terischer Maßnahmen ist, werden typische Verfahren der Haltung, Lagerung und Ausbrin­
gung bei allen Varianten konstant gehalten.
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4 Ergebnisse

4.1 Leistungsniveau und Methan-Bildung durch die Fermentationsprozesse
im Pansen bzw. Dickdarm

Auf der Basis des Modells von dämmgen et al. (7) wurde zunächst der CH
4
­Anfall bei

unterschiedlicher Milchmengenleistung der Kühe – unter Beachtung notwendiger diffe­
renzierter Futterrationen – berechnet (Tab. 3 und Abb. 1).

Tabelle 3. CH
4
-Emissionen bei der Milcherzeugung durch die

Fermentationsprozesse im Pansen bzw. Dickdarm von Holstein-Kühe*

Jahresleistung*
(kg Milch je Kuh und Jahr)
(bzw. kg Milchprotein je Kuh
und Jahr)

T-Aufnahme** Anteile
verschiedener

Futtermittel (in %)

CH
4
-Anfall

je kg Milch-
protein

(kg/Tag) Raufutter Kraftfutter (kg/kg)

4 000 (136) 12 90 10 0,69

6 000 (204) 15 80 20 0,53

8 000 (272) 18 70 30 0,45

10 000 (340) 21 60 40 0,40

12 000 (408) 24 50 50 0,36

* Bedingungen: 650 kg LM, 42 g kg–1 Milchfett, 34 g kg–1 Milcheiweiß, kein Weidegang; Zahl der
Kälber pro Jahr als Funktion der Milchleistung;

** T = Trockenmasse (Futter)
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Abb. 1. CH
4
­Emissionen in Abhängigkeit von der Milchmengenleistung durch die Fermentations­

prozesse im Pansen bzw. Dickdarm von Holstein­Kühen (Details siehe in Tab. 3)
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Wie zu erkennen ist, steigt erwartungsgemäß die CH
4
­Emission je Kuh und Jahr mit

zunehmender Leistungshöhe bzw. höherer Futteraufnahme an. Entscheidend jedoch
ist, dass die CH

4
­Emission pro kg Milch bzw. pro kg erzeugtes essbares Milchprotein

kurvenlinear fällt.
Allerdings wird die Reduktion mit einem zunehmenden Aufwand bzw. hohem Kraft­

futtereinsatz erkauft und ist oberhalb von 12 000 kg Milch pro Jahr nahezu zu vernach­
lässigen.
Mit zunehmender Leistung ist – bei konstanter Milcherzeugung auf Betriebsebene –

eine Bestandsreduzierung verbunden.

Tabelle 4. CH
4
-Emission aus der Verdauung bei konstanter Milcherzeugung auf
Betriebsebene und unterschiedlicher Milchleistung
(Milchquote: 800 000 kg/Jahr, weitere Details s. Tab. 3)

Jahresleistung Erforderliche Tierzahl CH
4
-Anfall* aus der

Milchkuhhaltung/Betrieb

(kg Milch je Kuh und Jahr) (Kühe je Betrieb) (Tonnen CH4 pro Jahr)

4 000 200,0 18,7

6 000 133,3 14,9

8 000 100,0 12,3

10 000 80,0 10,8

12 000 66,7 9,8

* CH
4
­Emission nur aus der Verdauung

Die Abnahme der erforderlichen Kuhzahl auf Betriebsebene – mit zunehmender Produk­
tivität der Kühe – ist derjenige Faktor, der die CH

4
­Emission pro Produkteinheit am nach­

haltigsten reduzieren lässt (Tab. 4).
Diese Rechnungen berücksichtigen die Emissionen aus der Bereitstellung des Futters

nicht. Darauf müssen wir bei vermehrtem Kraftfuttereinsatz hinweisen.

4.2 Ausscheidungen für Stickstoff- und Kohlenstoff-Verbindungen bei
unterschiedlichem Leistungsniveau

Die Leistung steigernden Maßnahmen führen auch zu veränderten Ausscheidungen für
Kohlenstoff­ und Stickstoff­Verbindungen.
Von besonderer Bedeutung sind dabei die Mengen an im Lager potenziell mikrobiell

abbaubarem Kohlenstoff („volatile solids“, VS1) und von leicht abbaubarem Stickstoff im
Harn, der nach der Ausscheidung zu Ammonium abgebaut wird („total ammoniacal nitro­
gen“, TAN2).
Die VS sind Ausgangsprodukte für die Methan­Bildung im Lager (Abb. 2).
Lachgas entsteht durch mikrobielle Nitrifikation und Denitrifikation aus den verschie­

denen Quellen von reaktivem N (s. Abb. 3). Ammonium (NH
4
) entsteht aus der Hydrolyse

von Harnstoff in Gegenwart des Enzyms Urease (zu Einzelheiten siehe 5).
Aus den Abbildungen 4 und 5 geht hervor, dass auch diese Ausscheidungen je kg Pro­

dukt – mit zunehmender Leistung – relativ abnehmen.
Die CH

4
­Emissionen aus dem Lager sind abhängig von Lagertyp und Lagerdauer. Sie

sind jedoch in jedem Fall linear von der Menge der VS­Ausscheidung abhängig. Entspre­
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chendes gilt für die Menge an emittiertem N
2
O, das praktisch linear von der ausgeschie­

denen TAN­Menge abhängt. Auch die Menge der NH
3
­Emissionen je kg Milch nimmt in

gleicher Weise ab.
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Abb. 2. Mikrobielle Umsetzung der VS­Ausscheidungen („volatile solids“)
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Abb. 4. VS­Ausscheidungen pro Kuh und Jahr bei unterschiedlichem Leistungsniveau
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4.3 Einfluss einer veränderten Milchzusammensetzung
bei konstantem Produktionsniveau

In gleicher Weise ist generell auch eine gezielte Erhöhung des Milchproteingehaltes (bzw.
Kaseingehaltes) der Milch zu bewerten. Die gleichzeitige Verbesserung der Milchmenge
und des Milchproteingehaltes ist jedoch züchterisch schwierig, da im Allgemeinen ausge­
prägte negative genetische Beziehungen zwischen Milchmenge und ­proteingehalt anzu­
erkennen sind (1).
Folgendes Zuchtziel soll nachfolgend detailliert geprüft werden:
Verbesserung des Milchfett-/Milcheiweißverhältnisses bei konstant hohem Milchmengen-
niveau (=9000 kg Milch/Kuh/Jahr) einschließlich möglicher Kuhbestandsreduzierungen.
Die genetisch­züchterische Erhöhung des Milcheiweißgehaltes, bei gleichzeitiger

Absenkung des Milchfettgehaltes, führt zu einem reduzierten Energieaufwand (für die
Milchfetterzeugung) und einem erhöhten Futterproteinbedarf (für die Milcheiweißerzeu­
gung) des Einzeltieres. Dies beeinflusst bei konstantem Leistungsniveau, die Ausschei­
dungen des Einzeltieres insgesamt nur verhältnismäßig geringfügig. Bezogen auf das pro­
duzierte Milcheiweiß wird der Aufwand jedoch geringer und der positive Effekt auf die
Umwelt deutlicher (Abb. 6 und 7).

Bezieht man die VS­ und die TAN­Mengen in den Ausscheidungen auf das kg Milch, so
nehmen beide ebenfalls ab. Das heißt, dass die Maßnahme insgesamt zu einer Verbesse­
rung der Emissionssituation führt (vgl. Abb. 8).
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Der größte Effekt zeigt sich, wenn man die für die Produktion einer konstanten Menge
an Milcheiweiß verminderte Anzahl an Tieren mit berücksichtigt (Tab. 5 und Abb. 9
und 10).

Tabelle 5. Erforderliche Kuhzahl bei konstanter Erzeugung von 306 t Milchprotein
sowie CH

4
-Anfall aus der Verdauung bzw. Treibhauspotenzial

Leistungsniveau erforderliche
Kuhzahl

CH
4
-Anfall aus

der Verdauung
Treibhaus-
potenzial

kg Milch
Kuh/Jahr

%­Fett %­Eiweiß (t/Jahr) insgesamt (in t CO
2
– eq

pro Jahr)

9 000 4,2 3,35 1 015 129 4 522

9 000 4,1 3,40 1 000 126 4 421

9 000 3,7 3,60 945 116 4 046

9 000 3,6 3,65 932 114 3 959

9 000 3,4 3,75 907 110 3 790

Reduzierte Milchkuhbestände sind speziell aus der Sicht angestrebter Einsparpotenziale
unerwünschter Umweltemissionen (z. B. Gülleanfall, CH

4
­Emissionen, N­Anfall) gesamt­

volkswirtschaftlich äußerst interessant; solange gleichzeitig der erforderliche Mutter­
kuhbestand zur Deckung des (abnehmenden) Rindfleischbedarfs und der Sicherung der
Remontierung nicht ausgedehnt werden muss (14).
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Kalkuliert man die Reduktion des Treibhauspotenzials insgesamt (in: CO2-eq insgesamt) –
bei vorausgesetzter gezielter genetisch-züchterischen Erhöhung des Milcheiweißgehaltes
einschl. der möglichen Bestandsreduzierung, so liegt das zugehörige Einsparpotenzial
– aufgrund einer gezielten genetisch-züchterischen Anhebung des Milcheiweißgehaltes –
bei bis zu 16 % (vgl. Tab. 5)

4.4 Veränderte Ausleseprozeduren/Lösungskonzept
Leider gibt es, aus genetisch-züchterischer Sicht, sehr enge positive genetische Bezie-
hungen zwischen dem Milchfett- und Milcheiweißgehalt. D. h., Kühe mit einem sehr
hohen Milcheiweißgehalt weisen in aller Regel auch einen sehr hohen Milchfettgehalt
(bzw. umgekehrt) auf. Gleichzeitig sind die Beziehungen zwischen der Höhe der Milch-
menge (Kuh/Laktation) und den Milchinhaltsstoffen klar negativ. Mit anderen Worten: Es
existieren ausgeprägte, unerwünschte Merkmalsantagonismen in der Rinderzüchtung, die
schwierig zu durchbrechen sind (1). Zusätzlich ist die genetische Variation im Milchei-
weißgehalt relativ zu der im Milchfett generell niedriger (1). Auch sind die Milchproteine
nicht als eine homologe Gruppe zu verstehen (2).
Bereits die gezielte Modifikation des Milchfett-/Milcheiweiß-Verhältnisses ist zz. nicht

praxisrelevant. Sie könnte jedoch möglich werden, wenn durch veränderte Ausleseansätze
systematisch nach sogenannten „Korrelationsbrechern“ gesucht wird und diese gezielt
umfassend züchterisch weiter verwendet werden. Die Problematik ist kurz wie folgt zu
beschreiben:
Korrelationsbrecher sind äußerst rar und bedürfen ganz gezielter und spezifischer

Selektionsprozeduren. Durch eine modifizierte, klassische Auslesezüchtung innerhalb der
Rasse Holstein (kein Gentransfer etc.) sind geeignete Genotypen auszuwählen und gezielt
zu verpaaren.
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Dieses Selektions­/Anpaarungssystem ist in jeder Generation zu wiederholen. Als
zusätzliche weitere Vorteile sind zu erwähnen:
Verbesserung der Produktqualität,●
erhöhte Exportchancen für deutsche Zuchttiere.●

5 Diskussion

Der theoretisch mögliche Selektionserfolg (∆G) bei intensiver direkter Selektion auf ein
Merkmal (z. B. Milcheiweißmenge) kann mit jährlich ca. 1,6 % und mehr in der Milchrin­
derpopulation, bezogen auf das Mittel der Population, angegeben werden (Tab. 6).

Tabelle 6. Erwarteter jährlicher genetisch bedingter Erfolg bei direkter Selektion
auf Milcheiweißmenge

Variante

Kenn-
größen

Erb- und Selektionspfad
genet.

Fortschritt
(∆G) in kg /

Jahr

relatives
genetisches
Wachstums-
tempo

∆G (in %)

Vater­
Sohn

Vater­
Tochter

Mutter­
Sohn

Mutter­
Tochter

1. Reguläres KB­
Programm

p (%)
i
r A/I

1,0
2,665
0,80

10,0
1,755
0,80

3,5
2,207
0,50

90.0
0,195
0,46

2,96 +1,64

2. KB­Programm
+ ET im Pfad
Mutter­Sohn

p (%)
i
r A/I

1,0
2,665
0,80

10,0
1,755
0,80

1,0
2,665
0,50

90,0
0,195
0,46

3,10 +1,72

3. KB­Programm
mit geschlechts­
bestimmender
Spermientren­
nung

p (%)
i
r A/I

1,0
2,665
0,80

10,0
1,755
0,80

1,75
2,470
0,50

45,0
0,880
0,46

3,24 +1,80

Anmerkung: i = (standardisierte) Selektionsintensität; r
A/I
= vorausgesetzte Genauigkeit des Selek­

tionskriteriums; p (%) = Remontierungsprozentsatz; vorausgesetzte Populationswerte: σ
g
= 15 kg;

σ
g
/ L = 0,625 mit L = Generationsintervall (in Jahren)

Die notwendige gleichzeitige Beachtung verschiedener Merkmale sowie das häufige
Nichterreichen vorausgesetzter Selektionsgenauigkeiten bzw. ­intensitäten führen dazu,
dass für das aktuell wichtigste Selektionskriterium, die Milchleistung, der realisierte
Zuchtfortschritt von ca. 1,0 % bis 1,2 % pro Jahr erreicht werden (ca. 70 bis 100 kg Tier­1

a­1Milch bzw. 2,3 bis 2,5 kg Milcheiweiß/Kuh/Jahr). Dazu kommen gleichzeitige Verbes­
serungen in der Gesundheitsvorsorge, der Fütterung und Haltung bzw. des Managements,
sodass jährliche phänotypische Trends von ca. 120 bis 150 kg Tier­1 a­1 Milch bundesweit
zurzeit üblich sind.
Diese kontinuierlich erzielten Leistungssteigerungen haben gleichzeitig eine perma­

nente Abnahme des Kuhbestandes in den letzten 20 Jahren in Deutschland ermöglicht.
Parallel mit dieser Bestandsreduzierung und erhöhter Tierleistungen ist auch eine

Reduzierung beispielsweise der Methan­Emissionen aus der Milchkuhhaltung bundesweit
nachzuweisen (7).
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Das erreichte hohe Milchmengenniveau lässt jetzt auch die gezielte genetisch­züchte­
rische Veränderung der Milchzusammensetzung, mit gezielter Erhöhung des Milcheiweiß­
gehaltes, mehr denn je berechtigt erscheinen.
Viele Wege zur Beeinflussung der Milchzusammensetzung sind bekannt. Ob sich eine

dieser Möglichkeiten durchsetzt ist vor allem durch die Marktbedingungen, aber auch
durch organisatorische Bedingungen eingeschränkt. So ist die Veränderung des Verhält­
nisses der prozentualen Gehalte an Fett und Eiweiß in der Milch eine seit längerem inte­
ressierende Frage.
Bereitsvos undgroen zeigten (26), dass eine Selektion auf das Fett­Eiweiß­Verhältnis

durchaus möglich ist; die Veränderungen bei Auslese nach dem Fett­Eiweiß­Verhältnis
aber nahezu ausschließlich aus einer Verringerung des prozentualen Fettgehaltes resul­
tierte. Der prozentuale Eiweißgehalt blieb in den beiden divergent selektierten Linien
nahezu gleich. Aus dieser Beobachtung wurde unserseits abgeleitet, dass nicht ein Verhält­
niswert sondern jedes Merkmal separat zu bewerten und zu gewichten ist.
Die züchterische Arbeit wird jedoch dadurch weiter erschwert, dass zahlreiche Merk­

malsantagonismen (z. B. Milchleistung und Eutergesundheit) zu beachten sind. Bei­
spielsweise haben fleischer et al. (15) die Wahrscheinlichkeit des Auftretens bestimmter
Erkrankungen (Holsteinkühe) bei differenziertem Leistungsniveau untersucht und ein
zunehmendes Risiko für zahlreiche Erkrankungen mit zunehmender Leistung beschrie­
ben.
Eine große Zahl weiterer Studien, die unerwünschte genetische Beziehungen zwi­

schen der Milchleistung einerseits und ausgewählten funktionellen Merkmalen anderseits
beschreiben, könnten aufgelistet werden (2).
Aus der Blickrichtung des Themas stellt sich somit zusätzlich die Frage: Welchen

Effekt hat die Nutzungsdauer der Kühe auf die Höhe der Methan­Emission?
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Abb. 11. CH
4
­Emissionen bei der Milcherzeugung durch die Fermentationsprozesse im Pansen

bzw. Dickdarm von Milchkühen als Funktion der Anzahl der Laktationen und der Milchleistung
(in kg Milch/Kuh/Jahr) – Bedingungen: 650 kg LM, 42 g kg­1 Milchfett, 34 g kg­1 Milcheiweiß,
kein Weidegang; Zahl der Kälber pro Jahr als Funktion der Milchleistung –
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Ein längeres Verbleiben der Kühe in der Herde führt dazu, dass eine geringere Anzahl
weiblicher Tiere zur Bestandsreproduktion benötigt wird. Der Einfluss der Nutzungsdauer
der Kühe auf die CH

4
­Emissionen ist nachfolgend auf der Basis von Berechnungen wie­

derum mit dem Modell von Dämmgen et al. (7) dargestellt (Abb. 11).
Erwartungsgemäß reduzieren sich mit längerer Nutzungsdauer der Kühe die CH

4
­

Emissionen pro kg Milch. Allerdings ist der Effekt – vergleichsweise gegenüber einer
Erhöhung des Leistungsniveaus und einer daraus resultierenden möglichen Bestandsmin­
derung – verhältnismäßig begrenzt (Abb. 11).
Eine verlängerte Nutzungsdauer der Milchkühe – möglichst in Verbindung mit einer

kurzen Färsenaufzuchtdauer – führt gleichzeitig dazu, dass z. B. mehr Kälber für die
Fleischerzeugung verfügbar sind bzw. für den Jungrinderverkauf bereitgestellt werden
können. Hier bleiben alle Beteiligten – der Rinderhalter, der betreuende Tierarzt bzw. der
Berater – künftig viel stärker gefordert.
In künftig weiteren Untersuchungen sind die komplexenWirkungen zwischen tierischer

Erzeugung einerseits und der Futterproduktion sowie Ressourcenschonung (Boden, Was­
ser, fossile Energieträger, Düngeraufwand, Transportaufwendungen etc.) anderseits noch
detaillierter im Hinblick auf die Umweltbelastungen (CH

4
, CO

2
, N

2
O etc.) gesamter Pro­

duktionsketten (Life Cycle­Studien) zu bewerten. Hier kommt erschwerend hinzu, dass
erforderliche Reduzierungen von Umweltemissionen ein territoriales Handeln, und damit
zwangsläufig auf Ebene des Einzelbetriebes stattfinden müssen; die gleichzeitige Glo­
balisierung der Lebensmittelerzeugung und des ­handels, aber nur durch diesbezüglich
weltweite Aktivitäten dauerhaft sichergestellt werden kann.

Zusammenfassung

Die Notwendigkeit der Reduzierung der Emissionen von Treibhausgasen ist von weltweiter Bedeu­
tung.
Die weitere genetisch­züchterische Erhöhung des Milcheiweißgehaltes, bei gleichzeitiger Ab­

senkung des Milchfettgehaltes, auf hohem Leistungsniveau (z. B. 9000 kg Milch/Kuh/Jahr) führt
zu einem reduzierten Energieaufwand (für die Milchfetterzeugung) und einem erhöhten Futterpro­
teinbedarf (für die Milcheiweißerzeugung) des Einzeltieres. Dies beeinflusst – bei konstant hohem
Leistungsniveau ­ die Ausscheidungen (z. B. N­Anfall, CH

4
­Emission) des Einzeltieres insgesamt

nur verhältnismäßig gering. Bezogen auf das produzierte Milcheiweiß wird der Aufwand jedoch
geringer und der positive Effekt auf die Umwelt deutlicher.
Unter Berücksichtigung der berechneten Methan­ bzw. auch N­Ausscheidungen sollte ein ho­

hes Niveau tierischer Leistungen (unter gezielter Beachtung eines hohen Milcheiweißgehaltes) und
eine dadurch mögliche Reduzierung der Zahl erforderlicher Milchkühe die (gegenwärtig) effektivste
Maßnahme sein, eine verminderte Methanemission zu erzielen.
Zusätzlich ist der Einfluss der Nutzungsdauer der Kühe auf die CH

4
­Emissionen kalkuliert wor­

den. Eine längere Nutzungsdauer der Kühe lässt gleichfalls die CH
4
­Emissionen pro kg erzeugte

Milch reduzieren.
Schlüsselwörter: Milch, Methan­Emission, Treibhauspotenzial, Ressourcenschonung, Rinder­

züchtung

Summary

Milk production and emissions of greenhouse gases
The reduction of greenhouse gases is an issue of worldwide importance.
Using genetic engineering to further increase the protein content of milk while at the same time

reducing fat content, and maintaining a high level of production (e.g. 9000 kg of milk/cow/year),
leads to a reduction in the amount of energy expended (for the production of milk fat) and ­ at the
same time ­ to an increase in the amount of feed protein required for the production of milk protein.
This has only a relatively small influence on the excretions (e.g. N excretion, CH

4
emission) of the

individual animal (at a constantly high production level). Related to the amount of milk protein
produced, the excretions are, however, lower making the positive effect on the environment more
evident.
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Taking the calculated methane emission and N excretion into account, the increase in the animal
performance (with particular attention being paid to ensuring an increased milk­protein content) and
a possible reduction in the number of ruminants would currently be the most effective measure for
obtaining a decrease in methane emissions in the short term.
The influence of the cows’ utilization time on the CH

4
issues has also been calculated. A longer

utilization time reduced the CH
4
emissions per kg of produced milk.

Keywords: milk, methane emission, greenhouse potential, resource saving, cattle breeding

Résumé

La production laitière et les émissions de gaz à effet de serre
La nécessité de réduire les émissions de gaz à effet de serre est d’une importance globale.
L’augmentation continue de la fraction protéique du lait par des moyens génétiques et la dimi­

nution simultanée de la fraction lipidique du lait, toujours sur un niveau de production élevé (par
exemple 9000 kg de lait par vache et par an) mènent à un besoin réduit d’énergie (pour la production
de la matière grasse laitière) et un besoin accru de protéines dans l’alimentation (pour la production
des protéines lactiques) chez les animaux concernés. Au total, pour une production sur un niveau
élevé constant, les effets sur les déjections des animaux (par exemple production de N, émissions de
CH4) sont relativement faibles. Mais par rapport aux protéines lactiques produites on constate une
baisse et des effets positifs plus nets pour l’environnement.
Vu les déjections évaluées de méthane et de N, un niveau élevé de production des animaux (en

faisant attention à une haute teneur en protéines lactiques) et par conséquent la possibilité de réduire
le nombre nécessaire de vaches laitières semble être, à présent, la mesure la plus efficace afin de
réaliser une diminution des émissions de méthane.
En plus, l’influence de la durée de la vie productive des vaches sur les émissions de CH4 a été

analysée. Si les vaches restent plus longtemps productives les émissions de CH4 par kilo de lait
produit diminuent.
Mots­clé: lait, émission de méthane, effet de serre, conservation des ressources, reproduction

bovine

Literatur

brade1. , W., 1999: Zur Berücksichtigung des Milcheiweißgehaltes in der Selektion. Welt der Milch,.
Bd. 53, 80–81.
–,2. 2006 a: Züchtung des Rindes. In: Tierzucht. Ldw. Lehrbuch (ed. g. v. lengerken et al.), Ulmer­
Verlag, S. 220–247.
–, 2006 b: Gleichzeitige Selektion auf Milchleistung, Nutzungsdauer und Exterieur bei Holsteins –3.
Möglichkeiten und Grenzen. Tierärztl. Umschau 61, 181–186.
brade,4. E.; brade, W., 2007: Den Gesamtzuchtwert weiterentwickeln. Land und Forst 160 (16),
S. 44–46.
D5. ämmgen, U.; Erisman, J. W., 2005: Emission, transmission, deposition and environmental effects of
ammonia from agricultural sources. In: kuczynski, t.; dämmgen, u.; Webb, J.; myczko, a. (Hrsg.):
Emissions from European agriculture. Wageningen Academic Publishers, Wageningen, 97–112.
–;6. hutchings, N. J., 2007: Emissions of gaseous nitrogen species from manure management – a new
approach. Environmental Pollution, im Druck.
–; lüttich, m.; haenel, h.-d.; döhler, h.; eurich-menden,7. b.; osterburg, B., 2007: Berechnungen
der Emissionen aus der deutschen Landwirtschaft ­ Nationaler Emissionsbericht (NIR) 2007 für 2005.
Methoden und Daten (GAS­EM). Landbauforschung Völkenrode Sonderheft 304, 9–243.
DLG­Futterwerttabellen für Wiederkäuer, 1997: DLG­Verlag, Frankfurt, 212 Seiten.8.
EMEP/CORINAIR, 2002: Joint EMEP/CORINAIR Atmospheric Emission Inventory Guidebook. 3rd9.
ed., EEA, Copenhagen. http://reports.eea.eu.int/EMEPCORINAIR3/en/page019.html/.
EU – European Union, 2001: Directive 2001/81/EC of the European Parliament and of the Council10.
on national emission ceilings for certain atmospheric pollutants. Off. J. European Union L309/22,
27.11.2001.
–, 2004: Decision No 280/2004/EC of the European Parliament and of the Council concerning a11.
mechanism for monitoring Community greenhouse gas emissions and for implementing the Kyoto
Protocol. Off. J. European Union L 49/1, 19.2.2004.
flachoWsky, g.; lebzien, p.; meyer,12. u., 2002: Vorteile und Grenzen hoher Milchleistungen aus der
Sicht der Tierernährung. Züchtungskunde 74, 85–103.
–; meyer,13. u.; lebzien, P., 2004: Zur Fütterung von Hochleistungskühen. Übers. Tierern. 32,
103–147.



460 Wilfried Brade, Hannover, Ulrich Dämmgen, Peter Lebzien, Gerhard Flachowsky

–; brade,14. W., 2007: Potenziale zur Reduzierung der Methan­Emissionen beiWiederkäuern. Züchtungs­
kunde 79, Heft 6, S. 417–465.
fleischer, p.; metzner, m.; beyerbach, m.; hoedemaker, m.15. ; klee, W., 2001: The relationship be­
tween milk yield and the incidence of some diseases in dairy cattle. Journal Dairy Sci. 84, 2025–
2035.
GfE, 2001: Empfehlungen zur Energie­ und Nährstoffversorgung der Milchkühe und Aufzuchtrinder.16.
Frankfurt/Main: DLG­Verlag, 8, 138 Seiten.
–, 2006: Empfehlungen zur Energie­ und Nährstoffversorgung landwirtschaftlicher Nutztiere, Frank­17.
furt/Main: DLG­Verlag 10, 247 Seiten.
IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change, 2006: 2006 IPCC Guidelines for National Green­18.
house Gas Inventories. Volume 4. Agriculture, Forestry and Other Land Use. http://www.ipcc­nggip.
iges.or.jp/public/2006gl/vol4.html.
lüttich, m.; dämmgen, u.; haenel, h.-d.; döhler, h.; eurich-menden,19. b.; osterburg, B., 2007:
Berechnungen der Emissionen aus der deutschen Landwirtschaft – Nationaler Emissionsbericht (NIR)
2007 für 2005. Tabellen. Landbauforschung Völkenrode Sonderheft 304A, 1–346.
Milchindustrieverband, 2008; www.milchindustrie.de/infos; Internetzugriff am 26.07.2008.20.
steinfeld, h.; gerber, p.; Wassenaar, t.; castel, v.; rosales,21. m.; de haan, c., 2006: Live­stock’s
long shadow. Environmental issues and options. Food and Agriculture Organization of the United Na­
tions (FAO), Rom. http://www.virtualcentre.org/en/library/key_pub/longshad/A0701E00.pdf.
Umweltbundesamt, 2006: Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen22.
2006. Nationaler Inventarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990–2004. Umweltbundes­
amt, Dessau. 563 S.
UN ECE – United Nations Economic Commission for Europe, 2003: Guidelines for estimating and23.
reporting emission data. Prepared by the Task Force on Emission Inventories and Projections and the
Secretariate. New York, http://www.unece.org/env/documents/2003/eb/air/ece.eb.air.80.E.pdf.
–, 2006: Convention on Long­range Transboundary Air Pollution. http://www.unece.org/env/lrtap.24.
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change, 2007: National Inventory25.
Submissions 2006. http://unfccc.int/national_reports/annex_i_ghg_inventories/national_inventories_
submissions/items/3473.php.
vos, h26. .; groen, A. F., 1998: Altering milk protein fat ratio: results of a selection experimental in dairy
cattle. Livestock Prod. Sci. 53, S. 49–55.

Fußnoten

1) VS:Als „volatile solids (VS)“ bezeichnet man die bei einer Temperatur von 600 °C verbrennba­
ren Kohlenstoff­Anteile.

2) TAN: „Total ammoniacal nitrogen“ ist die Summe des gesamten physikalisch oder chemisch
gelösten Ammoniaks in den Lösungen, die aus den Ausscheidungen entstehen. Harn und Kot
enthalten den Stickstoff in unterschiedlichen Verbindungen. Im Harn ist er überwiegend in Harn­
stoff gebunden. Im Kot liegt der Stickstoff meist proteingebunden vor.
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Die raum-zeitliche Dynamik in der US-amerikanischen
Rindfleischproduktion

Von hans-WilhelmWindhorst, Vechta

1 Die Stellung der Rindermast und Rindfleischproduktion
in der US-amerikanischen Agrarwirtschaft

Die Rindfleischproduktion ist der wichtigste Zweig der US­amerikanischen Agrarwirt­
schaft und von großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. Gegenwärtig sind etwa 1 Mio.
Menschen in der Erzeugung und Verarbeitung von Rindfleisch beschäftigt. Im Jahr 2005
belief sich der Verkaufserlös von Rindern und Kälbern und daraus gewonnenem Fleisch
auf 36,7 Mrd. $. Dies entsprach 15,3 % des Gesamtwertes der auf dem Markt abgesetzten
agrarischen Güter. Wenn man den Wert der Milchproduktion mit einbezieht, erreichen
diese beiden Zweige der Agrarwirtschaft über ein Viertel des Gesamtwertes aller agra­
rischen Produkte (Tab. 1). Im Jahr 2001 lag der Markterlös für Rind­ und Kalbfleisch
einschließlich der verkauften lebenden Tiere noch bei 40,4 Mrd. $ und der Anteil am
Gesamterlös für Agrarprodukte bei 19,9 %. Ganz offensichtlich ist es diesem Zweig der
Agrarwirtschaft nicht gelungen, seine Marktstellung zu behaupten. Dies ist u. a. auf den
seit Mitte der 1970er­Jahre stagnierenden oder sogar rückläufigen Pro­Kopf­Verbrauch
von Rindfleisch zurückzuführen.

Tabelle 1. Der Wert der agrarischen Produktion in den USA im Jahr 2005

Produkt Markterlös (Mio. $) Anteil (%)

Mais
Sojabohnen
Weizen
Alfalfaheu

22 198
17 269
7 721
7 521

9,3
7,2
3,2
3,1

Pflanzliche Produkte gesamt 112 700 47,0

Rinder und Kälber*
Milch
Geflügelfleisch
Schweine*
Eier

36 739
26 904
24 201
13 644
4 042

15,3
11,2
10,1
5,7
1,7

Tierische Produkte gesamt 126 900 53,0

Agrarprodukte gesamt 239 600 100,0

* lebende Tiere und Fleisch

Quelle: USDA, Agricultural Statistics 2007

Die intensive Rinderhaltung in großen feedlots1)weist innerhalb der USAeine starke regio­
nale Konzentration auf. Allein auf die vier führenden Staaten (Texas, Kansas, Nebraska,
Colorado) entfielen im Jahr 2006 78,5 % der zur Mast eingestellten Rinder. Dieser Kon­
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zentrationsprozess hat sich im letzten Jahrzehnt zwar etwas verlangsamt, doch ist er noch
nicht abgeschlossen. Eine vergleichbare Dynamik lässt sich im Schlachtsektor beobach­
ten. Hier ist der Anteil der Schlacht­ und Verarbeitungsunternehmen, die pro Jahr mehr
als 1 Mio. Rinder schlachten, zerlegen und weiter verarbeiten, von etwa 38 % auf 64 %
gestiegen.
Zwischen den Zentren der Mast in den südlichen und mittleren Great Plains und den

Ranchern, die die weiten Grasländer zur extensiven Weidewirtschaft nutzen und die Jung­
tiere für die Mast bereitstellen, haben sich enge funktionale Beziehungen ausgebildet.
Große Viehauktionen und sogenannte warm up feedlots, in denen eine Vormast erfolgt,
kommt eine wichtige Scharnierfunktionen zwischen den Ranchern und den Schlacht­ und
Verarbeitungsbetrieben zu. Es hat sich zwar ein räumlicher Produktionsverbund ausge­
bildet, doch sind geschlossene Produktionssysteme (supply chains) in der Erzeugung
von Rindfleisch im Gegensatz zur Schweine­ und Geflügelfleischerzeugung noch recht
selten.
Ziel dieser Analyse ist es:
die raum­zeitliche Dynamik in der US­amerikanischen Rindfleischerzeugung zu●
erfassen und die Ursachen für die sektoralen und regionalen Konzentrationsprozesse
herauszuarbeiten,
die vorliegenden Organisationsstrukturen in der Erzeugung von Rindfleisch darzu­●
stellen und sich abzeichnende Veränderungen hin zu geschlossenen Produktionsketten
aufzuzeigen,
der Frage nachzugehen, welche Auswirkungen gesetzliche Regelungen zur Haltung●
von Nutztieren in Großbeständen auf die Struktur der Rindermast und der Rindfleisch­
erzeugung hatten und welche räumlichen Prozesse dadurch ausgelöst wurden,
die bestehenden Außenhandelsbeziehungen für Rindfleisch zu analysieren und sich●
abzeichnende Trends aufzuzeigen.

2 Von der extensiven Weidewirtschaft zur Mast in feedlots –
ein historischer Abriss

Die Beweidung der offenen Grasländer, die sich zunächst noch im Bundesbesitz (public
domain) befanden, war bis zum Vordringen des Ackerbaus auch östlich des 100. west­
lichen Längengrades, der die Grenze des Regenfeldbaus darstellt, zunächst die alleinige
Nutzungsform. Zu einem tief greifenden Wechsel kam es jedoch während des Bürger­
krieges (1861–1865) und den folgenden Jahrzehnten, als in den östlichen Staaten die
Nachfrage nach Rindfleisch schnell zunahm. Die voranschreitende Besiedlung der Great
Plains entlang der Eisenbahntrassen erhöhte auch dort den Fleischbedarf. Grasland, das
sich ohne Bewässerung für den Feldbau nicht eignete, war im Überfluss vorhanden, es
musste nur mit Rindern besetzt werden, die dem herrschenden Klima und dem natürlichen
Grasbewuchs angepasst waren. Als besonders geeignet erwiesen sich die texanischen
Longhorns und Kreuzungen mit Rinderrassen, die Siedler mit nach Texas brachten. Ver­
wilderte Rinderherden, die zu Hunderttausenden auf den texanischen High Plains grasten,
wurden zunächst als wertlos angesehen, weil für sie kein Markt vorhanden war. Als jedoch
die nach Westen vordringenden Eisenbahntrassen den Transport der Rinder nach Osten
ermöglichten, begannen geschäftstüchtige Rancher damit, die Rinder einzufangen, sie mit
Brandzeichen zu versehen und zu den Endpunkten der Bahntrassen zu treiben. Abilene,
Wichita, Dodge City und Ogallala wurden als cow towns oder cattle towns zu den großen
Zentren des Absatzes der Rinder aus den südlichen und mittleren Great Plains. Mit dem
Vordingen des Feldbaus verloren einige von ihnen jedoch schnell ihre ursprüngliche Funk­
tion. Große Siloanlagen ersetzten die Verladeeinrichtungen für die Rinder.



463Die raum-zeitliche Dynamik in der US-amerikanischen Rindfleischproduktion

Die nach Norden getriebenen Rinder wurden häufig in der Nähe der cow towns gewei­
det, um wieder an Gewicht zuzunehmen. Schnell erkannten die Rancher, dass es auch im
westlichen Kansas, Nebraska und Oklahoma möglich sein würde, große Rinderherden zu
halten. Als sehr attraktiv erwiesen sich auch die zunächst als völlig ungeeignet angese­
henen Sandhills in Nebraska (7). Sehr schnell breiteten sich große Ranches aus, die das im
Bundesbesitz befindliche Grasland in der Form des open range nutzten. Sie fand jedoch
schon nach wenigen Jahrzehnten ein schnelles Ende, als die von Osten vordringenden
Siedler die ihnen zugewiesenen Siedlerstellen (homesteads) besetzten. Dabei kam es in
einigen Gebieten zu bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen, weil die Rancher nicht
bereit waren, die genutzten Weidegründe aufzugeben. Mehrfach musste die Armee einge­
setzt werden, um das Recht der Siedler durchzusetzen. Durch das weitflächige Umbrechen
der Grasländer in den südlichen Great Plains während des ErstenWeltkrieges und die Dür­
reperiode der 1930er­Jahre, die weitflächige Schäden durch Winderosion zur Folge hatte,
kam es zu einer deutlichen Reduzierung der Rinderbestände. Die Rindermast verlagerte
sich zunächst in den Mittelwesten, wo auf der Grundlage von Mais und Sojabohnen und
mit neuen Rinderrassen ein Zentrum der Rindfleischproduktion entstand. Die zur Mast
eingestallten Jungtiere kamen weiterhin aus den Plainsstaaten, wo sich die Ammenkuhhal­
tung (cow calf operation) in den Gebieten auszubreiten begann, die für die Ackernutzung
nicht geeignet waren.
Nach dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere seit Mitte der 1950er­Jahre, begann ein

einschneidender Wandel in der Organisationsform der Rindfleischerzeugung und es kam
zu beträchtlichen räumlichen Verlagerungsprozessen. Sie wurden ausgelöst durch einen
schnellen Anstieg des Pro­Kopf­Verbrauches von Rindfleisch (Tab. 2). Bei gleichzei­
tig anhaltendem Bevölkerungswachstum war der Nachfrage mit den bis dahin vorherr­
schenden Produktionsformen auf den Farmen im Mittelwesten nicht länger zu begegnen.
Innerhalb weniger Jahrzehnte entstand ein neues Zentrum der Mastrinderhaltung in den
Staaten Kansas, Nebraska, Oklahoma und Texas. Auf die steuernden Faktoren wird im
folgenden Kapitel noch genauer einzugehen sein (20).

Tabelle 2. Entwicklung des Pro-Kopf-Verbrauches bei ausgewählten Fleischarten in
den USA zwischen 1960 und 2006 (Angaben in kg/Jahr)

Jahr Rindfleisch Schweine-
fleisch

Hähnchen-
fleisch

Gesamt

1960
1970
1980
1990
2000
2006

28,7
38,2
34,6
30,7
30,7
29,8

26,8
25,4
26,0
22,6
23,2
22,4

10,6
16,7
21,0
27,7
34,2
39,4

75,1
88,0
88,6
90,9
97,4
100,4

Veränderung (%) +3,8 ­16,5 +271,7 +33,7

Quelle: (National Chicken Council; USDA, ERS: Livestock, Dairy and Poultry Situation and
Outlook, verschiedene Ausgaben)

Auch im Schlachtsektor kam es parallel zur Ausbildung des Mastzentrums zu einer ste­
tigen Vergrößerung der Unternehmen. Hierbei waren einige staatliche Regelungen von
steuerndem Einfluss, u. a. der Wholesome Meat Act (1967), der eine staatliche Inspek­
tion aller Schlachtstätten forderte, um einen hohen Qualitäts­ und Hygienestandard des
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Fleisches sicherzustellen. Die damit verbundene Kostenbelastung führte zu dem schnel­
len Konsolidierungsprozess, weil die kleinen Unternehmen nicht in der Lage waren, das
notwendige Kapital aufzubringen.

3 Sektorale und regionale Konzentrationsprozesse in der Rindermast

Neben der schnellen Zunahme des Pro­Kopf­Verbrauches zwischen 1960 und 1970, der
man mit den konventionellen Formen der Mast sowie der Schlachtung, Verarbeitung und
Vermarktung nicht mehr begegnen konnte, übten weitere Faktoren einen steuernden Ein­
fluss auf die sektoralen und regionalen Konzentrationsprozesse aus. Hier ist als grund­
legende Voraussetzung die Ausweitung der Bewässerungslandwirtschaft zu nennen (5),
die das Wasser des Ogallala­Aquifers nutzte und zu einer grundlegenden Veränderung in
der Bodennutzung in den nördlichen und mittlern Plainsstaaten führte. Mais und Hirse
(Sorghum vulgare) wurden auf bewässerten Flächen angebaut und bildeten die Futter­
grundlage für die alsbald folgenden Rindermastbetriebe (Tab. 3).

Tabelle 3. Entwicklung des Bewässerungsfeldbaus in ausgewählten Staaten der
Great Plains zwischen 1950 und 2002 (Angaben in 1000 ha)

Jahr North Dakota South Dakota Nebraska Kansas Oklahoma

1950
1959
1969
1978
1987
1997
2002

14
19
26
57
68
73
82

32
47
60
135
146
139
162

355
841

1 156
2 306
2 299
2 808
3 086

56
308
616

1 078
997

1 096
1 084

14
80
122
208
199
205
209

Quelle: (17; USDA, Census of Agriculture, verschiedene Ausgaben)

Die Vergrößerung der Tierbestände und die regionale Konzentration solcher Betriebe
erhöhte das Risiko der Ausbreitung von Krankheiten. Dem begegnete man durch Schutz­
impfungen und der Verabreichung von antibiotischen Leistungsförderern. Hierdurch
konnte die tägliche Gewichtszunahme der Tiere gesteigert und die Mastdauer verkürzt
werden.
Die Rind­ und Kalbfleischproduktion stieg von etwa 7,4 Mio. t im Jahr 1960 auf 12,2

Mio. t im Jahr 1976 an, fiel dann jedoch im Gefolge der ersten Ölkrise wieder auf unter
10 Mio. t. im Jahr 1980. Mit nahezu 12,5 Mio. t wurde im Jahr 2002 ein vorläufiger
Höchstwert erreicht. Als Folge der BSE­Ausbrüche in Kanada und den USA kam es zu
einem einschneidenden Rückgang auf 11,3 Mio. t im Jahr 2004, der nicht zuletzt bedingt
war durch die eingeschränkten Exportmöglichkeiten. Von diesem Einbruch erholte sich
die Branche jedoch in kürzester Zeit, denn schon 2006 wurde mit einem Vermarktungsvo­
lumen von mehr als 22,4 Mio. Mastrindern aus den führenden 10 Staaten und 27,7 Mio.
Schlachtungen ein neuer Höchstwert erreicht (Abb. 1, Tab. 4).
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Tabelle 4. Entwicklung der Mastrinderproduktion in den 10 führenden Staaten der
USA zwischen 1965 und 2006 (Angaben in 1000 vermarktete Tiere)

Staat 1965 1975 1995 2006

Texas
Kansas
Nebraska
Colorado
Iowa
Kalifornien
Oklahoma
South Dakota
Idaho
Arizona

1 094
857

2 438
1 144
3 239
2 282
300
561
271
568

3 067
2 264
2 795
1 838
2 645
1 650
515
561
330
729

5 540
4 950
4 730
2 464
1 477
595
880
545
588
377

5 775
5 400
4 935
1 935
1 328
760
732
715
542
334

10 Staaten 12 754 16 394 22 146 22 456

Quelle: (8; Cattle Fax, verschiedene Ausgaben)

Ein Vergleich der Daten in den Tabelle 4 und 5 zeigt, dass parallel zur schnellenAusweitung
der Mastrinderhaltung eine Verlagerung der Produktion vom corn belt in die südlichen
und zentralen Plainsstaaten erfolgte. Noch 1955 war die Rindermast in Texas, Kansas
und Oklahoma recht unbedeutend. Nur zehn Jahre später waren Mastbetriebe in Texas
allerdings zu den wichtigsten Produzenten der USA geworden, gefolgt von Nebraska. Seit
Mitte der 1990er­Jahre wurde es auf diesem Rangplatz von Kansas abgelöst. Betrachtet
man den Zeitraum insgesamt, wird deutlich, dass die Plainsstaaten sehr hohe absolute
und relative Zuwachsraten aufweisen, demgegenüber ist Iowa vom ersten auf den fünften
Rangplatz zurückgefallen, Minnesota ist nicht mehr unter den zehn führenden Staaten
vertreten.
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Abb. 1. Entwicklungen der Rinderschlachtungen in den USA zwischen 1980 und 2006
Quelle: (2)
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Aus Tabelle 5 kann man ebenfalls entnehmen, dass der Grad der regionalen Konzen­
tration im betrachteten Zeitraum sehr stark zugenommen hat, vor allem gilt dies für die
führenden vier Staaten. Allerdings ist seit 2002 eine deutliche Verlangsamung des Kon­
zentrationsprozesses erkennbar. Bemerkenswert ist außerdem, dass Kalifornien trotz der
schnellen Bevölkerungszunahme vom dritten auf den sechsten Rangplatz zurückgefallen
ist. Eine wesentliche Ursache für die stark rückläufige Entwicklung bis zur Mitte der
1990er­Jahre ist die Verteuerung des Bewässerungsfeldbaus im kalifornischen Längstal
nach der anhaltenden Dürre von 1987 bis 1992.

Tabelle 5. Veränderungen in der regionalen Konzentration der Rindermast in den
USA zwischen 1955 und 2006

1955 1980 1989 2006

Staat %* Staat %* Staat %* Staat %*

Iowa
Nebraska
Kalifornien
Illinois

21,9
14,5
14,3
11,6

Texas
Nebraska
Kansas
Iowa

17,9
16,5
13,0
11,6

Nebraska
Texas
Kansas
Colorado

22,1
20,7
18,5
10,1

Texas
Kansas
Nebraska
Colorado

25,1
23,5
21,5
8,4

4 Staaten 62,3 4 Staaten 59,0 4 Staaten 71,4 4 Staaten 78,5

Colorado
Kansas
Minnesota
Missouri

5,9
5,5
5,1
4,9

Colorado
Kalifornien
Illinois
Minnesota

8,4
5,4
3,8
3,3

Iowa
Kalifornien
Oklahoma
Illinois

7,7
4,1
3,3
2,7

Iowa
Kalifornien
Oklahoma
S Dakota

5,8
3,3
3,2
3,1

8 Staaten 83,7 8 Staaten 79,9 8 Staaten 89,2 8 Staaten 93,9

* 1955 und 1980 bezogen auf den Gesamtwert der 23 führenden Staaten, 1989 und 2006 auf die
13 bzw. 12 führenden Staaten

Quelle: (8; Cattle Fax, verschiedenen Ausgaben)

Parallel zum regionalen Konzentrationsprozess erfolgte eine sektorale Konzentration.
Auch sie lässt sich sehr gut dokumentieren. Aus den Daten in Tabelle 6 kann man ent­
nehmen, dass 1962 noch keine feedlots mit einer Größe von mehr als 16 000 Mastplätzen
vorhanden waren. Zwischen 1962 und 1980 wurden dann Anlagen errichtet, die z. T. mehr
als 32 000 Mastrinder einstellen konnten. In Texas erreichten diese großen feedlots bereits
1980 einen Anteil von 42,6 % an der Gesamtzahl der Mastrinder, in Kansas 19,6 % und
in Nebraska 7,6 %. Kleinere Anlagen mit bis zu 4 000 Mastplätzen verloren in Texas,
Oklahoma und Kansas sehr schnell an Bedeutung, während sie in Nebraska 1989 immer
noch nahezu 55 % der Mastrinder auf sich vereinigten. Hier liegt eine Sonderentwicklung
vor, die auf die sogenannte Initiative 300 (Nebraska's Anti Corporate Farming Law)
zurückgeht. Hierbei handelt es sich um einen Verfassungszusatz, der durch Volksab­
stimmung im November 1982 zustande kam. Er besagt, dass es Kapitalgesellschaften in
Nebraska nicht gestattet ist, Land zu besitzen und zum Zwecke der Erzeugung agrarischer
Güter zu bewirtschaften sowie Nutztiere zum Zwecke der Erzeugung von Tieren oder tie­
rischen Produkten zu besitzen oder zu füttern. Hiermit sollte verhindert werden, dass die
tierische Produktion zunehmend in die Hände von großen Kapitalgesellschaften übergeht
(21). Im November 2006 erklärte ein Bundesappellationsgericht diesen Verfassungszusatz
für rechtswidrig. Damit wurde Kapitalgesellschaften auch in Nebraska die Möglichkeit
eröffnet, große Mastanlagen zu errichten. Dennoch zeigen die Daten in Tabelle 6 deutlich,
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dass durch diese Regelung über zwei Jahrzehnte der sektorale Konzentrationsprozess in
Nebraska gebremst wurde.

Tabelle 6. Der sektorale Konzentrationsprozess in der Rindermast in ausgewählten
Staaten der Great Plains zwischen 1962 und 2006 im Vergleich zu den USA

(Angaben in % der vermarkteten Rinder)

Staat/Jahr Kapazität des feedlots
unter 1 000 1 000 –

3 999
4 000 –
15 999

16 000 –
31 999

32 000
und mehr

Texas

1962 13,9 25,9 60,2 0 0

1980 1,2 1,5 19,2 36,4 42,6

2006 k. A. 0,4 8,1 18,5 72,9

Oklahoma

1962 51,1 21,5 27,4 0 0

1980 2,8 4,3 23,2 69,7 0

2006 k. A. 1,0 13,0 18,4 67,6

Kansas

1962 67,7 6,1 26,2 0 0

1980 6,7 11,0 34,6 28,1 19,6

2006 k. A. 2,5 15,8 25,7 55,9

Nebraska

1962 72,6 14,8 12,6 0 0

1980 35,3 19,3 26,0 11,8 7,6

2006 k. A. 17,6 37,9 22,6 15,8

USA

1962 63,7 11,4 19,2 4,4 1,3

1980 27,6 12,0 20,0 19,7 20,7

2006 4,8 8,4 19,2 20,3 47,3

Quelle: (8; Cattle Fax, verschiedene Ausgaben)

Eine genauere Analyse der Situation in den zehn führenden Staaten der Mastrinderpro­
duktion im Jahr 2006 zeigt, dass in Nebraska und Iowa noch eine sehr große Zahl von
feedlots vorhanden ist (Tab. 7). Dies ist in Nebraska auf die bereits genannten rechtlichen
Beschränkungen zurückzuführen, in Iowa auf die noch erhaltenen Strukturen der Mast
auf Farmen mit Mais­ und Sojabohnenanbau aus der ersten Intensivierungsphase in den
1930er­Jahren und den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg (9). Ähnliche Größen­
strukturen liegen auch in South Dakota vor, wo ebenfalls eine gesetzliche Regelung vorlag
wie in Nebraska. Sie dürfte nach dem Grundsatzurteil des Bundesappellationsgerichtes
von 2006 aber in Zukunft ebenfalls nicht mehr zur Anwendung gelangen. Die Durch­
schnittsgrößen sind am höchsten in Arizona, Texas und Kalifornien, aber auch in einigen
der mittleren Plainsstaaten erreichen die feedlots Größen von 10 000 und mehr Plätzen.
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Tabelle 7. Durchschnittliche Größen der feedlots in den zehn führenden Staaten der
USA in der Rindermast (2006)

Staat Anzahl der feedlots Eingestellte
Mastrinder

Durchschnittliche
Anzahl der einge-
stellten Mastrinder(>1 000 Plätze) (1 000)

Arizona
Texas
Kalifornien
Oklahoma
Kansas
Colorado
Idaho
Nebraska
Iowa
South Dakota

6
130
21
23
205
123
45
770
335
168

334
2 930
550
375

2 550
1 120
280

2 600
920
400

48 714
21 250
20 870
15 370
12 439
9 106
6 222
3 203
2 809
2 610

USA 2 165 14 132 6 332

Quelle: (eigene Berechnungen nach Cattle Fax)

Als Ergebnis dieses ersten Analyseschrittes lässt sich festhalten, dass es in den USA durch
den schnellen Anstieg des Pro­Kopf­Verbrauches und der damit verbundenen steigenden
Nachfrage nach Rindfleisch zu einer bemerkenswerten regionalen und sektoralen Dynamik
in der Mastrinderhaltung gekommen ist. Die Kapazitäten der Mastbetriebe im Mittelwesten
der USA waren aufgrund ihrer Größe nicht in der Lage, der Marktnachfrage zu begegnen.
Innerhalb von nur gut zwei Jahrzehnten kam es in den mittleren und südlichen Staaten der
Great Plains zurAusbildung eines neuen Zentrums der Mastrinderhaltung. Eine wesentliche
Grundlage war hierfür die Ausweitung des Bewässerungsfeldbaus, der die Rohkomponen­
ten für die Mischfutterherstellung lieferte. Die räumliche Kongruenz zwischen der Verbrei­
tung des Ogallala­Aquifers und der Lage der großen feedlots ist offensichtlich (Abb. 2).
Eine geringe Siedlungsdichte, die Großanlagen ermöglichte, günstige klimatische

Voraussetzungen und die Investitionsbereitschaft von Ranchern sowie Kapitalgesell­
schaften waren weitere wichtige Steuerungsfaktoren. Zwischen den Ranches, die in
extensiver Weidewirtschaft die Jungtiere für die Mast erzeugen, und den Betreibern der
feedlots entstand ein räumlicher Produktionsverbund (9), der wegen der räumlichen Nach­
barschaft seiner Elemente niedrige Produktionskosten ermöglichte, gegen die sich die
anderen Regionen der USA nicht behaupten konnten. Was zunächst noch fehlte, waren
die Schlacht­ und Verarbeitungsbetriebe. Entweder entstanden sie neu in der Nähe der
Mastzentren oder verlagerten ihre Standorte aus dem Mittelwesten. Die räumlichen Ver­
lagerungsprozesse wurden von einem sektoralen Konzentrationsprozess begleitet.
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4 Sektorale und regionale Konzentrationsprozesse in der Rinder-
schlachtung

Aufgrund der steigenden Nachfrage nach Rindfleisch stieg in der zweiten Hälfte der
1970er­Jahre die Zahl der Schlacht­ und Zerlegebetriebe zunächst an, nahm dann jedoch
sehr schnell ab, weil sich viele kleine Unternehmen wegen der höheren Stückkosten
gegenüber den entstehenden Großschlachtereien nicht behaupten konnten (Abb. 3).

Abb. 2. Feedlots mit mehr als 16 000 Mastplätzen in den USA (1.1.2007)

Quelle: (2)
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Abb. 3. Veränderung der Zahl der Unternehmen in der Schlachtung von Mastrindern (Jahreskapa­
zität mehr als 50 000 Schlachtungen) in den USA zwischen 1975 und 2005

Quelle: (2)
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Seit Anfang der 1980er­Jahre ist die Zahl der Schlachtbetriebe kontinuierlich zurück­
gegangen. Wie man den Daten in Tabelle 8 entnehmen kann, ist die Zahl der Unternehmen
mit nur einem Schlachtbetrieb um 83,6 % gesunken, die derjenigen mit mehreren Betrie­
ben um 74,1 %. Im Jahr 2005 wurden im Packers and Stockyards Statistical Report 97
Unternehmen geführt, die insgesamt 130 Schlacht­ und Zerlegbetriebe führten, im Jahr
1980 waren es noch 561 Unternehmen mit insgesamt 626 Betrieben.

Tabelle 8. Sektorale Konzentration im Bereich der Unternehmen mit
Rinderschlachtungen in den USA zwischen 1980 und 2005

Jahr Unternehmen mit Gesamtzahl der

einem
Schlachtbetrieb

mehreren
Schlachtbetrieben

Unternehmen Schlachtbe­
triebe

1980
1985
1990
1995
2000
2005

507
337
155
159
103
83

54
52
20
23
16
14

561
389
275
182
199
97

626
436
310
216
143
130

Abnahme (in %) 83,6 74,1 82,7 79,2

Quelle: USDA, Packers and Stockyards Statistical Report 2005

Der sektorale Konzentrationsprozess hatte zur Folge, dass der Anteil der kleinen Schlacht­
und Zerlegebetriebe an der Gesamtzahl der Schlachtungen beständig ab­ und der Anteil
weniger großer Unternehmen kontinuierlich zugenommen hat. So vereinigten Schlachtbe­
triebe mit jährlich mehr als 1 Mio. Rinderschlachtungen im Jahr 2005 bereits 64 % aller
Schlachtungen auf sich, im Jahr 1990 waren es nur 37,9 % (siehe auch Abb. 4).

Abb. 4. Veränderung der sektoralen
Konzentration in der Rinderschlach­
tung der USA zwischen 1950 und
2005

Quelle: USDA, Packers and Stock­
yards Statistical Report 2005
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Seit etwa 1992 bewegt sich der Anteil der führenden vier Schlachtunternehmen um etwa
80 % (Abb. 5).
In Tabelle 9 sind die sechs führenden Schlacht­ und Zerlegebetriebe der USAmit ihren

installierten Kapazitäten aufgelistet. Tyson, ein diversifiziertes Unternehmen, das auch in
der Geflügelfleischerzeugung eine führende Position einnimmt, verfügt über 10 Betriebe
in 7 Staaten. Pro Tag können 34 000 Rinder geschlachtet werden. Es folgen Excelmit einer
Tageskapazität von 22 100 Schlachtungen und Swift, das vormals zum ConAgra­Konzern
gehörte und im Juni 2007 an das brasilianische Unternehmen JBS-Friboi verkauft wurde,
mit 18 900. Smithfield rangiert an fünfter Stelle. Dieses Unternehmen ist weltweit füh­
rend in der Schweinefleischerzeugung. Allein in den USA werden pro Jahr über 22 Mio.
Schweine geschlachtet.

Tabelle 9. Die führenden US-amerikanischen Schlacht- und Zerlegebetriebe in der
Erzeugung von Rindfleisch (2006)

Unternehmen Schlachtstätten Standorte
(Staaten)

Schlachtkapazität
(Tiere/Tag)

Tyson 10 IA, ID, IL, KS, NE, TX, WA 34 000

Excel 5 CO, KS, NE, PA, TX 22 100

Swift 4 CO, NE, TX, UT 18 900

National Beef
Packing Co.

2 CA, KS 14 600

Smithfield 5 AZ, MN, NE, PA, WI 8 900

Rosen Diver­
sified

5 MN, NE, SD 6 450

Quelle: (2)
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Abb. 5. Veränderung des Anteils der vier führenden Schlachtunternehmen an den Rinderschlach­
tungen in den USA zwischen 1975 und 2005

Quelle: (2)
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Die räumliche Kongruenz zwischen der Lage der Schlacht­ und Verarbeitungsbetriebe
sowie der großen feedlots zeigt ein Vergleich der Abb. 2 und 6.
Alle großen Schlachtunternehmen verfügen über Betriebsstätten in den Staaten, die

eine führende Position in der Rindermast einnehmen (vgl. auch Tab. 9). Darüber hinaus
sind allerdings auch einige Unternehmen, zumeist allerdings mit geringerer Kapazität, im
Bereich der Großen Seen, am mittleren Atlantik und im Südosten gelegen. Ihre Standorte
sind am Absatz in den städtischen Agglomerationen ausgerichtet.

Das geschilderte räumliche Ordnungsmuster lässt sich auch aus der Verteilung der von
den Schlacht­ und Verarbeitungsunternehmen getätigten Schlachtrinderkäufe ablesen.
Tabelle 10 zeigt, dass nahezu 50 % der Käufe in der Region West North Central getätigt
werden und über 19 % in den südlichen Plainsstaaten. Auf diese beiden Regionen entfallen
folglich nahezu 70 % aller Mastrinderverkäufe. Da die Schlacht­ und Zerlegebetriebe nach
demPackers and Stockyards Act (ursprünglich von 1921, spätere Ergänzungen) nicht selbst
Mastanlagen betreiben dürfen, sind sie auf den Kauf der Mastrinder über Viehhändler oder
Auktionen angewiesen. Den Viehauktionen kommt deshalb eine wichtige Mittlerfunktion
zu. Sie konzentrieren sich ebenfalls in den mittleren und südlichen Plainsstaaten. War es
bis vor wenigen Jahren noch notwendig, dass die Einkäufer der Schlachtunternehmen auf
den Auktionen anwesend waren, um die Tiere zu ersteigern, ist inzwischen der Anteil der
über das Internet abgewickelten Abschlüsse immer bedeutender geworden.

Abb. 6. Schlachtunternehmen mit mehr als 1000 Rinderschlachtungen pro Tag in den USA
(1.1.2007)

Quelle: (2)
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Tabelle 10. Regionale Verteilung der Einkäufe von Mastrindern durch
Schlacht- und Verarbeitungsbetriebe (2005)

Region* Gekaufte Mastrinder Anteil
(1 000) (in %)

North Atlantic
East North Central
West North Central
South Atlantic
South Central
Southern Plains
Mountain
Pacific

789
2 628
15 469
678
15

6 007
3 626
2 041

2,5
8,4
49,5
2,2
0,1
19,2
11,6
6,5

Gesamt 31 254 100,0

* Zuordnung der Staaten zu den Regionen
North Atlantic: CT, MA, ME, NH, RI, VT, NJ, NY, PA
East North Central: IL, IN, MI, OH, WI
West North Central: IA, KS, MN, MO, ND, SD, NE
South Atlantic: DE, MD, FL, GA, NC, SC, VA, WV
South Central: AL, AR, KY, LA, MS, TN
Southern Plains: OK, TX
Mountain: AZ, CO, ID, MT, NM, NV, UT, WY
Pacific: CA, OR, HI, AK

Quelle: USDA, Packers and Stockyards Statistical Report 2005

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass durch die schnell zunehmende Nachfrage
nach Rindfleisch große Schlacht­ und Verarbeitungsbetriebe entstanden sind. Diese wurde
in den Staaten errichtet, die auch in der Rindermast eine führende Rolle einnehmen, ins­
besondere also in den mittleren und südlichen Plainsstaaten. Der sektorale Konzentrati­
onsprozess hat zu einem schnellen Ausscheiden kleiner Unternehmen geführt, weil diese
sich wegen höherer Stückkosten nicht im Wettbewerb behaupten konnten. Die führenden
vier Schlacht­ und Verarbeitungsunternehmen haben seit Jahren einen Anteil von 80 % an
der gesamten Rindfleischerzeugung der USA. Da sie selbst nicht berechtigt sind, eigene
Mastanlagen zu betreiben, sind sie darauf angewiesen, die Mastrinder über Viehhändler
oder auf Viehauktionen zu erwerben. Damit kommt den Händlern bzw. Auktionen, die vor
allem in den Plainsstaaten ansässig sind, eine wichtige Mittlerfunktion zu. Die räumliche
Kongruenz von großen feedlots, Schlacht­ und Verarbeitungsunternehmen sowie Vieh­
händlern und Auktionsplätzen ist offensichtlich. Der hier entstandene räumliche Produk­
tionsverbund dominiert inzwischen die Rindfleischerzeugung in den USA.

5 Strukturen des Außenhandels der USA mit Rindfleisch

Obwohl die USA seit Jahrzehnten eine unangefochtene Spitzenposition in der Produktion
einnehmen (Tab. 11), sind sie gleichzeitig der größte Importeur von Rind­ und Kalbfleisch.
Dies ist auf den vergleichsweise hohen Pro­Kopf­Verbrauch zurückzuführen. Von wenigen
Jahren abgesehen, ist die Handelsbilanz zumeist stark negativ.
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Tabelle 11. Anteil der USA (zwischen 1970–2005) an der Welterzeugung von
Rind- und Kalbfleisch (Angaben in 1000 t)

Jahr Welt USA Anteil USA (%)

1970
1980
1990
2000
2005

38 349
45 551
53 363
56 947
63 985

10 103
9 999
10 465
12 298
11 317

26,3
22,0
19,6
20,5
17,7

Quelle: FAO Datenbasis

Betrachtet man die Entwicklung des Außenhandels der USA mit Rindfleisch über einen
längeren Zeitraum (Abb. 7), erkennt man, dass sich das Importvolumen zwischen 1976
und 1996 verhältnismäßig konstant zwischen 800 000 und etwa 1,1 Mio. t bewegte, erst
danach kam es zu einer deutlichen Erhöhung.

Sie ist vor allem durch die schnelle Steigerung der Ausfuhren ausgelöst worden. Die
Exporte stiegen von 1976 bis 2000 kontinuierlich an, sieht man von einem kleinen Rück­
gang im Jahr 1993 ab. Im Jahr 2001 kam es zu einem deutlicherenAbschwung, der bedingt
war durch die BSE­Krise, die weltweit zu einer Zurückhaltung der Konsumenten führte.
Da jedoch zunächst in Nordamerika keine Fälle auftraten, erholten sich die Exporte in kur­
zer Zeit. Als aber ab 2003 einige Fälle in den USA und Kanada entdeckt wurden, brachen
die Exporte in kürzester Zeit zusammen. Das Exportvolumen ging von über 1,1 Mio. t im
Jahr 2003 auf 209 000 t im Folgejahr zurück, weil Japan und Südkorea ihre Märkte für
US­amerikanisches Rindfleisch völlig schlossen und auch Kanada nur einen Bruchteil der
vorherigen Menge abnahm (Tab. 12). In den beiden Folgejahren blieben die Ausfuhrmen­
gen ebenfalls noch gering, erst 2007 kam es zu einer Erholung, weil Japan und Südkorea
wieder größere Mengen abnahmen. Es kann davon ausgegangen werden, dass Japan und
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Abb. 7. Entwicklung der US­amerikanischen Aus­ und Einfuhren von Rindfleisch zwischen 1975
und 2006

Quelle: (Cattle Fax 2003; 2)
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Südkorea sich in den nächsten Jahren wieder verstärkt den US­amerikanischen Expor­
teuren zuwenden, weil Brasilien wegen der latent vorhandenen Maul­ und Klauenseuche
bislang nicht in der Lage gewesen ist, dort Marktanteile auf sich zu ziehen. Der EU­Markt
wird auch in Zukunft für die USA weitgehend unzugänglich sein, weil die Verwendung
antibiotischer Leistungsförderer Ausfuhren nicht zulassen.

Tabelle 12. Entwicklung der US-amerikanischen Rindfleischexporte
zwischen 1985 und 2006 (Angaben in 1000 t)

Jahr Mexiko Kanada Japan Südkorea Gesamt

1985
1990
1995
2000
2002
2004
2006

2,1
33,0
41,8
241,7
285,0
151,1
302,8

11,3
86,6
141,3
115,0
109,0
25,2
107,9

117,6
260,2
455,0
503,9
355,2
5,6
23,4

1,6
44,3
123,3
180,7
270,6
0,8
0,6

150,3
455,9
824,8

1 139,9
1 108,6
209,1
522,0

Quelle: (2)

Tabelle 13. Entwicklung der US-amerikanischen Rindfleischimporte
zwischen 1985 und 2006 (Angaben in 1 000 t)

Jahr Australien Neuseeland Kanada Brasilien Argentinien Gesamt
1985
1990
1995
2000
2002
2004
2006

360,2
491,2
303,7
464,5
515,0
506,6
402,1

233,8
261,8
262,4
289,5
273,6
292,4
255,3

108,9
100,7
201,9
416,0
494,2
481,2
382,3

k. A.
19,8
30,6
78,6
91,0
99,4
123,8

k. A.
93,2
78,0
59,2
38,7
52,8
38,9

947,0
1 067,2
952,9

1 373,1
1 457,6
1 666,5
1 397,3

Quelle: (2)

Die Rindfleischimporte der USA sind von 1996 bis 2004 von 950 000 t auf nahezu 1,7
Mio. t angestiegen und seitdem wieder auf 1,4 Mio. t gefallen (Tab. 13). Diese Ent­
wicklung ist eng gebunden an die Veränderung der Exporte. Zunächst machten die stei­
genden Ausfuhrmengen erhöhte Einfuhren notwendig, um die Versorgung der Bevölke­
rung sicherzustellen. Als dann nach dem ersten BSE­Fall die Exporte zusammenbrachen,
war auf dem inländischen Markt ein Überangebot vorhanden, das es möglich machte, die
Einfuhren deutlich zu reduzieren.
Die Exportströme haben sich durch die Schaffung des North American Free Trade

Agreement (NAFTA) im Jahr 1993 deutlich verändert. Kanada und Mexiko sind in kurzer
Zeit zu wichtigen Abnahmeländern geworden (vgl. Tab. 12). Mit Kanada bestand schon
seit 1988 ein Freihandelsabkommen, das sich allerdings zunächst nicht sehr stark auf die
getätigten Importe ausgewirkt hat. Erst mit der Erweiterung fünf Jahre später konnte sich
dann die Dynamik des Handels zwischen den drei Staaten voll entfalten.
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Das Landwirtschaftsministerium der USA geht in seiner Prognose der agrarwirtschaft­
lichen Entwicklung bis zum Jahr 2016 davon aus (15), dass sich das Exportvolumen wäh­
rend des kommenden Jahrzehnts wieder dem Wert von 2001 annähern wird, also etwa 1,0
Mio. t ausgeführt werden, ohne jedoch wieder den Umfang von 2003 zu erreichen. Das
Handelsdefizit wird dann bei etwa 600 000 t liegen, weil die Importe sich mit der Steige­
rung der Ausfuhren ebenfalls wieder erhöhen und bei etwa 1,6 Mio. t liegen dürften. Dies
setzt allerdings voraus, dass sich der Pro­Kopf­Verbrauch nicht sehr stark verringert.

6 Perspektiven

Die Erfolgsstory der Geflügelfleischproduktion (22) seit den 1960er­Jahren und die Sta­
bilisierung des Pro­Kopf­Verbrauches von Schweinefleisch haben die Erzeuger und Ver­
markter von Rindfleisch in Zugzwang gebracht. Ein stetiger Abwärtstrend im Verbrauch
hat deutlich gemacht, dass dieser Zweig der Veredelungswirtschaft die Veränderungen im
Fleischmarkt lange Zeit falsch eingeschätzt hat. Fragen der Qualitätssicherung und der
Dokumentation der Herkunft wurden entweder gar nicht oder nur halbherzig aufgegriffen.
Erst als der Rückgang im Pro­Kopf­Verbrauch immer bedrohlicher wurde, begannen sich
auch die Schlacht­ und Verarbeitungsunternehmen mit der Frage zu beschäftigen, ob es
nicht notwendig sein würde, weitgehend geschlossene Produktionssysteme zu implemen­
tieren, die sich an den Vorbildern im Bereich der Geflügel­ und Schweinemast orientierten.
Bemerkenswert ist, dass derartige strategische Überlegungen nicht von den führenden
Unternehmen ausgingen, sondern eher von kleinen und mittelgroßen Schlacht­ und Ver­
arbeitungsbetrieben, die überwiegend lokale und regionale Märkte belieferten. Eine erste
Initiative, die von einem Schlacht­ und Verarbeitungsbetrieb in Arkansas City (Kansas)
ausging, scheiterte allerdings an Managementfehlern, obwohl die Konzeption sehr Erfolg
versprechend war. Der Betrieb wurde 2003 von den Creekstone Farms übernommen, die
sich bis dahin auf die Zucht von Black Angus Rindern spezialisiert hatten. Neben der
Versorgung des Inlandsmarktes wird Rindfleisch auch nach Japan, Südkorea und in EU­
Staaten ausgeführt. Da keine antibiotischen Leistungsförderer bei den Vertragsmästern
eingesetzt werden, erhielt Creekstone 2005 die Einfuhrberechtigung in die EU. Das Unter­
nehmen ist mit seiner Strategie der Herkunfts­ und Qualitätssicherung, der umweltverträg­
lichen Produktion, der Qualitätsgarantie und der weit über den gesetzlichen Forderungen
liegenden Maßnahmen des Tierschutzes äußerst erfolgreich. Es bewegt sich allerdings
ausschließlich im Hochpreissegment für Rindfleisch und ist deshalb von Preisschwan­
kungen im Bereich der Standardqualität auf dem nationalen Markt und dem Weltmarkt
wenig betroffen (20).
Weniger optimistisch wird allerdings die Situation für die Unternehmen eingeschätzt,

die überwiegend Standardware ohne branding im Markt anbieten. Sie sehen sich einer
Reihe von Herausforderungen gegenüber, denen sie begegnen müssen, wollen sie nicht
weitere Marktanteile an das Weißfleisch verlieren. Ein Problem stellt die Organisations­
struktur der gesamten Produktionskette dar. Eine lückenlose Dokumentation der Herkunft
der Tiere gestaltet sich immer noch schwierig, weil in den großen cow calf operations
eine eindeutige Zuordnung der Kälber zu den Kühen nicht immer möglich ist. Hier ist
die Branche gegenüber der Erzeugung von Schweine­ und Geflügelfleisch im Nachteil,
denn hier hat sich in den letzten Jahren ein einschneidender Wandel hin zu einer vollstän­
digen Dokumentation in der Produktionskette vollzogen, zumindest bei den führenden
Unternehmen. Eine zweite Herausforderung sind Aspekte des Tier­ und Umweltschutzes.
Zunehmend werden kritische Stimmen laut, die sich gegen den Einsatz antibiotischer
Leistungsförderer aussprechen und auf die Umweltbelastung aus den großen feedlots hin­
weisen. Wenngleich das im Juli 2007 in North Carolina verabschiedete Gesetz zum Verbot
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der Lagerung von Exkrementen aus der Schweinehaltung in offenen Lagunen (Senate Bill
1465) zunächst nur diesen Staat und Neuanlagen betrifft, wird doch davon ausgegangen,
dass es zahlreiche ähnliche Gesetze zur Folge haben wird, die dann auch andere Zweige
der Nutztierhaltung betreffen werden. Man kann davon ausgehen, dass auch Altanlagen,
wie im Gesetz von North Carolina vorgesehen, diese Lagunen in einem Übergangszeit­
raum ersetzen müssen. Dies wird zu einer deutlichen Erhöhung der Produktionskosten
führen.
Weitreichende Auswirkungen auf die Produktionskosten in der Rindermast werden aus

der schnellenAusbreitung der Bioethanolanlagen in den Zentren des Maisanbaus erwartet.
Bereits 2007 werden etwa 20 % der gesamten Maisernte der USA für die Ethanolherstel­
lung verwendet. Bis 2016 dürfte nach Schätzungen des Landswirtschaftsministeriums der
USA (15) der Anteil auf etwa ein Drittel ansteigen. Zwar wird das bei der Ethanolproduk­
tion anfallende DDGS (dried distillers grain with solubles) in der Rindermast eingesetzt
werden können und von daher den zu erwartenden Preisanstieg für Mais etwas relati­
vieren, doch muss von einer deutlichen Erhöhung der Produktionskosten ausgegangen
werden, dies vor allem auch deshalb, weil die Futterverwertungsrate von Mastrindern
deutlich ungünstiger ist als die von Schweinen und insbesondere Jungmasthühnern (3; 11;
12). Die Konsumenten dürften sich angesichts der sich abzeichnenden Preisentwicklung
verstärkt dem Weißfleisch zuwenden. Da die Ethanolraffinerien bislang vorwiegend in
den Maisanbaugebieten ohne Bewässerungswirtschaft gelegen sind (10), werden sich für
die großen feedlots in den mittleren und südlichen Plainsstaaten, die Mais und Hirse auf
Bewässerungsbasis erzeugen, die Produktionskosten deutlich stärker erhöhen, weil sie nur
einen begrenzten Zugang zu DDGS haben oder zusätzliche Transportkosten auftreten. Ob
dies eine Rückverlagerung der Rindermast in den corn belt auslösen wird, ist gegenwärtig
noch nicht zu entscheiden.

Zusammenfassung

Die Rindfleischproduktion ist der wichtigste Zweig der US­amerikanischen Agrarwirtschaft und von
großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. In diesem Beitrag wird zunächst die Entwicklung von
der extensiven Weidewirtschaft in den Grasländern der Great Plains zur Intensivmast in feedlots
nachgezeichnet. Danach wird aufgezeigt, dass mit dem sektoralen Konzentrationsprozess, also der
zunehmenden Verringerung der Anzahl der Mastbetriebe, ein regionaler Verlagerungsprozess aus
dem Mittelwesten in die mittlern und südlichen Plainsstaaten verbunden war. Dort entstanden auf
der Grundlage des Bewässerungsfeldbaus große Mastanlagen, die heute den Mastsektor dominieren.
Die Schlacht­ und Verarbeitungsbetriebe folgten den Mastbetrieben innerhalb weniger Jahrzehnte.
Dabei bildete sich eine Organisationsstruktur aus, die die extensive Weidehaltung, die Intensivmast
und die Schlachtung, Verarbeitung und Vermarktung einbindet, ohne allerdings zu geschlossenen
Produktionssystemen wie in der Schweine­ oder Geflügelfleischproduktion zu gelangen. Die stetige
Ausweitung der Rindfleischproduktion hat die USA zu einem der wichtigsten Exportländer von
Rindfleisch werden lassen, dennoch werden weiterhin wegen des hohen Pro­Kopf­Verbrauches pro
Jahr etwa 1 Mio. t eingeführt. Sehr enge Handelsbeziehungen bestehen zwischen den drei NAFTA­
Staaten. Weitreichenden Einfluss auf die zukünftige Entwicklung der Rindfleischproduktion in den
USA werden die Ausweitung der Bioenergieproduktion und eine verschärfte Umweltgesetzgebung
haben. Beide werden eine Erhöhung der Produktionskosten zur Folge haben. Ob die erwartete
Erhöhung der Futterkosten eine Rückverlagerung in den ehemaligen corn belt auslösen wird, ist
eine noch offene Frage.

Summary

The time-spatial dynamics of U.S. beef production
Beef production is the leading sector of U.S. agriculture and of great importance for the overall
economy. This paper first describes the development from extensive grazing of the Great Plains
grasslands to intensive cattle fattening in feedlots. Then it is shown that the process of sectoral con­
centration, i. e. the continuous decrease of the number of farms with cattle fattening, ran parallel to
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the spatial shift of the centre of cattle fattening from the Midwest to the central and southern states
of the Great Plains. There, large feedlots were installed, based on the production of irrigated corn
and sorghum. Those feedlots are presently dominating U. S. beef production. Slaughterhouses and
packing plants followed the feedlots within a few decades. New organisational patterns originated.
They combined extensive grazing of the grasslands, intensive fattening in feedlots, slaughtering,
further processing, and marketing, without, however, forming closed supply chains as in poultry meat
and pork production. The continuous expansion of U. S. beef production made the USA to one of
the leading beef exporting countries. Nevertheless, more than 1 mill. t of beef have to be imported
annually because of a high per capita consumption. In beef trade, close relations exist between the
three NAFTA member states. The expected increase of bio­energy production and stricter environ­
mental protection legislation will have far reaching impacts on the future development of U. S. beef
production. Both will result in higher production costs and reduce its competitiveness. If, however,
rising feed costs will initiate a spatial shift back to the former corn belt, is a still open question. A
good argument against such a prediction is the fact that corn consumption by bio­ethanol plants is
highest in the centre of the former corn belt.

Résumé

La dynamique dans l‘espace et dans le temps de la production de viande bovine aux Etats-Unis
La production de viande bovine est la branche d’activité la plus importante de l’économie agricole
des Etats­Unis et revêt aussi une grande importance sur le plan de l‘économie nationale. Ce document
décrit d’abord l’évolution de l’exploitation extensive des pâturages pratiquée dans les « Great Plains
» vers les stations d’engraissement. Puis il est montré que le processus de concentration sectorielle,
donc la diminution constante du nombre d’établissements d’engraissement était lié à un processus
de délocalisation de la région de l’ouest centrale vers les « Plains » du centre et du sud. Dans
ces régions, sur la base de la culture en terrain irrigué, de grands établissements d’engraissement
ont été installés qui dominent aujourd’hui le secteur de l’engraissement. Dans quelques décennies
seulement, des entreprises d’abattage et de traitement les ont suivi. Une structure d’organisation
s’est créée comprenant l’exploitation extensive des pâturages, l’engraissement intensif et l’abattage
ainsi que le traitement et la commercialisation sans pour autant devenir des systèmes de production
clos comme c’est le cas dans le domaine de la production de viande de porc et de volaille. Grâce à
l’extension continue de la production de viande bovine, les Etats­Unis comptent maintenant parmi
les pays exportateurs les plus importants pour la viande bovine. Néanmoins, à cause du haut niveau
de la consommation par habitant, chaque année, environ 1 million de tonnes sont encore importées.
Entre les trois pays de l’ALENA il y a des relations commerciales très étroites. L’élargissement de
la production de la bioénergie et une législation en matière d’environnement plus stricte auront cer­
tainement une large influence sur le développement futur de la production de viande bovine dans les
Etats­Unis et conduiront à l’augmentation des coûts de production avec de possibles conséquences
pour l’emplacement de la production.
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Fußnoten

1) Unter einem feedlot versteht man eine große, nicht überdachte Anlage zur Rindermast. In Mast­
buchten (pens) unterschiedlichen Fassungsvermögens sind die Rinder zur Mast eingestellt. Die
Tiere befinden sich häufig nicht im Besitz des Betreibers des feedlots, sondern werden in Loh­
mast (custom feeding) für Rancher oder Investoren gemästet und zumeist auch für diese an die
Schlacht­ und Vermarktungsbetriebe vermarktet.
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Stoffliche Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen

von klaus menrad, christiane Joiko, thomas decker, andreas gabriel,
und bettina schmidt, straubing

1 Einleitung

Nachwachsende Rohstoffe können energetisch, thermisch und stofflich genutzt werden.
Während die beiden erstgenannten Gebiete hinsichtlich ihrer Rohstoffbasis, ihres Markt­
volumens oder auch ihrer Marktstruktur wissenschaftlich untersucht worden sind, ist dies
bei der stofflichen Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen noch weniger der Fall. Die
Nutzung von Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen stellt trotz einer Reihe von öko­
logischen Vorteilen keine Selbstverständlichkeit dar. Im folgenden Beitrag wird zunächst
ein Überblick über die ökonomische Relevanz und die Marktrelevanz der verschiedenen
Produktgruppen der stofflichen Nutzung aus nachwachsenden Rohstoffen gegeben, soweit
dies die vorliegende Datenbasis zulässt. Es wurde die Untersuchung in folgende Teil­
bereiche (Anwendungsfelder) aufgegliedert: Bioschmierstoffe, chemische Grundstoffe,
Wasch­ und Reinigungsmittel, Kosmetika, Farben und Lacke, Bau­ und Dämmstoffe, Tex­
tilien sowie Biokunststoffe. Dabei wurde vorrangig auf vorhandenes Wissen aus verschie­
denen Quellen (z. B. amtliche und Verbandsstatistiken, wissenschaftliche Literatur und
Berichte, Internetquellen) zurückgegriffen, das in Einzelfällen durch Experteninterviews
ergänzt wurde. Anschließend werden die wichtigsten Anwendungsfelder der stofflichen
Nutzung nachwachsender Rohstoffe detaillierter beschrieben. Den Abschluss bildet ein
Überblick über fördernde und hemmende Faktoren für den zukünftigen Einsatz nachwach­
sender Rohstoffe im stofflichen Bereich – teilweise auch im Vergleich zur energetischen
Nutzung.

2 Vergleichende Beurteilung der Anwendungsfelder
der stofflichen Nutzung

Auf der Basis der erhobenen Daten wurde eine vergleichende Bewertung der untersuchten
Anwendungsfelder vorgenommen, die in Tabelle 1 (Anhang) wiedergegeben ist. Die unter­
suchten Anwendungsfelder der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe weisen in
Bezug auf die Marktsituation und die zukünftigen Perspektiven eine starke Heterogenität
auf. Daher sind verallgemeinernde Aussagen zur stofflichen Nutzung nachwachsender
Rohstoffe nur schwerlich möglich; es ist vielmehr eine anwendungsbereichsbezogene
Betrachtung notwendig.
Im Jahr 2006 haben dieAnwendungsfelder „Bau­ undDämmstoffe“, „Bioschmierstoffe“

und „Chemische Grund­ und Verfahrensstoffe“ das größte Marktvolumen der untersuchten
Bereiche der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe. Aufgrund der traditionellen
Nutzung von Holz im Bau und bei der Ausstattung von Wohnungen und Häusern über­
steigt in diesem Feld das Marktvolumen in Deutschland die 7 Mrd. € Grenze (Anhang,
Tab. 1). Auch bei chemischen Grund­ und Verfahrensstoffen, Tensiden sowie Bioschmier­
stoffen haben Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen Marktanteile von mehr als 5 % in
diesen volumenstarken Märkten. Bei Textilien haben nachwachsende Rohstoffe zwar auch
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beträchtliche Marktanteile (Anhang, Tab. 1), doch handelt es sich bei Bekleidungstextilien
vorrangig um Baumwolle, von deren Anbau die europäische Landwirtschaft kaum profi­
tieren kann. Bei technischen Textilien (z. B. bei Autoinnenverkleidungen) kommen auch
Naturfasern wie Flachs oder Hanf, die auch in Deutschland angebaut werden können, mit
steigendem Anteil zum Einsatz. Im Gegensatz zu den vorgenannten Anwendungsfeldern
fällt mit Stand 2006 das Marktvolumen bei Bereichen wie „Farben und Lacke“ oder auch
„Biokunststoffe“ eher klein aus.
In der Mehrzahl der Anwendungsfelder liegt der Anteil von nachwachsenden Roh­

stoffen am jeweiligen Gesamtmarkt zwischen 3 % und 10 %. Während vor allem die
Baustoffe aus nachwachsenden Rohstoffen einen vergleichsweise hohen Anteil aufweisen
(26 %), haben Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen bei Kunststoffen (<1 %) oder
auch bei den „Farben und Lacken“ sehr geringe Marktanteile (Anhang, Tab. 1). Bei diesen
Anwendungsbereichen spielen nachwachsende Rohstoffe noch eine untergeordnete Rolle;
doch wird ihnen v. a. bei Biokunststoffen ein hohes Zukunftspotenzial bescheinigt (21).
Das Marktwachstum der einzelnen Anwendungsfelder ist unterschiedlich. Die Teilbe­

reiche „Bau­ und Dämmstoffe“, „Bioschmierstoffe“, „Kosmetika“ und „Biokunststoffe“
erzielten innerhalb der letzten 10 Jahre ein teilweise beträchtlich positives Marktwachs­
tum. Dagegen stagnierte der Markt in Feldern wie „Farben und Lacke“, „Chemische
Grund­ und Verfahrensstoffe“ oder auch „Wasch­ und Reinigungsmittel“.

3 Übersicht über die verschiedenen Anwendungsbereiche der stoff-
lichen Nutzung von Nachwachsenden Rohstoffen

3.1 Bioschmierstoffe

Für die Produktion pflanzlicher Öle kommt eine Vielzahl von Ölsaaten in Betracht. Ent­
scheidend für die Verwendung der einzelnen Arten ist neben der Menge der gespeicherten
Fettsäuren auch der Ölgehalt, die Ertragsfähigkeit und Anbaueignung unter pflanzenbau­
lichen Gesichtspunkten. Für einen Anbau unter den deutschen Klimabedingungen kom­
men hauptsächlich (Winter­)Raps, Öllein, Sonnenblume und Senf in Betracht.
Das Marktvolumen für Schmierstoffe betrug 2004 in Deutschland ca. 1,04 Mio. t

(1999 waren es noch 1,16 Mio. t). Der Markt für Schmierstoffe ist mengenmäßig gesehen
schrumpfend, was vor allem auf technische Verbesserungen von Anlagen und Schmier­
systemen (wie z. B. geringerer Schmierstoffverbrauch, weniger Schmierverluste, höhere
Qualität der Grundöle) zurückzuführen ist. Knapp ein Drittel der eingesetzten Mengen
wird im Motorenbereich verwendet (mit ebenfalls rückläufiger Tendenz), jeweils ca. 14 %
sind Hydrauliköle für den mobilen und stationären Einsatz sowie Prozessöle (der Rest teilt
sich auf andere Anwendungen auf) (29).
Der Einsatz biologisch schnell abbaubarer Schmierstoffe war bisher durch eine geringe

Verbraucherakzeptanz bzw. höhere Preise deutlich eingeschränkt. Auch mit dem seit 2000
bestehenden Markteinführungsprogramm (MEP) „Biogene Treib­ und Schmierstoffe“ des
BMELV, das die Preisdifferenz ausgleicht, die derzeit noch zwischen mineralischen Ölen
und Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen besteht, haben sich schnell abbaubare
Schmierstoffe noch nicht auf breiter Basis durchgesetzt. Ausgewertete Förderunterla­
gen der Fachagentur für Nachwachsende Rohstoffe (FNR) bestätigen die Dominanz der
Hydrauliköle (17; 18; 34). 2003 wurden ca. 200 000 Liter Biohydrauliköle durch das
MEP gefördert. Dem stehen nur etwa 5000 Liter Motorenöle, 28 000 Liter Getriebeöle
und 90 000 kg Schmierfette gegenüber (29). Auch bei der Umrüstung deckt vor allem der
Hydraulikbereich ­ stationär und mobil ­ fast zwei Drittel aller Fördersummen ab (jähr­
liche Gesamtfördersumme etwa 10 Mio. €). Wenngleich basierend auf einem niedrigen
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Absatzniveau sind als Ergebnis des Förderprogramms beachtenswerte Zuwachsraten von
bis zu 20 % in den ersten Jahren des Förderprogramms erreicht worden.
Das jährliche Marktvolumen an Bioschmierstoffen und ­ölen wird in Deutschland für

2005 auf etwa 46 500 t geschätzt. Hierbei sind alle Schmierstoffe erfasst, die biogene
Komponenten enthalten, also auch solche, die nicht in der Positivliste des MEP1) erschei­
nen. Dies entspricht einem Gesamtmarktanteil von etwa 4 % (Anhang, Tab. 1). Dieser ist
insofern nur bedingt aussagekräftig, da zum einen auch Öle und Schmierfette mit biogenen
Anteilen unter 50 % involviert sind und zum anderen Bioschmierstoffe in bestimmten
Schmierstoff­Marktsegmenten, wie Motoren­ und Getriebeöle, wenig vertreten sind (25;
5; 6). Während bestimmte Teilmärkte (wie v. a. Verlustschmierstoffe, Sägekettenöl) bereits
deutlich von Bioschmierstoffen durchdrungen sind, ist dies bei Motoren­ und Getriebeölen
noch nicht der Fall (Tab. 2). Die Marktstruktur im Bereich der Bioschmierstoff­Herstel­
lung ist stark fragmentiert, da neben einigen größeren Unternehmen auch viele kleine und
mittelständische Unternehmen (KMU) in diesem Feld aktiv sind. Besonders in umwelt­
sensiblen Bereichen, wie der Baubranche oder in der Land­ und Forstwirtschaft, liegen
wesentliche Marktpotenziale für Bioschmierstoffe. Etwa 3 % der verarbeiteten Ölsaaten
in Deutschland fließen in den Schmierstoffmarkt ein (29).

Tabelle 2. Nutzung von Bioschmierstoffen und -ölen in Deutschland (2005)

Bioschmierstoffe und -öle Verbrauch [t] Marktanteil [%]

Motoröle 2 000 unter 1
Hydrauliköle stationär 9 000 9

Hydrauliköle mobil 11 000 19

Metallbearbeitungsöle 11 800 15

Getriebeöle 800 unter 1

Schalöle 2 500 8

Schmieröle und ­fette 3 100 10

Sägekettenöle 6 200 75

Sonstige Öle 100 –

Insgesamt 46 500 4

Quelle: (30)

Ähnlich wie in anderen Anwendungsfeldern der stofflichen Nutzung sind die Preise bzw.
Kosten der Schmierstoffe auf Basis nachwachsender Rohstoffe oftmals noch höher als bei
Konkurrenzprodukten auf fossiler Rohstoffbasis.Aus diesemGrund sind die Beschaffungs­
kosten von biologisch schnell abbaubaren Schmierstoffen und Hydraulikflüssigkeiten im
Vergleich zu mineralölbasierenden Produkten in Tabelle 3 aufgeführt. Die erhobenen
Preise besitzen verhältnismäßig große Spannen, was sowohl an unterschiedlichen tech­
nischen Qualitätsstufen als auch an Spezialölen oder Additiven liegt. Mit Zunahme des
Produktionsaufwandes und der Produktionsstufen steigen die Kosten entsprechend, was
vor allem bei höherwertigen Estern und Polyglykolen mit dem durchschnittlich fünffachen
Preis gegenüber den reinen Mineralölen durchschlägt. Bei den nativen bzw. teilgesättigten
Estern muss in etwa mit dem Faktor 2–3 für Bioschmierstoffe im Vergleich zu Konkur­
renzprodukten auf Mineralölbasis gerechnet werden (29).
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Tabelle 3. Preisspannen (2005) der verschiedenen Schmierstoffe
(in €/Liter bzw. €/kg)

Ölsorte Native Öle Synthetische Ester Glykole Mineralöle

Verlustschmierstoffe 1,25–4,00 ca. 3,25 *) 0,75–5,00

Sägekettenöle 1,10–3,00 *) *) 0,95–2,00

Haftöle 1,20–2,50 3,00–5,00 *) 0,90–1,50

Schalöle 0,90–4,00 *) *) 0,65–2,50

Schmieröle 1,00–7,00 2,00–7,00 ca. 4,00 1,50–4,00

Hydrauliköle 2,50–7,00 2,00–6,00 ca. 4,00 0,60–2,50

Getriebeöle 4,00–9,00 4,00–9,00 3,75–7,50 4,00–6,00

Schmierfette 1,00–6,00 3,00–8,00 *) 1,40–6,00

Motorenöle *) 4,00–9,00 *) 1,25–7,00

Kühlschmierstoffe 2,50–4,50 4,00–18,00 3,50–5,00 1,40–4,50

Abschmierfette ca. 5,00 2,25–15,00 *) 2,00–4,00

*) geringe Bedeutung / gibt es nicht / keine Angaben der Hersteller verfügbar

Quelle: (4; 26; 25)

Während sich der Gesamtmarkt für Schmierstoffe in den letzten Jahren leicht rückläu­
fig darstellt, steigt der Anteil der Bioschmierstoffe und nähert sich der 5 %­Grenze und
zeigt, dass in Zukunft noch Marktpotenziale vorhanden sind (21). Während bestimmte
Teilmärkte, in denen die biologische Abbaubarkeit einen besonderen Produktvorteil dar­
stellt (wie bei Verlustschmierstoffen, Sägekettenöl), bereits stark von Bioschmierstoffen
durchdrungen sind, belaufen sich die Anteile bei Motoren­ und Getriebeölen noch in den
niederen Prozentbereichen. Durch das Markteinführungsprogramm (MEP) des BMELV
konnte ein Push­Effekt erzielt werden, der vor allem den Hydrauliksektor durch Förde­
rungen bei der Umstellung stationärer und mobiler Anlagen ankurbelt. Auch hier kommt
umweltsensiblen Bereichen (z. B. Bau, Land­, Forstwirtschaft, Wasserschutzgebiete) eine
Vorreiterrolle zu. Durch seine Vorgaben legt das MEP auch umweltrelevante Standards
fest, die den Markteintritt neuer Produkte beeinflussen.

3.2 Chemische Grundstoffe

In der chemischen Industrie wurden in Deutschland im Jahr 2002 ca. 17 Mio. t Erdöl und
Erdgas für die Erzeugung organisch­chemischer Produkte verbraucht – plus ca. 2 Mio. t
nachwachsende Rohstoffe. Die petrochemischen Primär­Produkte (ca. 5,4 Mio. t), Propy­
len (ca. 3,9 Mio. t) und Benzol (ca. 2,5 Mio. t) machen einen wesentlichen Anteil (85 %)
an der deutschen chemischen Gesamtproduktion im Jahr 2005 aus. Abbildung 1 zeigt die
Anteile der Chemiesparten am Gesamtumsatz der chemischen Industrie 2004 (35; 36).
Daraus wird ersichtlich, dass chemische Grundstoffe die mit Abstand größte Marktbedeu­
tung besitzen: Ihr Marktanteil liegt bei nahezu 50 % (entsprechend 53,1 Mrd. €) und ist
somit ein interessanter Zielmarkt für die Anwendung nachwachsender Rohstoffe.
Der Marktanteil chemischer Grundstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen liegt, bezo­

gen auf die Rohstoffbasis, bei ca. 10 %. Die wichtigsten Vertreter sind Oleochemika­
lien; aber auch Zitronensäure, Milchsäure, Lävulinsäure, Sorbit, Glycerin, und Zellulose­
Derivate zählen zu chemischen Grundstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen. Über die
Mengen der einzelnen Grundstoffe bzw. über den mit ihnen erzielten Umsatz können
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keine Aussagen getroffen werden, da hierzu keine separaten Statistiken vorliegen. Es ist
jedoch davon auszugehen, dass ihr monetärer Marktanteil aufgrund der etwas höheren
Marktpreise etwas über 10 % liegt.
Nachwachsende Rohstoffe werden mittel­ und langfristig eine wichtige, wenn nicht

zentrale Rolle für die Herstellung chemischer Grundstoffe spielen (müssen), da aus diesen
eine breite Palette organisch­chemischer Erzeugnisse (z. B. Kunststoffe, Fasern, Farben,
Wasch­ und Reinigungsmittel) herstellbar ist, was derzeit zu ca. 90 % auf Basis fossiler
Rohstoffe geschieht. Der wirtschaftliche Erfolg der Petrochemie basiert auf einer jahr­
zehntelangen technischen und wirtschaftlichen Optimierung eines Systems von „stamm­
baumfähigen“ chemischen Substanzen. Verhältnismäßig „schnelle Erfolge“ verspricht
jedoch die Substitution einzelner petrochemisch­basierter Grundstoffe mit existierenden
Märkten durch chemisch und anwendungstechnisch „ähnliche“ Substanzen auf Basis
nachwachsender Rohstoffe. Für eine umfassende Umstellung der heute petrochemisch
orientierten organischen Chemie auf stammbaumfähige Substanzen aus nachwachsenden
Rohstoffen besteht noch erheblicher Forschungsbedarf. Dazu werden derzeit auf europäi­
scher Ebene (z. B. im Rahmen des 7. Forschungsprogramms der EU) sowie in den USA
umfangreiche Forschungsaktivitäten initiiert, um mittel­ und langfristig die Rohstoffbasis
der Chemie zumindest partiell auf Biomasse umzustellen. Im Rahmen dieser sogenannten
„Bioraffinerie“­Projekte spielt auch die Entwicklung biotechnologischer Verfahren zur
Konversion nachwachsender Rohstoffe eine wesentliche Rolle, da mit deren Hilfe neue
Grundstoffe hergestellt werden können bzw. die Wirtschaftlichkeit bereits markteinge­
führter Substanzen deutlich verbessert werden kann (29).
Ein wesentlicher Einflussfaktor für eine verstärkte Nutzung nachwachsender Rohstoffe

in der Chemie ist auch die Ölpreisentwicklung, auch wenn es die erhöhte Wertschöpfung
in diesem Wirtschaftszweig zumindest bei einer Reihe von Substanzen erlaubt, höhere
Preise für die fossile Rohstoffbasis abzupuffern. Hinzu kommt die Konkurrenz durch
aufsteigende Industrienationen wie z. B. China, die auf der einen Seite inzwischen das
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Abb. 1. Umsatz der chemischen Industrie in Deutschland nach Sparten 2004
Quelle: (35; 36)
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Know­how für die Produktion petrochemischer Grundstoffe haben und auf der anderen
Seite auch standortbedingte Produktionskostenvorteile besitzen (29).

3.3 Wasch- und Reinigungsmittel

Über 50 % aller waschaktiven Substanzen, der sogenannten Tenside, basieren auf pflanz­
lichen und zum Teil auch tierischen Ölen und Fetten, die bereits seit vielen Jahren in
diesem Feld genutzt werden. Der Anteil nachwachsender Rohstoffe ist in keiner anderen
der untersuchten Produktsparten so hoch wie bei Tensiden. Neben Ölen wird eine Vielzahl
anderer nachwachsender Rohstoffe (z. B. Arznei­ und Gewürzpflanzen) in der Körperpfle­
gemittel produzierenden Industrie eingesetzt.
Körperpflege und Waschmittel machen ca. 7 % des Gesamtumsatzes der deutschen

chemischen Industrie aus (35; 36). Geht man davon aus, dass der Anteil der Oleochemie
in Deutschland etwas über dem weltweiten Durchschnitt, nämlich nicht bei 7 % son­
dern bei ca. 10 % liegt2), werden in Deutschland jährlich ca. 300 000 Tonnen pflanzliche
Öle für die Herstellung oleochemischer Produkte verbraucht. Davon stammen 125 000 t
(rund 40 %) aus heimischem Anbau (16). Nicht­heimische Ölsorten – wie Palmöl und
„Laurinöle“ – haben an der weltweiten Ölproduktion einen Anteil von 27 %. Wird Sojaöl
hinzugerechnet, liegt der Anteil sogar bei 52 %. Hingegen liegt der Anteil der in Deutsch­
land angebauten Ölsaaten Raps und Sonnenblume bei nur 17 % (23, S. 144–164). Der
Großteil der Pflanzen, die im Kosmetik­Bereich verwendet werden, stammt also nicht aus
heimischem Anbau.
Der petrochemische Sektor hat in den vergangenen Jahrzehnten Tenside und Oleo­

chemikalien entwickelt, die pflanzenölbasierten Produkten technisch und wirtschaftlich
nicht nachstehen, ihnen teilweise sogar überlegen sind. Die Petrochemie verbucht einen
Marktanteil (ohne Seifen) von 80 % gegenüber den nachwachsenden Rohstoffen mit nur
20 %. Doch durch den Anstieg des Ölpreises wird der Marktanteil pflanzenölbasierter
Tenside und Oleochemikalien kurz­ und mittelfristig zunehmen. Bestimmte pflanzenöl­
basierte Tenside (Fettalkoholsulfonate) können beim derzeitigen Ölpreis rund ein Drittel
billiger produziert werden als petrochemisch basierte Alkylbenzol­Derivate, wobei sie
anwendungstechnisch in etwa gleichwertig sind (33, S. 41–51).

3.4 Farben und Lacke

Der weltweite Bedarf an Farben und Lacken liegt im Jahr 2005 bei ca. 26 Mio. t. Amerika
liegt mit einem Marktanteil von 33 % vor Europa (32 %) und Asien (27 %). Der Welt­
markt wächst seit 2000 jährlich um 1 bis 2 %. Innerhalb von Europa hat Deutschland im
Jahr 2005 den größten Binnenmarkt an Farben und Lacken inne (27, S. 184–187). Die
wichtigsten Kennziffern im Jahr 2004 für die deutsche Farbindustrie werden in Tabelle 4
aufgeführt. Die Inlandsnachfrage nach Farben und Lacken ging von 2000 bis 2003 um
10 % zurück. AmAnfang des Jahrhunderts war die wirtschaftliche Situation der deutschen
Farben­ und Lackindustrie durch Produktionsrückgänge geprägt (13, S. 26–28; 14, S.
76–81). 2004 erholte sich die Branche leicht. Die Inlandsnachfrage stieg erstmals wie­
der an. Dennoch wurde das Wachstum der Branche im Wesentlichen durch einen starken
Anstieg des Exports getragen (37).
Eine genaue Differenzierung zwischen Farben und Lacken aus konventionellen Res­

sourcen und aus nachwachsenden Rohstoffen gestaltet sich schwierig, da beispielsweise
die Unterscheidung zwischen einem Naturprodukt, einem modifiziertem Naturprodukt
und Kunstharz fließend ist (15). Daher können größtenteils nur allgemeine Aussagen zu
dem Marktanteil von Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen getroffen werden.
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Tabelle 4. Kennziffern der deutschen Farbenindustrie im Jahr 2004

Kennziffer Menge (1 000 t) Umsatz (Mio. €) Umsatz 2004 ge-
genüber 2003

Produktion 2 127 5 106 +1,3 %

Export 739 1 760 +8,2 %

Import 176 500 +11,2 %

Inlandsnachfrage 1 565 3 846 +0,4 %

Quelle: (37)

Im Lebensmittelbereich ist der Einsatz von Naturfarbstoffen aus gesundheitlichen Grün­
den weit verbreitet (39, S. 21–38). Demgegenüber dürften Pflanzenfarben verhältnismäßig
wenig verwendet werden, da Färberpflanzen in Deutschland kaum angebaut und weiter­
verarbeitet werden (29). Bei Lacken konnten keine detaillierten Zahlen zur Entwicklung
von Produktion und Nachfrage für Produkte basierend auf nachwachsenden Rohstoffen
gefunden werden. Die Anbaufläche für Öllein hat innerhalb der letzten Jahre in Deutsch­
land stark abgenommen. Mengenmäßig wurden ca. 90 000 t Leinöl in Deutschland im Jahr
2003 produziert (29). Der Verbrauch von nachwachsenden Rohstoffen als Bestandteile von
Druckfarben­Bindemitteln beträgt in Europa ca. 80 000 t jährlich. Von allen Rohstoffen für
die Druckfarbenindustrie haben die nachwachsenden Rohstoffe mengenmäßig 26 % inne.
Umgerechnet auf das wertmäßige Marktvolumen beträgt der Anteil an nachwachsenden
Rohstoffen ungefähr ein Achtel vom Gesamtmarkt (38).
Eine Prognose der zukünftigen Marktpotenziale in den untersuchten Produktseg­

menten bei Farben und Lacken gestaltet sich als schwierig. Damit Färberpflanzen an
Bedeutung gewinnen, müssten deren Vorteile gegenüber konventionellen Färbemethoden
– z. B. durch das Kreieren von neuen Farbstoffen aus Färberpflanzen – gezielter herausge­
stellt werden (40, S. 146–161). Aufgrund des erhöhten Preises und teilweise ungünstiger
Gebrauchseigenschaften bzw. Qualitäten von Farben und Lacken auf Basis nachwachsen­
der Rohstoffe – im Vergleich zu synthetischen Ausgangsprodukten – wird deren Markt
innerhalb der nächsten Jahre voraussichtlich bestenfalls leicht ansteigen (29). Nachwach­
sende Rohstoffe lassen sich im Bereich der Lackchemie nur dann erfolgreich vermarkten,
wenn sie in Produkte mit hoher Qualitätssicherheit einfließen. Lacke aus nachwachsenden
Rohstoffen sollten sich von herkömmlichen Lacken durch neue Eigenschaften und Quali­
täten hervorheben, denn nur durch solche spezifischen Funktionalitäten können diese auf
Dauer am Markt bestehen (15). Heute bieten nur noch wenige Hersteller von Druckfarben
in Deutschland in ihrem Sortiment keine Öko­Druckfarben an. Eine Chance für Druckfar­
ben aus nachwachsenden Rohstoffen besteht z. B. in einer Zertifizierung (Öko­Audit), was
zunehmend stärker in den Blickpunkt der Druckindustrie rückt (29).

3.5 Bau- und Dämmstoffe

Der Rohstoff Holz verfügt über eine Vielzahl von Einsatzmöglichkeiten, die vor allem
die Segmente der Holzwerkstoffe, der Möbel und des Holzbaues umfassen. Holz ist somit
wichtigster nachwachsender Rohstoff. Erzeugertechnisch ist das in deutschen Wäldern
nachwachsende Potenzial an Holz erst zu gut zwei Dritteln ausgereizt, sodass eine nach­
haltige und ökologische Nutzung von Holz auch im Hinblick auf die zunehmende Ver­
wendung im stofflichen und energetischen Bereich zumindest für die kommenden Jahre
gewährleistet erscheint. Dies wird sowohl im vorhandenen Exportüberschuss als auch im
stetig anwachsenden Holzvorrat in Deutschland deutlich (29).
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3.5.1 Baustoffe
Die Erzeugerpreise für Stamm­ und Industrieholz sind seit dem Basisjahr 2000 bis ins
Jahr 2004 rückläufig. Aufgrund der steigenden Nachfrage nach Holz vonseiten der ener­
getischen Industrie und der Bauindustrie stiegen die Preise im Jahr 2006 rapide an. In
der Holz verarbeitenden Industrie (Betrachtungszeitraum 1991–2000) werden zunehmend
die Vorleistungen nicht mehr in diesem Sektor, sondern aus anderen inländischen und
insbesondere aus den ausländischen Sektoren bezogen. Dies lässt auf eine verminderte
Wertschöpfung im Holz verarbeitenden Gewerbe schließen.
Der monetäre Marktanteil nachwachsender Rohstoffe im Baubereich lag 2004 bei 25 %

(29). Die Etablierung weiterer Produkte aus natürlichen Rohstoffen wie z. B. Hanf, Faser­
lein, Stroh, Baumharzen oder Kork erfolgt im Baubereich nur sehr langsam. Vor allem
die Punkte Gesundheit, Werterhalt, Nachhaltigkeit sowie technische und/oder ökologische
Vorzüge sprechen für einen Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen als Baustoffe. Die
Entwicklung der Baukonjunktur nimmt hier einen entscheidenden Einfluss auf den Einsatz
von Naturbau­ und Dämmstoffen. Zudem sind die Vorteile von nachwachsenden Bau­
stoffen nicht objektiv mess­ und darstellbar. Mangelnde Informations­, Verwertungs­ und
Vermarktungsstrategien gilt es noch stärker auszubauen, um den Absatz zu fördern und
dadurch Kostensenkungspotenziale auszunutzen.

3.5.2 Dämmstoffe
Der Markt für Dämmstoffe wird von den künstlichen Dämmstoffen dominiert. Der Anteil
der nachwachsenden Rohstoffe am Gesamtmarkt betrug im Jahr 2000 etwa 4 %, was
einer Menge von 1,4 Mio. m³ entspricht. Den größten Anteil konnten hier Cellulose,
Weichholzfaserplatten und Leichtbauplatten erreichen. Zusammen nahmen sie 80 % des
Marktvolumens auf dem Naturdämmstoffsektor im Jahr 2000 ein. Trotz eines Rückgangs
des Gesamtmarktvolumens aufgrund der bis 2005 schwächelnden Baukonjunktur konnten
Dämmstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen Marktanteile hinzugewinnen. Naturdämm­
stoffe erreichten im Baubereich einen monetären Marktanteil von 5 % im Jahr 2004 (2; 3).
Dämmstoffe auf der Basis von Holz und Cellulose haben ihre Marktreife bereits erreicht.
Das gilt vor allem für die preisgünstigen Einblasdämmstoffe. Zudem ist hier die Rohstoff­
sicherheit und Nachhaltigkeit bereits gegeben. Hingegen dürften die Absatzchancen von
Hanf und Flachs eingeschränkt bleiben. Dies liegt einerseits in wirtschaftlichen Defizi­
ten (v. a. die hohen Rohstoffkosten) und andererseits in der Verfügbarkeit der Rohstoffe
begründet (21).
Über die Hälfte der Förderung des Markteinführungsprogramms „Einsatz von Dämm­

stoffen aus Nachwachsenden Rohstoffen“ fiel auf Hanf und ein Drittel auf Flachs. Die
restlichen Fördergelder gingen an Dämmstoffe auf der Basis von Getreide und Schaf­
wolle, die aber eine untergeordnete Rolle am Markt spielen. Es gilt abzuwarten, ob diese
Produkte die Konkurrenzfähigkeit bis zum Ablauf der Förderung erreichen werden. Als
unabdingbare Voraussetzung gilt es, besondere technische und ökologische Eigenschaften
von Dämmstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen wissenschaftlich zu erforschen und in
der Fachwelt zu kommunizieren sowie angepasste Marketingmaßnahmen zu ergreifen.
Denn die wichtigsten Entscheidungskriterien für den Kauf von Naturdämmstoffen, klar
erkennbare ökonomische und ökologische Vorteile, werden noch nicht deutlich genug
herausgestellt. Experten gehen davon aus, dass sich der Marktanteil von Naturdämm­
stoffen am Gesamtmarkt bis zum Jahr 2015 (auf ca. 10 %) verdoppeln kann (1) und
sehen als Gründe für die Steigerung des Gesamtmarktanteils von Naturdämmstoffen ein
dynamischeres Wachstum im Holzrahmenbau, eine höhere ökologischeAkzeptanz und ein
gesteigertes Gesundheitsbewusstsein, eine ganzheitliche Betrachtung der Produkte sowie
eine Preisreduzierung der natürlichen Produkte.
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3.6 Textilien

Als Rohstoffe für Naturfasern bei Textilien kommen verschiedene Faserarten in Frage.
Die mit Abstand größte Bedeutung unter den Naturfasern besitzt die Baumwolle, die nur
in heißen Klimaten angebaut werden kann. In Deutschland können aufgrund der klima­
tischen Gegebenheiten nur die Bastfasern Flachs und Hanf angebaut werden. Beide Faser­
arten spielen eine weniger große Rolle auf dem Fasermarkt, wobei sich alle Bastfasern für
technische Einsatzzwecke gut eignen. Darüber hinaus bieten sie eine gute Liefersicherheit,
da sie praktisch in der ganzen Welt angebaut werden können. Dies wiederum bedeutet
für die Produzenten einen globalen Wettbewerb, bei dem Länder mit klimatisch besseren
Bedingungen und niedrigeren Anbaukosten wie Asien eindeutig größere Chancen haben.
Die Naturfaserproduktion ist über die letzten Jahre verhältnismäßig konstant geblieben
bzw. leicht gewachsen. Der Markt für chemische Fasern hingegen wächst sehr schnell.
Im Jahr 2006 nimmt er weltweit bereits 60 % des Fasermarktes ein, in Deutschland sogar
85 %.
Durch die verstärkte Förderung von nachwachsenden Rohstoffen in Deutschland ab

1985 wurde Flachs zunehmend angebaut; zuerst vor allem als Rohstoff für die Automobil­
industrie. Ab 1987 kam es durch hohe Marktstützungen der EU zu einem starken Anstieg
des Flachsanbaus in Deutschland. Ein Höhepunkt lag 1996 bei 4500 ha Anbaufläche. Der
steigenden Faserproduktion stand jedoch kein Absatz gegenüber, da die Entwicklung der
Automobilindustrie und anderer neuer Produkte nicht Schritt halten konnte. 2005 kam der
Flachsanbau in Deutschland schließlich zum Erliegen (7).
In der EU stieg der Flachsanbau erst ab 1995 über 100 000 ha. Hauptsächlich Frank­

reich und Belgien bauen Flachs für die Textilindustrie an. Über 80 % davon werden nach
Asien exportiert. In den 1990er­Jahren nahmen die europäischen Anbauflächen stark zu,
was v. a. auf die Preisstützung der EU für Flachs zurückzuführen war. Ab 1999 nahm der
Anbau rapide ab, da die Subventionen eingeschränkt wurden. 2005 lag die EU­Anbauflä­
che wieder bei über 100 000 ha, was auf die Verwendung von Flachs in den technischen
Bereichen zurückzuführen ist. Doch der größte Anteil in Europa dient nach wie vor der
Gewinnung von Langfasern für die Textilindustrie (7).
Der Hanfanbau in Deutschland und der EU verlief ähnlich zum Flachsanbau, nur

begann er zeitlich etwas später. Hauptsächlich wird Hanf zu Dämmstoffen und in geringen
Anteilen zu Vliesen für die Automobilindustrie verarbeitet. Bei Weltmarktpreisen können
deutsche Hanfproduzenten nur schwer mithalten, weshalb der Hanfanbau in einigen
Gebieten zugunsten lukrativerer Pflanzen aufgegeben wurde. Vor seiner Freigabe in
Deutschland wurden hauptsächlich in Frankreich ca. 5000 ha Hanf angebaut, der zur
Erzeugung von Spezialpapieren verwendet wurde. Zwischen 1997 und 1999 stieg der
Hanfanbau in der EU stark an. Auch dies eine Folge hoher Subventionen, die später wie­
der eingeschränkt wurden, da der Hanf – wie schon der Flachs – nicht geerntet, sondern
weitgehend zum Abgreifen der Subventionen angebaut wurde. 2005 lag der Anbau von
Hanf über dem Niveau von vor 1996, was auf den Einsatz in technischen Produkten
zurückzuführen ist (7).
Der Naturfaser­Markt wird in folgende Bereiche aufgeteilt: Textilien, Spezialstoffe,

Formteile für die Automobilindustrie, Spritzguss und Dämmstoffe (vgl. Abschn. 3.5).
Das schnelleWachstum der Chemiefaserproduktion geht meist zulasten von Baumwolle

und anderen Naturfasern, die 2005 in Deutschland nur noch einen Anteil von 9 % haben
(22). Naturfasern verlieren immer mehr Marktanteile bei Textilien, da Chemiefasern je
nach Funktionalität maßgeschneidert werden können (28). Der Anteil von Leinentextilien
am Gesamtmarkt der Textilien liegt in Deutschland bei ca. 1 %. In Gesamteuropa verhält
es sich ähnlich. Trotzdem ist der Anbau von Flachs recht konstant. Hinter Baumwolle und
Wolle nimmt Flachs weltweit und mengenmäßig betrachtet den dritten Rang ein (11). In
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Deutschland ist mittel­ und langfristig in diesem Markt mit keinemWachstum zu rechnen.
Hanf aus Deutschland spielt im Textil­Bereich keine Rolle. Die klimatischen Bedingungen
in Deutschland lassen eine optimale Faserqualität nicht zu. Außerdem entsprechen Hanf­
fasern nicht mehr den Verbraucheransprüchen moderner Textilien.
80 % der europäischen Hanfproduktion gehen in die Produktion von Spezialstoffen.

Die restlichen 20 % werden in der Automobil­ und Dämmstoffindustrie eingesetzt. Der
Spezialstoff­Markt ist seit Jahren konstant. Mit einem Wachstum ist nicht zu rechnen.
In der Automobilindustrie wurden in Europa 2005 ca. 25 000 t Naturfasern eingesetzt.

Mit einem weiteren Wachstum ist zu rechnen – wobei die heimischen Naturfasern kaum
davon profitieren werden, da die eingesetzten Flachsfasern heute bereits zu 100 % aus dem
Import stammen. Außerdem sind Bastfasern beliebig untereinander austauschbar, sodass
nach günstigsten Preisen eingekauft wird und die deutsche Naturfaserproduktion auf dem
Weltmarkt schwer mithalten kann. Auch die EU­Altfahrzeug­Richtlinie könnte sich hem­
mend auf den Einsatz von Naturfasern im Fahrzeugbereich auswirken, da Naturfaserver­
bundwerkstoffe (NFK) nur unter großem Aufwand stofflich recycelt werden können.
Der Markt für glasfaserverstärkte Kunststoffe (GFK) liegt bei 60 000 t/Jahr. Naturfa­

ser­Kunststoffgranulate enthalten einen Faseranteil von 20–60 % Fasern. Für viele Ein­
satzbereiche erfüllen die Polyprophylen­Naturfaser­Werkstoffe (PP­NF) die geforderten
Eigenschaften. Aufgrund der Preisgleichheit zwischen GFK und PP­NF eröffnen sich hier
große Einsatzpotenziale. Somit kann von einem steigenden Marktanteil ausgegangen wer­
den. Schwer vorhersehbar ist eine Wachstumsrate, da sich die Materialien alle noch in
einer Einführungs­ und Testphase befinden.

3.7 Biokunststoffe

Der wichtigste nachwachsende Rohstoff für die Herstellung von „Biokunststoffen“ (oder
synonym „Biologisch Abbaubare Werkstoffe – BAW“) ist Stärke. Daneben kommen
Zellulose, Pflanzenöle, Harze und diverse landwirtschaftliche Reststoffe zum Einsatz,
wobei Stärke mengenmäßig die größte Bedeutung besitzt. In Deutschland und der EU
wird Stärke v. a. aus Mais, Weizen und Kartoffeln hergestellt (10). Etwa 41 % der Stärke
wurden 2004 in Deutschland für technische Anwendungen genutzt. Dafür wurden Stär­
kepflanzen auf 125 000 ha Ackerfläche angebaut (19). In der EU­15 gelangten 2004 ca.
45 % der Stärke in den Non­Food­Bereich. Während die deutsche Stärkeproduktion seit
1998 auf konstantem Niveau bleibt, ist sie in der EU­15 im selben Zeitraum um 18 %
angestiegen. Neben der Stärkeerzeugung spielt aber auch die chemische und physikalische
Veredelung von Stärke zu Produkten für den Food und Non­Food­Bereich eine wichtige
wirtschaftliche Rolle (10).
In Deutschland wird seit den 1990er­Jahren durch öffentliche Gelder FuE im BAW­

Bereich gefördert (20). Zusätzlich werden zertifizierte Verpackungen aus BAW durch
eine Übergangsvorschrift in der 2005 novellierten Verpackungsverordnung begünstigt
(8). Parallel zu Deutschland wurde in anderen Industrieländern mit der Entwicklung ver­
schiedener Biokunststoff­Typen begonnen. Schätzungsweise betrugen die weltweiten Pro­
duktionskapazitäten für Biokunststoffe 2005 ca. 370 000 t. Bis 2007/08 können sie auf
500 000 t anwachsen. In der EU werden davon ca. 40 % produziert (9). Bezogen auf die
gesamte Kunststoffproduktion hatten Biokunststoffe in der EU im Jahr 2005 einen recht
geringen Marktanteil von rund 3 % und machen lediglich knapp 1 % des Umsatzes aus (8).
Schätzungen zufolge besitzen Biokunststoffe aber ein technisches Substitutionspotenzial
von ca. 30 % an der gesamten europäischen Kunststoffproduktion (12). In der EU­15 liegt
der Verbrauch von Biokunststoffen bei ca. 40 000 t. Sie sind v. a. in Belgien, Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien, den Niederlanden, Österreich und Spanien verbreitet,
sowie in der Schweiz (8; 9; 24).
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Gesetzliche Hürden in Deutschland haben dazu geführt, dass sich der deutsche Markt
für Biokunststoffe – trotz des guten FuE­Standes – im weltweiten und europäischen Ver­
gleich nur langsam entwickelt. 2003 wurden weltweit 224 Mio. t Kunststoff hergestellt,
wobei Westeuropa 52,9 Mio. t und Deutschland 17,5 Mio. t produzierte. Bis 2010 steigt
die weltweite Produktion schätzungsweise auf 260 Mio. t. Massenkunststoffe wie Poly­
ethylen (PE), Polypropylen (PP) und Polystyrol (PS) bilden dabei einen Anteil von ca.
60 %. Die deutsche Kunststoffproduktion erwirtschaftete 2004 einen Jahresumsatz von
63,5 Mrd. € (32). Der Siegeszug der Kunststoffe mit fossiler Rohstoffbasis gründet auf
ihrer universellen Einsetzbarkeit. InWesteuropa nehmen im Jahr 2003 alleinVerpackungen
fast 40 % ein, sodass 14,8 Mio. t Kunststoff­Verpackungsabfälle entsorgt werden mussten
(31). Bei den meisten der in Europa hergestellten Biokunststoff­Typen – bezogen auf
ihren Anteil an der Produktionsmenge weltweit – handelt es sich um Biokunststoffblends;
das sind Gemische, die meist aus nachwachsenden Rohstoffen und einer synthetischen
Komponente bestehen. Betrachtet man allein die Rohstoffkosten, so sind diese Biokunst­
stoffblends fast dreimal so teuer wie Kunststoffe mit fossiler Rohstoffbasis. Unter Einbe­
ziehung der Entsorgungskosten verringert sich der Preisabstand hingegen auf weniger als
1000 € je Tonne (Abb. 2), da die Kompostierung von Biokunststoffen wesentlich günstiger
ist als die Entsorgung der herkömmlichen Kunststoffe.

Etwa 80 % der europäischen Unternehmen, die Biokunststoffe herstellen, sind KMU,
deren einziges Geschäftsfeld die Entwicklung, Produktion undVermarktung von Biokunst­
stoffen ist. Dies führt dazu, dass diese Unternehmen eine verhältnismäßig eingeschränkte
Marktmacht haben – zum einen gegenüber den meist deutlich größeren Herstellern von
Kunststoffen auf fossiler Rohstoffbasis und zum anderen gegenüber den Abnehmern von
Kunststoffen (besonders in der Verpackungsindustrie). Der höhere Preis von Biokunst­
stoffen ist v. a. darauf zurückzuführen, dass sie eine recht junge Entwicklung sind. Die
Produktionsverfahren sind technisch und wirtschaftlich noch nicht so weit optimiert wie
diejenigen von PE, PP oder PS. Außerdem werden Biokunststoffe in wesentlich kleineren
Mengen produziert. Mittelfristig kann davon ausgegangen werden, dass sich die Preise
von Biokunststoffen und Kunststoffen auf fossiler Rohstoffbasis – unabhängig von den
Entsorgungskosten – stärker annähern werden, da die Produktionskapazitäten für Bio­
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Abb. 2. Preisvergleich zwischen einem Bio­ (Stärkeblend) und einem herkömmlichen
Kunststoff (PE­LD) inkl. Entsorgungskosten (hell: Rohstoffpreis, dunkel: Entsorgungskosten)
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kunststoffe in Zukunft vergrößert werden, wohingegen die Preise für die herkömmlichen
Kunststoffe auf den steigenden Ölpreis reagieren (9; 24).

4 Fördernde und hemmende Faktoren für die stoffliche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe

Die untersuchten Anwendungsfelder der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe
weisen in Bezug auf die Marktsituation und die Perspektiven eine starke Heterogenität
auf. Somit können verallgemeinerndeAussagen zur „stofflichen Nutzung nachwachsender
Rohstoffe“ nur anwendungsfeldbezogen getroffen werden. Dennoch werden nachfolgend
einige Aspekte erörtert, die marktübergreifend gelten, und die die Zukunftsperspektiven
der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe entscheidend beeinflussen dürften (29;
vgl. dazu auch Anhang, Tab. 1).

4.1 Fördernde Faktoren

Von politischer Seite her können sich Maßnahmen zur Erleichterung des Marktzugangs
bzw. der Vermarktung von Produkten positiv auf die zukünftige Entwicklung der stoff­
lichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe auswirken. Dies gilt auch für die Förderung
von FuE­Vorhaben. Während bei der energetischen Nutzung aufgrund der Einheitlichkeit
der Produkte und der finanziellen Rahmenbedingungen (z. B. EEG für die Stromerzeu­
gung aus Biogas oder die lange Zeit geltende Mineralölsteuerbefreiung für Biodiesel) der
Marktzutritt bzw. die Vermarktung von nachwachsenden Rohstoffen erleichtern wird, ist
dies bei der stofflichen Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen nur sehr eingeschränkt
der Fall. Hier sind die Produkte sehr heterogen (Qualitätsaspekt) und die finanzielle Förde­
rung der Markteinführung ist stark limitiert (bei Bioschmierstoffen und Dämmstoffen).
„Ökologische Vorteile“ von Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen (wie z. B. Kli­

maneutralität, biologische Abbaubarkeit) spielen beim Kauf meist nur eine untergeordnete
Rolle und sind daher auch nur partiell wirksam. Am ehesten wirken diese Vorteile noch
in umweltsensiblen Bereichen (Grundwasserschutzgebiete, Gewässer) oder in Anwen­
dungsfeldern mit besonderen Kontaminations­ oder Entsorgungsproblematiken. Hierbei
ist aber zu beachten, dass ökologische Vorteile ein gewichtiges Argument in der öffent­
lichen und politischen Diskussion um den Einsatz nachwachsender Rohstoffe darstellen.
Somit werden diese Vorzüge über die Ausgestaltung von Rahmenbedingungen indirekt
marktwirksam.
Auch eine Verteuerung der fossilen Rohstoffe wirkt sich tendenziell fördernd auf die

stoffliche Nutzung nachwachsender Rohstoffe aus. Es gilt aber zu bedenken, dass sich
dieser Effekt nicht so unmittelbar und stark ausgeprägt auswirken wird, wie dies bei der
energetischen Nutzung der nachwachsenden Rohstoffe in den vergangenen Jahren der
Fall war und auch in Zukunft sein wird. Die deutlichsten Spuren einer Preiserhöhung
bei fossilen Energieträgern dürften bei Anwendungsfeldern erkennbar sein, die durch ein
energieintensives Produktionsverfahren und/oder durch eine starke fossile Rohstoffbasis
gekennzeichnet sind (z. B. bei einigen chemischen Grundstoffen).
In zahlreichen Untersuchungen in Deutschland wurde ein steigendes Interesse von

Verbrauchern für Fragen der Gesundheit und Wellness festgestellt. Dies wirkt sich beson­
ders in solchen Anwendungsfeldern fördernd auf den Einsatz nachwachsender Rohstoffe
aus, deren Produkte stark auf private Kunden und Haushalte abzielen. Als Beispiele kön­
nen hier Kosmetika, Baustoffe („angenehmes Wohnklima“) oder auch Wasch­ und Reini­
gungsmittel („hautfreundlich“) genannt werden.
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Für ein erfolgreiches Marketing und die Vermarktung von Produkten und Dienstleis­
tungen können besondere Produkteigenschaften und ­vorteile ein entscheidendes Instru­
ment darstellen. Bei diesen Vorteilen kann es sich sowohl um physische Produkteigen­
schaften als auch um Vorzüge des Gebrauchs oder des Images handeln. Somit kann auch
ein vermeintlich erhöhter Preis gerechtfertigt werden. Die Ausbildung eines positiven
Images für Produkte der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe wird aber bislang
durch Unzulänglichkeiten im Marketing behindert.

4.2 Hemmende Faktoren

Während viele Bereiche der energetischen Nutzung nachwachsender Rohstoffe direkt
oder indirekt subventioniert werden (z. B. durch erhöhte Einspeisevergütungen, Steuer­
befreiungen, Investitionszuschüsse oder Beimischungsvorgaben), gibt es für die stoffliche
Nutzung nur vereinzelte Programme zur Markteinführung und/oder Vermarktung von Pro­
dukten aus nachwachsenden Rohstoffen. Diese sind auch zeitlich und finanziell begrenzt,
sodass deren mittel­ und langfristige Wirkung eingeschränkt ist. Es ist hierbei aber zu
beachten, dass aufgrund der Heterogenität der Marktsituation, der Marktperspektiven und
der Vielfältigkeit der Einflussfaktoren bei den verschiedenen Bereichen der stofflichen
Nutzung nachwachsender Rohstoffe die Entwicklung und Implementierung breitenwirk­
samer Politikmaßnahmen und ­instrumente erschwert wird.
In einigenAnwendungsgebieten (z. B. Biokunststoffe) sind die derzeit (2006) geltenden

rechtlichen Rahmenbedingungen in der EU und in Deutschland unterschiedlich oder gar
widersprüchlich. Diese Tatsache erschwert die Planung von Investitionen, insbesondere,
wenn diese größeren Umfangs sind und sich somit nur innerhalb längerer Zeiträume amor­
tisieren lassen. Hinzu kommt, dass oftmals eine klare Zuständigkeit von politischen und
administrativen Einrichtungen fehlt. Zudem stellt die Ausgestaltung und Weiterentwick­
lung von Normen oftmals ein Hindernis für den Marktzugang für Produkte aus nach­
wachsenden Rohstoffen dar (z. B. bei Bioschmierstoffen). Dabei kommt es häufiger vor,
dass innovative Techniken, Verfahren oder Produkte in den entsprechenden Normen oder
begleitenden Dokumenten nicht enthalten sind. Somit kann eine Markteinführung oder
eine Vermarktung von solchen innovativen Produkten (auch auf Basis nachwachsender
Rohstoffe) nur schwer und stark zeitverzögert erfolgen.
Bei den meistenAnwendungsfeldern durchlaufen die verschiedenen Produkte der stoff­

lichen Nutzung verhältnismäßig lange und mehrstufige Wertschöpfungsketten mit einer
Vielzahl verschiedener Akteure. Diese Akteure verfolgen teilweise unterschiedliche oder
gar konträre Ziele, sodass eine effiziente Organisation und das Management der gesamten
Wertschöpfungskette erschwert werden. Hemmend kann sich auch ein „konservatives“
Verhalten der Anwender oder der Nutzer der verschiedenen Produkte aus nachwachsen­
den Rohstoffen auswirken. Hier liegt oftmals ein Informationsdefizit vor, da bestehende
Eigenschaften oder Produktvorteile von Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen nicht
oder nur unzureichend bekannt sind. Teilweise scheuen die Anwender und Nutzer auch
das „Risiko“ oder die Änderungsnotwendigkeiten, die mit einemWechsel zu „neuartigen“
Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen verbunden sind.
Ein gewichtiges Hemmnis in der Marktdurchdringung stellt der höhere Preis von Pro­

dukten aus nachwachsenden Rohstoffen im Vergleich zu fossilen Erzeugnissen dar. Zwar
wirken sich der steigende Preis für die fossilen Energieträger, eine zunehmende Verwen­
dung von Produkten aus nachwachsenden Rohstoffen (Kostendegression durch höhere
Produktionsmengen) und technische Fortschritte positiv auf die Herstellungskosten und
somit auch auf den Preis für Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen aus, doch ist der­
zeit nicht zuverlässig abschätzbar, wann und in welchen Anwendungsfeldern dies vorran­
gig der Fall sein wird. Außerdem muss beachtet werden, dass technische Fortschritte und
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andere Einflussfaktoren auch zu einer Kostensenkung bei Produkten aus fossilen Energie­
trägern führen können.
Natürliche, nur schwer beeinflussbare Bedingungen (z. B. Wetter, Klima) wirken sich

auf die Produkteigenschaften von Naturprodukten aus. Im Umkehrschluss bedeutet dies,
dass die Qualität der vermeintlich gleichen Produkte unterschiedlich sein kann. Zwar kann
durch verstärkte Qualitätskontrollen diesem Aspekt entgegengewirkt werden, aber solche
Qualitätskontrollen haben wiederum negative Rückwirkungen auf den Preis für die Pro­
dukte aus nachwachsenden Rohstoffen.
Das Fehlen einer durchsetzungsstarken Lobby und eines effektiven Marketings stellt

ein weiteres Hindernis für den Erfolg von Erzeugnissen der stofflichen Nutzung nach­
wachsender Rohstoffe dar. Dies führt zu den zuvor schon angesprochenen Informations­
defiziten. Handwerker, Nutzer oder Kunden wissen teilweise gar nicht um die positiven
Eigenschaften oder Qualitäten verschiedener Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen.

Zusammenfassung

In dem Beitrag wird ein Überblick über die ökonomische Relevanz und die Marktrelevanz der ver­
schiedenen Produktgruppen der stofflichen Nutzung aus nachwachsenden Rohstoffen gegeben. Der
Marktanteil nachwachsender Rohstoffe innerhalb der untersuchten Anwendungsbereiche der stoff­
lichen Nutzung ist in den meisten Fällen noch verhältnismäßig gering. Meist sind die Produkte teurer
als fossile Erzeugnisse. Außerdem haben potenzielle Nutzer über alle Anwendungsfelder hinweg
erhebliche Informationsdefizite hinsichtlich der Qualität oder der Produkteigenschaften von Erzeug­
nissen aus nachwachsenden Rohstoffen. Die besten kurzfristigen Marktchancen ergeben sich bei der
Fokussierung auf Nischen, in denen die individuellen Qualitätsvorteile der jeweiligen Produkte zum
Tragen kommen. Parallel dazu muss auf verstärktes, innerhalb der Anwendungsfelder abgestimmtes
und zielorientiertes Marketing gesetzt werden. Vor allem den Akteuren mit Flaschenhalsfunktion
(z. B. Architekten, Handwerker, Berater) müssen die Eigenschaften/Vorteile der verschiedenen Pro­
dukte vermittelt werden, damit diese wiederum die (End­)Kunden von den Vorzügen der Produkte
aus nachwachsenden Rohstoffen überzeugen können.

Summary

Material use of biogenic resources
The paper provides an overview about the economic importance and market relevance of different
product groups concerning the material use of biogenic resources. The market share of biogenic
resources is rather limited in most of the analyzed application fields of material use. Mostly these
products have higher prices compared to those produced on a fossil raw material basis. In addition,
potential users often show significant lack of information concerning the quality or the product cha­
racteristics of products based on biogenic resources. The most promising short­term market oppor­
tunities are expected in market niches, in which products based on biogenic resources have specific
quality advantages due to their product characteristics. Furthermore, it is necessary to develop and
implement target­oriented and co­ordinated marketing activities within a specific application field.
In particular actors with a bottleneck­function (like e.g. architects, handicrafts people, advicers)
should be informed about the characteristics and advantages of the different products based on bio­
genic resources so that they are able to convince the final customers about the advantages of such
products.

Résumé

Utilisation matérielle de matières premières renouvelables
Le document donne un aperçu de l’importance économique et de l’intérêt commercial des diffé­
rents groupes de produits de l’utilisation matérielle de matières premières renouvelables. La part
de marché des matières premières renouvelables au sein des domaines d’application analysés de
l’utilisation matérielle est dans la plupart des cas encore relativement petite. En général, ces produits
sont plus chers que leurs homologues fossiles. En plus, les informations utiles en ce qui concernent
la qualité ou les caractéristiques des produits issus de matières premières renouvelables manquent
aux utilisateurs potentiels. A court terme, c’est la concentration sur les créneaux de marché où les
produits profitent de leurs avantages de qualité spécifiques qui offre les meilleurs possibilités de com­
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mercialisation. En même temps, il faut réaliser des mesures de marketing renforcées, adaptées aux
domaines d’application et bien ciblées. Les spécifications et avantages des différents produits doivent
être expliqués notamment aux acteurs jouant un rôle clé (par exemple les architectes, les artisans,
les conseillers) pour qu’ils puissent, pour leur part, convaincre les clients (finaux) des avantages des
produits issus de matières premières renouvelables.
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Fußnoten

1) Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung für die Erstaus­ bzw. Umrüstung von Ma­
schinen zur Verwendung eines Bioschmierstoffs im Rahmen des MEP ist, dass dieser in einer
Positivliste aufgeführt ist, in die alle Schmierstoffe und Hydraulikflüssigkeiten aufgenommen
werden können, die mindestens zu 50 % aus nachwachsenden Rohstoffen bestehen.

2) In Industrieländern ist der Anteil der chemisch­technischen Nutzung von Pflanzenölen aufgrund
des höheren Lebensstandards gegenüber dem Weltdurchschnitt erhöht.
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Die Öko-Zertifizierung in Deutschland aus Sicht der
Produzenten: Handlungsvorschläge zur politischen

Weiterentwicklung

Von holger schulze, gabriele Jahn, Jochen neuendorff und achim spiller, Göttingen

1 Hintergrund der Studie

Schwerpunkt der Zertifizierung im ökologischen Landbau ist die Sicherstellung von Pro­
zesseigenschaften auf allen Ebenen der Supply Chain, vom Produzenten bis zum Konsu­
menten. Ein Blick zurück in die Vergangenheit macht deutlich, dass sich die Organisation
der Kontrolle im Laufe der Zeit stark gewandelt hat. Die einstmals privatwirtschaftlich
organisierte Überprüfung gerät zunehmend unter staatlichen Einfluss (54).
Richtlinien für den ökologischen Landbau wurden bis 1990 in erster Linie durch

Anbauverbände gestaltet. Ab diesem Zeitpunkt traten zunehmend Gesetze und Verord­
nungen in den Vordergrund, durch die die öffentliche Hand den wachsenden Markt für
Produkte des ökologischen Landbaus einer effektiven Kontrolle unterwerfen wollte. Die
einst lokal organisierten Märkte wurden internationaler und stellten insbesondere die
Kontrolle von Öko­Lebensmitteln vor neue Herausforderungen. In den USA wurde im
Jahr 1990 mit dem “Organic Foods Production Act” (OFPA) das erste Mal ein gemein­
samer Standard und gesetzlicher Rahmen gesetzt; in der Europäischen Union wurde 1991
die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (Öko­Verordnung) veröffentlicht. Ein wichtiger Teil
dieser gesetzlichen Regelungen ist ein Third­Party­Zertifizierungssystem über die ganze
Wertschöpfungskette (13).
Die hohe Komplexität dieses Kontrollsystems birgt eine Reihe interner und externer

Risiken. Gerade in den letzten Jahren wurde es durch das starke Marktwachstum mehr
und mehr nötig, das Verbrauchervertrauen durch effektivere Kontrollen zu sichern. Die
Presse nimmt das Öko­Kontrollsystem immer kritischer unter die Lupe. So machte z. B.
„Der Spiegel“ am 03. September 2007 „Die Bio­Welle – vom Öko­Traum zur globalen
Massenproduktion“ zum Titelthema und kritisierte u. a., dass durch den Bio­Boom die
Branche immer unübersichtlicher und anfälliger für Betrüger wird (12).
Zudem hat sich der EU­Agrarrat am 28. Juni 2007 auf eine neue Verordnung zur

Produktion und Kennzeichnung von ökologischen Produkten verständigt. Ob diese neue
Verordnung, die am 1. Januar 2009 in Kraft treten soll, den Anforderungen des stetig
wachsenden Öko­Markts genügt, ist noch offen. Die neue Verordnung und die folgende
Umsetzung können auch als deutlicher Schritt zu einem vermehrt formalen und staatlich
kontrollierten System gesehen werden. Doch hier entsteht eine Kontroverse. Auf der einen
Seite steht die Forderung nach einer absolut lückenlosen und verlässlichen Prüfung und
der Garantie für die ökologische Produktion der Erzeugnisse. Andererseits wächst hier­
durch die Gefahr eines bürokratischen Überwachungsapparates (58). Die Unzufriedenheit
mit dem System aufseiten der Unternehmen könnte zunehmen. Aber gerade für die Glaub­
würdigkeit des Systems sowie eine erfolgreiche Umsetzung der neuen EU­Ökoverordnung
ist es notwendig, dass die Produzenten hinter dem System stehen und es akzeptieren.
Ziel dieses Beitrages ist es daher, erste Daten zurAkzeptanz des Systems bei den Land­

wirten zu erheben und darauf aufbauend Handlungsempfehlungen für die politische Wei­
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terentwicklung zu geben. Untersuchungen hierüber liegen bisher kaum vor. Im Rahmen
der Studie wurden 126 deutsche Öko­Landwirte befragt. Im Mittelpunkt der empirischen
Untersuchung stehen zwei Hauptfragen: Mit der ersten Frage wird die Wahrnehmung der
Reliabilität des Systems aus Sicht der Landwirte untersucht. Dabei spielen insbesondere
die Erfahrungen der Produzenten mit dem Zertifizierungsprozess eine wichtige Rolle. Die
zweite Frage beschäftigt sich mit den Entwicklungschancen der Öko­Kontrolle bzw. der
zukünftigenAusrichtung des Systems. Darüber hinaus werden aber auch die Zufriedenheit
sowie die Kosten­/Nutzeneinschätzungen der Produzenten untersucht.
Bevor die statistischen Ergebnisse dieser Studie vorgestellt werden, wird dem Leser

zunächst ein Einblick in die historische Entwicklung des Ökolandbaus in Deutschland
(Kap. 2), die Systemkonzeption der Öko­Zertifizierung (Kap. 3) sowie ein Überblick
zur Kontroll­ und Vertrauensproblematik des Öko­Kontrollsystems (Kap. 4) gegeben.
Anschließend werden die empirischen Resultate der Studie vorgestellt (Kap. 5). Aufbau­
end auf einer Zusammenfassung dieser Ergebnisse (Kap. 6) werden im letzten Kapitel
Optionen für die politische Weiterentwicklung der Öko­Zertifizierung (Kap. 7) disku­
tiert.

2 Entwicklung des Ökolandbaus in Deutschland

2.1 Entstehungsphase

Historisch gesehen gehen die Wurzeln des ökologischen Landbaus auf eine sozial­ökolo­
gische Bewegung zurück, die ganzheitliches Denken und die Kreislaufwirtschaft in das
Zentrum ihrer Wirtschafts­ und Lebensanschauung stellte. Die Anhänger dieser Land­
baubewegung entwickelten alternative Bewirtschaftungskonzepte zum konventionellen
Anbau. Sie teilten ihre Wertvorstellungen, Ideale und Ziele und etablierten somit intern
ein eigenes Wertesystem.
Einer der wichtigsten Vertreter war rudolf steiner, der 1924 die biologisch­dyna­

mische Agrarkultur begründete (49). Er betrachtet den landwirtschaftlichen Betrieb als
lebendige Individualität und Organismus. In der biologisch­dynamischen Landwirtschaft
finden Präparate mit speziellen Zubereitungen, zum Beispiel aus Heilkräutern und Quarz,
Anwendung. Ähnlich dem homöopathischen Prinzip werden kleinste Mengen im Dünger
oder im wachsenden Pflanzenbestand eingesetzt (27; 55). Institutionalisiert wurde diese
Bewegung durch die Gründung einer Reihe gemeinnütziger Vereine.
Insgesamt war diese Entstehungsphase durch starke ideelle Bindungen und kleine

Gruppengrößen gekennzeichnet. Formelle Kontrollstrukturen waren nicht notwendig.

2.2 Erste Wachstumsphase: Umweltbewegung

Ende der 1960er­Jahre wurde vermehrt über Umweltkatastrophen diskutiert („The Limits
to Growth“, 33) und ein neues Umweltbewusstsein entstand. Der ökologische Landbau
wurde in der Folge als umweltgerechte und nachhaltige Produktionsmethode anerkannt
und das Interesse an der Bewirtschaftungsform breiter. Ein erstes deutliches Größenwachs­
tum setzte ein (44). Eine Vielzahl von Erzeugerverbänden wie Bioland oder Naturland auf
nationaler Ebene oder aber die IFOAM (International Federation of Organic Agricultural
Movements) als internationale Dachorganisation wurden gegründet.
Der erste Wachstumsimpuls konnte durch das Vereinssystem abgefangen werden. Die

Umweltbewegung führte zu einer verstärkten „ethischen Aufladung“ der Vereine. Gleich­
zeitig wurden die Vereine durch die Etablierung als Anbauverbände zum ökologischen
Landbau weiter institutionalisiert. Sie differenzierten sich mit wachsender Mitgliederzahl
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weiter aus, wobei die Kodifizierung der verbandsspezifischen Produktionsstandards eine
wichtige Rolle spielte. Die interne Formalisierung der Kontrolle erforderte die Spezia­
lisierung innerhalb des Verbandes. Kontrolle und Entwicklung der Richtlinien wurden
verbandsintern delegiert und somit zunehmend die gegenseitige soziale durch die formale
Kontrolle ersetzt.

2.3 Zweite Wachstumsphase: Subventionierung und neue Absatzkanäle

Zur weiteren Ausdehnung der Ökobranche kam es durch die staatliche Förderung im Rah­
men der EG­Extensivierungsprogramme Ende der 1980er­Jahre. Die Verbandsmitglied­
schaft war Voraussetzung für die Förderung. Durch diese Maßnahmen wurden vermehrt
Akteure angezogen, die aus ökonomischen Motiven auf die ökologische Wirtschaftsweise
umstellten und nicht aufgrund ihrer Wertvorstellungen (10). In der Branche wurde Kri­
tik laut und die „Konventionalisierung“ vielfach abgelehnt (22, S. 21). Ein wichtiges
Element sorgte jedoch weiterhin für ausreichend Kohärenz des Verbandssystems: Einem
Ausschluss aus dem Verband folgte der Verlust der Qualitätsprämie und der staatlichen
Unterstützung durch die Förderprogramme.
Eine weitere Veränderung war mit der Erschließung neuer Absatzkanäle verbunden.

Verkauften die Landwirte zuvor ihre ökologischen Produkte primär im Direktabsatz und
über den regionalen Naturkostfachhandel sowie Reformhäuser (28), waren jetzt Einzel­
handelsketten interessiert, ökologische Produkte anzubieten. Rewe führte beispielsweise
im Jahr 1988 eine eigene ökologische Handelsmarke „Füllhorn“ ein. Durch diese Ent­
wicklung verstärkte sich die Glaubwürdigkeitsproblematik der ökologischen Qualität, da
Vertrauen nicht mehr über den Landwirt selbst hergestellt werden konnte.
Mit dem zweiten Wachstumsimpuls erreichte das bisherige Verbandssystem somit eine

kritische Grenze: Die Wertvorstellungen der Verbände wurden sekundär und ein Werte­
verlust trat ein, der das Verbandssystem in seiner Kohärenz gefährdete. Eine Initiative
zur Etablierung gemeinsamer Richtlinien (ÖPZ, Ökoprüfzeichen) unter einem Trägerdach
(AGÖL, Arbeitsgemeinschaft ökologischer Landbau) blieb erfolglos. Dies ging nicht
zuletzt auf die verschiedenen Wertvorstellungen und Ausrichtungen der Verbände zurück,
die sich über die Jahre hinweg entwickelt hatten.

2.4 Exogener „Schock“: Etablierung des Zertifizierungssystems

Vor dem oben skizzierten Hintergrund wird die Notwendigkeit zur Etablierung eines
Systems deutlich, welches auch auf größeren und anonymen Märkten die ökologische
Qualität glaubwürdig sicherstellen kann. Es ist daher nicht weiter überraschend, dass im
Jahr 1991 mit der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (Öko­Verordnung) ein europaweit
gesetzlich geregeltes Zertifizierungssystem etabliert wurde, welches auf den Verbands­
richtlinien basierte und diese damit in wesentlichen Teilen ersetzte. Die Verbandszugehö­
rigkeit ist seitdem nicht mehr notwendige Voraussetzung, um die Produkte als ökologisch
absetzen zu können. Während noch im Jahr 1996 87,9 % der Ökobetriebe gleichzeitig
einem Verband angehörten, waren im Jahr 2006 nur noch 54,9 % aller Betriebe, die öko­
logisch wirtschafteten, Verbandsmitglieder (45).
Das Verbandssystem wurde durch die Einführung der EU­Verordnung elementar

erschüttert. Die Qualitätssicherung und kontinuierliche Weiterentwicklung der Produk­
tionsstandards stellten bis dahin ein Kernstück der Verbandsarbeit dar. Diese Aufgabe
wurde nun von der Europäischen Union und den Öko­Kontrollstellen übernommen, die
als neutrale Institutionen die Einhaltung der Richtlinien überprüften.
Die Verbände reagierten auf diesen Eingriff auf unterschiedlichen Ebenen, ohne sich

jedoch ganz aus der Kontrolle zurückzuziehen. Die überwiegende Zahl der Verbände for­
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mulierte – zusätzlich zur EU­Verordnung – verbandsintern eigene Richtlinien. Weiter aus­
gebaut wurden die Aufgaben im Sinne einer Erzeugergemeinschaft wie ein gemeinsames
Marketing mit Corporate Identity und einem Label, aber auch Beratung. Sie gründeten
zudem Öko­Kontrollstellen, die auf informellem Wege weiterhin eng mit den Verbänden
zusammenarbeiteten.

2.5 Dritte Wachstumsphase: Agrarwende und „Bio-Boom“

Einen erneuten Wachstumsschub löste der Ausbruch von BSE und MKS aus. Der ökolo­
gische Landbau wurde von den Verbrauchern vielfach als die sichere Alternative wahr­
genommen und die Nachfrage stieg – insbesondere durch den vermehrten Vertrieb von
Ökoprodukten einiger großer Einzelhändler in Deutschland – deutlich an. Gestützt wurde
dies durch politische Impulse („Agrarwende“) seit dem Jahr 2000, die zu einer verstärkten
Subventionierung des ökologischen Landbaus führten (6).
Dementsprechend stellten mehr landwirtschaftliche Betriebe auf eine ökologische Pro­

duktionsweise um. Der Anteil an ökologisch bewirtschafteter Fläche ist von 2,3 % im Jahr
2000 auf 4,9 % im Jahr 2006 gestiegen (57; 60). Damit wurden 825 539 ha der landwirt­
schaftlich nutzbaren Fläche von 17 577 Öko­Betrieben, d. h., 4,6 % aller landwirtschaft­
lichen Betriebe, bewirtschaftet (60).
Der Umsatz von Ökolebensmitteln liegt nach einer Hochrechnung von hamm (23) für

das Jahr 2006 bei 4,6 Mrd. €, 2000 waren es nur 2,1 Mrd. €. Das entspricht jährlichen
Wachstumsraten von 15 bis 20 %. Die Ursache für dieses starke Wachstum kann vor allem
durch den Eintritt von konventionellen Discountern wie ALDI, PLUS und LIDL in den
Biomarkt sowie einer Sortimentsausweitung bei Bioprodukten gesehen werden. Fast jedes
konventionelle Produkt kann heute durch ein ökologisches ersetzt werden.
Nach einer Studie des Beratungsunternehmens KPMG und dem EHI Retail Institute

wird sich diese Entwicklung auch in den nächsten Jahren fortsetzen (KPMG und EHI
Retail Institute, 2006). Der Umsatzanteil von Biolebensmitteln am gesamten Lebensmit­
telmarkt wird sich demzufolge von 3 % auf das Doppelte im Jahr 2010 erhöhen.
Abbildung 1 gibt einen Überblick über einige Eckdaten und institutionelle Verände­

rungen in Bezug auf die Qualitätssicherung im ökologischen Landbau.
Insgesamt wird in diesem Kapitel deutlich, dass heute der Markt für ökologische Pro­

dukte durch eine Vielzahl neuer und zum Teil konventioneller Wettbewerber mit rein
ökonomischer Motivation gekennzeichnet ist. Das Spektrum reicht dabei von chinesischen
Landwirten über konventionelle Broker und klassische Markenartikler bis hin zu preis­
aggressiven Discountern. Des Weiteren kann der Handel mit ökologischen Lebensmit­
teln durch Warenknappheit, einen großen Importanteil sowie hohen Handelsspannen mit
entsprechenden Anreizen zu opportunistischem Verhalten beschrieben werden. Für die
Zukunftsfähigkeit des ökologischen Landbaus wird somit die Sicherstellung der Kontrolle
zur zentralen Herausforderung.
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3 Die Systemkonzeption der Öko-Zertifizierung

Historisch gesehen ist die EU­Öko­Zertifizierung ein recht junges System der Qualitätssi­
cherung. Es entstand aus dem Richtliniensystem der Ökoanbauverbände heraus, welches
viele Jahrzehnte lang die Einhaltung der ökologischen Standards sicherstellte. Seit der
Etablierung des Zertifizierungssystems durch die Öko­Verordnung müssen sich jedoch
„alle Betriebe, die Produkte erzeugen, aufbereiten, einführen oder vermarkten, die als
Erzeugnisse aus ökologischem Landbau gekennzeichnet sind, einem routinemäßigen Kon­
trollverfahren unterziehen, das den gemeinschaftlichen Mindestanforderungen entspricht“
(VO (EWG) Nr. 2092/91). Die Mitgliedsstaaten sind dazu verpflichtet, ein Kontrollver­
fahren einzuführen, das von einer oder mehreren hierfür bestimmten staatlichen Kon­
trollbehörden und/oder von einer oder mehreren zugelassenen privaten Kontrollstellen
durchzuführen ist. Dementsprechend haben sich in den einzelnen Mitgliedsstaaten unter­
schiedliche Systeme etabliert (54). In den meisten Ländern, wie auch in Deutschland, wird
das Kontrollverfahren durch mehrere privatwirtschaftlich organisierte Öko­Kontrollstel­
len unter staatlicher Aufsicht durchgeführt. In diesem durch staatliche Überwachungsbe­
hörden gesetzten Rahmen konkurrieren die Öko­Kontrollstellen. Die Landwirte, Verar­
beiter, Importeure oder Händler können zwischen verschiedenen Kontrollunternehmen
auswählen, die die Prüfung zu unterschiedlichen Konditionen anbieten. Ein besonderer
Fall der privaten Zertifizierung liegt in den Niederlanden vor, wo der Staat nur eine – quasi
monopolistisch agierende – private Öko­Kontrollstelle bevollmächtigt hat, alle Kontrollen
durchzuführen. Darüber hinaus sind aber auch vollkommen öffentlich gesteuerte Systeme

Abb. 1. Überblick zur Historie der Qualitätssicherung im Ökolandbau
Quelle: eigene Darstellung
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zu finden (z. B. in Dänemark und Finnland), bei denen sowohl die Durchführung der Kon­
trollen als auch die Aufsicht über das Kontrollsystem dem Staat obliegen (42).
In Deutschland wird die Umsetzung des Kontrollverfahrens durch das Öko­Land­

baugesetz (ÖLG) geregelt. Dabei obliegt es der Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung (BLE) die privaten Kontrollstellen zuzulassen, während Länder­Behörden die
Tätigkeit überwachen.
Anders als die verschiedenen Zertifizierungssysteme, die sich in der deutschen und

europäischen Lebensmittelproduktion und Verarbeitung etabliert haben (GlobalGap, IFS,
QS Qualität und Sicherheit), stellt die Öko­Zertifizierung nach EG­Öko­Verordnung einen
staatlichenAnsatz dar. Bei einem gesetzlich geregelten Kontrollsystem gibt der Staat über­
greifende Zertifizierungsstandards vor, während privatwirtschaftliche Konzepte häufig
vom Einzelhandel oder den betroffenen Branchen initiiert werden. Der vorrangige Ein­
satzbereich staatlicher Systeme in der Lebensmittelwirtschaft liegt daher auch im Bereich
von Nahrungsmitteln, bei denen sich der Konsument nicht selbst von der Richtigkeit der
Qualitätsangaben überzeugen kann (Prozessqualität, Herkunftsangabe, Zutaten usw.).
Dementsprechend unterschiedlich sind auch die Zielsetzungen gesetzlich geregel­

ter und privater Zertifizierungsstandards. Während privatwirtschaftliche Systeme ihren
Zielschwerpunkt häufig neben der Produktsicherheit u. a. auch auf die Senkung von Trans­
aktionskosten, die Prozessführerschaft und die Reduktion von Kundenaudits legen, ver­
folgt die Öko­Zertifizierung das eindeutige Ziel des Verbraucherschutzes. Das Vertrauen
des Verbrauchers in die Produkte des ökologischen Landbaus soll gestärkt, Transparenz in
der Erzeugung und Verarbeitung gewährleistet und ein lauterer Wettbewerb gesichert wer­
den (VO (EWG) Nr. 2092/91). Die nachfolgende Tabelle 1 ordnet die Öko­Zertifizierung
in die unterschiedlichen Qualitätssicherungssysteme in der Lebensmittelbranche ein:



508 Holger Schulze, Gabriele Jahn, Jochen Neuendorff, Achim Spiller

Tabelle 1. Institutionelle Einordnung des Öko-Zertifizierungssystems in die
Qualitätssicherung

Typ 1: Qualitätssiche-
rung in integrierten
Systemketten

Typ 2: Qualitäts-
sicherung durch
privatwirtschaftliche
Zertifizierung

Typ 3: Qualitätssiche-
rung durch gesetzlich
geregelte Zertifizie-
rung

Beispiel Geflügelwirtschaft,
Danske Slagterier

ISO 9000, HACCP, QS
Qualität und Sicherheit,
IFS, GlobalGap

Öko­Zertifizierung,
Geschützte Herkunfts­
angaben

Zielrichtung Prozessführerschaft
eines Leitunternehmens

Standardisiertes Sys­
tem zur Senkung von
Transaktionskosten

Verbraucherschutzpoli­
tik des Staates

Strategie Vertikale Integration
oder strikte vertrag­
liche Bindung

Neutrale Zertifizierung
und Akkreditierung als
Signal in der Supply
Chain

Gesetzliche Standards
und ggf. Teilprivatisie­
rung der Kontrolle

Instrumente Qualitätssicherung
durch:
Liefer­ und Bezugs­●
pflichten
Qualitätsvorgaben●
Direkte Kontroll­●
rechte
Kundenaudits●

Qualitätssicherung●
durch:
Betriebsindi­●
viduelles Qua­
litätsmanagement
Standardisierte,●
branchenbezogene o.
­übergreifende Qua­
litätsanforderungen
Third party audit●

Qualitätssicherung
durch:
Gesetzliche Stan­●
dards
Staatliche Kontrolle●
oder privatwirt­
schaftlich orga­
nisierte Zertifizierer,
die staatlich akkredi­
tiert sind

Marketing Primat der Marken­●
politik
Gütezeichen stehen●
in einem systema­
tischen Konflikt zu
Marken

Markenpolitik und●
Labeling innerhalb
der Supply Chain

Primat des Labeling●
aus Gründen der
größeren Markt­
transparenz für die
Verbraucher

Voraussetzung Machtübergewicht●
eines Unternehmens
Hohe spezifische●
Investitionen

Konsens über Stan­●
dards in der Branche

Politische Einigung●
auf Standards
Staatlicher Zwang●
bzw. Subventionen
zur Umsetzung

Reichweite Exklusives Netzwerk Im Grundsatz offen Notwendig offen

Höhe der
Standards

Beliebig wählbar in
Abhängigkeit von den
Marketingzielen

In aller Regel knapp
über gesetzlichem Ni­
veau (Ausnahmen bei
kleineren Verbänden)

Grundsätzlich frei
wählbar, abhängig vom
politischen Entschei­
dungsprozess, rent
seeking und Lobbying

Geeignet für: Premiumseg­
ment mit unter­
nehmensspezifischen
Qualitätsanforderungen

Absicherung der Stan­
dardware bei Beibe­
haltung der Marktfle­
xibilität

Produkte mit einem
hohen Maß an Vertrau­
enseigenschaften

Quelle: eigene Darstellung
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Bei dem angesprochenen System der Öko­Zertifizierung handelt es sich um ein stufen­
übergreifendes Konzept, welches in die gesamte Wertschöpfungskette eingebunden ist.
Neben landwirtschaftlichen Primärerzeugern, die in ihrem Betrieb ökologische Produkte
erzeugen, müssen sich weiterhin auch Verarbeiter, Importeure sowie Gastronomiebetriebe
dem gemeinschaftlichen Zertifizierungsverfahren nach EG­VO Nr. 2092/91 unterziehen.
Das Öko­Zertifikat und korrespondierende Zeichen wie das Bio­Siegel dienen als Qua­

litätssignal gegenüber dem Verbraucher. Sie geben einen Nachweis über die Einhaltung
der Richtlinien und stellen dadurch Verbrauchervertrauen her. Die Basisstruktur des Öko­
Zertifizierungssystems mit seinen Teilnehmern ist in Abbildung 2 aufgeführt.

Ein besonderes Merkmal ist hierbei die Überprüfung durch unabhängige und unparteiische
Dritte (Auditoren) auf Basis extern normierter Anforderungen (VO (EWG) Nr. 2092/91
bzw. nationales Ökolandbaugesetz, ÖLG) (26; 32). Das „third party audit“ wird von Prü­
fern vorgenommen, die ihrerseits selber zugelassen sein müssen: „Certification is the
(voluntary) assessment and approval by an (accredited) party on an (accredited) standard”
(34, S. 45). Die Güte der Zertifizierung wird durch nationale Akkreditierungsstellen und
die behördliche Überwachung abgesichert. Die Öko­Kontrollstellen müssen dabei ihrer­
seits ein hausinternes Qualitätsmanagementsystem nach EN 45011 bzw. ISO­Guide 65
einführen, damit eine Vergleichbarkeit von Zertifikatsergebnissen erreicht wird.
Die Bio­Inspektion selbst ist in erster Linie eine Verfahrenskontrolle. Das heißt, der

Auditor überprüft das Produktionssystem und schließt aufgrund dieser Ergebnisse auf
die ordnungsgemäße Herstellung des Produktes. In begründeten Verdachtsmomenten wird
diese im Einzelfall durch stichprobenhafte Produktkontrollen ergänzt (58). Kontrolliert
werden bei den Landwirten vor allem:
die pflanzliche und tierische Erzeugung,●
der Ein­ und Verkauf von Betriebsmitteln und Produkten (Warenstromkontrolle),●
die Lagerhaltung,●
die Aufbereitung bzw. Verarbeitung, soweit vorhanden.●

Dagegen beinhaltet die Überprüfung der Verarbeiter und Händler von Biolebensmitteln
die folgenden Kontrollbereiche:
den Wareneingang (Art, Herkunft, Qualität und Menge der Rohstoffe),●
die Aufbereitungsprozesse im Unternehmen (z. B. Rezepturen),●

Abb. 2. Grundaufbau eines Zertifizierungssystems
Quelle: eigene Darstellung
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den Warenausgang (Art, Menge und Abnehmer der Erzeugnisse),●
die Kennzeichnung und Bewerbung der Produkte,●
die Lagerhaltung und den Lagerschutz,●
den Transport der ökologischen Produkte,●
die Trennung und Identifizierung von ökologischer und konventioneller Produktion,●
soweit im Unternehmen auch konventionelle Erzeugnisse aufbereitet werden (18).

Um den verändertenAnforderungen des ökologischen Marktes gerecht zu werden, hat sich
der Agrarrat im letzen Jahr (28. Juni 2007) auf eine neue Verordnung zur Produktion und
Kennzeichnung von ökologischen Produkten verständigt (VO (EG) Nr. 834/2007). Die
Öko­Kontrolle soll künftig europaweit durch staatliche Behörden durchgeführt werden,
die nur „genau beschriebeneAufgaben“ an private Öko­Kontrollstellen übertragen dürfen.
Insgesamt kann die Neuregelung als deutlicher Schritt zu einem vermehrt staatlichen und
formalen Kontrollsystem betrachtet werden. Die neue Verordnung soll am 1. Januar 2009
in Kraft treten. Auch die Durchführungsbestimmungen wurden mit der VO (EG) Nr.
889/2008 veröffentlicht. Da bislang jedoch noch keine veröffentlichte Neufassung des
deutschen Ökolandbaugesetzes und der zugehörigen Verordnungen der Bundesländer vor­
liegen, können noch nicht alle positiven und negativen Konsequenzen für die zukünftige
Entwicklung des ökologischen Landbaues abgeschätzt werden.
Neben der hier vorgestellten Öko­Zertifizierung nach der EG­Verordnung über den

ökologischen Landbau existiert in der Praxis auch weiterhin die durch die Anbauver­
bände (z. B. Bioland, Demeter) privat organisierte Kontrolle, die über den Anforderungen
der EU liegt. Dieses private Labeling geht auf die in Abschnitt 2.2 dargestellten histo­
rischen Ursprünge der ökologischen Produktion zurück. Dabei erfolgt die Kontrolle der
landwirtschaftlichen Betriebe seit 1998 nicht mehr selbst durch die Verbände, sondern
ebenfalls durch die staatlich zugelassenen Öko­Kontrollstellen, und zwar vorrangig durch
die verbandseigenen bzw. verbandsnahen Stellen (z. B. ABCert). EU­Ökokontrolle und
Verbandskontrolle werden somit gemeinsam vorgenommen.

4 Kontroll- und Vertrauensproblematik der Öko-Kontrolle

Märkte sind in der Praxis oftmals durch weit reichende Informationsdefizite – häufig zu
Lasten der Konsumenten – geprägt. Gegenüber anderen Warenmärkten sind die Infor­
mationsasymmetrien auf Lebensmittelmärkten und insbesondere auf dem Markt für öko­
logische Produkte sehr groß, da Anbau­ und Verarbeitungsmethoden komplex und die
Prozessattribute am Endprodukt oft nicht mehr nachweisbar sind (46, S. 9). Gleichzeitig
fragen die Konsumenten in den letzten Jahren diese Attribute zunehmend differenzierter
nach.
Wie in dem Kapitel 2 schon aufgezeigt, stellt dies die Marktakteure kontinuierlich vor

die Herausforderung, die Kontrollsysteme (weiter) zu entwickeln, die diese Prozesseigen­
schaften sicherstellen.
Um die Anforderungen an die Kontrollsysteme zu verdeutlichen, soll zunächst eine

informationsökonomische Betrachtung dieser Gütereigenschaften vorgenommen werden.
Die traditionell in der Informationsökonomik analysierten Such­, Erfahrungs­ und Ver­
trauenseigenschaften (36, S. 11) werden für diese Betrachtung um eine weitere Kategorie,
die sogenannten Potemkin­Eigenschaften, ergänzt (51; 47). Güter mit Potemkin­Eigen­
schaften zeichnen sich dadurch aus, dass am Endprodukt weder durch den Käufer noch
durch externe Institutionen eine Qualitätsüberprüfung vorgenommen werden kann (vgl.
Abb. 3). Es handelt sich dabei häufig um Prozessqualitäten, die auch bei einer Laborana­
lyse nicht mehr nachzuweisen sind, wie beispielsweise der biologischeAnbau von Lebens­
mitteln, die geografische Herkunft eines Produktes oder die artgerechte Tierhaltung.
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Im Gegensatz dazu haben bei Vertrauenseigenschaften externe Verbraucherschutz­
organisationen, der Staat und Konkurrenten die Möglichkeit, Qualitätsdefizite durch
eingehende Untersuchungen des Endproduktes aufzudecken (z. B. Pflanzenschutz­
mittelbelastung eines Erzeugnisses). Bei solchen Vertrauensattributen ist es möglich, mit­
tels Selbstbindung der Anbieter, etwa durch hohe Investitionen in Analysen und Werbung,
ein glaubwürdiges Qualitätssignal an die Nachfrager zu senden und so die Informations­
asymmetrie aufzuheben (3). Die Nachfrager wiederum werden diesem Signal vertrauen,
da eine realistische Gefahr der Aufdeckung von Qualitätsmängeln – und damit der Ent­
wertung der Investitionen (sunk costs) des Anbieters – besteht.
Bei Potemkin­Eigenschaften ist das Informationsdefizit hingegen nicht überbrückbar.

Es kann zu Prozessen der adversen Selektion kommen, da Qualitätsaussagen weitgehend
risikolos getätigt werden können. Denn, wann immer der Käufer zugesicherte Attribute
einer Ware vor und nach dem Kauf nicht kontrollieren kann, besteht aufseiten des Anbie­
ters der Anreiz, die unbeobachtbare Qualität bewusst zu verschlechtern (Moral Hazard)
(53). Aufgrund der möglichen Irreführung des Kunden entsteht somit ein Risiko für den
Nachfrager, welches dazu führt, dass die Zahlungsbereitschaft des Nachfragers sinkt. Der
Marktpreis wird somit langfristig auf den Wert eines geringwertigen Gutes fallen und das
opportunistische Verhalten in Konsequenz zu einem Marktversagen führen (1).
Negative Folgen für den Konsumenten lassen sich nur dann verhindern, wenn es

gelingt, die Vertrauenswürdigkeit desAnbieters glaubwürdig zu kommunizieren.Aus oben
genannten Gründen ist dem einzelnen Anbieter allerdings bei Potemkin­Eigenschaften
wie der ökologischen Qualität keine glaubwürdige Selbstbindung möglich. Aus diesem
Grund sind Kontrollvarianten wie das Verbandssystem oder die EU­Ökozertifizierung
von besonderer Relevanz, da sie auf die gesamte Wertschöpfungskette bezogen sind und
eine prozessbegleitende Qualitätssicherung gewährleisten. Gleichwohl sind die Labels für
ökologische Produkte für den Konsumenten, der die zugrunde liegenden Standards und
Kontrollsysteme nur begrenzt beurteilen und bewerten kann, ihrerseits ein Potemkingut.
„In general, the value of the labeling service depends on the credibility and reputations of
the entity providing the service“ (19, S. 134). Nur dann, wenn es gelingt, Bekanntheit und
Reputation für die Labels aufzubauen, können sie die Funktionsweise des Marktes sichern.
Dies verlangt indes hohe spezifische Investitionen und/oder strategisches Commitment
vieler Akteure innerhalb einer Branche.
Eine verlässliche und glaubwürdige Qualitätssicherung ist somit Grundvoraussetzung

für den zukünftigen Erfolg der ökologischen Produktion. Anreize für opportunistisches
Verhalten, etwa in Form von Trittbrettfahrern, sollten auf ein Minimum beschränkt blei­
ben. Nur dann kann auf der Konsumentenseite auch längerfristig das Vertrauen in die
ökologische Qualität sichergestellt werden.

Abb. 3. Informationsökonomische Gütertypologie
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an 51
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Allerdings hat schon der Nitrofen­Skandal, bei dem eine Lagerhalle von Ökogetreide
einstmals als Pestizidlager gedient hatte und sich daher Nitrofen­Rückstände im Öko­
getreide fanden, gezeigt, wie leicht das Vertrauen der Verbraucher in die ökologische
Landwirtschaft erschüttert werden kann (4). Darüber hinaus gerät die Öko­Kontrolle auch
aktuell zunehmend unter Druck. Die Glaubwürdigkeit des Systems wird immer mehr in
Frage gestellt.
Als Ursache für diesen Vertrauensverlust kann neben der zunehmenden Internationali­

sierung des Handels mit Öko­Lebensmitteln vor allem der Wertewandel gesehen werden.
Während früher in der Öko­Branche ideelle Werte dominierten, rücken durch geänderte
Marktbedingungen, z. B. den Einstieg konventioneller Discounter in den Bio­Markt (vgl.
Abschn. 2.5), immer mehr ökonomische Beweggründe in den Vordergrund. Es besteht die
Gefahr, dass durch die Verdrängung der ideellen Motive langfristig auch die Elemente
des „Zusatznutzens“ von ökologischen Lebensmitteln – insbesondere faire Preise oder
möglichst regionale Kreisläufe – verloren gehen und dadurch das Vertrauen in die „Marke
Bio“ immer stärker abnimmt (7). Viele Branchenkenner nehmen diese Erosion des Werte­
fundaments, das über lange Jahre hinweg die Besonderheiten des Bio­Marktes ausgemacht
und viel zu seiner emotionalen Basis beigetragen hat, derzeit wahr (48, S. 31).
Es fehlen jedoch empirische Studien, die diese Werte sowie die Glaubwürdigkeit des

Öko­Zertifizierungssystems aus Sicht der Anwender (z. B. von Landwirten oder Verarbei­
tern) tiefer gehend analysieren. Im Rahmen der folgenden Untersuchung wird deshalb die
wahrgenommene Reliabilität sowie die potenzielle zukünftige Ausrichtung des Öko­Zer­
tifizierungssystems aus Sicht der Protagonisten – der Landwirte, also derjenigen, die am
längsten über Erfahrungen mit der Öko­Kontrolle verfügen – analysiert. Darüber hinaus
werden die Produzenten aber u. a. auch zur Zufriedenheit und Kosten­/Nutzeneinschät­
zung des Systems befragt. Die Ergebnisse dieser Studie dienen als Basis, um Handlungs­
empfehlungen für die Weiterentwicklung der Öko­Zertifizierung abzuleiten.

5 Empirische Untersuchung

5.1 Charakterisierung der Stichprobe

Für die Auswahl der Stichprobe konnten im World Wide Web die Kontaktdaten von 3167
Öko­Landwirten in Deutschland, hauptsächlich über die öffentlichen Seiten der Öko­
Verbände, recherchiert werden. Als Untersuchungsmethode wurde aus Kosten­ und Zeit­
gründen eine Onlinebefragung gewählt. Es konnten somit nur die 1120 Landwirte erreicht
werden, die über eine E­Mail­Adresse verfügten. Die Responsequote der Befragung lag
bei 11,25 % (126 Probanden).
Durchschnittlich dauerte das Ausfüllen des Fragebogens 12 Minuten. Dabei wurden

primär Betriebsleiter oder Geschäftsführer (92,1 %) und Hofnachfolger (9,5 %) befragt.
Die befragten Personen, hauptsächlich Männer (89,7 %), waren im Schnitt 45 Jahre alt
und haben überwiegend (81,6 %) eine landwirtschaftliche oder gartenbaulicheAusbildung
abgeschlossen.
Im Mittel sind die befragten Betriebe bereits 15,7 Jahre im ökologischen Landbau

aktiv. Das deutet darauf hin, dass viele sich zu den Pionieren zählen können. Darüber
hinaus sind fast alle Landwirte Mitglied in einem Verband (98,4 %), davon 59,5 % Bio­
land­Betriebe und 15,9 % Demeter­Mitglieder. Die Demeter­Betriebe sind dabei signifi­
kant länger im Ökolandbau tätig (22,4 Jahre) als die Bioland­Mitglieder (14,8 Jahre) (vgl.
Tab. 5 im Anhang).
Die regionale Verteilung der Bio­Betriebe entspricht annähernd der tatsächlichen

Struktur in Deutschland (45). Der größte Teil der Unternehmen liegt in Süddeutschland,
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in Bayern (24,6 %) und Baden­Württemberg (23,8 %). Nordrhein­Westfalen (9,5 %) und
Niedersachsen (7,9 %) sowie die anderen Bundesländer sind nur zu geringen Teilen in der
Stichprobe vertreten. 77,6 % der befragten Unternehmen sind Haupterwerbsbetriebe und
22,4 % Nebenerwerbsbetriebe. Des Weiteren sind 25,4 % der Unternehmen Pflanzenbau­
betriebe (Ackerbau, Dauerkultur, Gartenbau > 1/3 Gesamt­DB, aber < 2/3 Gesamt­DB),
16,7 % Viehhaltungsverbundsbetriebe (Grünland, Veredlung, Weidevieh >1/3, aber <2/3),
14,3 % Ackerbaubetriebe (>2/3) und 11,9 % Gartenbaubetriebe (>2/3). Im Mittel handelt
es sich dabei um größere Betriebe (81,5 ha pro Unternehmen) als dies im Durchschnitt im
ökologischen Landbau in Deutschland der Fall ist (57,4 ha pro Unternehmen; nach 38).
Dabei sind die norddeutschen Betriebe signifikant größer (133,7 ha) als die süddeutschen
(39,9 ha) (vgl. Tab. 4 im Anhang). Des Weiteren weisen auch die seit 11–20 Jahren im
Biobereich tätigen Unternehmen eine signifikant größere Fläche auf (138,4 ha) als die
jüngeren (29,0 ha) und älteren (41,4 ha) Biobetriebe (vgl. Tab. 2 im Anhang).
Für die meisten Landwirte ist die Direktvermarktung der Hauptabsatzweg. 85,7 %

erhalten 54,9 % ihres Gesamteinkommens durch diesen Absatzkanal. Vor allem für die
kleineren und älteren Betriebe ist die Direktvermarktung mit 69,4 % des Gesamteinkom­
mens das wichtigste Geschäftsfeld (vgl. Tab. 3 und im Anhang).
Die Zertifizierung der ökologischen Betriebe wurde von 12 Prüfstellen vorgenommen.

ABCert hat mit 55,9 % den größten Anteil der EU­Ökozertifikate vergeben, gefolgt vom
Kontrollverein (10,2 %) und GfRS (9,3 %). Diese Verteilung entspricht auch ungefähr
der Mitgliedschaft in den Verbänden. So wurden fast alle Bioland­Mitglieder (88,7 %)
von ABCert und ein großer Teil aller Demeter­Betriebe (58,8 %) vom Kontrollverein
überprüft.
Insgesamt kann die Stichprobe als “convenience sample” betrachtet werden, da nicht

alle Ansprüche der Repräsentativität erfüllt werden. Dabei ist insbesondere der hohe
Anteil an Verbandsbetrieben darauf zurückzuführen, dass diese wesentlich besser im Inter­
net vertreten sind als die Nicht­Verbands­Mitglieder. Darüber hinaus deutet die Größe
der Betriebe darauf hin, dass es sich überwiegend um zukunftsorientierte Unternehmen
handelt, die sich im Rahmen der Strukturveränderungen in der deutschen Landwirtschaft
besser durchsetzen können.
Um zu überprüfen, ob systematische Verzerrungen (non­response bias) die Ergebnisse

der Stichprobe beeinflussen, wurden unabhängige T­Tests durchgeführt. Dabei wurden
die Mittelwerte der einzelnen Items von Probanden verglichen, die früh bzw. spät die
Befragung durchgeführt haben. Dieser Armstrong­Overton­Test zur Analyse von systema­
tischen Verzerrungen zeigte, dass keine signifikanten Unterschiede vorliegen (2).
Der Fragebogen sowie die Häufigkeitsauszählungen sind auf der Homepage der Georg­

August­Universität­Göttingen, Department für Agrarökonomie und Rurale Entwicklung,
Lehrstuhl „Marketing für Lebensmittel und Agrarprodukte“ unter http://www.uni­goettin­
gen.de/de/11226.html abrufbar.

5.2 Zufriedenheit der Produzenten mit der Öko-Zertifizierung

AmAnfang der empirischen Untersuchung wurden die Probanden mit der Frage konfron­
tiert, wie diese die Öko­Zertifizierung auf einer Skala von 1 bis 6 (von 1 = vollkommen
zufrieden bis 6 = vollkommen unzufrieden) bewerten würden. Das Ergebnis mit einem
Mittelwert von 2,97 zeigt, dass die Landwirte größtenteils zufrieden mit dem System
sind. Im Vergleich zu anderen Zertifizierungssystemen in der Land­ und Ernährungswirt­
schaft (z. B. QS oder EurepGap) ist das ein verhältnismäßig gutes Ergebnis (vgl. 14; 5;
25; 26). Trotzdem sollte von einem Zertifizierungssystem eine höhere Zufriedenheit bei
den Protagonisten erwartet werden. Denn schließlich signalisiert die Zufriedenheit auch,
inwiefern die Landwirte hinter dem System stehen. Und angesichts des bei Zufrieden­
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heitsfragen regelmäßig beobachteten Positiv­Bias schneidet das System entsprechend der
Häufigkeitsverteilung nur mittelmäßig ab (vgl. Abb. 4). Es besteht also noch ein deutliches
Verbesserungspotenzial.
Im Hinblick auf die unterschiedlichen betrieblichen und externen Strukturen des Daten­
satzes (vgl. Abschn. 5.1) ergeben sich keine signifikanten Unterschiede bezüglich der
Zufriedenheit mit dem System. Im Folgenden werden die weiteren Ergebnisse der Studie
vorgestellt.

5.3 Eigenschaften der Öko-Zertifizierung aus Sicht der Produzenten

Im Rahmen eines Polaritätenprofils wurden die Eigenschaften ermittelt, die die Produ­
zenten der Öko­Zertifizierung zuordnen (Abb. 5). Die Ergebnisse zeigen, dass das System
insgesamt als sinnvoll und wichtig bewertet wird. Weitergehende Analysen verdeutlichen
darüber hinaus, dass die Bioland­Betriebe das System als wichtiger (1,6) beurteilen als die
Demeter­Mitglieder (2,6) (vgl. Tab. 5 im Anhang).
Ferner betrachten die Landwirte das System jedoch als zunehmend bürokratisch und

teuer. Allerdings wird die Öko­Zertifizierung auch als überwiegend verlässlich einge­
schätzt.
Bei den anderen Eigenschaften zeigt sich kein eindeutiges Meinungsbild. So wird das

System einerseits als etwas kompliziert und andererseits als fair, motivierend und zeitlos
bewertet.
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Abb. 4. Zufriedenheit mit der Öko­Zertifizierung
Quelle: eigene Darstellung
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Abb. 5. Einstellungsprofil zur Öko­Zertifizierung
Quelle: eigene Darstellung

Abb. 6. Kosten­Nutzen­Einschätzungen der Öko­Landwirte
Quelle: eigene Darstellung
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5.4 Kosten-Nutzen-Bewertungen der Öko-Zertifizierung

Bei der Kosten­Nutzen­Betrachtung des Systems (vgl. Abb. 6) bestätigen sich die Ein­
schätzungen, die im vorherigen Abschnitt getroffen wurden. Der bürokratische Aufwand
und die zeitliche Inanspruchnahme für den Zertifizierungsprozess sind ziemlich hoch.
Positive Einflüsse auf die Geschäftsabläufe oder das Betriebsmanagement werden nicht
wahrgenommen. Nicht alle Befragten sehen die Kosten durch den Nutzen des Systems
gerechtfertigt. Über die Eignung der Kontrollen, Verstöße gegen die Richtlinien oder
„Schwarze Schafe“ aufzudecken, sind sich die Landwirte unsicher. Weitergehende Ana­
lysen diesbezüglich zeigen, dass die Verbandszugehörigkeit einen signifikanten Einfluss
auf die Wahrnehmung der Entdeckungswahrscheinlichkeit hat (vgl. Tab. 5 imAnhang). So
glauben Bioland­Produzenten im Vergleich zu Demeter­Mitgliedern eher, dass Verstöße
gegen Richtlinien auffallen. Darüber hinaus sehen die Bioland­Betriebe dieAuswirkungen
auf das betriebliche Management nicht ganz so negativ wie die Demeter­Produzenten. Bei
den anderen deskriptiven Variablen ergeben sich keine signifikanten Unterschiede bezüg­
lich der Kosten­Nutzen­Betrachtung des Öko­Zertifizierungssystems.

5.5 Erfahrungen der Landwirte mit dem Zertifizierungsprozess

Im Rahmen dieses Abschnitts geht es um die Erfahrungen der Landwirte, die sie mit den
Prüfern und Zertifizierungsstellen gemacht haben. Insgesamt bescheinigen die Befragten
den Auditoren mehrheitlich eine gute Prüfungsqualität (vgl. Abb. 7). Das notwendige
Wissen wie auch die Sorgfalt und Gründlichkeit des Kontrolleurs waren vorhanden. Die
Kontrolleure gaben den Befragten teilweise nebenbei gute Informationen. Doch lässt sich
aufgrund der zum Teil hohen Standardabweichungen schließen, dass das Vorgehen der
Prüfer insgesamt deutlich unterschiedlich wahrgenommen wird. So zeigen weiter gehende
Auswertungen: Die süddeutschen Betriebsleiter sind eher davon überzeugt, dass ihre Kon­
trolleure genauer sind, mehr Verstöße gegen die Richtlinien aufdecken und gleichzeitig
weniger Informationen während der Prüfung vermitteln als die Norddeutschen (vgl. Tab. 4
im Anhang). Des Weiteren geben auch die Landwirte der sehr großen Betriebe (>50 ha)
an, dass ihre Kontrolleure gegenüber anderen wesentlich sorgfältiger in der Prüfung sind
(vgl. Tab. 3 im Anhang).
Die nachfolgenden Statements zeigen ein ähnliches Bild im Hinblick auf die Öko­Kon­
trollstellen (vgl. Abb. 8). Auch hier sehen die Probanden Unterschiede in der Prüfqualität.
So bewerten die Befragten mehrheitlich ihre eigene Kontrollstelle als etwas sorgfältiger
und nach Aussage eines Teils der Befragten spielt es eine Rolle, welche Prüfungsgesell­
schaft den Betrieb kontrolliert; dies zeigt die starke Standardabweichung. Der Prüfbericht
wird nur als begrenzt informativ angesehen.
Negative Erfahrungen der Landwirte mit den Zertifizierungsstellen und den Prüfern kön­
nen dazu führen, dass diese die Öko­Kontrollstelle wechseln (vgl. Abb. 9). Bisher haben
jedoch erst 8,7 % der Probanden dieser Befragung ihre Zertifizierungsstelle gewechselt
und nur 15,9 % könnten sich einen Wechsel vorstellen. Dem entgegenstehen 56,4 %, für
die kein Wechsel in Frage kommt oder die ihrer Kontrollstelle auf jeden Fall treu bleiben.
19,0 % haben sich bezüglich dieser Problematik noch keine Gedanken gemacht.
Tiefer gehende Analysen zeigen, dass die Produzenten je nach Wechselbereitschaft

unterschiedliche Erfahrungen mit der Öko­Zertifizierung gemacht haben (vgl. Tab. 7 im
Anhang). Die Landwirte mit einer hohen Wechselbereitschaft bewerten die Prüfungsqua­
lität ihres Auditors (Expertenwissen, Gründlichkeit usw.), den Nutzen der Prüfung (z. B.
Hinweise für das betriebliche Management oder informativer Prüfbericht) sowie den büro­
kratischen Aufwand als signifikant schlechter als die Produzenten mit geringer Wechsel­
bereitschaft. Die Landwirte unterziehen sich folglich eher einem qualitativ höheren Audit,
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Abb. 7. Erfahrungen der Landwirte mit den Zertifizierern
Quelle: eigene Darstellung

Abb. 8. Erfahrungen mit den Kontrollstellen
Quelle: eigene Darstellung
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obwohl die Möglichkeit eines Nicht­Bestehens hier größer ist. Dies weist auf ein hohes
Qualitätsdenken hin. Darüber hinaus ist den Produzenten aber auch der betriebliche Nut­
zen der Prüfung sehr wichtig.

5.6 Werte und Wandel des Öko-Landbaus in Beziehung zur Zertifizierung

Ein weiterer Aspekt der durchgeführten Befragung beschäftigt sich mit den grundsätz­
lichen Einstellungen der Öko­Landwirte zum ökologischen Landbau sowie dem wahrge­
nommenen Wandel der Ökozertifizierung aus Sicht der Produzenten.
Abb. 10 zeigt eindeutig, dass sich die befragten Landwirte dem Öko­Landbau verschrie­
ben haben. Bio ist für fast alle Produzenten eine Herzensangelegenheit, und die meisten
würden nicht (wieder) konventionell wirtschaften. Dies trifft insbesondere auf die sehr
lange tätigen Öko­Betriebe zu (vgl. Tab. 2 im Anhang). Darüber hinaus sind die meisten
Landwirte der ökologischen Produktion treu und würden selbst bei dauerhaft niedrigen
Aufschlägen nicht (wieder) konventionell wirtschaften. Allerdings wird auch deutlich,
dass die Einstellung der Landwirte in Bezug auf die Öko­Zertifizierung von den Kosten
abhängt. Bei höheren Preisen für ihre Produkte wären sie der Zertifizierung gegenüber
positiver eingestellt. Die verhältnismäßig hohe Standardabweichung deutet jedoch auf
polare Ansichten zu diesem Thema hin. So wird auch hier ersichtlich, dass die schon lange
ökologisch wirtschaftenden Betriebe noch höher motiviert sind als die Neuumsteller (vgl.
Tab. 2 im Anhang).
Diese insgesamt hohe intrinsische Motivation zur Produktion von ökologischen Pro­

dukten bei den Landwirten sollte sich eigentlich auch im Vertrauen gegenüber den Kolle­
gen wiederfinden. Doch diesbezüglich gibt es kein so klares Meinungsbild. Ein verhält­
nismäßig großer Teil der Befragten ist unsicher, ob sie sich Sorgen über eine zunehmende
Anzahl an Betrügern und „Schwarzen Schafen“ in der Branche machen sollten. Dies deu­
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tet auf eine zunehmende Problematik in Fragen der Reliabilität des Öko­Zertifizierungs­
systems hin.
Die Fragen bezüglich des Wandels der Öko­Zertifizierung zeigen ein konträres Bild

(vgl. Abb. 11). Die Befragten sind sich weitgehend einig, dass die Kontrollen wie auch
die Fachkompetenz der Prüfer in den letzten Jahren besser geworden sind. Dieser Aussage
stimmen insbesondere Unternehmer von größeren Betrieben zu (vgl. Tab. 3, 4 und 7 im
Anhang). Einige wenige Landwirte betrachten jedoch die Verbands­Kontrollen weiter­
hin als effektiver im Vergleich zu denen der Öko­Zertifizierung. Darüber hinaus können
auch nicht mehr alle Produzenten den ursprünglichen Öko­Grundgedanken in der Öko­
Zertifizierung wiederfinden. Landwirte, für die ein Wechsel der Zertifizierungsstelle eher
nicht in Frage kommt, sowie Unternehmer mit längerer Bio­Erfahrung stimmen diesem
Statement vor allem zu (vgl. Tab. 3 und 7 im Anhang). Weiterhin ist auch zu beobachten,
dass die Demeter­Mitglieder der Aussage eher zustimmen als die Bioland­Unternehmer
(vgl. Tab. 5 im Anhang).
In dem Punkt, dass die Bürokratie der Ökokontrolle erheblich zugenommen hat, sind

sich die Landwirte sehr einig. Probanden, die schon länger im ökologischen Anbau aktiv
sind, stimmten diesem Statement stärker zu als Neueinsteiger.

5.7 Entwicklungschancen der Öko-Zertifizierung

Die Entwicklungschancen der Öko­Zertifizierung werden von den Befragten unterschied­
lich eingeschätzt (vgl. Abb. 12). Bezüglich der Kontrolle wird deutlich, dass die Befragten
dieseAufgabe nicht beim Staat sehen.Aber auch eine Kontrolle durch Kollegen oder durch
die Verbände betrachten die Landwirte als nicht ausreichend. Dies wird auch dadurch
deutlich, dass sich ein Teil der Probanden heute nicht mehr alleine auf die Zuverlässigkeit
der Landwirte verlassen möchte. Stattdessen wird ersichtlich, dass sich die Produzenten

Abb. 10. Einstellungen zum ökologischen Landbau
Quelle: eigene Darstellung
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mehrheitlich eine verstärkt beratungsorientierte Ausrichtung der Qualitätssicherung im
ökologischen Landbau wünschen.
Mit dem Zertifizierungssystem in der bestehenden Art sind die Landwirte nur teilweise
zufrieden. Während die Landwirte sich bei der ersten Frage des Fragebogens zur Bewer­
tung der allgemeinen Zufriedenheit mit der Ökozertifizierung noch ziemlich einig sind
(σ = 0,98) (vgl. Abschn. 5.2), polarisiert dieses Ergebnis bei dieser Frage (σ = 1,41) viel
stärker. Auch die Ergebnisse einer Korrelationsanalyse zeigen, dass der Zusammenhang
zwischen den Statements nicht so stark ist (r = ­0,40 bei einem Signifikanzniveau von
0,01), wie man intuitiv vermuten würde. Zwei potenzielle Ursachen könnten diese Unter­
schiede erklären: Zum einen geben die Landwirte bei der ersten Frage noch ziemlich
unbeeinflusst ihre Meinung wider, sodass sich das Antwortverhalten im Rahmen der
Befragung, durch die stärkere Auseinandersetzung mit der Thematik, verändert haben
könnte. Zum anderen ist es möglich, dass die Probanden zwischen der Öko­Zertifizierung
im Allgemeinen (erste Zufriedenheitsfrage) und dem „aktuellen“ System (zweite Zufrie­
denheitsfrage) stärker differenzieren.

6 Zusammenfassung der empirischen Ergebnisse

Im Rahmen der durchgeführten empirischen Studie wurden 126 Landwirte aus Deutsch­
land zur Öko­Zertifizierung befragt. Dabei handelt es sich hauptsächlich um Verbands­
mitglieder (59,5 % Bioland­Betriebe und 15,9 % Demeter­Mitglieder) mit größerer Flä­
chenausstattung (81,5 ha) als dies im Durchschnitt in Deutschland (57,4 ha) der Fall ist.
Die Unternehmen liegen hauptsächlich in Süddeutschland (55,6 %) und für die meisten
(85,7 %) ist die Direktvermarktung der Hauptabsatzweg. Durchschnittlich erhalten die
Öko­Landwirte 54,9 % ihres Gesamteinkommens durch diesen Absatzkanal.
Ein großer Teil der befragten Landwirte (insbesondere die Demeter­Betriebe) kann zu

den Pionieren der Öko­Branche gezählt werden, die schon viele Jahre im Geschäft sind
(durchschnittlich 15,7 Jahre). Trotz dieser langen Zeit ist die Motivation der Probanden,
ökologische Produkte zu produzieren, immer noch sehr stark. 92,8 % der Produzenten
geben an, dass sie nicht konventionell wirtschaften würden.

Abb. 11.Wandel der Öko­Zertifizierung
Quelle: eigene Darstellung
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Insgesamt sind die Landwirte im Vergleich zu anderen Studien zur Akzeptanz von Quali­
tätssicherungssystemen zufriedener mit der Öko­Zertifizierung (14; 5; 24; 25). Dennoch
kann auch nicht von einer hohen Zufriedenheit mit dem System gesprochen werden. Zwar
bewerten die Produzenten das System auf der einen Seite als sehr sinnvoll und wichtig,
auf der anderen Seite sehen sie es aber auch als sehr bürokratisch und teuer an. Dabei
geben die Landwirte an, dass vor allem der bürokratische Aufwand in den letzten Jahren
gestiegen ist und gleichzeitig kaum ein Nutzen für den Betrieb anfällt.
Bei der ersten Hauptfragestellung bezüglich der Wahrnehmung der Verlässlichkeit

des Systems geben die Probanden an, dass sie mit den Prüfern während des Zertifizie­
rungsprozesses sehr zufrieden sind. Ihnen weisen sie ein hohes Maß an Expertenwissen
zu sowie die Fähigkeit, auf dem Betrieb auch tatsächlich die Schwachstellen zu finden.
Allerdings würden sie sich auch wünschen, mehr Informationen während der Prüfung
sowie einen informativeren Prüfungsbericht zu erhalten. Interessanterweise nehmen die
Landwirte ihre Zertifizierungsstelle bzw. Auditoren als sorgfältiger gegenüber anderen
wahr. Demzufolge scheinen aus Sicht der Probanden Unterschiede in der Prüfungsqualität
auf dem Zertifizierermarkt zu bestehen. Dieses Ergebnis spiegelt sich auch darin wider,
dass nicht alle Landwirte davon überzeugt sind, dass die EU­Öko­Zertifizierung auch
wirklich verlässlich ist. So glaubt nur die Hälfte (49,6 %) der Probanden, dass Verstöße
gegen die Richtlinien auffallen. 38,1 % der Produzenten haben sogar Bedenken, dass es
in Zukunft immer mehr „Schwarze Schafe“ in der Bio­Branche geben wird. Insbesondere
die Demeter­Betriebe stehen der Öko­Kontrolle kritischer gegenüber als andere Verbands­
mitglieder. Obwohl die Landwirte insgesamt der Meinung sind, dass die Kontrolleure in
den letzten Jahren an Fachkompetenz und Gründlichkeit dazugewonnen haben, glaubt
dennoch die Hälfte (49,2 %) der Probanden, dass die Verbandskontrolle effektiver ist als

Abb. 12. Entwicklungschancen der Öko­Zertifizierung
Quelle: eigene Darstellung
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die EU­Öko­Zertifizierung. Dementsprechend scheint es bezüglich der Reliabilität der
EU­Öko­Kontrolle noch Verbesserungspotenzial zu geben.
Bei der zweiten Hauptfrage zur zukünftigen Orientierung der EU­Zertifizierung geben

die Landwirte kein eindeutiges Urteil ab. Zwar meinen fast alle Befragten, dass die Kon­
trolle nicht ganz vom Staat übernommen werden sollte, andererseits sehen sie diese Auf­
gabe aber auch nicht wieder bei den Verbänden oder bei Berufskollegen. Stattdessen prä­
ferieren sie eine beratungsorientierte Qualitätssicherung im Öko­Landbau. Diesen Resul­
taten nach müssten die Landwirte eigentlich mit dem aktuellen System der Öko­Kontrolle,
staatlicher Ansatz verbunden mit privatwirtschaftlicher Kontrolle, zufrieden sein. Doch
die Ergebnisse der durchgeführten Befragung können das nicht bestätigen. Demzufolge ist
es umso wichtiger, zu diskutieren, welche politischen Optionen für die zukünftige Weiter­
entwicklung des Systems im Rahmen der neuen EU­Ökoverordnung bestehen.

7 Diskussion zur politischen Weiterentwicklung der
Öko-Zertifizierung

Das zunehmende Branchenwachstum hat die Absicherung der „ökologischen Qualität“
deutlich erschwert und die Branche vor große Herausforderungen gestellt. Waren es in
den frühen Jahren kleine übersichtliche Märkte, auf denen die ökologischen Lebensmittel
abgesetzt wurden, sind es heute globale und anonyme Warenmärkte. Die Glaubwürdig­
keitsproblematik wurde damit verstärkt. Das Verbandssystem, welches auf sozialer Kon­
trolle und intern etablierten Wertvorstellungen basiert, griff auf solchen Märkten nicht
ausreichend.
Mit der Einführung des durch die Öko­Verordnung der Europäischen Union gesetzlich

geregelten Zertifizierungssystems wurden viele der über lange Jahre hinweg etablierten
Verbandsrichtlinien ersetzt. Die Legitimation der Verbände wurde damit brüchig. Gleich­
zeitig zeigte es sich in jüngster Vergangenheit, dass auch das EU­Zertifizierungssystem
Schwierigkeiten hat: Um die zahlreichen, durch die Öko­Verordnung geforderten Prozess­
eigenschaften zur Zufriedenheit der Aufsichts­ und Überwachungsbehörden abzuprüfen,
müssen (zu) viele Einzelaspekte kontrolliert werden. Das System wird aufwendig und
verliert damit an Akzeptanz unter den Landwirten, wie die Ergebnisse der empirischen
Studie gezeigt haben. Die Öko­Produzenten würden eher ein System präferieren, das
durch geringe bürokratische Kosten, einen hohen betrieblichen Nutzen und eine größere
Aufdeckungswahrscheinlichkeit von „Schwarzen Schafen“ gekennzeichnet ist.
Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden – auf Basis der vorgenommenen empi­

rischen Untersuchung – drei Optionen diskutiert, wie sich zukünftig die Qualitätssicherung
im ökologischen Landbau weiterentwickeln könnte. Diese Diskussion ist insbesondere
deshalb wichtig, da im Anschluss an die neue EU­Öko­Verordnung noch keine nationalen
Durchführungsgesetze und ­verordnungen verabschiedet wurden, sodass hier noch poli­
tischer Gestaltungsspielraum besteht.

Option 1: Partizipatives Garantiesystem
Im Rahmen der ersten Option würden die Produzenten die Durchführung der Öko­Kon­
trolle selbst durchführen. Wie aus der Historie ersichtlich wird, eignet sich eine Grup­
pen­ bzw. Verbandskontrolle in Form einer kontinuierlichen Richtlinienentwicklung und
gegenseitiger Kontrolle unter den Mitgliedern für die Qualitätssicherung auf übersicht­
lichen Märkten. Voraussetzung ist jedoch, dass die Sanktionierung mit entsprechenden
Konsequenzen verbunden ist und die Produkte nicht mehr alternativ über das Zertifi­
zierungssystem als „ökologisch“ zu verkaufen sind. Gleichzeitig müssten die Verbände
verstärkt aktiv werden, gemeinsame Wertvorstellungen wieder aufzubauen, da diese einen
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wichtigen Baustein zum Zusammenhalt des Verbandes darstellen. Anhaltspunkte zur Etab­
lierung ethischer Wertvorstellungen kann das Schrifttum zum Wertemanagement bieten
(20; 31; 56). Dabei gehen lautermann et al. (31) bereits explizit auf die Machbarkeit eines
Wertemanagements in der Naturkostbranche ein.
Zwei kritischen Faktoren muss jedoch kontinuierlich entgegengewirkt werden: Der

erste Faktor ist das Branchen­ bzw. Verbandswachstum. So wurde bisher die zunehmende
Zahl ökologisch wirtschaftender Betriebe nicht nur durch Verbandsneugründungen kom­
pensiert, sondern auch durch eine zunehmende Generierung formalisierter Normen bzw.
Richtlinien. Über die Formalisierung der informellen Werte sowie den damit verbundenen
Sanktionsmechanismen ist es möglich, eine größere Zahl von Mitgliedern zu koordinieren.
Dieser Schritt war in der Praxis vor allem aufgrund der vermehrt überregionalen Aktivi­
täten der Verbände erforderlich. Solche Formalisierungsbemühungen untergraben jedoch
vielfach die soziale Kontrolle bzw. Sanktionierung, auf die sich die Verbände gründen:
Zusätzliche extrinsische Motivation (durch formelle Richtlinien, Sanktionsverfahren und
erhöhte Kontrolldichte) verdrängt in zunehmendem Umfang die intrinsische Motivation.
Dieser trade­off zwischen intrinsischer Motivation und externem Kontrolldruck wurde
in den letzten Jahren von frey in der Crowding­Out Theorie (15; 16) ausgearbeitet. Auf
unser Beispiel übertragen bedeutet das: Sobald der Verband seine kritische Größe erreicht,
werden sich Crowding­Effects einstellen, die das System destabilisieren. Dadurch wird
die Kohärenz des Verbands gefährdet und die Aufdeckungswahrscheinlichkeit von betrü­
gerischem Verhalten sinkt.
Der zweite kritische Faktor ist die Marktöffnung eines Verbandssystems einhergehend

mit dem Beitritt einer zunehmenden Anzahl primär ökonomisch motivierter Mitglieder.
Dies ist besonders aus dem Grunde problematisch, da die verbandsspezifischen Wert­
vorstellungen ein wichtiger Baustein des Verbandgefüges sind. Ein entsprechender Wer­
teverlust führt daher zur Entwertung des Verbands und kann im Extremfall mit dessen
Auflösung verbunden sein – insbesondere wenn das Größenwachstum rasch erfolgt. Wert­
vorstellungen und gemeinsame Normen können nur über längere Zeit aufgebaut werden.
Weitere Hinweise, die die institutionelle Umsetzung des informellen Kontrollmechanis­
mus verdeutlichen, finden sich in der Literatur zur Clubtheorie (vgl. 8; 37; 50; 43).
Als alleiniges System der Qualitätssicherung kann somit ein Verbandssystem nur

dann fungieren, wenn das Commitment, die intrinsische Motivation zur verbandsspezi­
fischen Qualitätsproduktion und die gemeinsamen Wertvorstellungen, glaubwürdig zum
Endverbraucher hin kommuniziert werden können. Dies setzt allerdings einen Wandel des
aktuellen Ökomarktes voraus, der insbesondere durch einen Rückzug aus den anonymen
Warenmärkten charakterisiert sein würde – eine Bedingung, die sich nicht mehr realisieren
lässt.
Die Probanden dieser Studie sehen die Sicherstellung der ökologischen Qualität nicht

mehr in den Händen der Verbände. Nur 32,5 % der Landwirte könnten sich vorstellen, dass
die Öko­Kontrolle von Kollegen oder Verbänden ausreichend wäre (vgl. Abschn. 5.7).
Die Aufgabe der Verbände wird somit aus Sicht der Landwirte wahrscheinlich eher in
einem zusätzlichen Labeling und der Interessenvertretung (Lobby­Arbeit) liegen. Für eine
erfolgreiche zukünftige Entwicklung der Verbände ist es daher um so wichtiger, dieseAuf­
gaben auch nach außen hin zu kommunizieren und darüber hinaus exklusive Leistungen
(wie z. B. Beratungsaktivitäten) anzubieten sowie bisherige Trittbrettfahrer als Neu­Mit­
glieder zu gewinnen.
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Option 2: Behördliche Kontrolle
Bei dieser Option wird die Durchführung der Kontrolle nicht mehr in Form eines „Public­
Private­Partnership“ von den privaten Öko­Kontrollstellen unter staatlicher Aufsicht über­
nommen, sondern von einer oder mehreren staatlichen Behörden allein, wie dies z. B. in
Ländern wie Dänemark oder Finnland schon der Fall ist.
Eine kritische Frage bei einer staatlichen Zertifizierung ist die Kostenseite des Systems.

Für eine flächendeckende und umfassende Kontrolle reichen die aktuellen staatlichen
Kapazitäten nicht aus. Die zweite kritische Frage bezieht sich auf die Leistungsfähigkeit
der staatlichen Kontrolle. Den Behörden fehlt es an ausgebildeten und erfahrenen Prüfern.
Anreize zur Effektivitätssteigerung aus eigener Initiative bestehen kaum. Darüber hinaus
steigen für eine lückenlose Sicherstellung komplexer Prozessattribute die Kontrollkosten
sehr bald über die ökonomische Rentabilität hinaus an. Neben diesen Einschränkungen
kommen auch Probleme durch die Rechte der Bundesländer, nationale Grenzen und die
EU hinzu.Aufgrund der Grenzen des föderalen Systems ist dies bereits innerhalb Deutsch­
lands problematisch. Dazu kommt die unterschiedliche Organisation der staatlichen Über­
wachungsbehörden in den Bundesländern. Der Staat kann aufgrund der Ländergrenzen nur
bedingt Druck auf die Verursacher ausüben, häufig bleibt das Handeln reaktiv und trägt
nicht zur grundsätzlichen Lösung des Problems bei. Insgesamt ist die staatliche Kontrolle
der zunehmend globaler werdenden Öko­Branche nicht mehr angemessen.

Option 3: Privatwirtschaftliche Zertifizierung unter behördlicher Aufsicht
Das aktuelle privatwirtschaftliche Zertifizierungssystem in Form eines Public­Private­
Partnership zeichnet sich durch eine Reihe von ökonomischen Vorteilen aus. Zunächst
einmal genügt es dem Prinzip der Verursachergerechtigkeit, da die Kontrollkosten in den
Produktpreis einfließen. Darüber hinaus ist eine privatwirtschaftliche Kontrolle durch die
Ausnutzung von Größenvorteilen bei den Kontrollinstitutionen und demWettbewerb zwi­
schen privaten Prüfern kostengünstiger. Auch ermöglicht eine unternehmerische Lösung
einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess des Zertifizierungssystems, da Öko­Kon­
trollstellen auch eine hohe Qualitätsreputation als Unternehmensziel und ­politik verfol­
gen können. Dies setzt jedoch voraus, dass es den staatlichen Akkreditierungsbehörden
gelingt, einen lauteren Wettbewerb zwischen den Öko­Kontrollstellen zu gewährleisten
und sich vorrangig mangelhaft arbeitenden Stellen zu widmen, statt vielfältige, häufig
nicht kompatible Detailanforderungen an Dokumentation und Kontrolle zu stellen.
Letztlich ermöglicht die privatwirtschaftliche Kontrolle dem Staat, sich auf seine Kern­

kompetenzen in der Regelsetzung und der Systemüberwachung sowie auf die Durchfüh­
rung koordinierter Kontroll­/Monitoringprogramme zu konzentrieren. Mit der Eigenver­
antwortung der Wirtschaft für die Detailkontrolle wächst die Unabhängigkeit von Exe­
kutive und Legislative, was zu einer transparenten Aufgabenteilung und einer größeren
Unabhängigkeit beiträgt und das Verbrauchervertrauen in staatliche Stellen stärkt. Die
Durchführung der Öko­Kontrolle durch private Zertifizierungsstellen bedeutet also nicht
Rückzug des Staates, sondern Konzentration auf das Wesentliche: Stichproben­ und Ver­
dachtskontrollen sowie strikte Sanktionen bei schwerwiegenden Verstößen. Voraussetzung
hierfür ist, dass die privaten Öko­Kontrollstellen nicht lediglich als Erfüllungsgehilfen
staatlicher Behörden betrachtet werden, sondern ihnen ein eigener Gestaltungsspielraum
in der Öko­Zertifizierung zugestanden wird.
Fast alle der befragten Landwirte stimmen der letztgenannten Aufgabenteilung zwi­

schen Staat und privaten Öko­Kontrollstellen zu. Nur 8,7 % favorisieren eine Öko­
Kontrolle, die ganz vom Staat übernommen würde (vgl. Abschn. 5.7). Das ist eine sehr
klare Zustimmung für die private Zertifizierung und unterstreicht die Befürchtungen der
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Landwirte, dass mit zunehmender staatlicher Kontrolle die bürokratischen Kosten steigen
werden.
Der Vergleich der drei vorgenannten Optionen zeigt, dass der Fortführung und Weiter­

entwicklung des bestehenden Öko­Kontrollsystems in Form von privatwirtschaftlich orga­
nisierten Öko­Kontrollstellen bei staatlicher Aufsicht unter Effektivitäts­ und Effizienz­
gesichtspunkten der Vorzug gegeben werden sollte. Die novellierte EG­Öko­Verordnung
kann allerdings so interpretiert werden, dass diese einem solchen System enge Schranken
setzt. In der nationalen Ausgestaltung sollten daher die zur Verfügung stehenden Möglich­
keiten genutzt werden, das bestehende System beizubehalten und unter Berücksichtigung
folgender Aspekte fortzuentwickeln:

Verstärkte Risikoorientierung der Inspektionen
Um ein effektives und effizientes Kontrollsystem (gutes Kosten­Nutzenverhältnis mit
gleichzeitig hoher Aufdeckungswahrscheinlichkeit von „Schwarzen Schafen“) zu entwi­
ckeln, sollte ein risikoorientierter Ansatz im Vordergrund stehen. Anregungen hierzu fin­
den sich in der Wirtschaftsprüfung (29; 35; 59), in den Ergebnissen, die im Rahmen eines
Forschungsprojektes zur Schwachstellenanalyse des Öko­Zertifizierungssystem erarbeitet
wurden (17), Resultaten eines EU­Forschungsprojektes (52) und in einem Beitrag zur
risikoorientierten Prüfung in Zertifizierungssystemen der Land­ und Ernährungswirtschaft
(39; 40). Ein erster Schritt muss hierzu das Abschätzen und Evaluieren der Fehler­ und
Entdeckungsrisiken im System sein. Darauf basierend können Unternehmen im Hinblick
auf Prüfungsintensität, Prüfungshäufigkeit und Produktbereiche weiter differenziert wer­
den. Grundlage hierfür müssen entsprechende Informations­ und Steuerungssysteme zur
kontinuierlichen Bewertung undWeiterentwicklung der Kriterien sein. Eine umfangreiche
neutral verwaltete Datenbank kann diesbezüglich ein erster Schritt sein (41). Damit die
Verlässlichkeit des Systems besser überprüft werden kann, sollten zertifizierungs­
stellenübergreifend stärker unangekündigte risikoorientierte Stichprobenprüfungen durch­
geführt werden. Letztendlich ist es für die erfolgreiche Etablierung dieses Kontrollsystems
notwendig, die Ausbildung (z. B. spezielle Bachelor­Studiengänge) sowie die Selbstver­
antwortung (z. B. Haftungsbedingungen) der Prüfer zu verbessern bzw. zu erhöhen.

Ausbau der Beratung
Während die befragten Öko­Produzenten eine rein staatliche wie auch eine verbandsorien­
tierte Kontrolle ablehnen, präferiert der größte Teil (79,4 %) eine informationsorientierte
Öko­Kontrolle (vgl. Abschn. 5.7) und wünscht sich eine stärkere Beratung.
Hierbei muss berücksichtigt werden, dass die befragten deutschen Landwirte bei Bedarf

auf ein umfassendes Beratungsangebot zurückgreifen können. Solche Beratungsstrukturen
stehen jedoch in Ländern außerhalb der Europäischen Union, aus denen ein zunehmender
Teil der Öko­Lebensmittel nach Deutschland importiert wird, nicht zur Verfügung. Viele
Öko­Produzenten erhalten vor der Erstzertifizierung kaum eine Grundberatung.
Insgesamt ist eine Kombination der beiden Systeme (Beratung und Kontrolle) eine

sinnvolle Ergänzung. Schnittstellen und Kontrolllücken des formalen und risikoorien­
tierten Kontrollsystems könnten durch den beratungsorientierten und motivierenden
Ansatz geschlossen werden, der darauf abzielt, betrügerisches Verhalten durch das Etab­
lieren vonWertvorstellungen zu minimieren. Eine ausreichende Grundinformation schützt
zudem vor Richtlinienübertretungen aus Unkenntnis. Das Zertifizierungssystem sichert
den Standard dagegen hinsichtlich klar definierter Prüfkriterien ab und schützt vor Tritt­
brettfahrern.
Aus diesem Grund ist zu fordern, dass eine Öko­Zertifizierung ohne vorangegangene

umfassende Grundberatung nicht möglich sein darf.
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Zusammenfassung

Um den verändertenAnforderungen des ökologischen Marktes gerecht zu werden (z. B. zunehmende
Internationalisierung), hat sich derAgrarrat im letzen Jahr (28. Juni 2007) auf eine neueVerordnung zur
Produktion und Kennzeichnung von ökologischen Produkten verständigt (VO (EG) Nr. 834/2007).
Die Öko­Kontrolle soll zukünftig europaweit durch staatliche Behörden durchgeführt werden, die
nur „genau beschriebene Aufgaben“ an private Öko­Kontrollstellen übertragen dürfen. Insgesamt
kann die Neuregelung als deutlicher Schritt zu einem vermehrt staatlichen und formalen Kontroll­
system betrachtet werden. Dieser institutionelle Wechsel bildet die Ausgangsbasis dieses Beitrages,
der auf eine Befragung von 126 deutschen Öko­Landwirten beruht.
Im Mittelpunkt der empirischen Untersuchung stehen dabei zwei Hauptfragen: Zum einen wird

die Wahrnehmung der Verlässlichkeit des Kontrollsystems aus Sicht der Landwirte untersucht. Zum
anderen werden die potenziellen politischen Entwicklungsoptionen der Öko­Kontrolle betrachtet.
Die zweite Fragestellung ist insbesondere deshalb wichtig, da im Anschluss an die neue EU­Öko­
Verordnung noch keine nationalen Durchführungsgesetze und ­verordnungen verabschiedet wurden,
sodass hier noch politischer Gestaltungsspielraum besteht.
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass der größte Teil der Landwirte mit dem aktuellen

Zertifizierungssystem zufrieden ist. Allerdings kritisieren sie die steigenden bürokratischen Kosten
und den geringen betrieblichen Nutzen des Systems. Bezüglich derWahrnehmung der Verlässlichkeit
des Systems geben die Probanden zwar an, dass sie mit den Prüfern während des Zertifizierungspro­
zesses sehr zufrieden sind, dennoch hat über ein Drittel der Landwirte Bedenken, dass es in Zukunft
immer mehr „Schwarze Schafe“ in der Bio­Branche geben wird. Bei der zweiten Hauptfrage zur zu­
künftigen Orientierung der EU­Zertifizierung geben die Landwirte kein eindeutiges Urteil ab. Zwar
meinen fast alle Befragten, dass die Kontrolle nicht vom Staat übernommen werden sollte. Ande­
rerseits sehen sie diese Aufgabe aber auch nicht wieder bei den Verbänden oder bei Berufskollegen.
Stattdessen präferieren sie eine beratungsorientierte Qualitätssicherung im Öko­Landbau.
Aus politischer Sicht sollte daher der Fortführung und Weiterentwicklung des bestehenden Öko­

Kontrollsystems in Form von privatwirtschaftlich organisierten Öko­Kontrollstellen unter staatlicher
Aufsicht der Vorzug gegeben werden. Diese Entwicklung sollte dabei durch einen Ausbau der Bera­
tung und eine verstärkte Risikoorientierung während der Inspektionen erfolgen.

Summary

The organic certification in Germany from the vantage point of the producers:
proposals for policy development

Last year (18th June 2007) theAgriculture and Fisheries Council of the EU agreed upon a new council
regulation (EC No. 834/2007) on production and labelling of organic products to meet the changing
requirements (e.g. increasing internationalisation) for the organic market. In the future control and
certification of the organic sector will be taken over by public authorities throughout Europe. They
will only pass on exactly specified tasks to private organic certification bodies. Altogether the new
regulation can be seen as a more state­run and formal control system. The starting point for this paper
is the described institutional change of the organic certification system. This study was based on a
survey of 126 German organic farmers.
The empirical study focuses on two main questions: on the one hand the farmers’ perception

of the reliability of the certification system and on the other hand the potential of policy develop­
ment options for the organic certification system. The potential of the system is particularly crucial,
because the national executive laws have not yet been determined and a wide political scope still
exists.
The results of the survey show that the majority of the farmers are pleased with the current certi­

fication system, but they criticise the increasing bureaucratic costs and the low operational benefits.
The interviewees say that they are satisfied with the inspectors’work during the certification process;
however, one­third of the farmers believe that the percentage of black sheep in the organic business
will increase. These results show the contradictory perception of the reliability of the certification
system. The farmers do not have any certain or definite opinion on the future orientation of the EU
Certification process. The majority agree that neither state control nor control by private organisa­
tions is the right solution. They instead prefer the idea of a consultancy­orientated scheme to insure
quality for organic farming.
From the political point of view, the current system, i. e. private certification bodies under state

control, should be continued and further developed. In addition to this, the aim should also be to
extend consulting services and implement a higher risk orientation during the inspections.
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Résumé

La certification dans le domaine de la production biologique en Allemagne du point de vue des
producteurs: Propositions d’actions pour le développement du système

Afin de satisfaire aux nouvelles exigences du marché biologique (par exemple tendance vers
l’internalisation) le Conseil des ministres de l’Agriculture a arrêté l’année dernière (le 28 juin 2007)
un règlement relatif à la production biologique et à l’étiquetage des produits biologiques (règlement
(CE) no 834/2007). A l’avenir, le contrôle biologique devra être réalisé partout en Europe par des
autorités publiques qui ne pourront déléguer à des organismes de contrôle privés que des tâches « qui
ont fait l’objet d’une description précise ». La nouvelle réglementation est un net progrès sur la voie
de l’établissement d’un système de contrôle plus formel et mis en œuvre par les pouvoirs publics.
Ce changement institutionnel constitue le point de départ de ce rapport de recherche basé sur une
enquête menée auprès de 126 agriculteurs biologiques allemands.
L’étude empirique est concentrée sur deux questions principales: La première porte sur la percep­

tion de la fiabilité du système de contrôle par les agriculteurs. La deuxième a trait aux options poten­
tielles du développement politique du système de contrôle de la production biologique. Ce dernier
point est très important car après l’arrêt du nouvel règlement européen sur la production biologique
il n’y a pas encore de lois ou de règlements d’application au niveau national de sorte qu’il existe
encore des marges de manœuvre politiques dans ce domaine.
Les résultats de l’étude montrent que la plupart des agriculteurs sont contents du système de

certification actuel. Toutefois, ils déplorent que les coûts administratifs augmentent et que l’utilité
opérationnelle du système reste petite. Quant à la perception de la fiabilité du système, les partici­
pants à l’enquête déclarent être pleinement satisfaits du travail des contrôleurs pendant le processus
de certification mais en même temps, plus de deux tiers des agriculteurs concernés ont peur que le
nombre d’escrocs dans le secteur de la production biologique ne cesse d’accroître. L’attitude des
agriculteurs à l’égard de l’orientation future de la certification européenne est équivoque : Quasiment
toutes les personnes interrogées se prononcent contre une réalisation des contrôles par l’État mais
ne veulent pas non plus que des associations ou des collègues soient de nouveau chargés de ces
tâches. Elles préfèrent plutôt un modèle axé sur des activités de conseil pour assurer la qualité dans
la production agricole biologique.
Du point de vue politique, le système de contrôle actuel, c’est­à­dire avec des organismes de

contrôle privés placés sous la surveillance de l’État, devrait continuer à être appliqué et développé.
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Anhang: Analyseergebnisse

Tabelle 2. Eigenschaften nach Betriebsalter

Junge Betriebe
(1-10 Jahre)

Mittelalter
(11-20 Jahre)

Sehr alte
Betriebe (>20
Jahre)

Gesamt

N = 37 N = 56 N = 32 N = 125

μ σ μ σ μ σ μ σ

Betriebsalter*** 6,81 2,32 15,45 2,54 26,53 7,41 15,73 8,49

Alter der Betriebsleiters* 45,29 7,09 42,88 7,84 48,73 8,25 45,03 8,04

Betriebsgröße (ha)* 28,97 28,21 138,35 298,04 41,38 46,23 81,11 206,84

Umsatzanteil der Direkt­
vermarktung*

48,33 35,39 51,36 32,23 68,33 28,66 55,27 32,96

1)Kompliziert/einfach* 3,00 1,33 3,68 1,59 3,03 1,26 3,31 1,46
2)Die heutige Ökozerti­
fizierung hat nichts mehr
mit dem ursprünglichen
Öko­Grundgedanken zu
tun.***

­0,47 1,54 0,87 1,75 0,81 1,89 0,46 1,82

2)Die Bürokratie der Öko­
Kontrolle hat mächtig
zugenommen.*

1,65 1,48 2,29 1,07 2,16 1,17 2,06 1,25

2) Ich würde nie konventio­
nell wirtschaften.***

1,78 1,40 2,40 0,97 2,75 0,62 2,31 1,11

2)Wenn die Biopreise höher
wären, wäre ich der Öko­
Zertifizierung gegenüber
positiver eingestellt.*

1,54 2,16 2,27 1,48 2,63 1,10 2,14 1,67

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = 1 = Trifft voll und ganz zu, 2 = Trifft zu, 3 = Trifft überwiegend zu, 4 = Teils/teils,
5 = Trifft überwiegend zu, 6 = Trifft zu, 7 = Trifft voll und ganz zu;

2) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung
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Tabelle 3. Betriebsgröße

Kleine
Betriebe (1-10

ha)

Mittelgroße
Betriebe
(11-50 ha)

Sehr große
Betriebe
(>50 ha)

Gesamt

N = 32 N = 50 N = 42 N = 124

μ σ μ σ μ σ μ σ

Betriebsgröße
(ha)***

5,41 2,91 28,06 12,02 203,10 322,54 81,50 206,04

Umsatzanteil
der Direktver­
marktung***

69,35 33,26 56,83 32,44 39,54 28,20 54,80 33,25

1)Gegenüber anderen
Kontrolleuren ist
unser Kontrol­
leur wesentlich
sorgfältiger in der
Prüfung.*

0,77 1,63 0,61 1,59 0,90 1,42 0,74 1,54

1)Der Kontrolleur hat
weniger Fachkom­
petenz als früher.*

­0,58 1,65 ­1,00 1,37 ­1,48 1,06 ­1,06 1,39

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung

Tabelle 4. Eigenschaften nach Bundesländern

Norddeutschland Süddeutschland Gesamt

N = 56 N = 70 N = 126

μ σ μ σ μ σ

Betriebsgröße (ha)* 133,71 297,60 39,88 49,95 81,50 206,04
1) Der Kontrolleur gibt mir
nebenbei gute Tipps.**

0,89 1,66 0,07 1,64 0,44 1,69

1)Der Kontrolleur war sehr
genau.*

1,45 1,28 1,86 1,01 1,67 1,15

1)Wenn ich mich mal nicht an
die Richtlinien halte, wird das
dem Kontrolleur auffallen.**

0,83 1,67 1,54 1,21 1,23 1,47

1)Der Kontrolleur hat weniger
Fachkompetenz als früher.*

­1,36 1,24 ­0,78 1,44 ­1,04 1,38

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung
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Tabelle 5. Eigenschaften nach Verbandsmitgliedschaft

Bioland Demeter Sonstige Gesamt

N = 75 N = 20 N = 31 N = 126

μ σ μ σ μ σ μ σ

Betriebsalter*** 14,78 7,19 22,40 9,10 13,68 9,12 15,73 8,49
1)Wichtig/unwichtig** 1,59 1,10 2,55 1,88 1,45 0,85 1,71 1,25
2)Die Zertifizierung gibt mir
manch einen nützlichen
Hinweis für mein betrieb­
liches Management.*

0,05 1,58 ­0,75 1,37 ­0,61 1,69 ­0,24 1,61

2)Verstöße gegen die Richt­
linien fallen auf.*

0,34 1,46 ­0,40 1,23 0,58 1,36 0,28 1,42

2)Die heutige Ökozertifizie­
rung hat nichts mehr mit
dem ursprünglichen Öko­
Grundgedanken zu tun.*

0,28 1,79 1,45 1,50 0,17 1,93 0,44 1,83

2)Wenn die Preise nicht wie­
der anziehen, dann werde
ich weiter konventionell
wirtschaften.**

­2,65 0,66 ­2,65 0,49 ­2,00 1,59 ­2,48 1,00

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = 1 = Trifft voll und ganz zu, 2 = Trifft zu, 3 = Trifft überwiegend zu, 4 = Teils/teils,
5 = Trifft überwiegend zu, 6 = Trifft zu, 7 = Trifft voll und ganz zu;

2) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung



533Öko-Zertifizierung – Handlungsvorschläge zur politischen Weiterentwicklung

Tabelle 6. Eigenschaften nach Zertifizierungsstellen

ABCert Kontrollverein GfRS Sonstige Gesamt

N = 66 N = 12 N = 11 N = 29 N = 118

μ σ μ σ μ σ μ σ μ σ

Betriebsgröße

(ha)**
51,62 63,70 63,50 55,11 10,27 13,26 200,96 403,02 84,97 212,57

1)Wichtig/un­

wichtig*
1,57 1,12 2,58 1,83 1,27 0,65 1,52 0,87 1,63 1,16

2)Heute würde

ich nicht mehr

auf Ökoland­

bau umstel­

len.*

­2,53 0,83 ­2,50 0,80 ­2,82 0,40 ­1,97 1,43 ­2,42 1,01

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = 1 = Trifft voll und ganz zu, 2 = Trifft zu, 3 = Trifft überwiegend zu, 4 = Teils/teils,
5 = Trifft überwiegend zu, 6 = Trifft zu, 7 = Trifft voll und ganz zu;

2) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung
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Tabelle 7.Wechselbereitschaft der Öko-Landwirte

Hohe
Wechselbereit-

schaft

Geringe
Wechselbereit-

schaft

Keine
Wechselbereit-

schaft

Gesamt

N = 31 N = 24 N = 71 N = 126

μ σ μ σ μ σ μ σ
1) Unbürokratisch/bürokra­
tisch.*

5,58 1,65 5,50 1,35 4,80 1,72 5,13 1,67

2) Die Zertifizierung gibt mir
manch einen nützlichen
Hinweis für mein betrieb­
liches Management.*

­0,61 1,76 ­0,71 1,60 0,08 1,48 ­0,24 1,61

2) Der Kontrolleur war Ex­
perte auf dem Gebiet des
ökologischen Landbaus.**

1,03 1,73 1,08 1,28 1,87 1,05 1,52 1,34

2) Der Kontrolleur gibt mir
nebenbei gute Tipps.*

­0,23 1,84 0,17 1,59 0,82 1,57 0,44 1,69

2) Der Kontrolleur war sehr
genau.**

1,29 1,55 1,38 1,21 1,94 0,83 1,67 1,15

2) Der Prüfbericht ist infor­
mativ.**

0,27 1,64 0,00 1,72 1,00 1,23 0,63 1,49

2) Die heutige Ökozertifizie­
rung hat nichts mehr mit
dem ursprünglichen Öko­
Grundgedanken zu tun.*

1,13 1,86 0,50 1,85 0,13 1,75 0,44 1,83

2) Der Kontrolleur hat we­
niger Fachkompetenz als
früher.**

­0,90 1,37 ­0,35 1,61 ­1,32 1,23 ­1,04 1,38

2) Mit dem aktuellen System
bin ich zufrieden.***

­0,42 1,34 0,00 1,06 0,73 1,40 0,31 1,41

Hohe Wechselbereitschaft = Ich habe schon mehrmals die Kontrollstelle gewechselt, Ich habe
einmal meine Kontrollstelle gewechselt, Ich könnte mir einen Wechsel vorstellen;

geringe Wechselbereitschaft = Ich habe mir noch keine Gedanken gemacht;
keine Wechselbereitschaft = Für mich kommt ein Wechsel eher nicht in Frage, Einem Wechsel
stehe ich ablehnend gegenüber, Ich bleibe meiner Kontrollstelle auf jeden Fall treu;

Signifikanz = *** = p < 0.001, ** = p < 0.01, * = p < 0.05; μ = Mittelwert; σ = Standardabwei­
chung;
1) Skala = 1 = Trifft voll und ganz zu, 2 = Trifft zu, 3 = Trifft überwiegend zu, 4 = Teils/teils,
5 = Trifft überwiegend zu, 6 = Trifft zu, 7 = Trifft voll und ganz zu;

2) Skala = ­3 = Lehne voll und ganz ab, ­2 = Lehne ab, ­1 = Lehne eher ab, 0 = Teils/teils,
1 = Stimme eher zu, 2 = Stimme zu, 3 = Stimme voll und ganz zu

Quelle: eigene Berechnung
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“Agri-Food Business: Global Challenges
– Innovative Solutions”

Ergebnisse des IAMO Forums 2008 in Halle
vom 25. bis 27. Juni 2008

Von thomas glauben, Jon hanf, michael kopsidis, agata pieniadz und klaus reins-
berg, Halle (Saale)

Die globalen Herausforderungen der Agrar­ und Ernährungswirtschaft sowie neuere For­
schungsergebnisse wurden im Juni 2008 im Rahmen einer internationalen wissenschaft­
lichen Konferenz des Leibniz­Institutes für Agrarentwicklung in Mittel­ und Osteuropa
(IAMO), Halle (Saale), diskutiert. Im Einzelnen konzentrierten sich die Übersichts­ und
Einzelvorträge sowie die intensiven Diskussionen auf drei Themen: „Lebensmittelqualität
und Nachhaltigkeit“, „Bioenergie“ und „Neuorientierung der Agrarpolitik“. Im Mittel­
punkt standen die Veränderungsprozesse und Entwicklungsdefizite der Agrar­ und Ernäh­
rungswirtschaft in Mittel­ und Osteuropa sowie Chinas im Kontext der Globalisierung.
Während der wissenschaftliche Diskurs den ersten Tag prägte, diente der zweite vor­

nehmlich dem Gedankenaustausch zwischen Vertretern der Wissenschaft, der Politik und
desAgribusiness. Die Diskussion der aktuellen Forschungsergebnisse im Dialog zwischen
Wissenschaft und Praxis zeigte zukunftsweisende Wege auf, um Strategien der Energie­
versorgung, die auf nachwachsenden Rohstoffen aufbauen, mit dem Ziel der weltweiten
Ernährungssicherung zu vereinbaren und der zunehmenden Flächenkonkurrenz zwischen
Nahrungs­ und Bioenergieerzeugung zu begegnen. Als ein weiteres wichtiges Ergebnis
kristallisierte sich heraus, dass global wirksame anspruchsvollere Qualitätsstandards als
ein Kernelement zunehmender Lebensmittelsicherheit, Partizipation am Welthandel und
Fragen der Einkommenssicherung in Transformations­ und Entwicklungsländern eng mit­
einander verflochten sind. Dabei würden offene Weltagrarmärkte die Entwicklungsper­
spektiven gerade der armen Länder deutlich verbessern.
Auf der Konferenz trafen sich 171 Teilnehmer aus mehr als 20 Ländern. Es über­

wogen dabei Wissenschaftler aus den Schwellen­ und Transformationsländern. Erstmals
nahm auch eine größere Anzahl chinesischer Forscher am IAMO Forum teil. Die meisten
Teilnehmer waren junge erfolgversprechende Nachwuchswissenschaftler, denen die Kon­
ferenz eine wichtige Plattform zur Diskussion ihrer Forschungsergebnisse bot.
Beide Konferenztage wurden von einer Plenarveranstaltung eingeleitet. Ausgewiesene

wissenschaftliche Experten und Führungskräfte internationaler Organisationen, wie der
FAO und der EU, legten auf den Plenarsitzungen bezogen auf die drei Kernthemen des
IAMO Forum 2008 die Handlungsagenda der internationalen Agrar­, Entwicklungs­ und
Forschungspolitik für die nächsten Jahre dar. Aus sehr unterschiedlicher Perspektive ana­
lysierten in der ersten Plenarveranstaltung das Thema „Lebensmittelqualität und Nachhal­
tigkeit“ drei Hauptredner:keithWiebe, Chef des „ComparativeAgricultural Development
Service“ der FAO, spencer J. henson von der University of Guelph in Kanada und der
ehemalige niederländische Landwirtschaftsminister und Präsident des EU­Ministerrates
cees p. veerman von der Universität Wageningen. Die Vortragenden boten einen Über­
blick über die wichtigsten Trends auf den Weltagrarmärkten sowohl aus Sicht der Ent­
wicklungsländer als auch der aufstrebenden Schwellen­ und etablierten Industrieländer.
Stehen gerade die ärmsten Länder vor wachsenden Problemen in ihrer Ernährungssiche­
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rung, so stellt in den Schwellen­ und Transformationsländern die Lebensmittelqualität ein
Topthema der öffentlichen Diskussion, Politik und Ernährungswirtschaft dar.
Nach Ansicht von keith Wiebe und cees p. veerman erschweren – neben sich ver­

schlechternden Umweltbedingungen im Zuge der Klimaerwärmung – auch Entwick­
lungen auf den Weltmärkten gerade in den ärmsten Ländern eine ernährungssichernde
Agrarpolitik. Es gäbe zwar weltweit genug Nahrung, doch verschärften vor allem der
Bioenergieboom und der Agrarprotektionismus der Industrieländer das weltweite Umver­
teilungsproblem. Im Gegensatz zu vergangenen Jahren müsse in der Entwicklungspolitik
für die ärmsten Länder der Landwirtschaft und dem vernachlässigten ländlichen Raum
wieder höchste Priorität zukommen. Eine nachhaltige Steigerung der eigenen Agrarer­
zeugung bei gleichzeitigem Erhalt kleinbäuerlicher Landwirtschaft sei dabei vorrangig
für die Ernährungssicherung. Neben der Ernährungssicherung spielt weltweit auch die
Lebensmittelqualität eine immer größere Rolle. Gegenwärtig äußert sich dies vor allem in
der wachsenden Bedeutung internationaler privater und branchenübergreifender Standards
für Nahrungsmittel, wofür laut spencer J. henson „…das zunehmende globale Agieren
der Handelsketten verantwortlich ist“. Besonders in den Schwellen­ und Transformati­
onsländern entwickelt sich dynamisch eine breite, westlich orientierte Mittelschicht mit
wachsenden Ansprüchen an die Lebensmittelqualität. Zunehmende Konsumentensouve­
ränität ist eine wichtige Triebkraft für das marktorientierte Verhalten aller Akteure in den
Wertschöpfungsketten und trägt zum erfolgreichen Strukturwandel in vielen Transforma­
tionsländern bei. Auch Entwicklungsländer sollten diesen Trend als Chance nutzen, da sie
– so spencer – bei offenen Märkten von hohen Qualitätsstandards profitieren können, wie
sich am Beispiel Kenias eindrucksvoll nachweisen lässt. Solche Effekte können aber erst
auf breiter Front ihre Wirkung entfalten, wenn der Agrarprotektionismus in den Industrie­
ländern im Zuge der Doha­Runde abgebaut wird.
Am zweiten Tag widmeten sich die Plenarvorträge dem Thema Bioenergie. Deutlich

trat dabei zutage, dass gerade bei Fragen der Auswirkungen agrarpolitischer Maßnahmen
auf den Klimawandel noch erheblicher Forschungsbedarf besteht und bei der Gestaltung
ökonomisch und ökologisch nachhaltiger Politikmaßnahmen zentrale Fragen weiterhin
offen sind und großer Handlungsbedarf besteht. alois heissenhuber von der TU Mün­
chen, Mitglied desWissenschaftlichen BeiratesAgrarpolitik beim BMELV, wies beispiels­
weise darauf hin, dass nach dem Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates die derzei­
tige Förderung der Bioenergie Anlass zu Kritik gibt. Die massive Subventionspolitik der
Bundesregierung sei zu wenig zielgerichtet und fördere auch wenig effiziente Formen
der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen. Sie führe in ihrer jetzigen Form
nur zu einer weiteren Verzerrung der Märkte und forciere noch erheblich die Flächenkon­
kurrenz zwischen Nahrungs­ und Energieerzeugung. In torsten gabriel, ebenfalls ein
Fachexperte für Bioenergie und Kommunikationsleiter der Fachagentur Nachwachsende
Rohstoffe, fand heissenhuber Widerspruch: „Ohne deutlichen Ausbau der Bioenergie ist
der globale Energiebedarf in Zukunft kaum zu decken“. Auch wenn aussagekräftige Stu­
dien zur Gewichtung einzelner Ursachen für die gegenwärtigen gewaltigen Preissprünge
auf den Agrarmärkten noch fehlen, so herrschte doch Einigkeit unter den meisten anwe­
senden Experten, dass die steigende Inanspruchnahme von Anbauland zur Bioenergie­
gewinnung Druck auf die Lebensmittelpreise ausübt, ohne einen signifikanten Beitrag
zur Energiesicherung leisten zu können. Bioenergietechnologien der zweiten und dritten
Generation, die auf Müll, Zellulose und einer intelligenteren Technik beruhen, könnten die
Konkurrenz umAnbauflächen zwischen Nahrungsmitteln und Kraftstoffen aber abmildern
und somit einen wichtigen Lösungsbeitrag leisten. christian patermann als ehemaligem
Programmdirektor „Biotechnolgy, Agriculture & Food“ der Generaldirektion Forschung
der Europäischen Kommission gelang es eindrucksvoll, die günstigen Perspektiven der
europäischen Forschung in diesem Bereich darzulegen.
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Neben den beiden Plenarsitzungen wurden 30 ausgewählte Papiere an zwei Tagen in
neun Sektionen vorgetragen und diskutiert. Hierunter fiel auch eine China­Sektion, die
von Jack hou, dem Präsidenten der Chinese Economists Society, moderiert wurde. Eine
spezielle Sektion mit eingeladenen Experten zum Thema Agroholdings mit drei Beiträ­
gen, u. a. von dmitri rylko vom „Institute of Agricultural Market Studies“ (IKAR) aus
Moskau und alexeJ lissitsa vom „Ukrainian Business Club“ aus Kiew, fand ebenfalls
statt. Des Weiteren gab es eine eigene Veranstaltung zu Ehren von klaus frohberg mit
zwei geladenen Vortragenden, csaba csáki von der Corvinus­Universität Budapest und
gerhard schiefer von der Rheinischen Friedrich­Wilhelms­Universität Bonn. Ergänzend
zu den Vortragssektionen wurden noch 41 Poster auf zwei Postersitzungen präsentiert.
Die Vorträge in den einzelnen Sektionen führten die Problemstellungen der beiden

Plenarveranstaltungen näher aus und befassten sich im Einzelnen mit Fragen der Stan­
dardisierung, des Wettbewerbs, struktureller Veränderungen in den Wertschöpfungsketten
und der Bioenergie. Neben reinen Fallstudien fanden sich viele Beiträge, die innova­
tive methodisch­theoretische Aspekte mit empirischen Untersuchungen verbanden. In der
ersten Sektion zu China kommt eine ökonometrische Studie der Autoren zhong und chen
am Beispiel von Pflanzenöl zu dem Ergebnis, dass eine Kennzeichnungspflicht für gene­
tisch veränderte Produkte bei chinesischen Konsumenten zu schwachen, aber dennoch
statistisch signifikanten Absatzrückgängen führt. Insbesondere trifft dies für einkommens­
stärkere Haushalte zu. Der Beitrag von sun, knerr und kuhn prognostiziert anhand inter­
aktiver partieller Gleichgewichtsmodelle, dass der WTO­Beitritt Chinas für sich genom­
men auch in Zukunft keine starkenAuswirkungen auf die chinesischeWeltmarktnachfrage
nach proteinhaltigem Futtermehl haben dürfte.
Die zweite Sektion „Compliance and Standardization“ beschäftigte sich mit Fragen der

Einhaltung von Regeln in Bezug auf Produktions­ und Produktstandards. Als wichtigstes
Ergebnis der beiden vornehmlich theoretisch­methodischen Beiträge von herzfeld mit
Jongeneel und hirschauer mitmartino bleibt festzuhalten, dass Wirtschaftssubjekte sich
(bei entsprechenden sozialen Normen) meist ehrlicher verhalten als in neoklassischen
Modellen vorhergesagt. herzfeld und Jongeneel vergleichen dabei in ihrer Studie
„Economics of Compliance: A Review of Theories and an Application to Agriculture“
unterschiedliche soziologische, psychologische und ökonomische Ansätze, um regelkon­
formes Verhalten bei Informationsasymmetrie zu begründen. Zwei konkrete Fallstudien
untersuchten die Bedeutung von Schlüsseltechnologien für die Lebensmittelqualität und
­sicherheit in Mittel­ und Osteuropa (bakucs, fertö und havas) sowie den Beitrag von
Innovationen für die Entwicklung einer nachhaltigen Wertschöpfungskette für Schweine­
fleisch in der EU (niJhoff-savvaki, trienekens und omta).
„Sector Competition“ war der Titel der dritten Sektion. Eine vergleichende Studie zur

innereuropäischen Wettbewerbsfähigkeit der Ernährungsindustrie in den neuen Mitglied­
staaten der EU von harre und pirscher, die auf dem Structure­Conduct­Performance­
Ansatz aufbaut, belegt deren, im europaweiten Vergleich, durchschnittliche Profitabilität
bei vergleichsweise niedriger Arbeitsproduktivität. Ihren Ergebnissen folgend verfügen
Polen und die beiden baltischen Staaten Lettland und Litauen über die leistungsfähigste
Ernährungsindustrie aller neuen mitteleuropäischen EU­Mitgliedstaaten. Weitere Vorträge
behandelten die Perspektiven der russischen und ukrainischen Ernährungsindustrie (yer-
molova und ivanenko sowie zhemoyda, kvasha und pavlenko).
Unter der Überschrift „International Competition“ behandelte die vierte Sektion vor­

nehmlich Fragen der Wettbewerbsfähigkeit im Außenhandel. Dem Beitrag von drabik
und bartova zur Entwicklung des Agraraußenhandels der neuen EU­12 Mitgliedstaaten
folgend hat sich die Exportstruktur von Roherzeugnissen hin zu veredelten Produkten
verschoben. Harmonisierungen der EU­Agrar­ und Handelspolitik im Zuge der Erweite­
rung, graduelle Handelsliberalisierungen sowie umfangreiche Direktinvestitionen in der
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Nahrungsmittelindustrie lassen sich als Ursachen identifizieren. boJnec und fertö zeigten
in ihrem Beitrag zum Handel südosteuropäischer Länder mit der EU, dass der inter­indus­
trielle Handel zwar noch überwiegt, der intra­industrielle Handel über die vergangenen 10
Jahre dennoch deutlich zugenommen hat. Einen methodischen Beitrag zur verbesserten
Messung der Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe am Beispiel der Ukraine
lieferten nivievskyi und von cramon-taubadel in ihrem Beitrag.
Sektion 5 „Pricing Behaviour and Market Structure“ widmete sich ebenfalls der Ana­

lyse von Märkten. vöneki und hockmann wiesen in ihrem theoriegeleiteten ökonome­
trischen Beitrag „Tacit Collusion in the Hungarian Raw Milk Sector“ nach, dass Markt­
macht in der ungarischen Milchwirtschaft gegenwärtig keine große Rolle spielt, aber es zu
geheimenAbsprachen bzw. Kollusionen zwischen den Verarbeitungsunternehmen kommt,
um sich große Teile der Produzentenrente anzueignen. Fragen der optimalen betrieblichen
Getreidevorratshaltung behandelte loy in seinem methodisch ausgerichteten Beitrag „Sci­
entific Assistance in Grain Marketing Decisions“. Seinen Ergebnissen am Beispiel Nord­
deutschlands folgend ergibt sich, dass der Erkenntnismehrgewinn komplexer Algorith­
men zur Erklärung tatsächlicher Entscheidungen (verkaufen oder lagern) gering ist und
der Beitrag wissenschaftlicher Beratung für eine Optimierung der Lagerhaltung somit als
niedrig zu veranschlagen ist. Methodisch ausgerichtet war auch der Beitrag vongoetz und
von cramon-taubadel zur Preistransmission auf dem deutschen Apfelmarkt. Gängige
„Vector Error Correction“­Modelle werden weiterentwickelt, in dem die beschränkende
Annahme eines linearen Preisanpassungsprozesses auch für das langfristige Gleichge­
wicht aufgehoben wird. Die Berücksichtigung nicht­linearer Anpassungsprozesse führt zu
einer Verbesserung der Ergebnisse, besonders wenn saisonale Schwellen­Effekte für die
Preistransmission wichtig sind.
Den agrarischen Faktormärkten widmete sich die sechste Sektion. breustedt und

habermann analysierten in ihrer niedersächsischen Fallstudie die Verteilungswirkung der
GemeinsamenAgrarpolitik der EU (GAP) bei Verpachtungen. Ihre Ergebnisse legen nahe,
dass gerade eine Subventionierung der tierischen Erzeugung zu höheren Pachten führt und
in hohem Maße dem Verpächter zugute kommt. Mit einer Effizienzanalyse kamen lakner
und brümmer in ihrem Beitrag „Determinants of technical efficiency of organic grassland
farming in Germany“ zu dem Ergebnis, dass die technische Effizienz des Biolandbaus von
regionalen Faktoren – wie z. B. Agglomerationseffekten – positiv beeinflusst wird. „Lack
of Finance or Soft Budget Constraints? Empirical Evidence from Ukrainian Agriculture”
war ein Beitrag von zinych und odening, der anhand einer Eulerschen Investitionsglei­
chung nachweist, dass im Gegensatz zu den ersten Transformationsjahren nur noch ein
geringer Teil der ukrainischen Agrarbetriebe in den Genuss sogenannter weicher Budget­
restriktionen kommt.
Sektion 7 „Bioenergy“ behandelte Fragen der Produktion und Vermarktung von Bio­

energie in Russland, Ungarn und der EU. Alle Beiträge betonten, dass von der Bioener­
gienachfrage bedeutende Effekte auf die Landwirtschaft und das Agribusiness ausgehen.
Einen Überblick über neuere Entwicklungen gaben der Beitrag vonmaximov zu Russland
und von krystosiak und chamot zur EU sowie von palkovics und forgács zu Ungarn.
Der Beitrag „Farmers’ reasons for engaging in bioenergy utilisation and their institutional
context: a case study from Germany“ von hinrichs betonte, aufbauend auf Tiefeninter­
views, dass die Ursachen, eine Bioenergieanlage in Betrieb zu nehmen, sehr vielfältig
sind und sich im Zeitablauf wandeln. Dem institutionellen Kontext sowie grundlegenden
Einstellungen zur Bioenergie kommt dabei eine große Rolle zu.
Eine der zentralen strukturellen Veränderungsprozesse in den ernährungswirtschaft­

lichen Wertschöpfungsketten behandelte Sektion 8 „Standardization and Certification“.
Die Gewinner des „Best Paper Award“ sWinnen undvandermoortele entwickeln in ihrem
Beitrag „The Political economy of nutrition and health standards in food markets“ ein
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allgemeines, wohlfahrtstheoretisch fundiertes Modell, um die wichtige Frage zu entschei­
den, in welchen Fällen „Überstandardisierung“ und in welchen „Unterstandardisierung“
vorliegt. Dabei arbeiten sie, argumentierend auf Basis einer gesellschaftlichen und einer
politischen Nutzenfunktion der Regierung, die Unterschiede im optimalen Standardisie­
rungsniveau zwischen einkommensstarken Industrie­ und einkommensschwachen Ent­
wicklungsländern heraus. Eines ihrer wichtigsten Ergebnisse ist, dass das aus der Nut­
zenfunktion der Regierung abgeleitete politisch optimale Standardisierungsniveau mit
zunehmender Entwicklung ansteigt, ohne dass zwingend auch das Niveau der „Überstan­
dardisierung“ zunehmen muss. Mit „Spread of retailer food quality standards: a transition
countries perspective” gelang drescher, grebitus und herzfeld am Beispiel der beiden
privaten Lebensmittelstandards „BRC Technical Food Standard“ und „GlobalGAP“ eine
ökonometrische Fallstudie, die nahelegt, dass für Kleinlandwirte in Transformations­ und
Entwicklungsländern die Einführung privater Qualitätsstandard durchaus mit Nachteilen
verbunden sein kann.gaWron und theuvsens „Certification schemes in the European agri­
food sector: overview and opportunities for Central and Eastern Europe” bietet erstmals
einen nahezu vollständigen, vergleichenden Überblick über die in Mittel­ und Osteuropa
praktizierten Zertifizierungsschemata in der Agrar­ und Ernährungswirtschaft. bezat und
JarzeboWski konnten in ihrer Clusteranalyse für Polen nachweisen, dass die administra­
tiven Anforderungen zur Gewährleistung der Rückverfolgbarkeit für die Ernährungsin­
dustrie kein Problem darstellt, wohl aber für sehr viele Landwirte.
„Verticalization and Marketing“ war der Titel der Sektion 9 und enthielt vier Fallstu­

dien zu Ungarn, Serbien, Bulgarien und Nordindien. Für Ungarn fanden tóth und for-
gács – aufbauend auf einer umfassenden Befragung – keinen eindeutigen Beleg dafür,
dass Gemeinschaftsmarketing den Absatz der betreffenden landwirtschaftlichen Erzeug­
nisse fördert. paus ging für Serbien der Frage nach, ob geschützte geografische Ursprungs­
bezeichnungen für lokale Produkte einen Weg darstellen, um Kleinlandwirten über regio­
nal gebundene Prozesse vertikaler Integration mit Verarbeitungsbetrieben eine verstärkte
Marktpartizipation zu ermöglichen. bachev befasste sich für Bulgarien mit Wegen zur
Steigerung der Marktpartizipation von Milchbauern. Wie auch schon für Serbien wurde
deutlich, dass sichere rechtliche Rahmenbedingungen und öffentliche Unterstützungs­
programme die vertikale Integration von Kleinlandwirten in marktorientierte Wertschöp­
fungsketten fördern. Der Beitrag von singh, Wangshu und prahalad untersucht die Sup­
ply Chain für hochwertige Früchte in Nordindien und sieht im verbesserten Marketing
einen wichtigen Beitrag zur Steigerung der Einkommen der betreffenden Landwirte.
Als eine von zwei speziellen Sektionen präsentierte die „Invited Special Session

on Agroholdings” einen Überblick namhafter Experten über diese landwirtschaftlichen
Megaunternehmen für Russland, die Ukraine und Kasachstan. Der russische Experte
rylko prognostiziert für sein Land, dass bis 2020 ca. 20 Mio. Hektar besten Ackerlandes
von diesen Unternehmen kontrolliert werden dürften. Nach einem mehrjährigen Aufent­
halt in Kasachstan geht Wandel vom IAMO davon aus, dass dort Agroholdings auch als
Reaktion auf nur schlecht funktionierende Faktormärkte mit Schwerpunkt in der Getrei­
deerzeugung weiter expandieren werden. Auch für die Ukraine lässt sich laut der beiden
Fachleute lissitsa und tovstopyat eine beschleunigte Entfaltung dieser Unternehmens­
form beobachten. Zu Ehren von klaus frohberg, dem Gründungsdirektor des IAMO,
gab es eine Sonderveranstaltung mit zwei Vorträgen. csaba csáki sprach über „Competi­
tiveness: Challenges for Central and Eastern European Farmers” und gerhard schiefer
referierte über „Sustainability in Food Networks”
Erstmalig erfolgte 2008 im Rahmen des IAMO Forums die Vergabe des „Best Paper

Award“ sowohl für das beste Papier als auch für das beste Poster. Die Gewinner wurden
vom Organisationskomitee in einem zweistufigen Prozess ermittelt. Zuerst galt es, die
Qualität der eingereichten Papiere zu beurteilen, um im Folgenden den Vortrag und die
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Posterpräsentation zu bewerten. Gewinner des „Paper Award“ waren wie oben bereits
erwähnt thiJs vandermoortele und Johan f. m. sWinnen von der Katholischen Universi­
tät Leuven (Belgien) für ihren Beitrag „The political economy of nutrition and health stan­
dards in food markets“. Der „Poster Award“ ging an tamás mizik von der Corvinus­Uni­
versität Budapest (Ungarn) für seinen Beitrag „Bioethanol: the new tool of surviving?“. Er
analysiert hier in einem komparativen Ansatz die Perspektiven der Bioethanolproduktion
für Ungarn.
Alle Beiträge finden sich unter www.forum2008.iamo.de. Die in einem mehrstufigen

Begutachtungsprozess ermittelten besten neun Beiträge erscheinen 2009 als „Special
Issue“ des internationalen Journals „Outlook on Agriculture“. Weitere zwölf Beiträge, die
ebenfalls in einem Begutachtungsprozess ausgewählt wurden, erscheinen als gedruckter
Tagungsband in der institutseigenen Schriftenreihe Studies on the Agricultural and Food
Sector in Central and Eastern Europe.

Zusammenfassung

Der Beitrag enthält die wichtigsten Ergebnisse des IAMO Forum 2008 „Agri­Food Business: Global
Challenges – Innovative Solutions“, das vom 25. – 27. Juni in Halle (Saale) stattfand. 171 Teilnehmer
aus mehr als 20 Ländern diskutierten wichtige globale Entwicklungen im Agri­Food­Sektor sowie
in seinem ökonomischen und politischen Umfeld. Kernthemen waren Lebensmittelqualität und Nah­
rungssicherheit, Bioenergie und Deregulierung. Ausgewiesene Wissenschaftler und Führungskräfte
internationaler Organisationen wie der FAO und der EU hielten sechs Plenarvorträge. In elf Sek­
tionen und zwei Postersitzungen wurden mehr als 35 Papiere und 40 Poster vorgestellt und diskutiert,
die einen tiefen Einblick in die aktuelle Forschung boten.

Summary

“Agri-Food Business: Global Challenges – Innovative Solutions”
Results of the 2008 IAMO Forum in Halle from 25 until 27 June 2008

The article presents the most important results of the 2008 IAMO Forum on “Agri­Food Business:
Global Challenges – Innovative Solutions” which took place on 25­27 June in Halle (Saale), Ger­
many. 171 participants from more than 20 countries discussed important global developments in the
agri­food sector and its economic and political environment. The forum focused in particular on food
quality and food safety, bio­energy and deregulation. Renowned scientists and leaders of internatio­
nal organisations such as the FAO and the EU held six keynote lectures. 11 sessions and two poster
sessions with more than 35 papers and 40 posters offered deep insights into recent research.

Résumé

« Agri-Food Business: Global Challenges – Innovative Solutions »
Résultats du Forum 2008 de l’IAMO du 25 au 27 juin 2008 à Halle, Allemagne

L’article décrit les principaux résultats du Forum 2008 de l’IAMO (Institut allemand pour le dé­
veloppement agricole en Europe centrale et orientale), organisé du 25 au 27 juin 2008 à Halle, en
Allemagne, autour du sujet: « Agri­Food Business: Global Challenges – Innovative Solutions ».
171 participants originaires de plus de 20 pays ont débattu le développement global du secteur
agro­alimentaire, ses environnements économique et politique et plus spécifiquement des questions
concernant la qualité et la sécurité alimentaires, la bioénergie et la déréglementation. Des chercheurs
reconnus et des dirigeants d’organismes internationaux tels que la FAO et l’UE ont fait six exposés.
Dans onze sessions parallèles et deux présentations de posters plus de 35 documents et 40 posters ont
été présentés et discutés donnant un éclairage détaillé sur les travaux de recherche actuels.
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